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(Beginn um 9.01 Uhr.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich eröffne die 55. Sitzung des Wiener Gemeinderates. 

Entschuldigt für die heutige Sitzung sind GR Dr Aigner, GR Baxant, GR Ekkamp, GR Dr Günther, GRin Mag Kato, GR DDr Schock und GR Woller. 

Für Teile dieses Tages sind mehrere Personen entschuldigt. Ich möchte nur, weil ich es auch in der Präsidialkonferenz erwähnt habe, zwei Personen noch nennen, die zumindest ab zirka Mittag nicht anwesend sein werden. Das sind Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely und Frau GRin Mag (FH) Tanja Wehsely, die aus sehr privaten Gründen, aber die Klubs wissen, warum, entschuldigt sind. 

Bevor wir zur Fragestunde kommen, würde ich Sie, geschätzte Damen und Herren des Gemeinderates, bitten, sich von den Plätzen zu erheben. (Alle Anwesenden erheben sich von ihren Plätzen.) 
Am Mittwoch erreichte uns die traurige Nachricht, dass Bundesrat Harald Reisenberger im Alter von 52 Jahren verstorben ist. Harry, wie wir ihn alle nannten, war ein politisch sehr engagierter Mensch. 

Von 1975 bis 1986 war er Mitarbeiter in der Gewerkschaft Metall, Bergbau und Energie und seit 1986 war er Landessekretär der Wiener Fraktion Sozialdemokratischer GewerkschafterInnen. 

Von 1979 bis 1987 war er in seinem Heimatbezirk Liesing als Bezirksrat tätig, seit 1986 auch Kammerrat in der Wiener Arbeiterkammer. 

Am 27. April 2001 wurde er vom Wiener Landtag in den Bundesrat entsandt und in dieser Funktion hatte er auch vom 1. Jänner dieses Jahres bis 30. Juni den Vorsitz inne, das heißt, er war Präsident des Bundesrates. 

Unser aufrichtiges Mitgefühl gilt insbesondere seiner Gattin, seinen Töchtern und seinen Verwandten. 

Wien verliert mit dem Ableben von Harald Reisenberger einen besonders sozial denkenden, verlässlichen und über die Parteigrenzen hinausgehend geschätzten Vertreter dieses Bundeslandes im Bundesrat. Viele von uns trauern um einen langjährigen Freund. 

Wir werden ihm stets ein ehrendes Angedenken bewahren. (Es wird eine Trauerminute abgehalten.) Ich danke vielmals. 

Wir kommen nun zur Fragestunde. 

Die 1. Anfrage (FSP - 05280-2009/0001 - KGR/GM) wurde von Frau GRin Claudia Smolik gestellt und ist an den Herrn amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Bildung, Jugend, Information und Sport gerichtet. (Die Aufgaben der Wiener Jugendwohlfahrt sind vielfältig, eine wichtige Einrichtung mit unterschiedlichen Funktionen sind die Eltern-Kind-Zentren. Ist daran gedacht, die Aufgabenbereiche der Eltern-Kind-Zentren zu verändern?) 

Bitte, Herr Stadtrat. 

Amtsf StR Christian Oxonitsch: Sehr geehrte Frau Gemeinderätin! 

Zu Ihrer Anfrage betreffend die Eltern-Kind-Zentren kann ich nur sagen, selbstverständlich verändert sich die Jugendwohlfahrt und selbstverständlich verändert sich auch die Aufgabenstellung der Kinder- und Jugendwohlfahrt und aller ihrer Institutionen ständig, weil natürlich auch die gesellschaftlichen Veränderungen einen ständigen Veränderungsprozess notwendig machen. Und gerade die Entwicklung der Jugendwohlfahrt zeigt das in den letzten Jahrzehnten sehr deutlich. Es hat sich selbstverständlich die Jugendwohlfahrt immer wieder verändert und gerade die Wiener Jugendwohlfahrt hat immer klar Stellung bezogen und sich in den letzten Jahrzehnten sehr klar und deutlich als die Kinderschutzinstanz positioniert. Es wurden, gerade ausgehend von den Entwicklungen in der Kinder- und Jugendwohlfahrt in Wien fachliche Standards und auch neue Dokumentationen für die soziale Arbeit entwickelt, und so wird heute klar zwischen freiwilligen Angeboten, Präventions-, und auch Jugendwohlfahrtsmaßnahmen unterschieden. 

In der Entwicklung des Abklärungsverfahrens, also der Gefährdungseinschätzung, war und ist die Wiener Jugendwohlfahrt in Österreich Vorreiter und richtungweisend. Nicht zuletzt auf Grund der erhöhten Sensibilisierung der Bevölkerung und als ein wichtiger Erfolg auch unserer regelmäßigen Kinderschutzkampagnen - und wir haben ja vor Kurzem auch eine solche wieder hier im Gemeinderat gemeinsam beschlossen - verzeichnen wir in Wien einen Anstieg der Meldungen wegen Kindeswohlgefährdungen, weil eben die Sensibilität in der Öffentlichkeit gestiegen ist. 

Für die MAG ELF bedeutet dies, dass die Zahl der Abklärungen wegen Kindeswohlgefährdung ansteigen und damit Hand in Hand auch die Zahl jener Familien, bei denen ein tatsächlicher Unterstützungsbedarf festgestellt wird. 

Um hier möglichst früh ansetzen und den Familien von Beginn an Hilfe anbieten zu können, werden ab 2010 die ambulanten und stationären Unterstützungsangebote in den Eltern-Kind-Zentren verstärkt und ausgebaut. 

Das Aufgabenspektrum der Jugendwohlfahrt ist breit gefächert und umfasst im Wesentlichen drei Handlungsfelder: 

Einerseits unverbindliche und freiwillige Angebote für alle Familien, zweitens Angebote, die präventiv wirken sollen, wenn sich bereits eine schwierige Situation in der Familie abzeichnet, wie es zum Beispiel eine momentane Überforderung der erziehenden Personen wegen einer Trennung vom Lebenspartner oder der Lebenspartnerin oder der Verlust des Arbeitsplatzes sein kann. 

Und gerade dieser Punkt ist natürlich in der derzeitigen, wirtschaftlich schwierigen Situation ein besonderer Fokus auch der Arbeit in der MAG ELF, um hier auf spezielle Herausforderungen auch immer wieder flexibel reagieren zu können. 

Und eine dritte wesentliche Kernaufgabe der Jugendwohlfahrt ist das Einleiten einer Unterstützungsmaßnahme, das Herstellen einer Kooperation mit der Familie, und als letzte Lösung - wenn erforderlich - auch die Herausnahme des Kindes aus der Familie. 

Gerade in den ersten beiden Aufgabenbereichen werden vor allem von den Eltern-Kind-Zentren die entsprechenden Aufgaben wahrgenommen. Den Mitarbeitern vor Ort kommt hier eine zentrale Rolle in der Aufklärungs- und Präventionsarbeit und auch in der Früherkennung von etwaigen Problem- und Risikolagen zu. Gerade diese Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter haben ja sehr oft bereits vor der Geburt den entsprechenden Kontakt zu den Familien und spätestens bei der Übergabe des Wickelrucksackes besteht die Möglichkeit der Kontaktaufnahme mit den jungen Eltern. Dabei setzt die MAG ELF auf Früherkennung als Möglichkeit zur Verhinderung von Krisen und Kindeswohlgefährdungen. 

Und Ziel dieser gesamten Reorganisation ist nun die noch stärkere Etablierung der Eltern-Kind-Zentren als erste Anlaufstelle für Familien bei Fragen und speziellen Problemen des Lebensalltags mit Kindern im Sinne der Primärprävention sowie auch eine Anpassung der Angebote, ausgerichtet auf die Zielgruppe der MAG ELF, nämlich auf die zentrale Zielgruppe der MAG ELF, für in Wien lebende Familien mit Unterstützungs- und Betreuungsbedarf im Sinne der Sekundärprävention. 

Längerfristig sollen diese Maßnahmen mithelfen, die Zahl von Übernahmen von Minderjährigen in die volle Erziehung zu senken, und vor allem natürlich auch die Arbeit in den Bereichen der Gefährdungsabklärung und Unterstützung der Erziehung in den Regionalstellen unmittelbar zu unterstützen. Und daher ist gerade auch eine wesentliche Zielsetzung die Regionalisierung und die regional stärkere Verantwortung der Eltern-Kind-Zentren im Sinne eines flächendeckenden Angebotes in Wien. 

Wir haben dazu auch eine Evaluierung durchgeführt, und im heurigen Jahr ergab diese Evaluation der Angebote der Eltern-Kind-Zentren, dass ein großer Bedarf nach einerseits verstärkter Einzelberatung und andererseits nach einem gezielten Elterntraining für diese besondere Zielgruppe vorhanden ist und hier ein spezieller Bedarf besteht, insbesondere für sozial schwache Familien, denen die bisher bestehenden Programme in den Eltern-Kind-Zentren zu hochschwellig waren. 

Das ist eben gerade auch jene Zielgruppe, die immer wieder spezielle Unterstützung in allgemeinen Erziehungsfragen braucht. Für diese waren spezielle Angebote in den Eltern-Kind-Zentren immer wieder zu hochschwellig, und hier sollen speziell die Angebote verstärkt besetzt werden. Deshalb erfolgte in den letzten Wochen auch die entsprechende konzeptionelle Adaptierung der bestehenden Angebote und die Entwicklung neuer Angebote, insbesondere für Familien, bei denen die SozialarbeiterInnen in der MAG ELF auf Grund ihrer Problemlagen immer wieder auch konkret unterstützend eingreifen müssen. 

In Zukunft wird sich das Angebot der Eltern-Kind-Zentren auf drei zentrale Bereiche konzentrieren: Einerseits ein offenes Angebot zu schaffen, das neben den bereits bestehenden und auch gut frequentierten Angeboten der Elternberatung und den Elternschulen Informationsabende auch für werdende Eltern und auch die sehr beliebten offenen Gruppenangebote für Eltern von Säuglingen und Kleinstkindern beinhaltet. Diese sehr bewährten und gut nachgefragten Elternberatungen, Elternschulen und offenen Gruppenangebote für Eltern mit Säuglingen und Kleinstkindern, so genannte Babytreffs, werden daher ab 1.1.2010 auch weiterhin in allen acht Eltern-Kind-Zentren angeboten werden. 

Darüber hinausgehende spezielle Kursangebote, die in der Vergangenheit nicht so gut besucht waren oder von der speziellen Zielgruppe eben auch nicht entsprechend angenommen wurden, sondern durchaus auch immer als normale Freizeit selbst gesehen wurden, werden in den von der MAG ELF entsprechend finanziell geförderten Bereich von privaten Einrichtungen, wie zum Beispiel den Eltern-Kind-Zentren „Nanaya“ oder „Kind und Kegel“, die ergänzend zu den städtischen Eltern-Kind-Zentren gerade dieses vielfältige Angebot bereits auch jetzt schon bereitstellen, womit unterschiedliche Bedürfnisse gut abgedeckt werden können, verlagert werden. Es gibt hier auch bereits sehr interessante Eigeninitiativen - gerade auch von Eltern - und es stehen selbstverständlich auch hier die Eltern-Kind-Zentren in Zukunft beratend zur Seite, um zu diesen speziellen Angeboten in einem Bereich, der von der MAG ELF finanziell maßgeblich unterstützt wird, die entsprechende Hilfestellung geben zu können. 

Es wird darüber hinaus auch ein gezieltes Beratungsangebot und Elterntraining geben, und das Beratungsangebot von SozialarbeiterInnen, SozialpädagogInnen und –psychologInnen in den Eltern-Kind-Zentren wird ausgebaut und auch ganzheitlicher werden. Es soll in Zukunft verstärkt Beratung zu den Themenbereichen Leben mit Kindern, Erziehungsfragen, Trennung, Scheidung und vor allem auch finanzielle Beratung für Familien und AlleinerzieherInnen angeboten werden. Zu diesem Zweck hat die MAG ELF im Herbst 2009 für die KollegInnen der Eltern-Kind-Zentren auch eine intensive Fortbildung angeboten. Die Eltern-Kind-Zentren sollen noch stärker als bisher zu einer ersten Anlaufstelle für Familien mit Fragen, Sorgen und Nöten aller Art etabliert werden, und das in einem möglichst niederschwelligen Bereich. Da werden vor allem die Elterntrainingsgruppen eine spezielle Rolle spielen, wo Familien die Möglichkeit haben, in einigen Wochen in aufbauenden Trainingseinheiten geschult zu werden. 

Und der letzte wesentliche Bereich der Eltern-Kind-Zentren ist natürlich vor allem auch die aufsuchende und nachgehende Betreuung als spezielles neues Angebot. Wie die Erfahrungen zeigen, haben insbesondere sozial schwache Familien mit gewissen Berührungsängsten und/oder auch Anlaufschwierigkeiten zu kämpfen. Gerade diese Gruppen haben in einzelnen Angeboten nicht jenen entsprechenden für sie persönlich notwendigen Rückhalt gefunden, sodass wir speziell auch diese Zielgruppe mit unseren Angeboten erreichen wollen. Wir haben das ja auch in einem gemeinsam mit den Grünen entwickelten Pilotprojekt zur frühen Förderung von sozial schwachen Familien im 15. Bezirk feststellen können und dieses hat deutlich gezeigt, dass diese Familien durch aufsuchende, nachgehende Betreuung nicht nur gezielt unterstützt werden können, sondern auch erfolgreich an das entsprechende Betreuungs- und Beratungsangebot der Stadt herangeführt werden können, und deshalb erfolgt auch der entsprechende Ressourceneinsatz verstärkt in diesem Bereich. 

Die Kolleginnen und Kollegen in diesem Bereich sollen Familien verstärkt zu Hause besuchen und hierfür wollen wir natürlich auch die entsprechenden Ressourcen bereitstellen. Durch diese bewährten Angebote, wie zum Beispiel eben den schon angesprochenen Ausbau der Einzelberatungen und neue Angebote in den Eltern-Kind-Zentren werden letztendlich durch eine intensive Überarbeitung der Aufgabenstellungen in den Eltern-Kind-Zentren neue Angebote geschaffen. Vor allem aber wird es auch durch die entsprechende Regionalisierung der Arbeit wieder möglich gemacht, dass die Eltern-Kind-Zentren letztendlich nicht von einer Zentrale gesteuert werden, sondern im Einvernehmen mit den Regionalstellen, die ja die regionalen Bedürfnisse durchaus auch besser einschätzen können als die entsprechende zentrale Steuerung, einer tatsächlichen und, wie ich meine, sehr interessanten, spannenden, vor allem aber auch leider Gottes notwendigen Überarbeitung unterzogen werden. Insofern glaube ich, dass die Eltern-Kind-Zentren für die Zukunft die entsprechenden Ressourcen, vor allem aber auch die entsprechenden Rahmenbedingungen haben werden, um auf spezielle Bedürfnisse, gerade auch in einer wirtschaftlich schwierigen Situation, entsprechend gut eingehen zu können. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich danke für den Beginn der Beantwortung, möchte aber die Gelegenheit auch nützen, um unsere Zuhörer auf der Galerie sehr herzlich zu begrüßen. 

Wir haben heute eine Abordnung, sagen wir, Delegation, des SBZ Hammerfestweg hier, und die Kinder und Jugendlichen aus diesem SBZ möchte ich hier ganz besonders begrüßen, aber gleichfalls auch die Teilnehmer am Dienstkurs für Techniker, die auch hier heute uns ihre Zeit widmen und zuhören. Herzlich Willkommen! (Allgemeiner Beifall.) 
Die 1. Zusatzfrage wird von GRin Smolik gestellt. 

GRin Claudia Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Herr Stadtrat, vielen Dank für die ausführliche Antwort, wobei es ein bisschen schwierig war, ihr zu folgen, weil der Lärmpegel sehr hoch war. Ich finde es schade, dass offensichtlich der Arbeit der Jugendwohlfahrt von den anwesenden KollegInnen so wenig Respekt entgegengebracht wird, dass man diese Geräuschkulisse erzeugt hat, sodass ich das noch nachlesen werde, weil es manchmal sehr schwierig war zu folgen. 

Wenn ich Sie richtig verstanden habe, wird es die Babytreffs weiter geben, aber alle anderen darüber hinausgehenden Angebote, die es ja gegeben hat, also Kreativgruppen, Spielgruppen, Lerngruppen über das Babyalter hinaus bis zum Alter der Kindergärten, wird es nicht mehr geben. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Stadtrat! 

Amtsf StR Christian Oxonitsch: Grundsätzlich ist es richtig, dass es flächendeckend in allen Eltern-Kind-Zentren die Babytreffs geben wird und ansonsten sehr stark die Verantwortung letztendlich auch den regionalen Bedürfnissen anzupassen ist. 

Also, es gibt durchaus auch in einzelnen und wird auch in Zukunft in einzelnen Eltern-Kind-Zentren diese Angebote oder ein anderes geben, aber nicht in der entsprechenden Flächendeckung, weil wir gerade auch feststellen konnten, dass viele dieser Angebote gerade von jener Zielgruppe nicht in dem Ausmaß angenommen wurden, die der zentrale Fokus der MAG ELF sind. Es waren durchaus auch beliebte Einrichtungen, aber hier fördern wir ja sehr maßgeblich auch Privatinitiativen in diesem Bereich und hier gibt es auch eine sehr bedürfnis- und bedarfsorientierte Angebotspalette auf dem privaten Sektor, die die MAG ELF ja auch maßgeblich fördert und unterstützt. Was mir aber ganz wichtig ist, das ist, den Fokus auch auf die zentralen Aufgabenstellungen der MAG ELF zu richten und hier geht es letztendlich darum, Familien in schwierigen Situationen primär zu unterstützen, und wir wissen, dass wir hier derzeit auch spezielle Herausforderungen haben, gerade auch auf Grund der angesprochenen wirtschaftlich schwierigen Situation, die gerade für viele Familien eine besondere Belastung darstellt. Wenn es hier die entsprechenden Möglichkeiten gibt, dann wird es immer wieder diese entsprechenden Angebote auch geben können, aber es liegt hier durchaus auch in der Verantwortung der Regionalstellen in Zusammenarbeit mit ihren Eltern-Kind-Zentren, letztendlich Prioritäten festzusetzen. Denn noch einmal, was hier ganz wesentlich ist, es geht hier um eine sehr wichtige Einrichtung im Rahmen des Kinderschutzes in Wien und das ist der zentrale Fokus, das muss auch für die Zukunft immer sichergestellt werden. Und dieser erfolgreiche Weg der MAG ELF und vor allem der engagierten Kolleginnen und Kollegen in diesem Bereich soll auch in Zukunft fortgesetzt werden, damit tatsächlich die Kinder jene Unterstützung und Hilfe bekommen, die sie notwendig haben und letztendlich vor allem auch im Vorfeld die Familie, sodass dann in weiterer Folge vielleicht wesentlich schwerwiegendere Maßnahmen vermieden werden können. Und wir alle wissen, dass das durch aufsuchende Jugendwohlfahrtsarbeit, aufsuchende niederschwellige Angebote besser erzielt werden kann als durch entsprechende sehr hochschwellige Angebote, die immer nur von kleinen Gruppen in Anspruch genommen werden. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. Die 2. Zusatzfrage wird von Frau GRin Riha gestellt. Bitte. 

GRin Monika Riha (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Stadtrat! 

Unsere wichtigsten Stadtbewohnerinnen und -bewohner sind die Kinder, denn sie sind unsere Zukunft. Die beste Investition in unsere Kinder und die besten Bildungschancen, die wir ihnen vermitteln können, vermitteln wir ihnen, indem wir ihre Kindheit und Jugend sichern, und aus meiner Sicht ist der wichtigste Weg dahin Prävention. 

Es gibt in Wien ungefähr pro Jahr 15 000 bis 16 000 Kinder und ich glaube, 8 Eltern-Kind-Zentren. Ich bin der Meinung, das ist für 15 000, 16 000 Kinder zu wenig, um wirklich präventiv Maßnahmen zu setzen. Die Stadt Zürich zum Beispiel setzt auf eine wirklich flächendeckende Elternbildung. Die haben einfach entwickelt, dass alle möglichen Organisationen eine hochwertige Elternbildung, möglichst niederschwellig - das haben ja auch Sie angesprochen, also schon in den Kindergärten, in Zusammenarbeit mit Kinderärzten und so weiter -, also dort wo die Menschen abgeholt werden können, kostenlos anbieten. Das wird auch von der Stadt intensivst beworben, und das wird von der Stadt als Imageprojekt wirklich intensivst vorangetrieben. 

Jetzt ist meine Frage an Sie, - denn ich bin der Meinung, alles, was wir verhindern können, ist jedenfalls sinnvoller, als es nachher zu reparieren – ob Sie sich vorstellen können, dass Sie flächendeckend in Wien Elternbildungsmaßnahmen unterstützen, sodass Eltern diese Maßnahmen auch kostenlos besuchen und da begleitet werden können und können Sie sich vorstellen, auch ein solches Präventionsprojekt flächendeckend in Wien zu initiieren, also umfassende Elternbildung als ersten Schritt zum Schutz der Kinder? 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Stadtrat. 

Amtsf StR Christian Oxonitsch: Es ist ja offensichtlich so, wenn man gewisse Maßnahmen irgendwann einmal als Standard in der Stadt hat, dass sie anscheinend ein wenig in Vergessenheit geraten. Denn gerade auch im Bereich der Elternbildung hat sowohl die MAG ELF ihre Angebotspalette, aber auch viele von der MAG ELF entsprechend geförderte Institutionen haben sie, in sehr unterschiedlichsten Ausprägungen, aber gerade auch zum Beispiel das Hilfswerk – es ist Ihnen ja nicht ganz unbekannt - bieten hier Angebote an, die Kinderfreunde tun das und viele andere Institutionen auch. Die MAG ELF wird in diesem Zusammenhang in ihrem Angebotsportfolio und, wie ich auch gesagt habe, verstärkt in der Zukunft eben gerade diesen Präventivaspekt im Bereich der Eltern-Kind-Zentren abdecken, sodass ich glaube, wir haben hier ein sehr gutes, flächendeckendes Netz. 

Wir wollen das, wie ich in der Anfragebeantwortung gesagt habe, auch verstärken, insofern eben gerade diesen präventiven Charakter, auch vielleicht,, bevor das Kind zur Welt kommt, um hier auch verstärkt feststellen zu können, wo es Familien mit einem erhöhten Betreuungsbedarf gibt, um hier nicht die Ressourcen, die man zur Verfügung hat, möglicherweise falsch einzusetzen. Denn wir wissen, vielfach kommen die Gefährdungsmeldungen ja dann, wenn es de facto zu spät ist und wesentlich härtere Maßnahmen gesetzt werden müssen, und deshalb ist gerade auf diesen Bereich der aufsuchenden, der niederschwelligen Arbeit, aber auch der Elternbildungsarbeit in den Eltern-Kind-Zentren in Zukunft ein verstärktes Augenmerk zu richten, es ist aber auch die Zusammenarbeit und Kooperation mit den vielen engagierten Vereinen in den verschiedenen Bereichen weiterhin fortzusetzen. Und wir haben ja gerade auch im Bereich der MAG ELF über 400 Sozialarbeiterinnen und Sozialarbeiter, 700 SozialpädagogInnen, die auch in Eltern-Kind-Zentren zu einem Teil, aber auch in der aufsuchenden Jugendwohlfahrtsarbeit, ihre Tätigkeit verrichten, sodass ich glaube, dass wir tatsächlich ein sehr gutes Netz haben. Zu verbessern ist es immer, und einen Beitrag dazu wird letztendlich auch die Neuorganisation im Bereich der Eltern-Kind-Zentren liefern. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich danke. Die nächste Zusatzfrage wird vom GR Mag Gudenus gestellt, bitte schön. 

GR Mag Johann Gudenus, MAIS (Klub der Wiener Freiheitlichen): Guten Morgen, Herr Stadtrat! 

Zuerst einmal vielen Dank für Ihre ausführliche Eingangsfragebeantwortung, die ja sehr viele Zusatzfragen eigentlich antizipiert hat und daher fast keine Frage mehr offen bleibt. Ich möchte nun zu meinem Thema der Jugendwohlfahrt zurückkehren, das wir schon vor zwei, drei Jahren angesprochen haben. Die Gemeinde Wien hat ja da für Aufsehen gesorgt, indem auf Plakaten für homosexuelle Pflegeeltern geworben wurde. Meine Frage an sie ist: Wird daran gedacht, dieses auszubauen, nämlich die Tatsache, dass homosexuelle Paare als Pflegeeltern eingesetzt werden? 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Stadtrat. 

Amtsf StR Christian Oxonitsch: Ja, wir werden diesen bewährten Weg auch fortsetzen. (Beifall bei SPÖ und GRÜNEN.) 
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die 4. Zusatzfrage wird von Frau GRin Smolik gestellt. 

GRin Claudia Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Herr Stadtrat! 

Jetzt ist mir schon klar, dass die Zielgruppe in den Eltern-Kind-Zentren eine sehr durchwachsene ist und dass man versucht, an jene heranzukommen, die vielleicht die Angebote bis jetzt noch nicht sehr stark angenommen haben beziehungsweise die immer mehr in Gefahr laufen, mit ihrem Familienleben nicht mehr ganz zu Rande zu kommen, durch welche Gründe auch immer. 

Jetzt haben wir aber auch Menschen, die die Eltern-Kind-Zentren als eine sehr positive Einrichtung wahrnehmen, diese als positiven Kontakt mit dem Jugendamt auch wahrnehmen, es sehr schätzen, in Präventionsmaßnahmen und nicht in Gefahrensituation mit dem Jugendamt in Kontakt zu kommen, sondern eben auch in spielerischer Art und Weise in einer entspannten Atmosphäre, und denen sagt man jetzt in den Regionalstellen: „Danke, ihr könnt ja zu Privaten gehen.“ Jetzt gehören diese Menschen vielleicht auch zu Menschen, die sich private Angebote zum Teil leisten können, aber viele können sich die privaten Angebote, die Sie ja auch angesprochen haben, eben nicht leisten. Was wird jetzt diesen Menschen angeboten, die in diesen Lern-, Spiel-, Krabbel-, Kreativgruppen mit ihren Kindern waren, wenn sie das private Angebot nicht annehmen können, das heißt, überlässt man sie wieder ihrer Einsamkeit mit ihren Kindern, beziehungsweise überlässt man sie ihrem Schicksal und man sagt, okay, ihr seid nicht mehr die Zielgruppe. Was ist die Antwort der Stadt für diese Menschen? 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Stadtrat! 

Amtsf StR Christian Oxonitsch: Also, auf der einen Seite vertraue ich hier sehr stark auf die Kolleginnen und Kollegen in ihren entsprechenden Einschätzungen und entsprechenden Schwerpunktsetzungen. Und wir leben hier immer wieder natürlich auch in einem Widerspruch, in dem von Ihnen einerseits natürlich auch positiv angesprochenen Bereich, dass die Eltern-Kind-Zentren durch ihre freiwilligen Angebote letztendlich auch natürlich eine Außenwirkung erzielen, die auf der einen Seite von Menschen sehr positiv wahrgenommen wird, auf der anderen Seite aber - und das muss man auch selbstkritisch anmerken - durchaus auch von der Zielgruppe dann eben nicht mehr als niederschwellig empfunden wird, weil sich diese Gruppen im Bereich von Gesprächen, die sich dort abspielen, dann auch entsprechend nicht wiederfinden und daher letztendlich für sie eine Hemmschwelle der Inanspruchnahme aufgebaut wird. In diesem Widerspruch befinden wir uns immer und ich verlasse mich darauf, dass hier gerade auch die verstärkte Einbindung und auch letztendlich Verantwortlichkeit in den Regionalstellen auf der einen Seite sicherstellt, dass die entsprechenden Personen die entsprechenden Angebote und auch Hilfestellungen bekommen, zum Beispiel in der Zurverfügungstellung von Räumen. Wir wissen, dass wir in einzelnen Babytreffs zwar auf der einen Seite personelle Ressourcen einsetzen, aber es gibt hier - und ich habe das Beispiel bereits im Eingangsstatement angesprochen - ohne große Probleme eine Selbstinitiative auch der Eltern, die sich jetzt mit Hilfestellung der MAG ELF den Raum suchen. Die sagen, wir brauchen das ganze Beiwerk in diesem Bereich gar nicht, etwa von Anwesenheit der Sozialpädagogin, weil, wie Sie ja richtig angesprochen haben, die Zielgruppe eine solche ist, die durchaus auch in der Lage ist, sich selbst zu organisieren. Hier hilft die MAG ELF, auch zum Beispiel im Bereich der Räumlichkeiten, wenn es darum geht, aber vor allem, noch einmal, geht es mir darum, jene Zielgruppen zu erreichen und jenen Zielgruppen auch im öffentlichen Bild bewusst zu machen, dass die Eltern-Kind-Zentren ihre Eltern-Kind-Zentren sind, wenn sie Probleme haben. Das hat nichts mit einer Stigmatisierung zu tun, sondern man kann sie und soll sie in Anspruch nehmen. Das ist keine Schande, sondern eine notwendige Hilfe der Stadt, die wir gerne zur Verfügung stellen, und das wird auch in Zukunft so bleiben. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich danke für die Beantwortung der 1. Anfrage. 

Die 2. Anfrage (FSP - 05278-2009/0001 - KVP/GM) wurde von Herrn GR Alfred Hoch gestellt und ist an den Herrn amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Stadtentwicklung und Verkehr gerichtet. (Wie sehen Sie die plangemäße und zeitgerechte Realisierbarkeit der "Autobahnspange Aspern" angesichts der kolportierten drohenden Kostenexplosion hinsichtlich Planung und Bau?) 

Bitte, Herr Stadtrat. 

Amtsf StR Dipl-Ing Rudolf Schicker: Danke, Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! Herr Gemeinderat! 

Wir haben im Rahmen des Wiener Masterplan Verkehr für diese Stadt ein großzügiges Netz an übergeordneten Verkehrsachsen, an Verkehrswegen festgelegt. Eine davon ist die Nordostumfahrung Wiens, der Regionenring um Wien, und Bestandteil davon ist die Verbindung zwischen der A23 in Hirschstetten mit der S1, mit der Nordostumfahrung im Bereich Raasdorf. Von dort weg haben die Niederösterreicher gemeinsam mit dem Bund, mit dem Verkehrsministerium, vereinbart, dass es von Raasdorf bis zur Grenze bei Marchegg die so genannte S8 geben wird, die dann das niederösterreichische Marchfeld ordentlich erschließt, es damit auch an die Nordostumfahrung anbindet und gleichzeitig mit der Verlängerung über die A23 auch an die Südosttangente. 

Diese Möglichkeiten, das Verkehrsnetz in einer Region Österreichs, die besonders wachstumsträchtig ist, nämlich der 22. Bezirk in Wien sowie das Marchfeld und das Weinviertel in Niederösterreich, entsprechend verkehrsmäßig zu erschließen, nicht nur mit der Schiene, sondern auch mit der Straße, ist ein wesentlicher Punkt. Wir haben das 2003 hier im Gemeinderat im Masterplan Verkehr beschlossen. 

Die Verhandlungen waren nicht ganz einfach, aber es ist gelungen, dass am 3. März 2005 in der Absichtserklärung über die Durchführung spezieller Infrastrukturmaßnahmen des Bundes im Raum Wien diese Abschnitte, nämlich der Regionenring für Wien inklusive der Verbindung der A23 von Hirschstetten bis Raasdorf mit aufgenommen werden konnten, und am 3. März 2005 haben diese Vereinbarung der damalige Vizekanzler Gorbach, der Bürgermeister des Landes Wien, unser Bürgermeister Dr Michael Häupl und die Bundesbahn, damals vertreten durch den Generaldirektor Huber, und die Asfinag, vertreten durch Herrn Schedl, unterschrieben. Die Aufnahme der A23, früher B3d ist damit geschehen und die Republik Österreich, das Parlament, hat mit der Novelle des Bundesstraßengesetzes vom 9.5.2006 diesen Abschnitt als A23 in das Autobahn- und Schnellstraßennetz Österreichs integriert. 

Die damaligen Schätzungen, die auch noch 2009 dem aktuellen Rahmenplan des Bundes für den Ausbau des Straßennetzes zugrunde gelegt wurden, betrugen 420 Millionen EUR, dieses mit Baubeginn 2012, Fertigstellung 2016, also genau das Datum, das in der Absichtserklärung auch enthalten war. Die Schätzwerte für die Kosten stammen aus der Gesellschaft der Republik Österreich. Die Gesellschaft ist auch zuständig für die Planung, für die Erreichung der Genehmigungen, für die Umsetzung des Projektes und auch für den Betrieb. Wir gehen daher als Stadt Wien davon aus, dass die Asfinag weiß, was sie in den Rahmenplan hineingeschrieben hat, und dass die Asfinag weiß, was es bedeutet, so einen Straßenabschnitt innerstädtisch zu bauen, und was es kostet. 

Die aktuellen Entwicklungen, die wir verfolgen konnten, sind, dass die Asfinag ganz offensichtlich im Zuge der Vorbereitungen für die Umweltverträglichkeitserklärung darauf gekommen ist, dass die Umweltgesetzgebung doch um einiges schärfer ist, als sie sie seinerzeit zu Grunde gelegt haben, und auf der Trasse, zu der zwischen Wien und der Asfinag Einvernehmen besteht, offenbar höhere Kosten entstehen. 

Wir haben das nachgeprüft, wir stehen hier in Verhandlungen mit der Asfinag und die Nachprüfung hat ergeben, dass man aus unserer Sicht sehr wohl mit den 420 Millionen nicht auskommen wird, aber das ist eine Angelegenheit der Asfinag. Wir können aber in überhaupt keiner Weise nachvollziehen, dass sich die Kosten angeblich verdreifachen würden, das entspricht überhaupt nicht den Unterlagen, die uns zur Verfügung stehen und nicht den Einschätzungen, die die Experten der Stadt Wien haben. Wir führen die Verhandlungen mit der Asfinag weiter und ich bin überzeugt davon, dass die Asfinag und ihr Generaldirektor Schedl zu der Unterschrift stehen, die sie 2005 geleistet haben. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke, Herr Stadtrat! Die 1. Zusatzfrage wird von GR Hoch gestellt. Bitte. 

GR Alfred Hoch (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Guten Morgen, Herr Stadtrat! 

Danke für die ausführliche Beantwortung, aber die Frage, die sich mir stellt, ist: Also es ist unbestritten, die Verantwortung liegt bei der Asfinag, aber sollte die Spange bis 2016 oder später nicht umgesetzt werden, ist Leidtragende die Stadt Wien. Drum würde mich interessieren, was werden sie in den nächsten Monaten tun, damit man sich bei der Asfinag doch ein bissel engagierter des Problems annimmt beziehungsweise wäre dann auch aus Ihrer Sicht ein PPP-Modell vorstellbar, damit man dann doch noch zeitgerecht fertig wird. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Stadtrat. 

Amtsf StR Dipl-Ing Rudolf Schicker: Herr Gemeinderat, es liegt in der Gestion der Asfinag, sich zu entscheiden, ob sie das Projekt selber betreut, begleitet, ausschreibt und betreibt oder in ein PPP-Modell geht. Das ist eine Frage, die dieses Unternehmen allein zu entscheiden hat, und hat überhaupt nichts mit der Stadt Wien zu tun. Nichts mit der Stadt Wien, aber auch nicht mit Niederösterreich, und das gehört dazu gesagt, es ist kein Wiener Problem, sondern ein österreichisches. Es ist das Marchfeld, es sind die östlichen Teile des Weinviertels von dieser S8 und die Verbindung herein über die A23 bis Hirschstetten, und damit in der Folge zur Südosttangente, sehr wohl alle betroffen. Und ich habe mit den niederösterreichischen Kollegen darüber gesprochen, es hat nicht lange gebraucht, und wir sind uns hier einer Meinung, dass dieses Straßennetz mit dem Regionenring und dem Verbindungsstück zur A23 beziehungsweise der S8 unbedingt zu errichten ist, und Pakttreue gehört auch zu den Pflichten des Direktors einer Straßenbaugesellschaft. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. Die 2. Zusatzfrage wird von GR Mahdalik gestellt. 

GR Anton Mahdalik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Stadtrat! 

Ganz abgesehen davon, ob jetzt die wichtige Spange gebaut wird, was wir natürlich hoffen oder ob sie nicht gebaut wird, es wird in den nächsten zehn Jahren rund um das Flugfeld reger Verkehr herrschen, weil am Flugfeld gebaut wird. Der rege Verkehr hat jetzt schon begonnen und insbesondere der LKW-Verkehr wird vor allem über zwei Straßen abgeführt, durch die Hausfeldstraße und die Breitenleer Straße beziehungsweise zur Tangente oder zu den Schottergruben im Marchfeld, und auf der anderen Seite Richtung Osten über die Ostbahnbegleitstraße, dann weiter auf der Wolfgang-Mühlwanger-Straße mitten durch die Lehensiedlung. Das ist eine 30er Zone, es pfeift sich natürlich keiner was drum, und der Verkehr hat in den letzten Monaten extrem zugenommen. Ich weiß schon, die Kontrolle der Einhaltung der Geschwindigkeitsbegrenzung ist Sache der Polizei, aber ich glaube trotzdem, dass sich die Stadt Wien dafür verantwortlich fühlen sollte, dass die Bewohner des Flugfeldes, also die Bewohner der umliegenden Bereiche, in den nächsten zehn Jahren nicht komplett, im wahrsten Sinne des Wortes, unter die Räder kommen. 

Darum frage ich Sie, ob Sie schon geeignete Maßnahmen parat haben oder ergreifen werden, um die Bewohner der umliegenden Bereiche vor der LKW-Lawine in den nächsten zehn Jahren im Rahmen der Möglichkeiten zu schützen. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Stadtrat! 

Amtsf StR Dipl-Ing Rudolf Schicker: Herr Gemeinderat! 

Uns war von Beginn an bewusst, dass 240 Hektar Fläche, wie sie dieser Stadtteil Aspern in Summe haben wird, auch während der Bauzeit immer wieder ein Thema sein muss, und daher ist die Informationstätigkeit ja dort sehr breit angelegt. Es kommt aber auch dazu, dass wir von Beginn an, schon von der Auslobung des städtebaulichen Wettbewerbes weg, gesagt haben, wenn ein so großer Stadtteil neu gebaut wird, dann muss er den ökologischen Rahmenbedingungen entsprechen. Dazu gehört nicht nur die Nutzung der Erdwärme, dazu gehört nicht nur die Nutzung der Solarenergie, dazu ist nicht nur angesagt, dass dort der öffentliche Verkehr vor dem hochrangigen Straßennetz zur Verfügung stehen wird und damit die Gewöhnung an das umweltfreundlichere Fahrzeug, nämlich den öffentlichen Verkehr, die U-Bahn in dem Fall und die Straßenbahnlinie, vorher passiert, bevor dann eine schnellstraßenähnliche Erschließung zur Verfügung steht. Was bei einem solchen Stadtteil auch dazugehört, ist, dass die Baumaßnahmen in einer Form abgewickelt werden, die die geringsten Lärm-, die geringsten Staubbelastungen und andere Schadstoffbelastungen für die Anrainer bewirken. 

Ich bin gern bereit, dass wir mit dem Bezirkvorsteher Scheed gemeinsam die Polizei ersuchen, die Kontrollen, auch was die Einhaltung von Tempo 30 betrifft, zu intensivieren. Ich hoffe, es haben dann die Anrainer auch wirklich den Vorteil davon, denn normalerweise gibt es dann eher Beschwerden, dass man auf einmal kontrolliert wird. Aber ich denke, dass es Sinn macht, auch mit den Baufirmen und mit der Errichtungsgesellschaft noch einmal zu reden, dass auch tatsächlich die Möglichkeiten des Abtransports und des Zutransports auf der Schiene, des Recyclings von Aushubmaterial an Ort und Stelle, genutzt werden. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die nächste Zusatzfrage wird von GR Mag Maresch gestellt. Bitte. 

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Stadtrat! 

Nachdem wir jetzt gehört haben, wie das Marchfeld gemeinsam von Wien und Niederösterreich, wie Sie sagen, ordentlich erschlossen wird, durch S8, S1, S2, A23 und A5, das ist ja immerhin eine schöne runde Autobahngeschichte, die von einer Privatfirma, nämlich der Asfinag, bezahlt werden soll - wobei natürlich schon klar ist, dass die Schulden der Asfinag letztendlich die SteuerzahlerInnen bezahlen -, frage ich mich ganz ernsthaft, wieso gibt’s dann kein Geld für den Elektrifizierungsausbau der S80 zum Beispiel, die ja dann letztendlich immer noch mit Dieselzügen, so sie dann S80 vielleicht überhaupt noch heißt, bis nach Marchegg fahren wird. 

Aber meine Frage geht in eine andere Richtung, und zwar, bei all diesem Autobahnzirkus, der da jetzt von der Stadt Wien und vom Land Niederösterreich und vom Bund geplant ist: Wie will man da die Klimaschutzziele erreichen? 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Stadtrat. 

Amtsf StR Dipl-Ing Rudolf Schicker: Herr Gemeinderat, Sie werden heute die Gelegenheit haben, dem Klimaschutzprogramm der Stadt Wien zuzustimmen. Ich lade Sie herzlich dazu ein, da steht alles drinnen, wie wir es machen werden. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die nächste Zusatzfrage wird von Herrn GR Hoch gestellt. 

GR Alfred Hoch (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Das ist schnell gegangen, Herr Kollege. (GR Mag Rüdiger Maresch: Ja, glaube ich auch!) 

Herr Stadtrat, abschließend jetzt noch einmal eine Frage, die noch einmal auf die Ursprungsfrage eingeht. Nimmt man die Autobahnspange Aspern - sie ist ja extrem wichtig für das ganze Stadtentwicklungsgebiet dort -, was würde passieren, wenn die Asfinag jetzt dann doch, also jetzt nicht bis 2016, sondern erst 2020, 2022 das finanzieren könnte, würde es dann auch Rückschläge bei der Entwicklung der Seestadt Aspern geben? 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Stadtrat. 

Amtsf StR Dipl-Ing Rudolf Schicker: Nun ja, nicht nur sprachlich ist wenn würdelos. Daher beantworte ich Fragen ungern, die mit wenn beginnen, denn wir sind weder verantwortlich noch zuständig für die Asfinag. Ich gehe aber davon aus, dass die Pakttreue sehr wohl besteht. Und wenn auch dem einen oder anderen Kollegen bei der Asfinag etwas schwindlig wird, wenn er sich die eigenen Berechnungen anschaut, dann soll er sich über Weihnachten, über Neujahr erholen und im neuen Jahr reden wir dann ernsthaft drüber und dann werden wir dort landen, wo wir es alle gemeinsam brauchen. Aber keine Sorge, die U-Bahn wird rechtzeitig zur Verfügung stehen, der Baubeginn war ja schon und die ersten, die dorthin siedeln werden, werden jedenfalls eine wunderbare Erschließung mit dem öffentlichen Verkehr vorfinden. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke, Herr Stadtrat, für die Beantwortung der 2. Anfrage. 

Die 3. Anfrage (FSP - 05277-2009/0001 - KSP/GM) wurde von Herrn GR Dipl-Ing Dr Ernst Pfleger gestellt und ist an den Herrn amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Bildung, Jugend, Information und Sport gerichtet. (Heute wird die Sanierung von acht Kunstrasenplätzen beschlossen. Welche weiteren Maßnahmen wurden seitens der Stadt gesetzt, um die sportliche Infrastruktur in Wien zu attraktivieren?) 

Bitte, Herr Stadtrat. 

Amtsf StR Christian Oxonitsch: Man merkt es am Outfit, es geht um Sport, aber nicht um meinen Lieblingsverein. 

Sehr geehrter Herr Gemeinderat, Sie sprechen den heutigen Beschluss von zusätzlicher Unterstützung für die Sanierung von Kunstrasenplätzen an Wiener Sportanlagen an, und mit diesem Schritt wird ein Gesamtpaket in der Höhe von 22,3 Millionen EUR abgeschlossen, das unseren FußballerInnen Kunstrasenplätze mit UEFA-Standard anbietet. 

Es ist dieser Beschluss heute aber nur ein kleiner Puzzlestein im Bereich jener Investitionen, die die Stadt Wien in den letzten Jahren in die Sportinfrastruktur inklusive der Bäder, getätigt hat. Allein in dieser Legislaturperiode haben wir rund 205,4 Millionen EUR in diesen Bereich investiert. Ein Drittel davon geht in den Bereich der beliebtesten Wiener Sportart, den Fußball, und zwei Drittel entfallen auf andere Sportarten. Ich möchte hier nur einige kleinere und größere Beispiele aufzählen und gleich noch einmal auf die eingangs erwähnten Kunstrasenplätze zurückkommen. 

Hier zeigt ein Vergleich, wie wichtig uns in Wien die Förderung des Breitensports ist. Während in unserem benachbarten Bundesland zum Beispiel die Neuerrichtung eines Kunstrasenplatzes mit maximal 35 000 EUR, das sind rund 5 Prozent der Gesamtkosten, gefördert wird, übernimmt die Stadt Wien bei der Sanierung 100 Prozent der Kosten, und wir haben das ja bei allen im Eigentum der Stadt Wien befindlichen Sportanlagen in dieser Legislaturperiode auch entsprechend getan. Allein mit dieser Maßnahme haben wir für rund 15 000 Wiener Sportlerinnen und Sportler, insbesondere für den Wiener Fußballnachwuchs, optimale Trainings- und Wettkampfbedingungen geschaffen. In diese Legislaturperiode fallen aber auch, und Sie fragen ja nach den entsprechenden Infrastrukturprojekten, weitere Projekte, die sowohl dem Fußballsport als auch den ZuschauerInnen in diesem Bereich zugute kommen, so etwa die Sanierung des Stadions auf der Hohen Warte, die Errichtung einer neuen Sportanlage am Langen Feld, die Errichtung der Osttribüne, die Schaffung der Trainingszentren für den Sportklub, den Vienna- und den Austria-Nachwuchs, neue Garderobengebäude für Ostbahn XI, SV Donau und Hellas Kagran und das Trainings- und Seminarzentrum des Wiener Fußballverbandes, welches ja 2010 in Hirschstetten entsprechend fertiggestellt wird. 

Doch auch abseits des Fußballs hat sich in Wien in sportlicher Hinsicht einiges getan. Ich möchte Sie nicht mit übermäßig weiteren Aufzählungen langweilen, aber es ist mir schon ein Anliegen, auch in den anderen Bereichen auf die umfassenden Projekte und Aktivitäten in der Gesamtheit hinzuweisen. Die Stadt Wien hat in den letzten drei Jahren die größte Ghetto-Halle Österreichs errichtet, eine eigene Volleyballakademie etabliert, das modernste American Football Trainingszentrum in Europa geschaffen, zwei neue Sport- and Fun-Hallen in Donaustadt und Ottakring gebaut, den Skatepark in der Bergmillergasse eröffnet, das Hockey-Waldstadion errichtet und finanzierte gemeinsam mit der Republik den Aus- und Umbau der Polizeisportanlage in der Donaustadt, ebenso wie das Hockey-Leistungssportzentrum im Prater oder die Sanierung des Hockeyplatzes auf der Ost-Sportanlage. Aber es geht noch weiter: Mit dem Aus- und Umbau der Albert-Schultz-Eishalle wird ein neues Eissportzentrum errichtet, und wir haben hier ja die entsprechenden Beschlüsse Anfang dieses Jahres getroffen. Es wird ein neues Eissportzentrum geschaffen, das sowohl dem Breitensport als auch dem Spitzensport ausreichend Raum bietet. 

Aber es sind natürlich auch für uns die Wiener Bäder ein wichtiger Aspekt des Sports. Wir haben ja gestern erst das Hallenbad Hütteldorf neu eröffnet und wir haben in diesen Bereichen, insgesamt in die Bäderinfrastruktur, jährlich 48,4 Millionen EUR investiert und schon nächstes Jahr startet mit der Sanierung des Stadthallenbades das nächste große Projekt. Diese Sanierung des Stadthallenbades wird künftig optimale Bedingungen für Training und Wettkampf bieten, aber auch letztendlich ökologisch und im Bereich der Hygienesicherheit et cetera, höchste Standards aufweisen. Es ist dies, und das ist ja bekannt, ein durchaus schwieriges Projekt, weil wir hier natürlich auch sehr auf das entsprechende architektonische Erbe von Roland Rainer Rücksicht nehmen. 

Ich denke, diese Projekte beweisen sehr eindrucksvoll, wie viel die Stadt in die Sportinfrastruktur investiert hat und auch weiter investieren wird. Mehr als 200 Millionen EUR sind doch eine beachtliche Summe, auf die ich als Wiener Sportstadtrat natürlich auch entsprechend gerne stolz bin. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. Für die 1. Zusatzfrage hat sich GRin Frank zu Wort gemeldet. Bitte. 

GRin Henriette Frank (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Stadtrat, Sie haben sehr ausführlich auch über das Eislaufen gesprochen oder über Eissport im Allgemeinen. Jetzt ist es so, dass der Wiener Eislaufverein schon mehrmals in den Schlagzeilen war und es heißt, er werde nicht bleiben. Und vor allem läuft jetzt die große Debatte um den Eisring Süd. Hier gab es ja eine wirkliche, Volkshalle kann man nicht sagen, aber ungefähr etwas Derartiges, und es konnte jeder ohne Vereinszugehörigkeit dort jederzeit trainieren oder seinen Sport ausüben. Jetzt haben dort die Bewohner massive Bedenken, dass das mit dem Neubau nicht mehr möglich ist. Man wollte Ihnen die 2 000 gesammelten Unterschriften übergeben, die Sie aber nicht angenommen haben, obwohl es ja auch Ihr Sportressort betrifft. Wie werden Sie sich einsetzen, dass der neue Eisring Süd jederzeit für jedermann zugänglich sein wird? 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Stadtrat! 

Amtsf StR Christian Oxonitsch: Also, zunächst einmal, nur um keine Mythen entstehen zu lassen: Die Bürgerinitiative war bereits bei mir und hat um einen zweiten Termin ersucht. Die Diskussionen rund um die entsprechenden gesetzlichen Beschlüsse fallen nicht in meine Zuständigkeit, ich habe aber die Bürgerinitiative empfangen und habe auch auf eines hingewiesen: Ich habe Interesse, dass weiterhin eine moderne, zeitgemäße, auch ökologisch dem zeitgemäßen Standard entsprechende Sportanlage in diesem Bereich entsteht und darauf wird auch in der entsprechenden Widmung Rücksicht genommen. Wir alle wissen, dass der Zustand der Gesamtsportanlage in diesem Bereich eine Nutzung eigentlich nur mehr in kleinen Teilen möglich macht. Die Besichtigung vor Ort lässt da durchaus zunächst einmal den Glauben aufkommen, man befindet sich auf einem Rasenplatz, aber wenn man sich zum Beispiel die Tennisplätze ansieht, so stellt man bei näherer Betrachtung fest, dass das eigentlich Sandplätze sein sollten. Also, der Zustand hat dringenden Handlungsbedarf, und wir werden das daher auch in der entsprechenden Widmung berücksichtigen. In diesem Bereich war es und ist es keine Sportanlage in der entsprechenden Verwaltung der Stadt Wien. Wir haben uns daher entschlossen, die entsprechenden Rahmenbedingungen auch über die Widmung zu schaffen, eine zeitgemäße Sportanlage zu etablieren und dies auch im Bereich des Eissportes. Das stellt diese Widmung letztendlich sicher und ebenso auch eine Anlage für die Zukunft, die sowohl dem Breiten- als auch dem Spitzensport zur Verfügung stehen wird, denn es ist auch jetzt schon so, dass im Bereich des Eisring Süd entsprechende Eiszeiten für das Training reserviert sind. Also, es ist nicht heute so, aber es wird in Zukunft etwa so sein, dass sowohl vereinsgebundene Sportler als auch viele Amateurmannschaften, die ja den Eisring Süd auch nützen, aber auch natürlich die Öffentlichkeit, hier entsprechende Möglichkeiten haben, die Eisflächen entsprechend zu benützen. Aber in der allgemeinen Form, und jederzeit und immer und überall, so ist es jetzt nicht, schon gar nicht 24 Stunden, und wird auch in Zukunft nicht sein. Nur, damit wir keine Unklarheiten haben, aber es werden auch weiterhin die entsprechende Eiszeit und die entsprechenden Eisflächen allen zur Verfügung stehen, die sie jetzt nutzen, aber nicht immer und überall, nur damit man hier nicht Legendenbildungen entstehen lässt. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die 2. Zusatzfrage wird von GRin Smolik gestellt, bitte. 

GRin Claudia Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Herr Stadtrat, der Sport bietet ja immer die Möglichkeit, sich zu fragen. Ich habe da eine Frage an Sie, die wir schon vor einiger Zeit, ich glaube, vor eineinhalb Jahren, hatten. Es gab da eine sehr große Debatte über die Größe von Sporthallen, ob wir welche brauchen mit unter 10 000 Plätzen oder 3 000 oder 5 000, ob wir Mehrzweckhallen brauchen, ja oder nein. Jetzt ist es über dieses Thema sehr ruhig geworden und ich wollte fragen, wird es einen neuerlichen Anlauf geben von Ihnen, in dieser Hinsicht auch eine Möglichkeit für die Vereine, für die Verbände, die das ja massiv einfordern, eine Halle zu planen und zu bauen, die eben genau diesen Bedürfnissen für Sportarten, die nicht Größenordnungen von 20 000, 50 000 ZuschauerInnen, sondern eben unter 10 000 ZuschauerInnen haben, hier einen neuen Schritt zu machen, oder ist das auf Eis gelegt. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Stadtrat! 

Amtsf StR Christian Oxonitsch: Es werden hier einige Diskussion ein bisschen vermischt. Also, die Diskussion vor eineinhalb Jahren, die Sie ansprechen, hat ja durchaus genau die Diskussion einer Multifunktionshalle in der Größenordnung von 10 000 bis 15 000 und 20 000 umfasst. Und ich sehe hier - und es sind ja hier sehr genaue Untersuchungen gemacht worden - aus heutiger Sicht keine Notwendigkeit für diesen Bereich. Dass wir insgesamt, zum Beispiel auch im Bereich des Schulneubaues, immer zum Beispiel in Richtung Kreislauf der Turnhallen gehen, die dann auch entsprechend für speziellere Sportarten mit entsprechendem Publikumsbesuch Vorsorge treffen, ist eine Planungsüberlegung, die wir natürlich ständig auch im Zuge der diversen Planungen von Schulneubauten in den diversen Stadterweiterungsgebieten zu treffen haben. Für eine singuläre, losgelöste Halle, sage ich einmal, habe ich bis jetzt noch nicht die entsprechenden Notwendigkeiten feststellen können, denn wir haben ja durchaus noch einige Hallen, wenn es um den Publikumsbesuch geht. Für solche, die nicht für spezielle Sportarten entsprechend eingerichtet sind, werden wir aber immer natürlich den Bedarf prüfen, ob hier ein zusätzliches Angebot notwendig ist. Wünsche bestehen natürlich immer in diesem Bereich, das ist gar keine Frage, 1 440 Sportvereine zeigen vom lebendigen Sportleben in dieser Stadt. Dass sich viele davon auch eine Halle wünschen würden, ist das eine, ob sie aber automatisch notwendig ist, schauen wir uns von Fall zu Fall an. Aber ich denke, dass wir gerade auch mit der Erweiterung des Sportangebotes im Bereich der Sport- und Fun-Hallen Hopsagasse et cetera, und auch der intensiveren Nutzung des Dusika-Stadions durchaus auch einige Vorraussetzungen haben, die für spezielle Sportevents die entsprechenden Publikumsmöglichkeiten bieten. Für spezielle Sportarten schauen wir uns das immer von Fall zu Fall an. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. Die 3. Zusatzfrage wird von GR Kenesei gestellt, bitte. 

GR Günter Kenesei (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Stadtrat! 

Ich möchte wieder zurückkommen auf die Kunstrasenplätze und auf ein aktuelles Problem, das wir heute noch zu später Stunde zu diskutieren haben. Aber ich möchte Sie fragen, und zwar geht es um die Franz Hölbl Sportanlage, wo im Vorjahr neue Kunstrasenplätze errichtet wurden, wo gleichzeitig auf den Rasenspielflächen eine neue Beregnungsanlage errichtet wurde, und heute liegt ein Akt vor, wo ein großer Teil dieser Anlage in Kleingartenanlage umgewidmet werden soll. 

Und jetzt frage ich Sie als zuständiger Stadtrat, wie können Sie trotz eines gültigen Sportstättenschutzgesetzes - es hat eine negative Stellungnahme der MA 51 gegeben, die aber offensichtlich von der Planungsabteilung ignoriert wird, es hat über 1 000 Unterschriften gegeben, die sich gegen diese Umwidmung ausgesprochen haben - ein Rasenspielfeld, nämlich die neu angelegten Rasenspielfelder für die Kleinsten in den Vereinen, oder für die 6- bis 12-Jährigen, wo über 20 000 EUR in diese Beregnungsanlage investiert wurden, umwidmen und mit einer solchen Umwidmung diese Investitionen zunichte machen. Wie stehen Sie zu dieser Umwidmung? 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Stadtrat! 

Amtsf StR Christian Oxonitsch: Also, ich glaube, Sie wissen ganz genau, dass die entsprechende widmungsgemäße Vorsorge und das entsprechende Zunichtemachen zwei Paar Schuhe sind. Sie wissen sehr genau, in welchen Bereichen, über welch lange Zeiträume, entsprechende Widmungsansuchen nicht umgesetzt werden. Also, auch hier wäre ich dafür, dass auch ein bisschen Seriosität in der Debatte obwaltet. Sie wissen ganz genau, dass hier nach langen Gesprächen und intensiven Gesprächen unterschiedlichste Wünsche, gerade auch des entsprechenden Vereines, aufeinander geprallt sind, und hier letztendlich diese Widmung getroffen wird, die aber noch lange nicht damit zusammenhängt, dass morgen die entsprechenden Sportplätze vernichtet und zunichte gemacht werden und hier die Investition plötzlich in den Sand gesetzt wird. Entsprechend laufen dahin gehend auch einzelne Vorbereitungen, soweit mir bekannt ist. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. Die 4. Zusatzfrage wird von GR Dipl-Ing Dr Pfleger gestellt. 

GR Univ-Prof Dr Ernst Pfleger (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Danke, Herr Stadtrat, für die ausführlichen Beantwortungen. 

In dieser Stadt gibt es ja immer wieder Pilotprojekte, wo Vorhaben auch versuchsweise ausprobiert und eingesetzt werden. Ich darf Sie zu einem ganz bestimmten Pilotprojekt fragen, nämlich welche Ziele werden mit den Vorhaben Sport-Contracting verbunden, und was sind da die genauen Zielsetzungen. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Stadtrat! 

Amtsf StR Christian Oxonitsch: Das lässt sich eigentlich relativ kurz beantworten. Es ist ein weiterer Baustein, um die Sportstätten in der Stadt nicht nur attraktiver zu machen und auch entsprechende zusätzliche Investitionsmittel sicherzustellen, sondern auch letztendlich Maßnahmen im ökologischen Bereich zu setzen. Im ökologischen Bereich natürlich aus dem Umweltschutzgedanken heraus, aber auch als zusätzliche Unterstützungsmaßnahme für die Vereine, die hier die entsprechenden Plätze gepachtet haben. Denn alle Einsparungen - daher auch der Name des Sport-Contractings - sind nicht Einsparungsmaßnahmen im klassischen Contracting-Modell, wo es ja darum geht, Investitionsmaßnahmen zu setzen, die über einen längeren Zeitraum durch den energietechnischen Gewinn und den ökologischen Gewinn einem Contractor-Partner die entsprechenden Mittel geben, sondern es gehen die entsprechenden geringeren Ausgaben im Bereich der Energiekosten durch entsprechende ökologische Sanierungsmaßnahmen im Bereich der Sportanlagen nicht zurück an den Contractor, sondern sollen unmittelbar den Sportvereinen zugute kommen. 

Wir haben hier die entsprechenden Mittel sichergestellt, um in den nächsten Jahren Schritt für Schritt die Wiener Sportanlagen im Bereich Warmwasseraufbereitung, im Bereich auch der Nutzung von Solaranlagen entsprechend ökologisch zu sanieren - vor allem Wasser ist ja immer wieder im Bereich der Duschen ein großer Energiefresser in den Sportanlagen -, um hier auf neuere Technologien aufzurüsten und das auch entsprechend unterstützen zu können. Wir wollen hier im nächsten Jahr mit einigen Pilotprojekten in einer großen Differenziertheit auch auf den Wiener Sportanlagen in die Umsetzung gehen, um zu sehen, in welchen Bereichen sich hier neue Technologie am besten bezahlt macht, bezahlt nämlich im Interesse der Vereine, die dann weniger für Energie ausgeben und attraktivere Sportanlagen in der Zukunft haben. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke, Herr Stadtrat für die Beantwortung der 3. Anfrage. 

Wir kommen nun zur 4. Anfrage (FSP - 05282-2009/0001 - KFP/GM). Sie wurde von Frau GRin Matiasek gestellt und ist an den Herrn Bürgermeister gerichtet. (Die Universität für angewandte Kunst hat einen Arbeitskreis zur 'Umgestaltung des Lueger-Denkmales in ein Mahnmal gegen Antisemitismus und Rassismus in Österreich' gegründet. Wie stehen Sie als Wiener Bürgermeister dazu, dass die Statuen historischer Persönlichkeiten umgestaltet werden?) 

Bitte, Herr Bürgermeister. 

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrte Frau Gemeinderätin! 

Zunächst darf ich vorausschicken, dass ich dem Rektor einer österreichischen Universität keine Vorschriften zu machen habe, keine Anweisungen zu erteilen habe oder was immer sonst. Er kann natürlich nach seinem Ermessen seine Aktivitäten gestalten, einschließlich auch von Arbeitskreisen, die er einberuft. 

Aber ihre Frage lässt sich nichtsdestotrotz sehr leicht beantworten, nämlich, ob ich der Auffassung bin, dass historische Statuen von historischen Persönlichkeiten verändert werden sollen. Das habe ich mit einem klaren „Nein“ zu beantworten, es steht ja außer jedem Zweifel. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. Die 1. Zusatzfrage wird von Frau GRin Matiasek gestellt. 

GRin Veronika Matiasek (Klub der Wiener Freiheitlichen): Danke, Herr Bürgermeister. Sie haben mir damit eine Frage vorweggenommen, und ich werde auch bei meiner 1. Zusatzfrage bleiben, das gleich auch für den Vorsitzenden. 

Herr Bürgermeister, es ist ja so, Sie haben nicht zuletzt durch die Ausrufung der Volksbefragung gezeigt, dass Sie offensichtlich den Mitteln der direkten Demokratie zunehmend freundlich entgegentreten. Es ist ja gerade im Bereich Denkmalschutz, Ortsbildpflege und so weiter, auch so, dass viele engagierte Bürger, ich denke jetzt etwa an Grinzing, ich denke aber auch an die Sorge vieler Wiener, wie geht es auf dem Leopoldsberg weiter, der ja auch ein Denkmal für Wien darstellt und ein Aussichtspunkt ist. Werden Sie in Zukunft die Mittel der direkten Demokratie, eine Bürgerbefragung auch im regionalen Bereich, gerade im Bereich Ortsbildschutz, Denkmalschutz verstärkt entgegennehmen? 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Bürgermeister. 

Bgm Dr Michael Häupl: Liebe Frau Gemeinderat, direkte Demokratie wird in unserer Verfassung in ihrer Anwendung sehr genau definiert, und das bitte ich generell gesehen zu beachten. Wir haben uns ja sozusagen auch mit Eid verpflichtet, die Gesetze und insbesondere auch die Verfassung einzuhalten, und daher gilt das natürlich auch dafür. 

Nichtsdestotrotz, ja, selbstverständlich bin ich dafür, dass man regionale Befragungen, auch regionale Entscheidungen, durchaus herbeiführen kann.

Das Beispiel der Garagen ist nachvollziehbar, dass dort, wo sie mit einem Mindeststandard an demokratischer Durchführung tatsächlich umgesetzt wurden, sie auch zu einem Erfolg und zu einer entsprechenden Befriedung der Situation herbeigeführt haben. Es ist ja außer jedem Zweifel, dass die Frage von Garagenbauten nicht eine grundsätzliche über das Wohl und Weh dieser Stadt ist, sondern dass es letztendlich für die unmittelbaren Anrainer von Interesse ist und ich grundsätzlich der Auffassung bin, dass man keine Zwangsbeglückungen machen soll. Wenn die Garage gewünscht wird, wird sie gebaut. Wenn sie nicht gewünscht wird, wird sie nicht gebaut. Also es ist eine relativ einfache Sache. Daher kann man das durch einfache Befragungen auch entsprechend realisieren und umsetzen.

Die Frage der so genannten Ortsbildpflege oder, was Sie angesprochen haben am Leopoldsberg, ist natürlich zunächst auch einmal eine Frage für das Denkmalamt und die MA 19. Da füge ich schon hinzu, dass es eine ganze Menge von Menschen in unserer Stadt gibt, insbesondere auch aus Wirtschaftskreisen, einzelne von ihnen stehen Ihnen nicht so fern, die genau die gegenteilige Klage erheben, nämlich dass das Korsett, das durch das Denkmalamt beziehungsweise die MA 19 angelegt wird, allzu eng ist. Diese Argumentation gibt es genauso.

Daher ist es unsere Aufgabe, dass wir durch fast mediative Tätigkeit, immer natürlich auf der Basis der entsprechenden rechtlichen Grundlagen, versuchen, entsprechende Kompromisse herbeizuführen. Selbstverständlich bin ich dafür, dass Denkmalschutz gerade im Hinblick auf den Schutz unserer gebauten Geschichte seine Anwendung zu finden hat, nicht nur in der Innenstadt, nicht nur im Bereich Weltkulturerbe, sondern auch in jenen gewachsenen, fast dörflichen Strukturen, die ich als Ottakringer natürlich in besonderem Ausmaß gut kenne, wo zweifelsohne in der Geschichte dabei auch schon einiges Unheil passiert ist und der letzte Rest des alten Tores vor lang zurückliegender Zeit gerade noch gerettet werden konnte, woran ein gewisser Helmut Zilk nicht unmaßgeblich beteiligt gewesen ist.

Aber gerade da haben wir natürlich so vorzugehen, dass die Stadt sich entwickeln kann, aber natürlich unsere gebaute Geschichte auch tatsächlich geschützt wird. Das ist nicht immer einfach, da sind sicherlich auch Kompromisse zu schließen. Ich gehe davon aus, dass heute eine wesentlich höhere Sensibilität vorhanden ist, als das vielleicht noch vor 10, 20 oder 30 Jahren der Fall gewesen ist.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die 2. Zusatzfrage wird von GRin Mag Ringler gestellt.

GRin Mag Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Bürgermeister!

Wir bleiben gespannt, ob Sie bei der Frage der Umgestaltung des Stephansplatzes auch so viel Wert auf den Denkmalschutz legen werden.

Aber ich möchte zurückkommen zum Lueger-Denkmal. Wir GRÜNE haben schon seit vielen Jahren das Anliegen, den Dr-Karl-Lueger-Ring umzubenennen. Es ist auch nicht das erste Mal, dass in dieser Stadt ein historisches Denkmal aus guten Gründen umgestaltet wird. Ich will Ihnen ein Beispiel aus einem Bezirk geben, der SPÖ-regiert ist. An einem städtischen Haus wurde vor einigen Jahren ein Fresko, das von einem Nazi-Maler gestaltet wurde, von der Künstlerin Ulrike Lienbacher umgestaltet. Das haben wir als GRÜNE und auch Sie als SPÖ sehr begrüßt und auch für richtig gehalten. 

Warum wir glauben, dass gerade das Lueger-Denkmal von besonderer Bedeutung als auch in einen entsprechenden historischen Kontext zu stellen ist, ist unter anderem damit begründet, dass er wirklich ein miserabler Antisemit war. Damit wir uns das alle noch einmal kurz vor Augen führen, möchte ich ganz kurz Lueger im O-Ton zitieren, aus einer Rede von 1899: „Der Einfluss auf die Massen ist bei uns in den Händen der Juden. Der größte Teil der Presse ist in ihren Händen. Der weitaus größte Teil des Kapitals und speziell das Großkapital ist in Judenhänden. Die Juden üben hier einen Terrorismus aus, wie er ärger nicht gedacht werden kann." - Und weiter: „Aller Zwist, auch der, der bei uns in Österreich herrscht, ist darum durch die Juden entfacht. Alle Anfeindungen unserer Partei rühren daher, weil wir der Herrschaft der Juden endlich einmal zu Leibe gerückt sind."

Sehr geehrte Damen und Herren, ungeachtet sonstiger politischer Errungenschaften der Zeit Luegers halten wir diese Aussagen für inakzeptabel! Daher begrüßen wir die Umgestaltung des Lueger-Denkmals sehr.

Ich frage Sie daher, ob Sie sich vorstellen können, hier doch noch einmal Ihre Position zu überdenken und in einem gut eingebetteten sinnvollen historischen Kontext hier auch Geldmittel der Stadt Wien zur Verfügung zu stellen.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrte Frau Gemeinderätin!

Ich bedanke mich sehr für den historischen Nachhilfeunterricht. Es wird Sie wahrscheinlich nicht überraschen, dass es mir nicht besonders fremd war, was Sie mir hier erzählt haben. Ich habe auch zu keiner Sekunde die Idee, dass ich hier nunmehr als Ex-offo-Verteidiger der gesamten historischen Persönlichkeit des Dr Karl Lueger auftrete. Denn es steht außer jedem Zweifel, dass er und natürlich auch seine damalige Christlichsoziale Partei einem populistischen Antisemitismus gehuldigt haben, dass sie sich in erster Linie natürlich mit den Angriffen der Deutschnationalen unter Schönerer, der seltsamerweise in all den Argumentationen nicht vorkommt, und mit den tatsächlichen Liberalen, wie etwa dem Vorvorgänger von Lueger, auseinanderzusetzen hatten, die alles andere als antisemitisch gewesen sind, sondern dies eigentlich auch ihre grundsätzliche Abgrenzung gewesen ist. Ich meine, wir wissen auch, warum sie letztendlich auch verloren haben, weil dies in die Zeit der Eingemeindung der Vorstädte, unter anderem Ottakring, gefallen ist. Das war letztendlich auch das Ende der Stimmenmehrheit der Liberalen in dieser Stadt. Also es ist zu meinem tiefen Bedauern und von mir immer wieder in keiner Phase meines politischen Lebens geleugnet, in eine verurteilte Periode eines populistischen Antisemitismus gefallen, in der Lueger zweifelsfrei nicht alleine war.

Aber ich möchte Sie schon sehr ersuchen: Eine Gleichsetzung von Lueger mit Hitler, eine Gleichsetzung des Antisemitismus der damaligen Zeit mit dem Nationalsozialismus würde ich für schwer verwerflich halten! Das sage ich ganz offen, denn das ist nicht vergleichbar! Der Massenmord der Schoah ist nicht vergleichbar mit dem zu verurteilenden, niemals zu akzeptierenden Antisemitismus des ausgehenden 19. Jahrhunderts. Das ist dabei für mich außer jedem Zweifel.

Daher denke ich, wenn man das ernsthaft diskutieren will, dass ich natürlich dabei bleibe, dass es nicht darum geht, die historische Statue einer historischen Persönlichkeit entsprechend zu verändern, aber dass ich durchaus der Auffassung bin, dass man selbstverständlich erklärend, sich auseinandersetzend mit Zeit und Person, tatsächlich in einen historischen Kontext, wie gesagt, hineinstellend, dort eine entsprechende Tafel anbringt oder in anderer sinnvoller Form entsprechend darauf hinweist, so wie wir das am Judenplatz gemeinsam mit der katholischen Kirche bei antisemitischen Aussagen von Katholiken, wofür sich dankenswerterweise unser Erzbischof und Kardinal auch öffentlich entschuldigt hat, gemacht haben. Dass wir das in ähnlicher Form durchführen sollten, halte ich für sinnvoll. So etwas kann ich mir vorstellen. (Beifall bei SPÖ und ÖVP. - GR Mag Wolfgang Jung: Auch bei der Stalin-Gedenktafel?) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die 3. Zusatzfrage wird von GR Dr Wolf gestellt.

GR Dr Franz Ferdinand Wolf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Bürgermeister!

Der derzeitige Punkt der Fragestunde macht es natürlich notwendig, eine klare, eindeutige und entschiedene Ablehnung des Antisemitismus von Lueger zu sagen. Keine Frage, das ist deutlich, entschieden und eindeutig abzulehnen. 

Sie haben mit dem historischen Kontext argumentiert. Ich halte Ihre Position, ein klares Nein zu der Umgestaltung historischer Bezeichnungen oder Denkmäler und ein klares Ja zu erklärenden Hinweisen über den historischen Kontext, auch für richtig.

Frage: Wird das generell von Ihnen angegangen oder beschränkt sich das auf das Lueger-Denkmal? Ich denke insbesondere daran, dass das Che-Guevara-Denkmal auch nach Erklärung verlangt. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Herr Gemeinderat!

Grundsätzlich kann ich mir das generell durchaus vorstellen. Ich fürchte nur sehr, dass wir uns auf einen Text zum Che-Guevara-Denkmal schwerlich einigen können, weil wir wahrscheinlich von unterschiedlicher Akzeptanz historischer Quellen ausgehen. Ich gehe sicher nicht davon aus, dass in der Beurteilung der historischen Person von Che Guevara die Berichte des CIA nach seiner Ermordung tatsächlich die entsprechende Grundlage dazu darstellen können. Aber es gibt in der Zwischenzeit durchaus differenziert zu sehende Literatur, die auch das Leben und die Persönlichkeit Che Guevaras beurteilt. Da würden wir uns dann wahrscheinlich schon eher einer tatsächlichen Sicht annähern. (GR Mag Wolfgang Jung: Wie ist es mit der Stalin-Gedenktafel, Herr Bürgermeister?) 
Aber ich glaube, darum geht es nicht. Ich glaube, es geht darum, dass wir bei der Gelegenheit - und ich bedanke mich für Ihre sehr saubere Haltung in der Verurteilung zum Antisemitismus Luegers - auch genauso sauber zu unterscheiden haben zwischen historischen Persönlichkeiten, die Fehlhaltungen eingenommen haben, die wir heute natürlich ganz anders sehen und die entsprechend nach außen hin sichtbar, klar und deutlich dokumentiert werden sollen, und Hinterlassenschaften von Verbrechern. Das ist ein wesentlicher Unterschied und eine wesentlich zu differenzierende Darstellung! Selbstverständlich würde ich niemals eine Adolf-Hitler-Büste oder ein Adolf-Hitler-Denkmal akzeptieren. Das würde mit Sicherheit auch niemand anderer hier tun. Ich gehe jedenfalls einmal davon aus, dass das so ist. Hoffentlich ist es auch so! Das ist aus meiner Sicht gesehen eine völlig klare Differenzierung, eine völlig klare Haltung. 

Ich denke, dass wir uns gerade auch in diesem kommenden Jahr mit der möglichen historischen Erfahrung und mit der nötigen Distanz, aber auch, völlig klar, inhaltlich gesehen, mit dieser Periode des ausgehenden 19. Jahrhunderts zu beschäftigen haben, mit all dem, was letztendlich auch die Schattenseiten dieser Zeit gewesen sind. (GR Dr Matthias Tschirf: Auch der Sozialdemokratie?) - Ja, selbstverständlich auch mit dem so genannten proletarischen Antisemitismus. Dieser war ja auch der christlichen Arbeiterbewegung nicht fremd (GR Dr Matthias Tschirf: Ja!), gar keine Frage. Er war auch der katholischen Kirche nicht fremd. Ich denke, dass das durchaus etwas ist, wo man nach der sicherlich sehr guten Periode der Aufarbeitung der dunkelsten Zeit unserer Geschichte nunmehr auch weitergehen kann. Es war Lueger auch nicht der Erfinder des Antisemitismus. Wenn jemand heute auf den Judenplatz und beispielsweise unter das Schoah-Denkmal geht, sich die Reste der Or-Sarua-Synagoge und das dazu erläuternde Museum anschaut, wird er erkennen, dass, jedenfalls zu meinem, aber ich bin überzeugt davon, der überwältigenden Mehrheit im Haus, tiefen Bedauern der Antisemitismus fast ein Geschichtsbestandteil unserer Stadt über viele Jahrhunderte hinweg gewesen ist. Das ist aufzuarbeiten, so wie wir das auch mit der zweifelsohne sehr wichtigen Rettung der Reste der Or-Sarua-Synagoge plus den Erläuterungen gemacht haben. Da wird es sicherlich auch noch weitere entsprechende öffentliche und sichtbare Merkmale zu geben haben, die unsere heutige Haltung entsprechend klarlegen. Ich glaube, dass es höchst an der Zeit ist, dass unsere Generation hier einen Bruch mit diesem Teil der Wiener Geschichte herstellt. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke, Herr Bürgermeister, für die Beantwortung der 4. Anfrage. 

Bevor wir zur 5. Anfrage kommen, freut es mich besonders, dass heute eine größere Abordnung des Gymnasiums der Geblergasse auf der Galerie anwesend ist. - Herzlich willkommen im Gemeinderatssitzungssaal! (Allgemeiner Beifall.)
Die 5. Anfrage (FSP - 05279-2009/0001 - KGR/GM) wurde von Frau GRin Mag Lachkovics gestellt und ist an die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Integration, Frauenfragen, KonsumentInnenschutz und Personal gerichtet. (Auf dem Schlingermarkt im 21. Bezirk gibt es Marktstände, die schon lange widmungswidrig als Lager benutzt wurden und kurz vor der Delogierung stehen bzw. schon delogiert wurden. Hat die Stadt Wien vor, die frei werdenden Superädifikate zu kaufen und wieder ihrer ursprünglichen Verwendung als funktionierende Marktstände zuzuführen, wie das die Floridsdorfer Bezirksvertretung einstimmig beantragt?) 

Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Sandra Frauenberger: Sehr geehrte Frau Gemeinderätin!

Es ist so, dass wir, gerade was das Thema Märkte betrifft, in guter Verbindung und in einem guten Austausch sind. Ich weiß, dass Sie ein großes Herz für die Wiener Märkte und auch einen Gestaltungswillen haben. Das, denke ich mir, eint uns.

Zu dieser Frage, die Sie hier stellen, muss man dazusagen, wir leben halt auch in einem Rechtsstaat. Das heißt, wir haben über die Marktordnung viele Möglichkeiten der Steuerung, wir haben über unsere Arbeitsgruppe „Beliebt und Belebt" versucht, die verschiedensten Initiativen zu setzen, den Nahversorger Wiener Märkte noch attraktiver zu machen, aber gerade beim Superädifikat am Schlingermarkt ist es so, dass es sich dabei um ein Eigentum der Marktparteien handelt und diese das Recht haben, die Stände weiterzugeben. Die Stadt hat aber nicht das Recht, diese Marktstandler zu zwingen, mit ihrem Marktstand etwas anderes zu tun, als das, was sie tatsächlich wollen. Das geht nicht! Das heißt, wie können wir uns die holen? Wir können sie auch nicht dazu zwingen, diesen Marktstand zu verkaufen, wenn sie ihn nicht so nutzen, wie wir uns das vorstellen. Das ist eben das Phänomen am Superädifikat, mit dem, das möchte ich grundsätzlich dazusagen, ich auch nicht immer eine Freude habe, aber das ist eben die rechtliche Situation. 

Am Schlingermarkt selbst ist derzeit kein einziger Stand, der widmungswidrig verwendet wird. Das muss man auch sagen. Das schauen wir uns natürlich ganz genau an. Ich bin diesbezüglich auch immer mit dem Bezirk in enger Verbindung. Wir wissen, dass es hier derzeit nichts gibt. Es kann immer wieder zu Widerrufsverfahren kommen, doch dann deshalb, weil es zum Beispiel Rückstände an Marktgebühren gibt oder weil die Offenhaltepflicht nicht eingehalten wird. 

Diese Offenhaltepflicht ist auch ein Punkt, den wir in unserem neuen Marktkonzept neu diskutiert haben, eben weil wir die Menschen, die ein Superädifikat haben, am Markt ein bisschen - wie soll ich sagen - mit unseren Möglichkeiten kontrollierter begleiten möchten. Ich denke mir, es ist natürlich notwendig, immer wieder mit den Standlerinnen und Standlern gerade über Märkte wie den Schlingermarkt zu gehen und zu sagen: „Okay, was können wir gemeinsam dazu beitragen, dass dieser Markt ein belebterer ist und dass sich zum Beispiel die Geschäfte auch tatsächlich an diese Offenhaltezeiten halten?" Das kontrollieren wir, wie gesagt, sehr streng. 

Was wir noch zunehmend versuchen, ist, wenn wir sehen, dass ein Standl immer leer ist und man versucht, sich nur an die Offenhaltezeit zu halten, aber nicht mehr, dass wir dann auf diese Standler zugehen und sagen, schauen wir, ob sie es nicht vielleicht an einen anderen Interessenten verkaufen, der dort tatsächlich etwas machen möchte, schauen wir, wie wir dort irgendwie miteinander weiterkommen. 

Das ist das, was ich Ihnen zu den Superädifikaten am Schlingermarkt sagen kann. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die 1. Zusatzfrage wird von Frau GRin Mag Lachkovics gestellt.

GRin Mag Eva Lachkovics (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Stadträtin! 

Vielen Dank. Es ist aber jetzt am Schlingermarkt so, dass einige Marktstände dort nur als Lager verwendet werden. Also können sie ihrer Offenhaltepflicht gar nicht nachkommen. So weit ich informiert bin, gab es Delogierungsverfahren und sind andere im Laufen. 

Was passiert jetzt mit diesen Superädifikaten, wenn die delogiert werden? Wie wird gewährleistet, dass sie wieder die Offenhaltepflicht einhalten beziehungsweise dass dort neue Stände, neue BetreiberInnen hinkommen, dass der Branchenmix möglichst gut zustandekommt? Was gibt es da von Ihrer Seite für Möglichkeiten und Pläne, am Schlingermarkt etwas zu verbessern?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Sandra Frauenberger: Frau Gemeinderätin!

Danke für die Frage, weil das gibt mir in Wirklichkeit die Gelegenheit, Ihnen unser Marktkonzept noch einmal zu präsentieren. Genau damit haben wir uns ja auseinandergesetzt. Wir haben gesagt, wir haben 17 ständige Märkte in dieser Stadt. Diese Märkte sind nicht nur Nahversorger, sondern diese Märkte tragen auch in weiten Teilen einen wesentlichen Beitrag dazu bei, dass wir gut nahversorgt sind, aber dass wir auch Orte der Begegnung schaffen, dass dort Standlerinnen und Standler, viele auch mit Migrationshintergrund, zeigen, wie diese Vielfalt in dieser Stadt funktioniert und wie die Vielfalt des Angebotes letztendlich auf den Wiener Märkten ist. Das ist die Grundvoraussetzung für unser Marktkonzept gewesen. 

Aber dann haben wir gesagt, trotz allem hat man Märkte, wo man das Problem Superädifikat hat, wo jemand seinen Stand als Lager verwendet, dort nie aufmacht und man ihm eigentlich als Stadt überhaupt nicht ankommt. Da sind wir hergegangen, haben uns im Marktkonzept überlegt, was wir da tun könnten und haben diese Offenhalteregelungen eingeführt. Diese Offenhalteregelungen haben den Vorteil, dass wir sie sozusagen in die Knie zwingen und sagen, sie können es als Lager verwenden, aber im Abstand von einem Monat haben sie die Mühe und müssen aufmachen und etwas verkaufen, weil das ein Marktstand und kein Lager ist. Das ist das Einzige, wie man ihnen beikommen kann. Damit sind wir auch erfolgreich, muss man dazusagen. 

Wenn es tatsächlich zu einer Delogierung von jemandem mit Superädifikat kommt, schaut man, dass man Interessentinnen und Interessenten findet, um auch am Markt wieder diesen Branchenmix zu bekommen, den wir so gerne hätten. Zum Beispiel gerade auch am Schlingermarkt. Das heißt, nächster Punkt im Marktkonzept, diese Öffnung für andere Branchen, wie zum Beispiel den Friseur, den Schlüsseldienst und so weiter und so fort, ist auch ein Beitrag dafür, dass wir mehr Vielfalt auf den Markt bekommen. 

Was wir noch verändert haben, ist in dem Zusammenhang vielleicht der Umgang und Zugang zu den Landparteien. Ich kenne viele, die zum Beispiel Landpartei sind und die ein Interesse an einem fixen Stand haben. Da geht es auch darum, als Markt zwischen jenen, die gerne einen fixen Stand hätten und jenen, die einen haben, ihn aber nicht als solchen verwenden, zu matchen. Da muss man halt auch ein bisschen Druck ausüben.

Noch einmal, ich will hier überhaupt nicht widersprechen, natürlich ist es so, dass die Superädifikate in der Steuerung für den Markt zum Teil ein Problem darstellen, aber ich glaube, dass wir mit unserem „Beliebt und Belebt"-Konzept versucht haben, gerade dafür gute Antworten zu finden. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die 2. Zusatzfrage wird von Frau GRin Mag Feldmann gestellt. - Bitte. 

GRin Mag Barbara Feldmann (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Stadträtin! 

Der Naschmarkt ist der renommierteste Markt in Wien, für die, die ihn kennen, ein wunderbarer und toller Markt. Wenn man aber die Wienzeile entweder stadteinwärts oder stadtauswärts fährt, dann kann man sehen, dass dieser Markt von außen nicht sehr attraktiv ist. Die Gebäude sind beschmiert. Wir haben an die hundert Schmierereien gezählt. Die ganze Gegend macht dadurch einen verwahrlosten Eindruck und der Markt erscheint nicht sehr attraktiv. Wenn man sich zum Beispiel ein Beispiel am Münchner Viktualienmarkt, der perfekt gepflegt ist, nimmt, dann kann man eigentlich sehen, dass mit simplen Mitteln, wie zum Beispiel Übermalen oder Reinigung, ein Markt, unabhängig vom Marktkonzept, sehr attraktiv gemacht werden kann. 

Jetzt frage ich Sie: Wann werden Sie diese Reinigung des Wiener Naschmarkts und der dortigen Gebäude vornehmen?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Sandra Frauenberger: Frau Gemeinderätin!

Ich finde es sehr interessant, wie schlecht man ganz geniale Sachen in dieser Stadt reden kann. 

Der Naschmarkt ist der beliebteste Markt und steht in jedem Reiseführer. Alle Leute pilgern dort hin. Er ist zum Flanieren, zum Einkaufen, zum Zusammentreffen. Die Gastronomie dort ist super. Dort funktioniert alles wunderbar. (GRin Mag Barbara Feldmann: Der Markt ist beschmiert!)

Aber wir haben am Naschmarkt einige Superädifikate. Vielleicht könnten Sie einmal über Ihre Wirtschaftskammerkontakte mit den Leuten reden, dass sie auch ein bisschen mehr auf ihre Stände schauen und sie auch ein bisschen mehr pflegen. (GR Dr Wolfgang Ulm: Das sollen wir als ÖVP verlangen?) Wir haben natürlich einige Stände, die sehr viel dazu beitragen, dass die Gastronomie sehr gut funktioniert, dass die Stände schön sind und dass die Präsentation schön ist. Dann gibt es ein paar, die ein bisschen weniger auf ihre Stände schauen. Mit denen muss man halt reden und ihnen sagen, sie sollen ein bisschen mehr auf ihre Stände schauen, weil es auch um den Gesamteindruck geht. (GR Dr Wolfgang Ulm: Jetzt ist die Opposition dafür verantwortlich!)

Aber zum Gesamteindruck habe ich schon auch eine Verantwortung und die nehme ich auch wahr. Wir haben diese Woche auch mit Bezirksvorsteherin Kaufmann unser Sanierungskonzept für den Naschmarkt präsentiert. Der Naschmarkt kriegt eine komplett neue Technik. Das wird natürlich auch in der Oberflächengestaltung einen schöneren Gesamteindruck machen. Weil wenn ich das einmal aufgrabe und dann wieder zumache und herrichte, wird es natürlich schöner, als es jetzt ist.

Wir werden einen komplett neuen Müllplatz machen. Das ist natürlich auch eine optische Verbesserung. Das ist auch am Meidlinger Markt ganz gut gelungen. Wir werden dort unsere Verantwortung wahrnehmen. Ich glaube, diese Naschmarktsanierung wird eine ganz tolle Sache. Da sind wir aber auch mit der Interessengemeinschaft Naschmarkt und mit der Wirtschaftskammer in guter Verbindung. 

Wir werden auch eine eigene Versammlung mit den Standlerinnen und Standlern machen. Bei der Gelegenheit können wir auch noch einmal die Außengestaltung ihrer Stände ansprechen.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die 3. Zusatzfrage wird von GRin Hatzl gestellt. - Bitte.

GRin Eva-Maria Hatzl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Stadträtin! Ich möchte an Sie die Frage stellen: Welche Maßnahmen setzen Sie generell zur Belebung der Wiener Märkte?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Sandra Frauenberger: Frau Gemeinderätin!

Einige habe ich auf Grund der Fragen der GRin Lachkovics schon darstellen können. Ich glaube, unser Konzept hat versucht, sich in mehrere Richtungen zu orientieren. Auf der einen Seite wollten wir die Nahversorgung Wiens über die Märkte insofern sicherstellen, dass wir das Angebot noch vielfältiger gestalten. Es gab ja immer wieder die Kritik, dass es irgendwie so immer „more of the same“ ist, aber eigentlich nichts Neues kommt, sich jedoch die Bedürfnisse oder das Einkaufsverhalten der KonsumentInnen unserer Wiener Märkte verändern. Diesen Bedürfnissen und diesem Verhalten muss man letztendlich auch als Markt gerecht werden. 

Das heißt, wir haben uns mit den StandlerInnen darauf geeinigt, in Richtung regional und saisonal zu gehen. Wir haben das aber letztendlich auch mit einem Bildungsauftrag verbunden, arbeiten sehr viel mit Schulen zusammen, wo wir mit den Schulen auf die Märkte gehen, den Schülerinnen und Schülern zeigen, dass es auch noch andere frische regionale Produkte gibt, wie diese schmecken können und was man damit machen kann. Unter dem Motto „Gesunde Jause" gehen wir zum Beispiel mit Volksschulen einkaufen, schauen, was wir dabei zusammenbringen und die Standlerinnen und Standler versuchen auch, ihr Angebot stärker danach auszurichten. Das ist das eine.

Das andere ist natürlich, dass wir 17 Märkte mit sehr unterschiedlichen Frequenzen haben. Wir haben eine Frequenzzählung gemacht. Am beliebtesten ist der Brunnenmarkt, am zweitbeliebtesten der Naschmarkt, am drittbeliebtesten der Meiselmarkt. Das sind drei total unterschiedliche Märkte. Da haben wir uns angeschaut, wie diese technisch, strukturell, infrastrukturell aufgestellt sind und wo es Sanierungsmaßnahmen braucht, sowohl damit die Standlerinnen und Standler mehr Zufriedenheit haben, als auch damit natürlich das Angebot besser gewährleistet ist. Daraufhin haben wir das gesamte Sanierungskonzept für die Wiener Märkte beschlossen. Dann haben wir uns noch gefragt, was wir tun können, um diesen Branchenmix herzukriegen und auch neue Angebote setzen zu können. Da haben wir uns auf die Landparteien, auf die Offenhaltezeiten, aber auch auf die Öffnungszeiten im Besonderen konzentriert. Dann haben wir uns noch überlegt, was publikumswirksam sein könnte und haben uns einige kulturelle Maßnahmen überlegt, die wir auch im Jahr 2009 schon ein bisschen ausgebaut haben, bevor es ganz kalt geworden ist und die wir im Jahr 2010 sehr intensiv weiterführen werden. Diese Kooperation mit den Schulen, das Erreichen der Barrierefreiheit auf den Märkten, dieses Zeigen und Darstellen der Vielfalt, den Branchenmix herzuholen, all das soll als Konzept über das Sanierungskonzept hinaus die Wiener Märkte attraktiver gestalten.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die 4. Zusatzfrage wird von GR Dr Madejski gestellt. - Bitte.

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Sie wissen genau, denn wir haben ja gemeinsam im 3. Bezirk doch einiges in Bewegung gesetzt, ich bin ebenfalls ein Markt-Fan und kenne mich relativ gut aus. Ich nehme dies jetzt zum Anlass für folgende Feststellung: In verschiedenen Märkten agieren die zuständigen Marktämter ganz verschieden. Es gibt verschiedene Voraussetzungen, egal, ob das die Hygiene ist, egal, ob es gewerberechtlich ist, es gibt in verschiedenen Märkten verschiedene Auflagen. So kann ich zum Beispiel sagen, am Meidlinger Markt gibt es eine neue Kollegin, die dort prinzipiell in den Spitzenzeiten, nämlich Donnerstag, Freitag auf den Markt kommt. Wenn die dort endlich ein Geschäft machen, kommt sie in die Geschäfte hinein, will dann alles sehen und so weiter. Also das ist kein guter Zugang. Sie hat zum Beispiel die Kopfbedeckung - das sehe ich ja ein - vorgeschrieben, die es aber auf anderen Märkten wieder nicht gibt. Sie hat jedoch sogar ein Flinserlverbot und ein Verbot von Ohrringen vorgeschrieben, weil sich dort Bakterien festsetzen könnten. Und so weiter. Ich könnte Ihnen skurrile Geschichten erzählen. 

Ich sage, es wäre doch sinnvoll, wenn man einmal einen Arbeitskreis macht oder einen Nachmittag in Ihrem Büro opfert und die zuständigen Marktamtsleiter gemeinsam mit den Marktsprechern zusammenbringt und sagt, dass man in ganz gewissen Bereichen zumindest gleiche Voraussetzungen für alle hat, weil es kann nicht sein, dass ein Markt diese Voraussetzung vom Marktamt hat, weil der halt beliebter ist, und der andere nicht.

Ein Beispiel, Meidlinger Markt: Sie haben sehr richtig gesagt, die Landparteien sind froh, wenn sie einen Stand bekommen. Wir haben einen solchen Fall, der endlich einen Stand bekommen hat. Der Erfolg ist, dass der Stand an einem der schönsten Standorte am Markt für ihn jetzt plötzlich wieder ein Lager ist und er jeden Tag in einem Plastikzelt Wurst, Fleischwaren und Bäckereien ohne Handschuhe verkauft. Ich frage mich, wo dort das Marktamt ist.

Daher meine Frage: Wären Sie bereit, diese Leute einmal unter Ihrer Führung zusammenzubringen? Ich bin auch gerne bereit, wenn die Fraktionen jeweils einen Sprecher bringen. Setzen wir uns einmal zusammen, um zumindest in einem kleinen Bereich gleiche Voraussetzungen der Marktämter für die Standler in Wien zu schaffen!

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Sandra Frauenberger: Herr Gemeinderat!

Was ich vorhin beim Marktkonzept noch nicht gesagt habe, was aber auch ein wesentlicher Teil ist, ist, dass wir natürlich für unsere Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter eine Qualifizierungsoffensive im Zusammenhang mit dem Programm gestartet haben, wo es auf der einen Seite darum geht, Marktmanagement neu zu definieren und auch neu zu lernen und wo der Zustrom recht rege ist. Also unsere Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter nehmen das auch sehr gerne an, weil sich natürlich das Berufsbild mit der Entwicklung der Märkte enorm verändert hat. 

Die Idee, sich zum Beispiel mit der Marktarbeitsgruppe und mit unseren hauptamtlichen Marktverantwortlichen plus den StandlersprecherInnen zusammenzusetzen, gefällt mir gut. Das können wir machen. Darüber können wir gerne reden. Ich denke mir, damit kann sich vieles ausräumen lassen und wir ersparen uns hier einige Meter. Das mache ich gerne.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Die 5. Zusatzfrage wird von Frau GRin Mag Lachkovics gestellt. - Bitte sehr.

GRin Mag Eva Lachkovics (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Eigentlich hätte ich gerne gewusst, welche konkreten Maßnahmen jetzt für die delogierten Superädifikate am Schlingermarkt geplant sind. Es würde sicher auch die Bezirksvertretung in Floridsdorf interessieren, die einstimmig beantragt hat, dass die Stadt Wien diese Superädifikate kauft. Das habe ich jetzt leider nicht erfahren. 

Aber ich habe noch eine andere Frage. Wir waren kürzlich mit unserem Ausschuss auf Studienreise in Paris und haben dort das Vorkaufsrecht der Stadt Paris für leer stehende Geschäftslokale in gewissen Stadtteilen kennengelernt. Ich möchte Sie gerne fragen, ob Sie sich ein ähnliches Vorkaufsrecht für die Superädifikate auf den Wiener Märkten vorstellen können, also dass die Stadt Wien ein Vorkaufsrecht auf lange leerstehende oder eben missbräuchlich als Lager verwendete Superädifikate auf Wiener Märkten hat, um dann diese Stände weiterzuvermieten und auch ein bisschen den Branchenmix zu steuern. Können Sie sich so etwas vorstellen?

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Sandra Frauenberger: Frau Gemeinderätin!

Ich bin jetzt verwundert über diese 5. Zusatzfrage, weil sie im Prinzip eine Wiederholung der 1. Zusatzfrage ist. Aber vielleicht noch einmal kurz zusammengefasst: Wir haben Superädifikate, wo wir nicht damit zufrieden sind, wie die Nutzung tatsächlich aussieht. Wir haben wenig rechtliche Handhabe, aber dort, wo wir versuchen können, dort, wo wir steuern können, dort versuchen wir das auch. Wir haben mit diesem Zwang, sage ich jetzt einmal, zur Öffnung natürlich eine Bewegung in das gesamte Problem hineingebracht.

Ich verbinde dies gleich mit Ihrer zweiten Frage, weil Sie zwei Fragen gestellt haben, mit Paris und mit dem, was wir dort gesehen haben. Wir haben uns das in Paris natürlich angeschaut. Das klingt beim ersten Wurf vielleicht nicht uninteressant, aber man muss dazusagen, rechtlich ist es bei uns überhaupt nicht möglich. 

Ich muss aber auch sagen, als Marktstadträtin wäre ich eher dafür, dass wir gemeinsam weiter dafür kämpfen, dass wir positive Anreize setzen. Weil ich glaube, es ist wie in vielen anderen Bereichen auch so, dass man damit viel erreicht, viel mehr, als wenn man hergeht und die Leute abstraft, aber dann trotzdem nicht zu dem Ergebnis kommt, zu dem man kommen möchte. Ich glaube, dass wir eine positive Entwicklung in die Märkte hineinbekommen haben, gerade auch mit unserem über alle Parteien hinweg konzipierten „Beliebt und Belebt". Wir investieren, wir setzen positive Anreize und sind damit auch am richtigen Weg. 

Ein Superädifikat ist rechtlich so geregelt, wie es eben geregelt ist. Damit haben wir vielleicht nicht immer Freude, aber da muss man sich auch kreativ überlegen, was wir dagegen tun könnten und wie wir diese positiven Anreize setzen könnten. Und dafür bin ich immer zu haben! (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke, Frau Stadträtin. Damit sind wir am Ende der Fragestunde. 

Wir kommen nun zur Aktuellen Stunde. 

Der Grüne Klub im Rathaus hat eine Aktuelle Stunde mit dem Thema „Schulhof und Sportplatz für SchülerInnen statt Megabaustelle für Tiefgarage" verlangt. 

Das Verlangen wurde gemäß § 39 Abs 2 der Geschäftsordnung ordnungsgemäß beantragt. 

Ich bitte den Erstredner, Herrn Kollegen Mag Maresch, den Antrag zu begründen. Seine Redezeit ist zehn Minuten.

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich möchte vor allem auch die SchülerInnen und die LehrerInnen begrüßen, weil diese die Hauptbetroffenen sind. Es war mir wichtig, dass sie einmal sehen, wie ihre Anliegen abgehandelt werden. Es gibt noch zwei andere Betroffene im Saal, und zwar sind das die SPÖ-Hernals, die natürlich Anrainerin ist und ihr Gebäude an der Rückseite dieser zukünftigen Baustelle hat, und mich. Ich wohne in der Kalvarienberggasse. 

Wie schaut die Geschichte aus? In Wirklichkeit ist es immer so, dass die SPÖ versucht, in Wien unter jeden Baum, hinter jede freie Fläche eine Garage hineinzubringen, weil das ganz wichtig ist, denn die 80 Millionen EUR, die jedes Jahr durch die Parkraumbewirtschaftung anfallen, müssen ja wohin. Also am besten in die Tiefbauindustrie, am besten irgendwo unter einer Garage vergraben. Ein Stellplatz, noch einmal zur Erinnerung, 21 800 EUR. Noch einmal, um 21 800 EUR kann ich einen AHS-Lehrer, eine AHS-Lehrerin immerhin eineinhalb Jahre bezahlen. Für einen Stellplatz, das muss man sich einmal vorstellen! Man kann auch sagen, KindergärtnerInnen. Drei KindergärtnerInnen sind zwei Stellplätze in einer Tiefgarage! Das heißt in Wirklichkeit: Wo sind die Prioritäten der SPÖ-Wien? Bei der Tiefgarage! (Ein Teil der auf der Galerie anwesenden Schülerinnen und Schüler setzen mit auf A4-Papier gedruckten einzelnen Buchstaben den Spruch „Rettet den Schulhof" zusammen.)

Jetzt kommen wir gleich zum nächsten Punkt. Die SPÖ-Hernals weiß genauso wie ich, welche Autos dort auf der Straße stehen. Das kann man sich anschauen. Mit Einführung des Parkpickerls am Alsergrund und in der Josefstadt gibt es jede Menge so genannte Parkpickerlflüchtlinge, die ihre Autos in der Veronikagasse, in der Palffygasse, in der Bergsteiggasse, in der Kalvarienberggasse, in der Ortliebgasse abgestellt haben. Das kann man sich anschauen und kann man auch nachfragen. 

Die zweite Sache ist, alle Menschen, die natürlich keine Parkscheine ausfüllen wollen, aus dem Umland kommen, aus Wien-Umgebung, in dem Fall Klosterneuburg, Tulln, aber auch von weiter her, aus der Steiermark, aus dem Ausland, aus Tirol, aus der Bundesrepublik, woher auch immer, stellen ihre Autos außerhalb der Pickerlzone ab. Ich habe mir ein paar Mal die Arbeit gemacht und habe gezählt. Rund 20 Prozent der Fahrzeuge haben kein Wiener Kennzeichen. In der Veronikagasse und in der Kalvarienberggasse sind es weniger, aber immerhin zwischen 10 und 15 Prozent, nicht mitgerechnet die so genannten Parkpickerlflüchtlinge. 

Jetzt kommt die SPÖ daher und sagt, bevor man das Parkpickerl einführt, braucht man eine Garage, also zunächst einmal die Garage hinter der Parhamerschule, wenn man so will, unter dem Sportplatz. Daraufhin wurde uns gesagt, diese Garage wird die Parkplatzmisere beheben. Das Einzige, was behoben worden ist, ist der Parkplatzsuchverkehr für Menschen aus dem Umland. Der ist jetzt weniger geworden, weil die stehen an der Oberfläche. Und der Parkplatzsuchverkehr für den Herrn Simscha, den Autohändler aus der Ortliebgasse, weil der hat nämlich seine sechs Gebrauchtwagen unten in der Garage wie die Anrainer stehen. 76 EUR pro Monat für den Herrn Simscha, so billig kriegt er nirgendwo einen Parkplatz. 

Aber jetzt beginnt die Geschichte. Man hat lange gesucht und endlich ist man offensichtlich über eine Luftbildaufnahme darauf gekommen, oder hat die SPÖ hinten beim Fenster hinausgeschaut, dort gibt es noch ein kleines grünes Fleckerl, und zwar nämlich den Parkplatz, den Sportplatz und natürlich auch die Bäume, 15 oder mehr Bäume auf der Schulfläche, plus den Turnsaal. Mein Sohn hat heuer im Sommer maturiert und ich kenne diese Anlage gut. Ich denke mir, es ist eine unglaubliche Frechheit, dort eine Garagenbaustelle hineinzustellen und zu sagen, und das hat auch die Frau Pfeffer bei der Bürgerversammlung gesagt, die SchülerInnen und die LehrerInnen dürfen dort nicht mitreden, weil sie keine AnrainerInnen sind! Das heißt, man muss sich vorstellen, Sie entscheiden alle über eine Baustelle, die gar nicht vor Ihrem Fenster stattfindet, sondern nämlich vor den Fenstern von 600 anderen, die Tag für Tag von früh bis spät mit Lärm berieselt werden und die in Wirklichkeit von der Garage gar nichts haben. Ganz im Gegenteil, die Bäume werden gefällt werden. 

Wie geht man also mit einer solchen Sache um? Man geht mit einer Sache so um, indem man eine Bürgerversammlung macht. Dort lädt man den Stadtschulrat ein, dort lädt man die Bundesimmobiliengesellschaft ein, dort kommt der unsägliche Herr Theuermann, der sagt, wir brauchen überall eine Garage. Dann sagt die BIG, die Schüler sollen sich nicht aufregen, weil alle haben einen Führerschein und wollen auch mit dem Auto fahren. Das war die Auskunft, die die SchülerInnen erhalten haben. Auf die Frage, wieso sie nicht mitreden dürfen, ist die Antwort gekommen, weil das nicht geht. Das geht nicht. Sie sind zwar in Wirklichkeit wahlberechtigt, und zwar ab 16, haben wir hier beschlossen, die LehrerInnen genauso, aber bei der ureigensten Problematik, und zwar vorm Fenster, ist nichts, dort wird eine Baugrube gemacht. 

Man muss sich vorstellen, dort gibt es eine Ganztagsklasse, die berühmt wird, weil die erste Wiener Ganztagsklasse, die hoffentlich bald in einer AHS stattfinden wird, wird in Wirklichkeit eine Baustellenklasse sein, weil die werden sich in Wirklichkeit mit Ohropax in der Klasse aufhalten können und werden wahrscheinlich in der Zeichensprache miteinander kommunizieren. Mehr wird bei diesem Krawall nicht möglich sein. Es gibt nämlich keine Lärmschutzfenster in der Schule, sondern Sie werden in Wirklichkeit die Schüler als Testpersonen verwenden, wie lange man einen Lärm aushalten kann. Und dann werden wir uns alle miteinander wundern, warum es für den Herbst in den Jahren darauf so wenig Anmeldungen geben wird. Warum? Wie gibt es denn das? Dann werden Schüler, die dort nicht hingehen wollen, vom Stadtschulrat zwangsverpflichtet werden, weil es sonst keinen Platz gibt. Das heißt, dann gibt es in Wirklichkeit Schüler, die es fein und leise haben werden und die anderen, die es ziemlich laut haben werden. Genauso werden es auch die LehrerInnen haben. 

Da frage ich mich ganz ernsthaft, wie lange eine solche Politik weitergehen kann, wenn man in Wirklichkeit auf die AnrainerInnen tatsächlich pfeift. Die Frau Pfeffer sagt, sie dürfen nicht mitreden, das geht überhaupt nicht, weil das ist nicht vorgesehen. In Wirklichkeit wird am meisten als Anrainerin die SPÖ mitreden, weil die SPÖ dort ihr Hauptquartier hat. Eigenartigerweise wurden jetzt durch eine Platzgestaltung am Sankt-Bartholomäus-Platz 45 Stellplätze weggenommen. Deswegen müssen wir natürlich gleich 250 woanders hineinbauen, eh klar. 

Jetzt haben natürlich die Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten, wenn sie mit dem Auto ins so genannte Hauptquartier in Hernals fahren, keinen Parkplatz. Was machen sie da? Da müssen sie weit gehen, müssen vielleicht sogar mit der Straßenbahn fahren. Nein, sie brauchen einen Parkplatz gleich ums Eck, nämlich hinter der Schule, hinter dem Haus! Dort kann man einfach hineinfahren. Die Kurzparkplätze werden sicherlich überhaupt nicht von den SozialdemokratInnen verwendet werden! Man muss sich das einmal vorstellen! (GRin Mag Sybille Straubinger: Jetzt hör aber auf!) Die SPÖ ist eine unmittelbar Betroffene. Und was macht sie? Eine Garage muss her. 250 Stellplätze. Wurscht, was das kostet. Vor dem Haus der sozialdemokratischen Hochburg in Hernals war sie nicht einmal imstande, Radfahren gegen die Einbahn durchzubringen, weil da natürlich die Stellplätze gefährdet sind. Das Einzige, was ich der SPÖ empfehlen kann, ist, den Sankt-Bartholomäus-Platz umzuändern, und zwar in Sankt Stellplatz. Weil es ist eine unglaubliche Chuzpe, den Leuten weiszumachen, sie dürfen mitreden und in Wirklichkeit redet die ganze SPÖ mit, weil sie dort mehr oder weniger wohnt. (GRin Nurten Yilmaz: Hast du das notwendig, dass du eine solche Rede schwingst?)

Also haben wir das Problem, dass sich eine Partei in Wirklichkeit ihren Parkplatz auf Kosten der Schüler von der Stadt bezahlen lässt. (GRin Mag Sybille Straubinger: Das ist eine Frechheit!) - Das ist eine unglaubliche Frechheit, wenn man sich vorstellt, wer denn dort bei den AnrainerInnen mitreden dürfen soll! Der Zentralsekretär von Hernals? Die Abgeordneten von Hernals? Die BezirksrätInnen von Hernals? Die dürfen alle mitreden, aber die SchülerInnen und die LehrerInnen nicht! Das sind nämlich viel mehr als die Anrainer und die dürfen in Wirklichkeit nicht mitreden. Sie haben halt ein Pech gehabt. In zwei Jahren, in einem Jahr oder in ein paar Monaten werden sie maturieren, dann haben sie den Lärm eh nicht mehr. Das ist in Wirklichkeit das, was ihr den Jugendlichen zu bieten habt und das ist ein Armutszeugnis! 

Weil wenn man sich in Wirklichkeit die Platzgestaltung anschaut, die dort passiert ist, habt ihr diese in Wirklichkeit auch bei der Parhamerplatzgarage schon als Rückbau verkauft. Wo ist denn der viel gelobte Rückbau, der überall steht? Der findet einfach nicht statt, sondern zuerst müssen die Leute die Garagenbaustellen aushalten und dann kommt vielleicht ein Pickerl. Nein, ihr müsst endlich einmal eure eigenen Unterlagen lesen und dann werdet ihr draufkommen, dass das Parkpickerl vernünftiger ist, als Parkgaragen zu bauen, weil es in Wirklichkeit die Oberfläche von den PendlerInnen befreit, die dort mit ihren Autos stehen, weil die dann vielleicht woanders stehen oder doch mit dem öffentlichen Verkehr hereinfahren. Aber in Hernals braucht die SPÖ eine Hausgarage! Vielleicht gibt es sogar noch einen Lift aus der SPÖ-Zentrale hinunter in die Garage! Das kann ich mir gut vorstellen! (GRin Nurten Yilmaz: Geht es noch tiefer? Hast du das notwendig, dass du so polemisierst? Das darf ja nicht wahr sein!) 
Noch einmal, ihr seid nicht imstande, die Bedürfnisse der SchülerInnen und der LehrerInnen vor Ort zu berücksichtigen! Ihr fahrt einfach d’rüber, weil ihr eine autoritäre Partei seid! - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN. - GR Godwin Schuster: Das kannst du nicht ehrlich meinen, was du da gesagt hast!)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächste am Wort ist Frau GRin Matiasek. - Fünf Minuten ab jetzt. 

GRin Veronika Matiasek (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich habe selten so einen unsachlichen Redebeitrag gehört, wie jetzt den vom Herrn Kollegen Maresch! (Beifall bei FPÖ, SPÖ und ÖVP.)
Ich sage Ihnen auch, es ist schärfstens zurückzuweisen, dass Sie sich eigentlichen einen Spaß daraus machen und Schüler instrumentalisieren! Es geht hier um weitaus mehr als um die Schule, es geht um den ganzen Bezirk! (Beifall bei der FPÖ. - GR Marco Schreuder: Es geht um die Schüler!) 
Es sei Ihnen auch ins Stammbuch geschrieben, dass einer der Einpeitscher der Aktion, ein grüner Bezirksrat, selbst des Öfteren mit seinem PKW in Hernals unterwegs ist. Man kennt einander ja in einem Bezirk. (GR Godwin Schuster: Oh!) Also hören Sie auf! Das ist ein absolut scheinheiliges Getue!

Man kann aber das Klima nicht diskutieren, ohne Jahre zurückzublenden. Man kann nicht das Thema diskutieren, ohne die Versäumnisse der SPÖ-Planungs- und ‑Verkehrspolitik in Hernals anzusprechen. (Ein Teil der auf der Galerie anwesenden Schülerinnen und Schüler hält auf A4-Papier gedruckte rote Stopp-Schilder in die Höhe.) Die Freiheitliche Partei hat bereits im Jahr 1991 ein Parkraumkonzept, eine Stellplatzerhebung verlangt. Abgelehnt, schubladisiert. Es ist nie darüber gesprochen worden. Wir haben Garagen errichtet, die zwar sehr teuer waren, aber viel zu klein sind. Der Knebelungsvertrag für die Volksgaragen, dass pro Bezirk nur 300 Stellplätze zur Verfügung stehen dürfen, ist eigentlich ein Wahnsinn. Man muss das der Situation im betroffenen Bezirk anpassen. Wir haben dort jede Menge Gründerzeithäuser, ganze Viertel davon, wo es niemals möglich sein wird, entsprechenden Parkraum zu schaffen. Warum sollen Menschen, die in einem Gründerzeithaus wohnen, im Gegensatz zu denen, die in Häusern wohnen, die halt neu gebaut sind und dadurch Stellplätze zur Verfügung stellen können, kein Auto haben? Das ist alles übersehen worden. 

Die SPÖ in Hernals ist zunehmend stärker am Gängelband der GRÜNEN gehängt. (GRin Mag Sybille Straubinger: Das stimmt doch nicht!) - Selbstverständlich! Die Platzgestaltung und die Parkraumvernichtung ist ein rot-grünes Projekt in Hernals, das seit Jahren verwirklicht wird. Was ist das Ergebnis davon? Wer ist der Leidtragende? Das sind die Betroffenen, die Anrainer, aber natürlich auch die Menschen, die im äußeren Bezirksteil wohnen und ihre Wege erledigen müssen. Man kann nämlich einen Großeinkauf nicht mit dem 43er erledigen. Das möchte ich Ihnen sagen! Und es gibt eine Reihe von Menschen, die alt und mobilitätseingeschränkt sind. Außerdem, Herr Kollege Maresch, Sie werden nicht bestimmen, wer in dieser Stadt Auto fahren darf und wer nicht! Das werden Sie sicherlich niemals bestimmen! (Beifall bei der FPÖ.)
Wir haben eine Reihe von Versäumnissen in der Stadtplanung und in der Verkehrsplanung in Hernals. Wir haben eine Reihe von unglücklich gestalteten Plätzen. Der Sankt-Bartholomäus-Platz wird mit Sicherheit der nächste sein. Wir haben an zugigen Ecken so genannte Räume der Begegnung mit überbreiten Gehsteigen, mit Parkplatzvernichtung im großen Stil. Die dort in letzter Konsequenz auch die Leidtragenden sind, sind natürlich die Wirtschaftstreibenden in Hernals, die sehr wohl darauf angewiesen sind, dass die Menschen nicht nur aus dem Umfeld, sondern auch von weiter herkommen und dort einkaufen und ihr Geld dort lassen. Mit Ihrer Verkehrspolitik werden Sie den Bezirk mit Sicherheit nicht verbessern! Sie können auch gleichzeitig alle selbst anfangen und Ihre eigenen PKWs stehen lassen und nicht durch den Bezirk fahren, wenn Sie schon die großen Vorbilder sind und wenn Sie schon meinen, dass Sie hier richten und rechten können!

Ich muss aber auch an die Adresse der SPÖ den Appell richten: Schütteln Sie dieses grüne Gängelband endlich ab! (GR Mag Rüdiger Maresch: Also bitte!) Machen Sie Garagen in einer Größenordnung, die auch sinnvoll ist! Sträuben Sie sich nicht, am Gürtel, wo es keinen Menschen stört, aus dem ehemaligen Grundstück des Hernalser Hofs endlich eine Hochgarage zu errichten, die wesentlich günstiger in den Errichtungskosten ist, die dort an die U-Bahn angebunden ist und die dort in einem Bereich wäre, wo wirklich eklatante Stellplatznot herrscht! Nehmen Sie endlich einmal gute Vorschläge der Opposition auf, dann könnten wir uns diese ganze leidige Diskussion heute ersparen! (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Sehr geehrte Damen und Herren auf der Galerie, wir haben den Protest bemerkt. Die Fotos sind auch schon gemacht. Packen Sie die Zettel bitte wieder ein.

Als nächster Redner ist Herr GR Mag Gerstl gemeldet.

GR Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich glaube, es ist Zeit, Emotion herauszunehmen. Auch wenn Verkehr immer ein Thema ist, das sehr emotionalisiert, gerade der Garagenbau, ist es trotzdem, glaube ich, wichtig, dass wir einmal Zahlen sprechen lassen. Es gibt in Wien über 800 000 Kfz, die zugelassen sind und wir haben im gewerblichen und im geförderten Bereich gerade einmal 10 Prozent Garagenplätze dafür, also knapp 80 000 Stellplätze, die wir zur Verfügung haben. Da stellt sich schon die erste Frage, ob das genug ist, wenn wir 800 000 Kfz und nur 80 000 Stellplätze haben.
Meine Damen und Herren, die Stadt Wien hat sich vor rund zehn Jahren vorgenommen, ein Volksgaragenprogramm zu machen. Es ist der Regierungspartei bisher nicht gelungen, mehr als 20 Volksgaragen zu errichten, und das in insgesamt 16 Bezirken. Die Stadt Wien hat sich in einem Masterplan vorgenommen, Park & Ride Plätze zu errichten, nämlich 14 000 bis zum Jahr 2010, hat ihren Plan im Jahr 2008 revidiert und auf 12 000 zurückgenommen, und wir stehen heute, knapp vor der Jahreswende zu 2010, bei knapp über 6 000 Park & Ride Plätzen. Das heißt, das Ziel der Stadt Wien, das sie sich selbst gegeben hat, ist bei Weitem nicht erfüllt. Wir müssen zur Kenntnis nehmen, dass wir zu wenig Garagenplätze in der Stadt haben, dass wir mehr davon brauchen und dass die Garagenplätze dazu dienen, dass wir Kfz auch von der Oberfläche wegbekommen.

Daher ist der Ansatz der grünen Partei, der jetzt offensichtlich den Schülerinnen und Schülern und den Lehrern schmackhaft gemacht wird, eine Chuzpe, zu sagen, zahlen wir 14 EUR fürs Parkpickerl in Hernals und bekommen damit eine nachhaltige Verkehrspolitik. Können Sie sich vorstellen, dass das passt, wenn man 14 EUR fürs Parkpickerl bezahlt? Glauben Sie, dass man damit einen Parkplatz auf der Oberfläche bekommt, nur weil man 14 EUR bezahlt? (GRin Mag Maria Vassilakou: Na freilich! Weil die Autos ausbleiben!)
Meine Damen und Herren, bei der Anzahl von Kfz, die wir in Wien haben, wird es nicht möglich sein, dass der Platz auf öffentlichem Grund ausreicht und vor allem, Frau Kollegin Vassilakou, und ich glaube, da sind wir uns eigentlich einig, dass wir die öffentlichen Plätze ein bisschen mehr freibekommen sollen für Fußgänger, für Radfahrer und überhaupt für mehr Anteilnahme am öffentlichen Leben. Dann können Sie nicht gleichzeitig sagen, alle sollen auf der öffentlichen Straße parken und Sie sind gegen den Garagenbau! 

Meine Damen und Herren, vor allem diejenigen, die sich wahrscheinlich zu Recht bedroht fühlen, passen Sie auf, wem Sie hier vielleicht auf den Leim gehen! Achten Sie auch darauf, was die wahren Ziele von einzelnen Parteien sind! Ich weiß, dass Sie Sorge um den Schulhof haben. Ich verstehe auch überhaupt nicht, dass dieser Schulhof vor vier Jahren saniert worden ist und jetzt würden wir wieder damit anfangen. Das ist auch für mich vollkommen unverständlich!

Ich sage Ihnen, es ist wichtig, dass wir in der Stadt Wien mehr Garagenplätze bauen. Die Stadt Wien soll nicht nur ihr Programm erfüllen, sondern sie soll es übererfüllen. Wir haben zu wenig Garagenplätze. Aber die Stadt Wien muss auch endlich dazu kommen, dass sie die Garagen in einer vernünftigen Form baut, in einer ordentlichen Diskussion mit Betroffenen und Beteiligten, und sie muss es zusammenbringen, dass diese Garagenplätze auch rasch geschaffen werden.

Ich ende mit einem Zitat aus dem letzten Kontrollamtsbericht zum Dornerplatz, wo das Kontrollamt festgestellt hat, dass die Oberflächengestaltung nicht optimal verlaufen ist: „Dies zeigte sich unter anderem daran, dass sich nicht nur die Bevölkerung negativ äußerte und ein Teil des im Jahr 2001 hergestellten Bereiches im Jahr 2005 wieder abgebrochen und neu hergestellt werden musste." 

Meine Damen und Herren von der SPÖ, es wäre in Ihrem Interesse, wenn Sie in diesem Stadium, wo wir in einem Vorverfahren sind, in aller Ruhe mit allen Beteiligten reden, um für den Garagenbau und für alle Anrainerinnen und Anrainer zu einer vernünftigen Lösung zu kommen. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster am Wort ist Herr GR Dr Stürzenbecher. 

GR Dr Kurt Stürzenbecher (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Geschätzte Schülerinnen und Schüler und Lehrerinnen und Lehrer! 

Bei dieser Sache, glaube ich, ist es wirklich notwendig, dass man eine sachliche Debatte führt. Mit dem Kollegen Maresch, den ich sonst durchaus schätze, ist es bei der Garagenfrage so wie mit den freiheitlichen Kollegen bei der Zuwandererfrage. Das ist etwas, wo sozusagen irgendwie ein blinder Fleck da ist und wo man nicht sachlich debattieren kann. (GR Mag Rüdiger Maresch: Geh' bitte!) Ich werde mich trotzdem bemühen, genauso wie es gestern eine sehr sachliche Diskussion mit Schülervertretern, Lehrervertretern und Elternvertretern in der Bezirksvorstehung Hernals gegeben hat, wo durchaus Missverständnisse ausgeräumt worden sind (GR Mag Rüdiger Maresch: Frag' nur einmal die Schüler!) und wo man auch übereingekommen ist, dass noch einmal geprüft wird, ob der Pezzlpark als Alternative in Frage kommt, wo eine erste Prüfung ergeben hat, dass dort ein Bunker ist. Aber man prüft das noch einmal. 

Das ist eine sachliche Vorgangsweise und nicht, wenn der Kollege Maresch beispielsweise sagt, ein Lehrer kostet 21 000 EUR. Das stimmt nicht. Die Pflichtschullehrerin oder der Pflichtschullehrer kostet 40 000 EUR und ein AHS-Lehrer 50 000 EUR. (GR Mag Rüdiger Maresch: Das stimmt doch gar nicht!) Der Wahrheitsgehalt dieser Aussagen vom Kollegen Maresch korreliert mit seinen sonstigen Aussagen. 

Wenn er vom Nichtmitreden spricht, sage ich Ihnen, Schüler, die dort in die Schule gehen, sind herzlich eingeladen und wir führen mit ihnen einen intensiven Dialog. Sie sind nicht Anrainer im Sinne des Nachbarrechtes. Das ist ein Bundesgesetz, das Sie mitbeschlossen haben. (GR Mag Rüdiger Maresch: Na und!) Aber zum Beispiel können jede Bürgerin und jeder Bürger von Österreich sehr wohl bei der Flächenwidmung eine Stellungnahme abgeben. (GR Mag Rüdiger Maresch: Die schmeißen Sie doch weg!)

Aber das Wichtigere ist, dass ein intensiver Dialog gepflogen wird, dass wir diskutieren, wenn beispielsweise die Pezzlgasse tatsächlich nicht zur Verfügung stehen würde, dass dann die Beeinträchtigungen in dieser Vorgangsweise, eben bei der Geblergasse und Hernalser Hauptstraße 63, weil dort ist der Eingang, so gering als möglich sein müssen. (GR Mag Rüdiger Maresch: Bitte!)

Die kolportieren Beeinträchtigungen sind sicher nicht in dem Ausmaß gegeben, wie sie vom Maresch oder sonst jemandem erzählt werden (GR Mag Rüdiger Maresch: Das stimmt nicht!), sondern es wird alles getan, um so wenig Beeinträchtigungen wie möglich zu haben. Auch die zwei, drei Jahre, die kolportiert werden, stimmen nicht. Es sind, wenn die Garage dort gebaut wird, 14 Monate. Die ersten zwei Monate, wo man sozusagen am meisten Unruhe erzeugt, sind die Ferienmonate. Es werden beispielsweise 15 Bäume umgeschnitten, aber es werden dann wieder 45 Ersatzpflanzungen hinkommen, die großteils auf dem Areal eingesetzt werden. Es ist natürlich eine Sache, die ich verstehe, durch die internen Bauarbeiten durch die BIG in der Schule selbst, die mit diesem Projekt überhaupt nichts zu tun haben, wo das wirklich lange dauert, was ich nicht verstehe, ist ein gewisses Misstrauenspotenzial bei den Schülerinnen und Schülern da, das verständlich ist, wo aber dieses Projekt nichts dafür kann. 

Bei diesem Projekt wird wirklich versucht, dass man eben mit den gelindesten Mitteln vorgeht. Es hat gestern auch der Vorsitzende der Bezirksentwicklungskommission angeboten, dass Schüler-, Eltern- und Lehrervertreter eine Checkliste mit Sachen übergeben, die ihnen ganz besonders wichtig sind, wenn dort gebaut wird, und mit Forderungen, die ihnen ganz besonders wichtig sind. Die sollen eingehalten werden, sofern es menschenmöglich und im Rahmen einer gewissen finanziellen Sache möglich ist. (GR Mag Rüdiger Maresch: Und was ist, wenn nicht?)

Es ist natürlich so, wenn es nach dem Maresch geht, hätten wir überhaupt keine Garagen in Wien (GR Mag Rüdiger Maresch: Aber dafür Parks!) und hätten dadurch sicherlich wesentlich schlechtere Lebensverhältnisse. Dass dort eine prekäre Parkplatzsituation ist, wird von niemandem bestritten. Dass eine Garage notwendig ist, wird, glaube ich, außer vom Maresch und einigen grünen Fundamentalisten auch von niemandem bestritten. (GR Mag Rüdiger Maresch: Oh! In der SPÖ sind die Fundamentalisten!)
Aber es ist so, wenn man sie dort baut, was noch nicht hundertprozentig sicher ist, da die Pezzlgasse noch geprüft wird, aber wenn dort ein negatives Ergebnis herauskommt, dass wir versprechen können, dass wir im engsten Dialog mit den Betroffenen bestmögliche Vorgangsweisen wählen und dass es erträgliche und durchaus sinnvolle Rahmenbedingungen im Interesse von allen Hernalserinnen, Hernalsern und allen Wienerinnen und Wienern geben wird. - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster am Wort ist Herr GR Mahdalik. (GR Mag Rüdiger Maresch: O je! Jetzt reden wir wieder über das Flugfeld Aspern! Das ist auch in Hernals!)

GR Anton Mahdalik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Werte Damen und Herren! Junge Leute aus der Geblergasse! Servus Jörg!

Ich habe selbst vor 25 Jahren dort maturiert und habe mit zwei Hauptprotagonisten dieser ganzen grünen Aktion, mit Jörg Ehrentraut und mit Iris Hajicsek lange Jahre die Schulbank gedrückt. Darum weiß ich auch, dass dort schon damals, vor 25 Jahren, die Parkplatzsituation prekär war. Im Jahr 2009 ist sie katastrophal!

Wir werden mit dieser Garage, da gebe ich den GRÜNEN recht, natürlich nicht alle Parkplatzprobleme in diesem Bereich lösen.

Man kann aber die Parkplatznot in diesem Bereich zumindest lindern. Das muss wohl eine Hauptaufgabe und Zielrichtung der Stadt Wien und der Politik an sich sein. Zu wenige Parkplätze – und diese gibt es dort bewiesenermaßen – bedeuten nämlich längeres Herumkurven bei der Parkplatzsuche für Anrainer, Einkaufende oder Eltern, die ihre Kinder zur Schule bringen oder von dort abholen, und längere Fahrzeiten bedeuten natürlich auch mehr Abgasausstoß. Das dürfte für die GRÜNEN in diesem Falle aber egal oder nur nebensächlich sein. 

Wir mussten das auch im letzten Stadtplanungsausschuss erfahren. Herbert Madejski hat das mit eigenen Ohren gehört. Wir haben über einen verkehrstechnisch und sicherheitspolitisch unbestreitbar unsinnigen Fußgängerübergang gesprochen, den der grüne Kollege Chorherr in einem anderem Bezirk haben wollte. Er hat gesagt, dass es ihm wurscht ist, wenn es dort kilometerlang staut, für ihn sei es die Hauptsache, dass der Fußgängerübergang kommt. – Daran erkennt man wieder einmal die doppelzüngige Grünpolitik: Diese hat sich zwar angeblich dem Klimaschutz verschrieben, mehr Abgasausstoß durch mehr Autofahrten ist den GRÜNEN aber letztlich egal!

Wie verlogen – Sie entschuldigen diesen Ausdruck! – die grüne Politik ist, kann man am besten an Kollegen Maresch erkennen. Ich kann mich noch sehr gut erinnern: Als ich – ich glaube, es war im Jahre 2006 – das Rathaus verlassen habe, fuhr Kollege Maresch auf einmal mit einem patzen Ford, nämlich mit einem damals schon etwa zehn Jahre alten Mondeo, davon. Dabei hat er hinten eine Abgaswolke hinausgeblasen, die bestenfalls die Abgasnormen von Usbekistan erfüllt. 

Wenn er heute seinen Schlitten noch immer hat, dann ist er mindestens 13 Jahre alt. – Ich stelle fest: Kollege Maresch fährt nicht jeden Tag mit dem Rad ins Rathaus und wieder zurück, sondern er fährt mit einem großen Auto in Wien herum. (Zwischenruf von GR Mag Rüdiger Maresch.) Ich habe dich damals gesehen. (GR Mag Rüdiger Maresch: Da hast du aber schlecht geschaut!) Es war dir sehr unangenehm. Ich kann mich noch erinnern! Maresch hat sich geduckt, aber ich habe ihn trotzdem erkannt, weil er sehr groß ist. (Beifall bei der FPÖ.) 

Daher halte ich fest: Junge Leute! Bitte lasst euch nicht von Leuten instrumentalisieren, die Wasser predigen und dem Wein verfallen sind! (Heiterkeit und Beifall bei der FPÖ. – Zwischenrufe bei den GRÜNEN.)

Maresch fährt einen patzen Ford, vielleicht hat er jetzt schon einen Mercedes. Er dürfte eine Vorliebe für große Autos haben. (Zwischenrufe bei den GRÜNEN.) 

Jedenfalls ist in diesem Gebiet eine Garage notwendig, und zwar trotz aller Unannehmlichkeiten, die vielleicht für die Schüler und die Lehrer entstehen mögen, aber die Stadt Wien wird probieren, diese klein zu halten. Das wird dem Verkehr dienen, es wird weniger Autofahrten geben, und es werden weniger Abgase ausgestoßen werden.

Jetzt findet gerade der Klimagipfel in Kopenhagen statt, und ich meine, wir könnten auch im 17. Bezirk einen kleinen Teil dazu beitragen, dass unsere Umwelt in Wien besser wird Das wird der Luftqualität im unmittelbaren Schulbereich und letztlich auch eurer Lebensqualität zugute kommen. 

Lasst euch bitte nicht von grünen Politikern, die im Hinblick auf die Wahl 2010 eine wirklich verlogene Politik betreiben, vor den Karren spannen! (Lebhafte Zwischenrufe bei den GRÜNEN.) Vielleicht macht Maresch, da sein Auto ja sehr groß ist, mit euch einmal eine Bezirksrundfahrt; in ein paar Partien müsste sich das ausgehen! Es würde mich interessieren, wie lange er braucht, um einen Parkplatz zu finden, sicherlich 20 oder 30 Minuten! Und er bläst Schadstoffe hinaus wie ein Auto in Usbekistan. Ich warne also davor, den GRÜNEN auf den Leim zu gehen! (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächste am Wort ist Frau GRin Mag Vassilakou. Ich erteile es ihr.

GRin Mag Maria Vassilakou (Grüner Klub im Rathaus): Sehr verehrte Frau Vorsitzende! Sehr verehrte Damen und Herren!

Bevor ich mit meinen Ausführungen beginne, möchte ich Sie, Herr Mahdalik, adressieren und Sie einen unverschämten Lügner nennen! Ich hole mir damit gerade meinen Ordnungsruf ab! (Beifall bei den GRÜNEN und von Zuschauern auf der Galerie.) Unverschämter Lügner!

Nun möchte ich zur Sache sprechen, denn ich denke, es ist sinnlos, sich jetzt länger mit all diesen Ausführungen und Phantasien zu beschäftigen! Ich glaube, Herr Mahdalik hat in Selbsthypnose gesprochen!

Ich komme zur Sache: Tiefgaragen, liebe Kolleginnen und Kollegen, können manchmal Sinn machen. Manchmal machen sie aber überhaupt keinen Sinn. Tiefgaragen, lieber Herr Kollege Gerstl, machen dort Sinn, wo sie hingehören, nämlich – um Ihnen ein Beispiel zu bringen – direkt an der Stadtgrenze, wo sich eine gute öffentliche Verkehrsanbindung befindet, so dass Pendlerinnen und Pendler die Möglichkeit haben, ihr Auto in der Garage abzustellen und dann auf die Öffis umzusteigen, noch bevor sie das Stadtgebiet erreicht haben. Wenn die Leute aber einmal in die Stadt gefahren sind, machen Tiefgaragen nur wenig Sinn.

Damit sind wir schon mitten im Problem, das Hernals hat, und ich weiß, wovon ich spreche, denn ich bin selbst Hernalserin. Nur noch so viel dazu: In Hernals gibt es ein Parkplatzproblem, und zwar deshalb, weil diejenigen, die wir liebevoll WUTUs nennen, nämlich jene mit Kennzeichen Wien Umgebung oder Tulln, über den Wienerwald nach Hernals hereinfahren, ihr Auto abstellen und erst dort mit den Öffis weiterfahren. Deshalb fordern wir in Hernals seit Jahr und Tag das Parkpickerl, damit wir diese Problematik in den Griff bekommen. Aber diejenigen, die offensichtlich nach dem Motto „Autos, Autos, Autos statt Bäume!" leben wie zum Beispiel die FPÖ, sind ja seit Jahr und Tag dagegen, dass man solche sinnvollen Maßnahmen ergreift! Daher haben wir ziemlich große Probleme etwa mit parkenden Autos und auch mit der Problematik, wo man in bestimmten Grätzln einen Parkplatz findet.

Was ist die Lösung? Was kann die Lösung sein? – Die Lösung ist einmal mehr das Parkpickerl. Was aber tut die SPÖ in Hernals, und zwar mit Unterstützung Ihrerseits? – Man plant stattdessen ein teures und auch unsinniges Garagenprojekt, das im Übrigen allerdings 600 Schülerinnen und Schüler auf Jahre hinaus Lebensqualität kosten wird.

Meine Damen und Herren! Ich fände es gut, wenn wir hier im Gemeinderat über die Art und Weise diskutieren, wie mehr als 600 Jugendliche ihren Alltag verbringen. Diesfalls sollten Sie sich allerdings schon die Mühe machen, sich anzuschauen, was dieses Projekt genau bedeutet!

Die Schule ist traktförmig rund um den kleinen, begrünten Aufenthaltspark gebaut, der wegen der Tiefgarage ja verschwinden soll. Das bedeutet also einmal, dass über 600 Schülerinnen und Schüler den Pausenort einbüßen. In Anbetracht dessen erhebt sich die Frage: Würden Sie das wollen? Würden Sie gerne sozusagen wie die Kaninchen im Käfig Ihren Alltag verbringen? Würden Sie wollen, dass vor den Fenstern der Räume, wo Sie mehrere Stunden am Tag Unterricht haben, noch jahrelang eine riesige Baugrube ist? (GR Kurt Stürzenbecher: Das ist die Unwahrheit!) Würden Sie wollen, dass die Bäume, die vor den Fenstern der Schule Schatten spenden, verschwinden? 

Meine Damen und Herren! Bis Ersatzpflanzungen kommen und diese Bäume wieder so gewachsen sind, dass sie Schatten spenden können, werden bereits die Enkelkinder dieser Jugendlichen aus dieser Schule maturiert haben! So ist es, meine Damen und Herren! (Beifall bei den GRÜNEN und von Zuschauern auf der Galerie.)
Sie wollen das nicht wahrhaben, und ich werde Ihnen auch sagen, wieso: Ihnen ist das wurscht, weil Sie nicht betroffen sind! (Zwischenrufe bei der SPÖ.)
Lassen Sie mich abschließend etwas sagen – und schreiben Sie sich das umgekehrt ins Stammbuch –: Junge Menschen können, wenn sie 10, 11, 12, 13 oder 14 sind, eigenständig denken und selbst urteilen. Mit 16, meine Damen und Herren, können sie sogar bereits wählen. Das haben wir hier beschlossen.

Das heißt: Wenn wir schon von BürgerInnenbeteiligung reden, dann heißt das auch, dass man sich mit den Betroffenen Ihrer großartigen Pläne an einen Tisch setzt!

Somit schließe ich mit der Aufforderung: Setzen Sie sich nicht über mehr als 600 Jugendliche hinweg! (Zwischenrufe bei der FPÖ.) Setzen Sie sich an einen Tisch mit den Schülern, mit den Lehrern und mit denjenigen, die die Leidtragenden Ihrer Politik sein werden! Ignorieren Sie sie nicht! (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Frau Kollegin Vassilakou! Ich erteile hiemit den gewünschte Ordnungsruf. (GRin Mag Maria Vassilakou: Bitte! Danke!)
Ich füge hinzu: Ich bitte alle Fraktionen gerade im Hinblick darauf, dass junge Leute hier auf der Galerie sind: Gebt nicht ein Bild ab, dass die Jugendlichen glauben, dass bei uns alles nur Hetz ist, sondern versuchen wir, das Thema ernsthaft zu behandeln! (Zwischenrufe bei den GRÜNEN.)
Als Nächste am Wort ist Frau GRin Mag Anger-Koch.

GRin Mag Ines Anger-Koch (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren! Liebe Schülerinnen und Schüler der Geblergasse! 

Ich glaube, dass es – wie schon mein Kollege Gerstl gesagt hat – wichtig ist, die Emotionen aus diesem Thema jetzt einmal herauszunehmen und sich, wie auch Frau Kollegin Vassilakou schon angesprochen hat, an einen Tisch zu setzen und zu diskutieren. Emotionen, Dramatisierungen und für einen Oscar reife Auftritte haben jedoch hier jetzt nicht wirklich Platz!

Noch einmal zu den Fakten: Es wurde auch von Herrn Kollegen Stürzenbecher schon gesagt, dass eine Garage notwendig ist. Das wissen wir alle! Ihr jungen Leute werdet später einmal verstehen, wenn ihr auch einen Führerschein habt, dass wir in Hernals zu wenig Abstellplätze haben! Auch das Parkpickerl macht in Hernals nicht wirklich Sinn, weil allein für Hernals und nicht für „WU“ oder „TU“, sondern 20 000 Kfz-Stellplätze für Wien ... (Zwischenruf von GR Mag Rüdiger Maresch.)
Ich weiß, dass Sie gegen die Autos sind und nur mit dem Fahrrad und den Öffis fahren! Aber leider Gottes gibt es auch Menschen, die ein Auto brauchen, um zu ihrem Arbeitsplatz zu kommen, und Mütter müssen beispielsweise ihre Kinder in den Kindergarten oder in die Schule führen. 

Noch einmal zurück zu den Fakten: Der Garagenbetreiber will im Juni 2010 mit dem Bau beginnen. Das heißt, die erste störende Bauphase beginnt mit der Matura und soll über die Sommermonate beendet sein. Danach sollte die Tiefbauphase stattfinden, und es ist das Ziel, dass die Jugendlichen und SchülerInnen der Schule den Schulhof benutzen können, ohne dass es viele Störungen gibt. Wichtig ist aber auf alle Fälle, dass das Ganze auf ein Jahr konzipiert sein soll, und hier hake ich jetzt ein: Ihr habt jetzt Möglichkeiten, mit den Bauträgern vertraglich entsprechende Vereinbarungen zu treffend und festzusetzen, dass sie, wenn sie sich nicht daran halten, an die Schule Pönalzahlungen leisten müssen! Und es muss eine Kontrolle geben, damit die Bestimmungen genau eingehalten werden.

Weiters meine ich, weil ich auch Sportsprecherin bin, dass es auch wichtig ist, dass der Fußballplatz, der dabei in Mitleidenschaft gezogen werden soll, dann nach den Bedürfnissen der Schüler und Schülerinnen aufgebaut werden soll. Diesbezüglich muss der Bauträger ebenfalls vertraglich festgenagelt werden.

Das soll jetzt am Tisch ausgemacht werden. Ich glaube, das ist ganz wichtig, und das soll nicht zu Lasten der Schüler gehen.

Was ich der Stadt sehr ankreide, ist ihre Art und Weise, wie sie bei Projekten immer wieder agiert. Das ist strikt abzulehnen! Informationsflüsse werden zu kurz gehalten. Es gibt fast keine Informationsflüsse. Diese unsensible und unübliche Vorgehensweise ist absolut nicht zielführend. Das gilt auch für andere Projekte in Wien. Sie können nicht immer über die Köpfe der Bürger hinweg bestimmen, denn das ist nicht nur Ihre Stadt, sondern das ist auch die Stadt der Wiener Bürger und Bürgerinnen!

Ich möchte Ihnen sagen, dass das keine zielführende Politik ist! Und ich möchte, dass Sie in Zukunft bei Projekten, die strittig sind, auch die Bürger ins Boot holen. – Danke schön. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächste am Wort ist Frau GRin Mag Straubinger. – Bitte sehr.

GRin Mag Sybille Straubinger (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren! Auch ich heiße die SchülerInnen und LehrerInnen der Geblergasse herzlich willkommen!

Der geplante Bau wurde in den letzten Wochen im Bezirk und vor allem auch in der Schule intensiv diskutiert. Es ist grundsätzlich sehr positiv, wenn sich Menschen engagieren und wenn man Anteil nimmt. Das geschieht in letzter Zeit wieder immer häufiger, ob es sich nun um eine Lichterkette oder um Studentenproteste handelt. Daran sieht man, dass die Politik auch junge Menschen interessiert. 

Wesentlich dabei ist aber auch, dass alle die richtigen Informationen haben und man von den richtigen Fakten ausgeht. Außerdem darf es keine Desinformation geben, wie sie in letzter Zeit von den GRÜNEN leider auch medial immer wieder gespielt wurde.

Kollegin Vassilakou hat jetzt von mehrjähriger Baudauer und von diversen anderen Dingen gesprochen. (Zwischenruf von GRin Mag Maria Vassilakou.) Nein! Das stimmt nicht! Und ich möchte jetzt noch einmal ein paar Fakten zurechtrücken.

Die Baudauer beträgt 14 Monate, wovon 10 Monate auf die Garage und etwa drei Monate auf die Oberflächengestaltung entfallen. Es handelt sich also um etwas mehr als ein Jahr. 
Es ist eine Deckelbauweise vorgesehen, um Staubbelastungen et cetera gering zu halten. Es gibt keine Ausfahrt in der Geblergasse, sondern es gibt Ein‑ und Ausfahrten nur in der Hernalser Hauptstraße. Und es gibt keine Lüftungsschächte, die – wie ich auch gelesen habe – in den Schulhof blasen, sondern diese werden natürlich über die Dächer geführt. 

Natürlich gibt es auch Belastungen. Das ist wie bei jedem Bau der Fall, und daher wird es auch zu Belastungen der SchülerInnen und LehrerInnen und des Schulbetriebes kommen. 
Die neu zu pflanzenden Bäume wurden jetzt auch angesprochen. Diese können gepflanzt werden. Es ist sozusagen unter der Erde genug Erde vorhanden, damit das möglich ist. Und es besteht auch die Möglichkeit, eines Teil des Hofes permanent und zusätzlich auch noch größere Teile des Hofes dann zu nutzen, wenn der Deckel darauf ist.

Ich will das jetzt nicht im Detail ausführen, aber es wurde vieles bei dem Gespräch, das stattgefunden hat, ausgeräumt. Es gibt auch Gespräche mit den SchülerInnen und Eltern, und viele offene Fragen wurden, wie gesagt, geklärt. 

Es ist allerdings eine grundsätzliche Frage, ob man prinzipiell für Wohnsammelgaragen ist oder nicht, und die GRÜNEN sind halt grundsätzlich nicht für Garagen und daher auch nicht für Wohnsammelgaragen, egal, wo sie geplant werden. Die GRÜNEN sind einfach immer dagegen. 

Wenn man sich aber die Realität anschaut, dann erkennt man die Tatsache, dass wir zu viele Autos haben. Mir wäre es grundsätzlich auch lieber, wenn es weniger Autos in der Stadt gäbe, aber das ist einfach Tatsache. Die Leute brauchen sie. Die Leute wollen sie. Und wir müssen damit umgehen.

Entlasten kann man angesichts dieser Situation nur dann, wenn man Garagen baut, damit man Autos unter die Erde bekommt und auch die Möglichkeit hat, auf der Oberfläche mehr Freiraum für Fußgänger und Radfahrer zu gestalten. Und das geschieht jetzt in Hernals. (GRin Mag Maria Vassilakou: Das schauen wir uns an!)
Das geschieht etwa bei der Umgestaltung des Zentralraumes auf dem Sankt-Bartholomäus-Platz. Du hast es selbst gesagt! 50 Stellplätze wurden entfernt. Und es ärgert mich jetzt wirklich, uns zu unterstellen, dass wir diese Garage bauen, weil die SPÖ-Hernals dort ist! (GRin Nurten Yilmaz: Das ist eine Frechheit!) Das ist total polemisch und echt eine Frechheit! Das hätte ich mir von dir nicht gedacht! (Beifall bei der SPÖ.)
Auf diesem Niveau soll Politik nicht betrieben werden! Es ist aber bereits zu einem konstruktiven Dialog mit dem Bezirk, den SchülerInnen, LehrerInnen und ElternvertreterInnen gekommen, und man wird diesen weiter führen. Man wird auch die anderen AnrainerInnen und BewohnerInnen dieses Grätzls einbinden müssen, denn diese haben natürlich auch ein Recht mitzureden. Außerdem gibt es schon jetzt die Zusage, dass das Planungskonzept für diese Garage weiter optimiert wird. Man muss darauf achten, dass es schlanker wird. Es sollen auch Bäume erhalten werden, die ursprünglich gefällt und dann neu gepflanzt werden müssen hätten. 

Außerdem gibt es auch die Zusage, dass man sich anschauen wird, ob es nicht doch geht, unter dem Pezzlpark eine Garage zu bauen, wobei natürlich die Bunkerfrage ein Problem darstellt. Aber man wird sich das noch einmal ansehen. Dazu muss man aber auch sagen: Sollte es möglich sein, unter dem Pezzlpark eine Garage zu bauen, dann wird halt auch ein Park zerstört! Das ist natürlich auch nicht optimal für die Menschen, die dort leben und den Park nützen. Im Hinblick darauf wurde ein Treffen im Jänner vereinbart.

Das ist der Weg, den Politik meiner Ansicht nach gehen soll, nämlich, dass sich die Menschen zusammensetzen, dass man Argumente austauscht, dass es zu gemeinsamen Lösungen kommt und man nicht sozusagen polemisch Öl ins Feuer gießt. – Danke. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Die Aktuelle Stunde ist beendet.

Der Herr Bürgermeister hat sich gemäß § 16 der Geschäftsordnung zu einer Mitteilung betreffend Durchführung einer Volksbefragung im Februar 2010 zu Wort gemeldet. Seine Redezeit beträgt 40 Minuten.

Ich erteile ihm das Wort.

Bgm Dr Michael Häupl: Meine sehr geehrten Damen und Herren! Hoher Gemeinderat! 

Als überzeugte Demokraten vertrauen wir sowohl auf die Einrichtungen der repräsentativen Demokratie als auch auf jene der direkten Demokratie. Die Partizipation der Bürgerinnen und Bürger Wiens bei der Lösung von ganz konkreten, für sie relevanten Fragestellungen liegt daher im Interesse der Wienerinnen und Wiener, und sie sehen das auch so.

Daher sind in der Wiener Stadtverfassung auch Instrumente der direkten Demokratie wie das Volksbegehren, die Volksbefragung und die Volksabstimmung verankert und auch die Rahmenbedingungen und Regeln dafür festgelegt. All diese Instrumente, zum richtigen Zeitpunkt unter Einhaltung der gesetzlichen Grundlagen verantwortungsbewusst angewandt, haben wesentlich zur guten, friedvollen Entwicklung Wiens, zur hohen Lebensqualität und auch zu einem hohen Maß an Zufriedenheit der Wiener Bevölkerung beigetragen. 

Das Instrument der Volksbefragung kam in Wien bislang sechsmal zum Einsatz. Es wurde angewandt, wenn es in der Bevölkerung im Vorfeld zu engagierten Diskussionen mit vielfältigsten Argumenten und vielen Pros und Kontras kam und es keine eindeutige Mehrheitsmeinung zu geben schien. Das Interesse und die Beteiligung an diesen Volksbefragungen waren unterschiedlich hoch. Entscheidend war aber, dass die Menschen die Möglichkeit hatten, mit einem sehr gewichtigen Mittel der direkten Demokratie ihre Meinung zu wichtigen Fragen der Stadt zu äußern und der Politik eine Entscheidungshilfe zu geben. 

Für die Stadtregierung war also stets klar, dass solchen Meinungsäußerungen im Falle einer entsprechend aussagekräftigen Beteiligung auch Rechnung getragen wird, denn – um es nochmals zu betonen – das Wesen der Politik in dieser Stadt war von Anfang an und ist es bis heute, im Interesse und zum Wohle der Wiener Bevölkerung zu handeln. Eine Volksbefragung im Rahmen der verfassungsrechtlichen Bestimmungen ist daher für die Stadtpolitik vor allem ein unterstützendes Instrument zur Meinungsbildung und zum Ausdruck der Orientierungsfrage der Bürgerinnen und Bürger zu bestimmten wichtigen Themen. 

Es geht nicht darum, dass sich die Stadtregierung aus der Verantwortung in diesen Fragen zurückziehen will. Ganz im Gegenteil! Es geht darum, Entscheidungen zu treffen, die sich auf eine möglichst breite Zustimmung in der Bevölkerung stützen können. Solche Themen und Fragestellungen, die zu entscheiden sind, gibt es auch heute wieder. Zu diesen gibt es in der Wiener Bevölkerung sehr unterschiedliche Meinungen, die von vielen sehr emotional diskutiert werden. Es macht daher Sinn, der Wiener Bevölkerung die Möglichkeit einzuräumen, durch ein Instrument der direkten Demokratie ihre Meinung dazu zu äußern. Der Souverän, das Volk, soll das entscheidende Wort sprechen, wie es schon mehrmals zum Wohle der hier lebenden Menschen und zur positiven Entwicklung dieser Stadt geschehen ist. Die Wiener Sozialdemokratie wird daher heute vorschlagen, eine Volksbefragung zu fünf wichtigen Fragen der Stadt abzuhalten. 

Die erste Frage betrifft die Wiedereinführung von Hausbesorgern: Die österreichische Bundesregierung hat im Jahr 2001 die Möglichkeit der Anstellung von Hausbesorgern gesetzlich abgeschafft. Seither sind tausende Hausbesorger durch Hausbetreuungsfirmen ersetzt worden, und zwar meist nicht zur Freude der betroffenen Bewohner. Deshalb ist in den letzten Jahren von vielen Menschen der Wunsch nach einer Wiedereinführung von Hausbesorgern, allerdings mit einem neuen, zeitgemäßen Berufsbild geäußert worden. Weil in den Gesetzen die Neuregelung auf Bundesebene bis heute nicht zustande gekommen ist, stellt sich die Frage, ob Wien eigenständig die Möglichkeit schaffen soll, dass Hausbesorger wieder angestellt werden können. 

Zweitens geht es um die Frage der Ganztagsschule: Internationale Studien zeigen, dass die Ganztagsschule einerseits den entscheidenden Faktor für die Vereinbarkeit von Beruf und Familie darstellt und andererseits das Bildungsniveau der Bevölkerung deutlich hebt. Für eine Wirtschaft, die leistungs- und wettbewerbsfähig sein will und es auch sein muss, sind das zwei ganz wichtige Faktoren. 

Ganztagsschule bedeutet, den Schulunterricht in einer verschränkten Form von Unterrichts- und Freizeitphasen am Vormittag und am Nachmittag zu bestreiten. Das begünstigt die Lern- und Lehrkultur, weil auf die Bedürfnisse der Kinder besser eingegangen und mehr Freude an der Schule vermittelt wird. Wien ist Vorreiterin, wenn es um moderne Schulformen geht. Hier gibt es mehr Ganztagsschulen als in allen anderen Bundesländern, weil sich dieser pädagogische Weg, auch wenn er mehr kostet, für die Kinder und deren Eltern als bester Weg bewährt hat. 

Es ist mit Sicherheit kein Zufall, dass gerade die katholischen Eliteschulen als Ganztagsschulen geführt werden. Dennoch ist die Ganztagsschule nach wie vor umstritten. Ich habe aus der politischen Diskussion noch Begriffe wie „Zwangstagsschule“ in Erinnerung. Daher soll die Frage gestellt werden, ob das flächendeckende Angebot der Ganztagsschule in Wien stattfinden soll. 

Ich mache hier keinen Hehl aus meiner Meinung, dass diese Form der Schule den längst überfälligen Schritt in das 21. Jahrhundert bedeutet. Auf den Punkt gebracht: Dieses Schulmodell ist modern, sinnvoll und an den Bedürfnissen der Arbeitswelt orientiert. (Beifall bei der SPÖ.) 

Drittens geht es um die Einführung einer City-Maut: Diese Frage erhitzt seit Jahren die Gemüter. Wie alle Großstädte weist auch Wien ein hohes Verkehrsaufkommen durch Kraftfahrzeuge in den dicht bebauten Stadtgebieten auf. Einige Großstädte wie London oder Stockholm haben zur Bewältigung des innerstädtischen Verkehrs eine Einfahrtsgebühr für das Stadtgebiet oder Stadtzentrum eingeführt. In Wien konnte bislang durch die Verkehrspolitik, durch den Ausbau des öffentlichen Verkehrs, durch Parkraumbewirtschaftung, durch Wohnsammelgaragen und durch den Ausbau des Radwegenetzes der Autoverkehr in der Stadt reduziert werden. Aber es stellt sich die Frage, ob eine weitere Maßnahme, nämlich die viel diskutierte City-Maut, als Lösung gewünscht wird. 

Auch die vierte Frage beschäftigt sich mit Mobilität in der Stadt: Es gibt von verschiedenen Seiten ein entsprechendes Interesse und den Vorschlag, die U-Bahn in Wien in den Nächten von Freitag auf Samstag und von Samstag auf Sonntag durchgehend fahren zu lassen. Zwar gibt es seit 1995 das bewährte flächendeckende System der Nachtbusse, doch das scheint vielen offensichtlich nicht ausreichend zu sein.

Klar ist: Ein verlängerter Betrieb der U-Bahn kostet natürlich mehr Geld. Klar ist weiters, dass die Nachtbusse bleiben, dass aber eine Änderung der Nachtbusrouten am Wochenende notwendig werden würde, weil Parallelführungen wenig Sinn machen. Auch in diesem Punkt sollen die Wienerinnen und Wiener, jung und alt, entscheiden, wie das System des öffentlichen Verkehrs weiterentwickelt werden soll. 

Die fünfte Frage betrifft das Thema „Ordnung und Zusammenleben in der Stadt“. Es geht darum, ob für Halter von besonders zu kennzeichnenden Hunden ein verpflichtender Hundeführschein eingeführt werden soll. Immer wird hier von Vorfällen berichtet, bei denen Hundehalter ihre so genannten Kampfhunde gleichsam als Waffe einsetzen. Ebenso ist es in den vergangenen Monaten vermehrt zu Verletzungen durch solche Tiere gekommen, und es hat bereits auch tragische Todesfälle gegeben.

Weil die Leinen- und Beißkorbpflicht in manchen Fällen offensichtlich nicht ausreicht, erscheint es notwendig und zweckmäßig, über weitere Schritte nachzudenken. Einen Hundeführschein, der eine fundierte Ausbildung für Hundehalter bietet, gibt es bisher nur auf freiwilliger Basis. Nun gilt es zu entscheiden, ob diese Freiwilligkeit, zumindest für so genannte Kampfhunde, in eine Verpflichtung umgewandelt werden soll. Experten müssen dabei noch definieren, welche Hunde als solche einzustufen sind. 

Meine Damen und Herren! Die Wiener Bevölkerung soll in den kommenden Wochen die Möglichkeit haben, diese fünf Fragen zu diskutieren, alle Für und Wider kennenzulernen, abzuwägen und am Ende eine Entscheidung zu treffen. Es ist wichtig, dass die Bevölkerung ausreichend und ausgewogen mit Informationen versorgt wird. – Ich ersuche die politischen Parteien, das verantwortungsbewusst zu tun, ich ersuche aber auch die Medien, diesen demokratischen Willensbildungs- und Entscheidungsprozess entsprechend zu unterstützen!

Die Volksbefragung soll an drei aufeinander folgenden Tagen vom 11. bis 13. Februar 2010 stattfinden. Der Wiener Bevölkerung werden bereits Ende Jänner die Stimmkarten an ihre Haushalte zugesandt werden. Es wird bei einer Volksbefragung erstmals schon ab Zustellung die Möglichkeit der Abgabe der Stimmkarte auch im Wege der Briefwahl bestehen. An den drei Tagen im Februar werden dann etwa 100 Abgabestellen für die persönliche Abgabe der Stimmkarte eingerichtet sein. – Über all diese formalen Voraussetzungen und Möglichkeiten wird die Stadt ihre Bürger zeitgerecht und ausreichend informieren. 

Das Ergebnis der Volksbefragung ist danach dem Wiener Gemeinderat zur geschäftsordnungsgemäßen Behandlung in der nächsten Sitzung zuzuleiten, was voraussichtlich Ende Februar sein wird. 

Wir haben die Ergebnisse der bisherigen Volksbefragungen stets ernst genommen und als Orientierung für unsere weitere Vorgangsweise betrachtet. Das soll auch diesmal so sein. Die Ergebnisse dieser Volksbefragung werden wir als Arbeitsauftrag akzeptieren.

Ich ersuche die Mitglieder des Wiener Gemeinderates, der Wiener Bevölkerung diese Chance zu geben, in für das Zusammenleben wichtigen Fragen durch eine Volksbefragung mitentscheiden zu können. – Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Ich danke dem Herrn Bürgermeister für diesen Bericht. 

Die Geschäftsordnung bestimmt, dass bei der nun folgenden Besprechung kein Redner öfter als zweimal und mehr als insgesamt 20 Minuten sprechen darf. Ausgenommen von dieser Beschränkung sind der Herr Bürgermeister und die zuständigen amtsführenden Stadträte. Deren Redezeit ist pro Wortmeldung mit 20 Minuten beschränkt.

Zur Besprechung der Mitteilung erteile ich als Erstem Herrn StR Herzog das Wort.

StR Johann Herzog: Meine sehr geehrten Damen und Herren! Frau Vorsitzende! Herr Bürgermeister! 

Sie haben uns die fünf Fragen präsentiert. Wir konnten sie auch schon in den Zeitungen – ohne nähere Detaillierung, wie ich dazusagen muss – lesen. Das heißt, es war dies eine sehr unausgestattete Information des politischen Gegenübers.

Diese fünf Fragen des Bürgermeisters an das Wahlvolk sind allerdings teuer. Sie kosten 10 Millionen EUR. Meine Damen und Herren! Das ist ein Beitrag, den die Wiener Steuerzahler und die Wiener Bürger zum Wahlkampf der SPÖ leisten, und sonst gar nichts! 

Was ist das Wesentliche? – Die SPÖ finanziert ihren Wahlkampf, den sie offensichtlich bereits im Herbst oder Winter dieses Jahres beginnt, mit Steuerzahlermitteln. Diese Vorgangsweise ist in einer Zeit der Wirtschaftskrise bei einer Unmenge an bedürftigen Personen in dieser Stadt eine Ungeheuerlichkeit!

Man muss dazu auch sagen, dass das etwas nicht ganz Außergewöhnliches ist. In der letzten Zeit häufen sich auch gewisse – unter Anführungszeichen – Informationen von Stadträten und Stadträtinnen in den diversen Tageszeitungen. Davon sind täglich zwei bis drei Seiten in drei bis vier Zeitungen enthalten. Dabei muss man bedenken, was ein solches Inserat kostet, nämlich zwischen 30 000 und 50 000 EUR. Auf diese Weise kommen pro Tag hunderttausende Euro zusammen! Und all das zahlen die Wienerinnen und Wiener! All das ist ein Beitrag der Wiener zur Finanzierung des Wahlkampfes der Sozialdemokraten in dieser Stadt!

Wie das funktioniert und wie das im Einzelnen geschieht, konnten wir dem Rechnungshofsbericht entnehmen. Bei den Stadtwerken fanden Bestellungen durch die politischen Vertreter beziehungsweise durch die Eigentümervertreter der SPÖ in Höhe von 2 Millionen EUR statt, und diese wurden natürlich abgenickt. So läuft das in dieser Stadt! Und das kann man sich nicht gefallen lassen!

Die Fragen selbst sind eine bunte Mischung aus vielem. Es sind dies zum Teil „No-na-Fragen“ beziehungsweise Fragen, die das nicht enthalten, was der Bürgermeister jetzt vor fünf Minuten gefordert hat, dass nämlich dann eine Befragung abzuhalten ist, wenn keine eindeutige Meinungsbildung in der Bevölkerung gegeben ist. 

Meine Damen und Herren! Zur Hausbesorgerfrage: Die Mehrheit der Bevölkerung in Wien ist klar für Hausbesorger. Das weiß der Bürgermeister, das wissen alle. Die Mehrheit in diesem Haus ist sicherlich auch für die Einführung eines Hausbesorgergesetzes. Daher ist es völlig unnötig, Unmengen Geld für ein Thema auszugeben, im Hinblick auf welches der Bürgermeister hier in diesem Haus und bei den Bürgern offene Türen einrennt. Man braucht nicht so viel Geld, um das Volk zu befragen, wenn das Ergebnis ohnedies bereits feststeht!

Die Abschaffung des Hausbesorgergesetzes war sicherlich damals eine Notwendigkeit. Dieses völlig veraltete Gesetz, das nicht mehr den Erfordernissen der Zeit entsprach, war fraglos abzuschaffen! Ich wundere mich, dass die Sozialdemokraten das so sehr beklagen, denn sonst stehen sie im Zusammenhang mit Sozialgesetzen und sonstigen Gesetzen auch nicht unbedingt auf der Gesetzgebungsstufe der Ersten Republik! 

Die Lösung wäre gewesen – und dazu hatten Sie genug Zeit, denn Sie waren dauernd in der Regierung! –, ein neues Hausbesorgergesetz mit der Volkspartei zu vereinbaren! Das ist nicht geschehen, wobei ich nicht weiß, warum! Vielleicht wollte das die Volkspartei nicht. Das wird sie uns ja erzählen.

Es gibt aber auch andere Lösungen. Sie könnten als größter Hauseigentümer Europas in Eigenregie endlich das machen, was wir seit Jahr und Tag vorschlagen, nämlich einen Generalkollektivvertrag, der den Hausbesorgern zum Beispiel unter Einbeziehung der Wohnbaugenossenschaften eine neue Rolle gibt. Dann wäre das sehr wohl etwas, was der Bürgermeister heute gefordert hat, dass nämlich ein neues, zeitgemäßes Berufsbild entworfen wird.

Das gilt übrigens auch für alle anderen Fragen: Es ist echter Unfug, mit 10 Millionen EUR Gesamtkosten letzten Endes Wahlwerbung im Hinblick auf irgendwelche Fragen zu betreiben, deren Beantwortung mit Ja zum größeren Teil von der Bevölkerung sowieso erwünscht wird! 

Ähnliches wie für die Hausbesorgerfrage gilt auch für die vierte Frage betreffend den 24-stündigen U-Bahn-Betrieb: Sie haben hier eine Mehrheit im Haus, und Sie haben sicherlich in der Bevölkerung eine Mehrheit, wie Sie aus Umfragen wissen, überhaupt keine Frage! Daher ist auch das eine klassische „No-na-Frage“, und es ist auch in diesem Zusammenhang schade ums Geld. Sie brauchen nicht danach zu fragen! Sie können das hier gleich beschließen lassen! (Beifall bei der FPÖ.)
Kollege Madejski wird in der Folge unsere Vorstellungen zum 24-stündigen U-Bahn-Betrieb näher erläutern.

Ähnliches gilt für die City-Maut. Mein Kollege wird auch in diesem Zusammenhang den freiheitlichen Standpunkt erläutern. Wir sind natürlich gegen eine City-Maut, das ist völlig klar. Bei dieser Aktion handelt es sich nämlich wieder einmal um eine „Aussackelung“ der Bürger!

Herr Bürgermeister! Ich möchte Sie auf etwas hinweisen. Nicht zuletzt wegen dieser City-Maut hat der Londoner Bürgermeister – ich glaube, es war Livingstone –die letzten Wahlen in London verloren. Ich erwähne das nur. Es ist Ihnen natürlich freigestellt, dessen ungeachtet eine City-Maut einzuführen! Auch das wird Kollege Madejski für die FPÖ näher erläutern.

Die fünfte Frage betreffend Hundeführschein haben wir erst vor Kurzem des Langen und Breiten in diesem Haus debattiert. Es ist dies ein wichtiges Thema, aber sicherlich nicht ein Zentralthema der Wiener Politik. Bei uns laufen Sie mit der verpflichtenden Festsetzung eines Hundeführscheins übrigens offene Türen ein. Dabei kann es allerdings nicht um irgendwelche gefährlichen Rassen gehen, weil wir nicht wissen, was das ist. Den Begriff Rassen gibt es ja angeblich – anscheinend auch bei Hunden – nicht mehr. Daher müssen Sie schlicht und einfach erläutern, wie Sie das meinen. Wir haben unsere diesbezügliche Vorstellung entwickelt. Kollege Madejski wird sie vortragen.

Zum flächendeckenden Angebot an Ganztagsschulen sagen wir sicherlich grundsätzlich Ja, und zwar für den Fall, dass die Diversifizierung des Schulangebotes gewährleistet ist oder beziehungsweise vor allem dann, wenn eine entsprechende räumliche und personelle Ausstattung gegeben ist. Das ist zur Zeit jedoch nicht der Fall. Dazu wird Kollege Jung das Wort ergreifen.

In Anbetracht all dessen werden wir uns grundsätzlich natürlich nicht für diese Befragung aussprechen. Wir sehen darin einen Teil des bürgerfinanzierten Wahlkampfes der SPÖ. Diesen haben die Wählerinnen und Wähler zu bezahlen. Außerdem handelt es sich zum Teil um „No-na-Fragen“, wie von mir bereits angesprochen wurde.

Wir haben einige ergänzende Vorschläge, die mit Sicherheit Interesse bei den Bürgern finden werden. Ich möchte jetzt beispielsweise die Volksbefragung zu einem kostenfreien Parkpickerl schildern. Diese Frage haben wir hier schon viele Jahre diskutiert und oft genug unsere Wünsche dargestellt, sind aber immer auf Ablehnung der SPÖ gestoßen.

Ich glaube, es wäre sehr wohl recht und billig, ein solches kostenloses Parkpickerl einzuführen, wobei selbstverständlich für die Ausstellung des Parkpickerls eine Verwaltungsabgabe eingehoben werden kann. Auch die Frage betreffend kostenloses Parkpickerl wäre im Grunde genommen eine „No-na-Frage“, aber leider wird sie nicht gestellt, weil die sozialdemokratische Mehrheit bisher nicht bereit war, diesen Weg gemeinsam mit uns hier in diesem Gemeinderat zu beschreiten.

Ein weiterer Punkt für die Abhaltung einer Volksbefragung wäre, wie wir bereits 2008 einmal angesprochen und eingebracht haben, die Sonderwidmung für publikumsintensive Veranstaltungsstätten sowie die Einführung einer Bürgermitbestimmung. 

Der Verein ATIB hat im 20. Gemeindebezirk massiv ein türkisch-islamisches Zentrum betrieben, das für 1 500 Gläubige gedacht ist. Die Bevölkerung hat Widerstand gegen das Großprojekt geleistet, die Maßnahmen der Bürger haben aber bei der sozialdemokratischen Mehrheit kein Ohr gefunden. Dabei geht es aber gar nicht darum, dass das ein islamisches Zentrum ist, sondern dass dort 1 500 Personen Platz haben und das genau eine Größenordnung ist, von der wir meinen, dass es eine Sonderwidmung für publikumsintensive Veranstaltungsstätten geben soll. Diese Sonderwidmung ist in der Bauordnung zu verankern.

Wir meinen: Wenn Großbauten errichtet werden, ob das nun Sportstätten, Stadien, Einkaufszentren oder auch Kultusbauten, also Kirchen und Moscheen, sind, dann muss es unseres Erachtens dafür erstens eine Sonderwidmung geben, die in der Bauordnung zu verankern ist, und zweitens muss die umwohnende Bevölkerung davon selbstverständlich nicht nur informiert, sondern dazu auch befragt werden. Das heißt, die Bevölkerung muss befragt werden, ob sie solche Großprojekte – egal welche – überhaupt will.

Der Herr Bürgermeister hat gerade vor fünf Minuten das Vertrauen in die direkte Demokratie in Wien betont und hat von der Volkssouveränität gesprochen und diese sehr hervorgestrichen. – Ich glaube, es wäre hoch an der Zeit, nicht nur betreffend den Neubau von Garagen das Volk mitsprechen zu lassen, sondern bei allen Großprojekten, von denen Menschen in der Umgebung berührt werden und hinsichtlich welcher es notwendig ist, sich den Kopf zu zerbrechen und die Menschen zu befragen, ob sie das wollen. 

Das heißt: Großbauten und insbesondere kulturfremde Bauwerke, wie zum Beispiel nach türkischem Vorbild gestaltete Moscheen, die natürlich nicht ins mitteleuropäische Stadtbild passen, setzen notwendigerweise eine Sonderwidmung und Volksabstimmung voraus. Ein entsprechender Antrag wird von uns dann eingebracht werden. Wir verlangen eine Sonderwidmung im Rahmen der Bauordnung für publikumsintensive Veranstaltungsstätten.

Weiters muss die Zulässigkeit der Errichtung von Gebäuden darauf abstellen, dass das örtliche Stadtbild weder gestört noch beeinträchtigt wird. Das steht zwar grundsätzlich auch in § 85 der Bauordnung. Es wird aber auch notwendig sein, dass diese Dinge tatsächlich verwirklicht werden. Der Wiener Bauordnung widersprechende, kulturfremde Bauten wie etwa auch Minarette sind etwas, was keinen Platz in dieser Stadt haben kann! Das gilt zumindest für das verbaute Gebiet, wo eine entsprechende Wiener Bautradition zum Tragen kommt. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wir verlangen daher die Ausweitung der Bürgermitbestimmung, dass nämlich im Zusammenhang mit publikumsintensiven Veranstaltungsstätten eine Bezirks‑ oder Bezirksteilbefragung ins Auge zu fassen ist. Das erfordert einerseits eine Änderung der Bauordnung und andererseits natürlich auch eine Änderung der Stadtverfassung.

Ich glaube daher, dass die Zustimmung zu diesem Antrag von hohem Wert wäre und auf das Interesse der Bürger stoßen wird. Wir werden bei dieser Gelegenheit ohne Befragung auch gleich einen Antrag hinsichtlich der Errichtung von Minaretten einbringen. Das deckt sich in etwa mit dem, was ich bereits gesagt habe, dass Minarette kulturfremde Elemente sind, die in einem mitteleuropäischen Stadtbild, das laut Bauordnung geschützt werden soll, keinen Platz haben sollen.

Das trifft umso mehr zu, als Moscheen ja Multifunktionseinrichtungen und nicht nur Sakralbauten sind. Nicht zuletzt sind Kuppeln oder Minarette – das kann man schon behaupten, denn das wird auch immer wieder bewiesen – Zeichen eines sichtbaren Machtanspruches. Das stimmt sicherlich, umso mehr, als Nicht-Religionsgemeinschaften bei uns Moscheen errichten, sondern etwa der Verein ATIB, welcher direkt der türkischen Regierung untersteht und von der türkischen Religionsbehörde kontrolliert wird. Das heißt also, dass die türkische Regierung in Österreich Moscheen errichtet, und ich meine, damit sollten wir uns nicht so ohne Weiteres zufrieden geben!

Daher stellen wir den Antrag, dass der zuständige Stadtrat aufgefordert wird, gemäß den Bestimmungen der Bauordnung für Wien die notwendigen Maßnahmen zu erlassen, um die Errichtung von Minaretten, die der gewachsenen Bauordnung nicht entsprechen, zu verhindern. 

Ich darf darauf hinweisen, dass in der Schweiz bekanntlich ein sehr viel weiter gehender Antrag betreffend ein Verbot von Minaretten die starke Zustimmung der Bevölkerung gefunden hat. Und übrigens hat interessanterweise eine Mehrheit der Frauen dafür gestimmt! Die Frauen haben also offensichtlich auf Grund der frauenfeindlichen Tendenzen im Islam in diesem Zusammenhang mehr Sorgen als die Männer! Jedenfalls ist das ein ganz interessanter Faktor.

Hinweisen möchte ich auch auf die recht eigenartige Wortmeldung des Herrn Kollege Al-Rawi in einer Fernsehsendung nach der Abstimmung: Da kannte er den Begriff der Volkssouveränität offensichtlich nicht und hat nur lang und laut darüber nachgedacht, wie man das wieder abschaffen kann und welche Rechtswege man beschreiten muss. Offenbar legen also die Sozialdemokraten auf die Stimme des Volkes keinen großen Wert!

Ein weiterer Punkt, den wir einbringen möchten, weil er unseres Erachtens für die Wiener Bevölkerung sehr wichtig wäre, ist ein Demonstrationsverbot in Einkaufsstraßen. Seit Jahren herrschen in der Mariahilfer Straße, seit einiger Zeit aber auch im Bereich Stephansplatz, Graben und Kärntner Straße Zustände, die unglaublich sind! Die „Kronen Zeitung“ hat das, was da stattfindet, als „anarchistische Tendenzen“ bezeichnet. 

Solche Demonstrationen finden in völliger Regelmäßigkeit in der Mariahilfer Straße statt, und zwar immer an Haupteinkaufstagen. Sogar jetzt während der Weihnachtseinkaufssamstage hat es zwei Demonstrationen in der Mariahilfer Straße gegeben, und niemand ist dagegen eingeschritten! Es ist zwar berechtigt, dass man das Demonstrationsrecht bejaht, aber es ist völlig unrichtig und ganz unglaublich, dass man die Rechte der anderen Bürger missachtet! (Beifall bei der FPÖ.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Es handelt sich nicht nur um Demonstrationen, die in den Straßen stattfinden, sondern es gibt auch wirkliche Dauerbelästigungen durch irgendwelche Kleinstgruppen, so genannte Tierschützer, die dort Firmen belagern, und zwar nicht in Form einer Demonstration von zwei Stunden, sondern über Tage und Wochen. Sie stehen mit Lautsprechern und allem Drum und Dran bei Peek & Cloppenburg, bei Kleiderbauer beziehungsweise derzeit wiederum bei einem anderen Geschäft. Das bedeutet eine Dauerbelagerung von Geschäften, eine Störung der Einkaufsstraßen, Millionenverluste für die Kaufleute sowie Ärger für die Anrainer und Kunden. Und all das wird geduldet!

Prof Öhlinger hat als Jurist dafür klare Worte gefunden und hat festgestellt, dass eine Interessenabwägung unabdingbar ist und dass es notwendig ist, die Interessen von Demonstranten auf der einen Seite und die Interessen der Bürger auf der anderen Seite in Übereinstimmung zu bringen. 

Ich glaube, dass es dringend notwendig ist, hier Abhilfe zu schaffen! Die Belästigungen in den Haupteinkaufsstraßen haben in der Zwischenzeit Ausmaße angenommen, die unzumutbar sind. Es finden, wie gesagt, jedes Wochenende, hauptsächlich an Samstagen, aber auch an Freitagen, Demonstrationen von Kleinstgruppen statt. Da gehen rund 20 Leute durch die Straße, begleitet von Polizisten und Hunden, und sie stellen sich auf einen Platz und halten ganz bewusst stundenlang alles auf.

Diese Kleinstgruppen haben irgendwelchen Anliegen, die sie von mir aus ordentlich vertreten sollen. Ich möchte aber klar feststellen, dass Wien groß genug ist, dass man Anliegen nicht in Haupteinkaufsstraßen vortragen muss, umso mehr als dort die Adressaten der allfälligen Anliegen mit Sicherheit nicht sitzen! Das ist einfach unverständlich. Diese Gruppen, die durch die Mariahilfer Straße gehen, werden mit ihren Anliegen bei den Kaufleuten, bei den KundInnen und bei den AnrainerInnen zweifellos an der falschen Adresse sein. Wenn Bürger Anliegen haben, dann sollen sie zu den zuständigen Stellen gehen und dort demonstrieren, sei es nun das Bundeskanzleramt, seien es die Ministerien oder vielleicht auch einmal das Rathaus. Dort gäbe es genug Möglichkeiten für Protest! (Beifall bei der FPÖ.) 

Wir müssen auf jeden Fall Wege finden, um diesem Unfug zum Schaden der BürgerInnen ein Ende zu bereiten. Wir können diese Dinge leider im Rahmen einer Volksabstimmung nicht einbringen, weil die Zuständigkeit nicht gegeben ist. Aber wir stellen den Antrag, dass der Bürgermeister und die zuständigen Stellen der Stadt Wien aufgefordert werden, vom Innenministerium Maßnahmen einzufordern, damit die Dauerbelästigung durch Demonstrationen in Einkaufsstraßen Wiens zum Nachteil und Schaden der Anrainer, Kunden und Geschäftsleute beendet wird. Schließlich wäre ein Verbot von Demonstrationen in Einkaufsstraßen ins Auge zu fassen.

Ich hoffe, dass diesbezüglich die Unterstützung der ÖVP gegeben ist, die ich übrigens auch bei der Frage von nicht in die historische Bausubstanz passenden Gebäuden erwarte. In diese Richtung hat sich nämlich nicht zuletzt auch die Innenministerin bereits positiv geäußert. Daher meine ich, dass die Innenministerin auf Anregung des Herrn Bürgermeisters wirklich Schritte setzen sollte, damit ein Weg gefunden wird, dass die Schädigung eines Großteils der Wiener Bevölkerung, nämlich die Störung der Interessen der einkaufenden Bevölkerung, die sich in großen Scharen in der Mariahilfer Straße aufhält und dort von Kleinstgruppen mit obskuren Anliegen belästigt wird, ein Ende hat. 

Ich stelle noch einmal fest, dass das Demonstrationsrecht als Grundrecht selbstverständlich zu achten ist. Demonstrationen müssen aber nicht dort stattfinden, wo niemand ist, der diese Anliegen entgegennehmen kann. – Ich danke Ihnen. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächste am Wort ist Frau GRin Mag Vassilakou. Ich erteile es ihr. 
GRin Mag Maria Vassilakou (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr verehrte Damen und Herren! Herr Bürgermeister!

Ich möchte zu Beginn Solon zitieren. Diejenigen von Ihnen, die sich ein humanistisches Gymnasium angetan haben, werden womöglich gleich verstehen, worum es geht. Solon hat gesagt: „Gerasko d’aei didaskomenos.“ (Zwischenruf von GR Mag Johann Gudenus, MAIS.) Ah, das wissen Sie? Das ist wunderbar! Wir haben hier jemanden, der Griechisch versteht, Altgriechisch noch dazu! Gratuliere!

Das bedeutet: „Doch werde ich nicht alt, ohne dass ich dazulerne.“ – Und ich muss zugeben, dass ich nach 13 Jahren im Haus geglaubt habe, dass ich jetzt mehr oder weniger alles erlebt hätte, was machbar ist und was die SPÖ auf dem Programm hat. – Ich habe mich aber geirrt! Ich habe in den letzten Tagen nämlich definitiv wieder einmal ordentlich dazugelernt! 

Und das, was ich gelernt habe, lautet, dass die SPÖ zu allem fähig ist und auch zu allen Mitteln greift, wenn sie angesichts alarmierender Umfrageergebnisse erkennen muss, dass sie kurz davor steht, die Alleinherrschaft über Wien zu verlieren! Dann greift sie buchstäblich zu allen Mitteln, meine Damen und Herren! (Zwischenruf von VBgm Dr Michael Ludwig.) 

Ja, wir kommen schon noch zur direkten Demokratie! Unser Herr Bürgermeister und die Wiener SPÖ entdecken nach immerhin mehr als 15 Jahren ihre große Liebe zu und ihren großen Respekt vor der direkten Demokratie. Es ist zwar nicht so, dass wir in Wien keine Volksbefragungen gehabt hätten. Vor etwas mehr als 15 Jahren, als Helmut Zilk Bürgermeister dieser Stadt war, hat es mehrere Volksbefragungen gegeben, die übrigens auch den Namen Volksbefragung verdient haben. Dabei handelte es sich nämlich um Befragungen betreffend aktuell strittige Probleme oder anstehende Entscheidungen der Stadt. Es waren dies also Befragungen hinsichtlich ausgegorener Konzepte. Sie betrafen Dinge, die vollkommen klar auf dem Tisch lagen, und das Volk wurde aufgerufen, kundzutun, ob man dafür ist oder ob man dagegen ist. Meine Damen und Herren! Solche Volksbefragungen hat es damals, wie gesagt, öfters gegeben.

In den 15 Jahren, in denen Michael Häupl Bürgermeister ist, hat es hingegen kein einziges Mal eine Volksbefragung gegeben. Jetzt aber, vor dem Wahlkampfjahr, entdeckt die Sozialdemokratie plötzlich, wie großartig es ist, das Volk zu befragen, und ruft es auf, seine Meinung kundzutun. Das tut sie allerdings in einer Art und Weise, die wirklich ihresgleichen sucht!

Zunächst verkündet man wochenlang vollmundig, wie offen man für Vorschläge der Bürgerinnen und Bürger und für Vorschläge der Opposition ist. Dann schießt der Bürgermeister vor drei Tagen in seiner Pressekonferenz ein Sammelsurium an Fragen geradezu aus der Hüfte, die zunächst aber mehr oder weniger nur aus Überschriften bestehen, die unkonkret und unausgegoren und teilweise auch inhaltlich widersinnig sind. – Dazu komme ich noch.

Dann gibt es entrüsteten Protest seitens der Opposition und die Frage, ob das denn ernst gemeint ist und ob man wirklich meint, auf diese Art und Weise und auf diesem Niveau jetzt eine Volksbefragung abhalten zu können.

Dann – und jetzt wird es spannend! – heißt es, dass man mit den Oppositionsparteien das Gespräch suchen möchte, um immerhin vielleicht die konkrete Ausgestaltung des Textes gemeinsam gestalten zu können, und zwar sowohl betreffend die City-Maut als auch die Frage des Hundeführscheins, als auch die Frage des U-Bahn-Betriebs in der Nacht. Dabei handelt es sich ja immerhin um Forderungen, die von den Oppositionsparteien, insbesondere von den Grünen und teilweise auch von der ÖVP, kamen, und zuletzt hat sich auch die FPÖ für den U-Bahn-Betrieb in der Nacht ausgesprochen. – Diese Forderungen wurden, wie gesagt, seit Jahren hier im Haus von der Opposition gestellt. Die SPÖ hat sich jedoch bis jetzt dagegen gewehrt, diese Forderung auch tatsächlich umzusetzen.

Man ist jetzt so gnädig – wofür ich an dieser Stelle wirklich vielmals danke! – und war so knieweich zu sagen: Setzen wir uns zusammen und schauen wir, dass der Text jetzt vielleicht so gestaltet wird, dass er auch für diejenigen akzeptabel ist, die diese Forderung seit Jahr und Tag gestellt haben und die entsprechende Konzepte dafür haben, damit sie schlussendlich innerhalb dieser Volksbefragung einen aktiven Part einnehmen und auch für das eine oder andere Konzept tatsächlich werben können.

Das Ganze kostete uns zwei Tage Arbeitszeit, es gab sinnlose Gespräche, und letztlich wurden wir gestern Abend mit einem Fragekatalog konfrontiert, von dem ich jetzt nur mehr sage: Ich fasse es einfach nicht! Das kann nicht tatsächlich Ihr Ernst sein!

Zu all dem kommt hinzu, dass jetzt Fragen gestellt werden, die manipulative Textpassagen enthalten. Sie werden sich daher den Vorwurf gefallen lassen müssen, dass die Erläuterungstextblöcke zwischen den einzelnen Frage sehr wohl bestimmte Antworten suggerieren. Sie legen diese nahe. Ich halte es für unverschämt zu fragen, ob die U-Bahn am Wochenende in der Nacht fahren soll, und einen Text voranzustellen, der besagt, dass das eh zu teuer ist und die Nachtbusse dann anders fahren werden. (Beifall bei GRÜNEN und ÖVP.)
Ich halte es für unverschämt, die Frage nach der City-Maut zu stellen und dem einen Text voranzustellen, der besagt, dass wir in der Stadt großartige Verkehrsreduktionen erreicht haben. Das sagt die SPÖ! Entschuldige, Christoph Chorherr, du hast nicht recht, das ist die Wahrheit der SPÖ! Sei still und hör zu! Hier wird die Wahrheit der SPÖ verkündet! 

Und die Wahrheit der SPÖ lautet: Die SPÖ hat es geschafft, den Verkehr zu reduzieren, entgegen den Wahrnehmungen aller Wienerinnen und Wiener, die täglich stauen und sich ärgern, und entgegen der Wahrnehmung Tausender von Pendlerinnen und Pendlern, die in den nächsten Jahren auf der Tangente kochen werden, wo es sich stauen wird. Entgegen all dem, was jeder Mensch beziehungsweise sogar jedes Kind in dieser Stadt weiß, hat es die SPÖ geschafft, den Autoverkehr in dieser Stadt durch großartige Maßnahmen drastisch zu reduzieren. Sie glauben doch eh nicht wirklich, dass wir die City-Maut hier brauchen, oder? Und so weiter und so fort.

Es kann nicht Ihr Ernst sein, dass das direkte Demokratie ist, Herr Bürgermeister! Es kann nicht Ihr Ernst sein, dass das direkte Demokratie ist, meine Damen und Herren von der SPÖ! (Beifall bei den GRÜNEN.)
Wenn man direkt demokratische Instrumente auf diese Art und Weise missbraucht, dann rächt sich das! Das rächt sich zum einen, weil auf diese Art und Weise die Demokratie in einer Stadt sehr wohl untergraben wird. Daher möchte ich dringend davon abraten, diesen Weg weiterhin zu beschreiten! Es rächt sich aber auch für Sie, denn man merkt es, wenn man diesen Text liest. Sie werden sehen, dass die Wienerinnen und Wiener sehr wohl begreifen werden, dass ihnen da manipulative Texte vorgelegt werden.

Ich halte es, gelinde ausgerückt, für unverschämt, in einem Wahlkampfjahr mehr als 6,7 Millionen EUR schlussendlich auf Staatskosten für Wahlwerbung für die SPÖ auszugeben! Denn das ist in der Art und Weise, wie sie es ausgestaltet haben, letztlich nichts anderes! Hätten Sie Wert darauf gelegt, eine wahre Volksbefragung abzuhalten, dann hätten Sie es von Anfang an anders angelegt! Es hat Sie niemand daran gehindert, das Gespräch mit den Oppositionsparteien von Anfang an zu suchen! Es hat niemand den sonst so eloquenten und umgänglichen Wiener Bürgermeister daran gehindert, sich mit den Vertretern der anderen Parteien an einem Runden Tisch zusammenzusetzen, wie es auch mein Vorschlag war, und zu sagen: Welche Fragen stellen wir den Wienerinnen und Wienern, wenn wir wissen wollen, wie die Stimmung zu verschiedenen Themen ist? Wie könnten diese Fragen lauten?

Niemand hat Sie gezwungen, diese peinlichen manipulativen Texte zu erstellen! Das tun Sie, weil Sie es so wollen! Das ist – und das sage ich Ihnen auch – eine Machtdemonstration! Und so kommt das auch an! So wird das wahrgenommen! Das ist die Art und Weise, wie die SPÖ offensichtlich gedenkt, ihre letzten Monate der Alleinherrschaft über diese Stadt zu verbringen! (Beifall bei den GRÜNEN.)
Ich glaube tatsächlich, dass man jetzt bereit wäre, auf die Vorschläge der Opposition einzugehen. Die Art und Weise, wie das Ganze in den letzten Tagen abgehandelt wurde, zeugt davon, dass man jetzt beschlossen hat, einen Weg zu gehen, den man auch gehen wird. Nichtsdestotrotz haben wir einige Anträge in dem Versuch vorbereitet, um das Ganze in eine Form zu bringen beziehungsweise um auch zu zeigen, wie solche Fragen gestellt und textlich ausgestaltet werden könnten, damit sie fair und keine Suggestivfragen sind. 

Ich beginne mit dem Thema City-Maut. – Ja! Das sind Suggestivfragen. So wie die Fragen an Hand der suggestiven Textblöcke, die Sie davor einbauen, gestellt werden, sind das Suggestivfragen. Damit legen Sie den Menschen ganz klar und eindeutig – das sage ich Ihnen, so oft Sie es hören wollen! – nahe, wie sie antworten sollen. Zunächst haben wir einen Antrag in Sachen City-Maut vorbereitet. Der Antrag ist vom Text her neutral gehalten und lautet:

„Einige Großstädte - Klammer: zum Beispiel London oder Stockholm - haben zur Bewältigung des innerstädtischen Verkehrs eine Einfahrtsgebühr für das Stadtgebiet oder das Stadtzentrum eingeführt. Eine auf Wien zugeschnittene City-Maut sollte vorerst für ein Probejahr eingeführt werden. Danach soll der Wiener Wohnbevölkerung die Möglichkeit gegeben werden, mittels Volksbefragung zur Fortführung dieser Maßnahme Stellung zu nehmen."

So hätte man das machen können, Herr Bürgermeister, wenn man gewollt hätte, dass über eine City-Maut auf eine faire Art und Weise diskutiert wird. (Zwischenruf von Amtsf StR Christian Oxonitsch.) Auf eine faire Art und Weise, Herrn Oxonitsch! 

Ich bringe ... (Amtsf StR Christian Oxonitsch: Willst du sagen, dass das seriös ist?) Ja, das ist absolut seriös! Erkläre mir bitte an dieser Stelle, was nicht seriös daran sein soll, wenn man sagt, dass eine City-Maut für ein auf Wien zugeschnittenes Gebiet eingeführt werden kann! Was damit genau gemeint ist, sollten Expertinnen und Experten entscheiden. Und es soll möglich sein, die City-Maut vorerst für ein Probejahr einzuführen und in einem Jahr noch einmal zu fragen, wie das in Stockholm der Fall war, ob die Bevölkerung wünscht, dass das fortgeführt wird oder nicht. – Das ist fair! (Beifall bei den GRÜNEN. – Zwischenrufe bei der SPÖ.) Das ist fair!

Ich möchte noch etwas sagen ...

Vorsitzende GRin Inge Zankl (unterbrechend): Ich möchte nur die Pause nützen und sagen, dass die FPÖ die Anträge noch nicht eingebracht hat. (StR Johann Herzog: Ich kann sie als Stadtrat nicht einbringen! Sie werden später eingebracht!) Danke.

GRin Mag Maria Vassilakou (fortsetzend): Das ist aus dem einfachen Grund fair, als es keinen Sinn macht, verkehrspolitische Konzepte in Frage zu stellen, die andernorts mit großem Erfolg eingesetzt werden und die darüber hinaus aus Klimaschutzgründen relativ dringend – um es höflich zu formulieren – naheliegen, zumal Wien nach wie vor um 27 Prozent über dem Kyoto-Ziel liegt. Wir wären also schlussendlich aufgefordert, eine nüchterne, sachliche und faire Diskussion zu führen und die Wienerinnen und Wiener am Ende abstimmen zu lassen, ob sie tatsächlich damit einverstanden sind beziehungsweise ob sie sich das vorstellen können oder nicht. (Zwischenruf von Amtsf StR Christian Oxonitsch) Sei mir nicht böse! – Danke. 

An dieser Stelle danke ich auch für diese Intervention, denn einen Punkt hatte ich vergessen: Waren es nicht wir, die gesagt haben, dass das unausgegorene Konzepte sind? Das sind ja großteils nur Überschriften! Auf diese Art und Weise kann man doch Leute etwa zur City-Maut und vielem anderem mehr nicht befragen, weil überhaupt nicht klar ist, was dahintersteckt!

Und was sagt der Herr Bürgermeister dazu? – Er sagt, dass er nicht daran denkt, die Expertinnen und Experten damit zu befassen, bevor er wisse, wie die Bevölkerung dazu stünde. Er will also ohnedies nur die Stimmung erheben! Herr Bürgermeister! Dann geben Sie doch eine Umfrage in Auftrag! Das wird sich die SPÖ ja noch leisten können! Aber das ist doch nicht die Art und Weise, wie man mit dem demokratischen Instrument einer Volksbefragung umgeht! 

Ich bringe auch einen Beschlussantrag im Zusammenhang mit dem verpflichtenden Hundehaltekurs ein und betone einmal mehr, dass der verpflichtende Hundeführschein nur für so genannte Kampfhunde entsprechend einer Liste, die beispielsweise den deutschen Schäferhund nicht enthält, eine Maßnahme ist, die nicht greift. Sie treten da mit etwas an die Wienerinnen und Wiener herantreten, wovon Sie jetzt schon wissen müssten, dass es ziemlich bald ad absurdum geführt und von den Experten und Expertinnen zerpflückt werden wird.

Ich möchte noch einen Antrag im Zusammenhang mit dem Verbot des Kleinen Glücksspiels einbringen. – Lange Zeit hat es geheißen, dass eine sechste Frage möglich wäre. Auf einmal hat sich die Sozialdemokratie jedoch entschlossen, dass fünf Fragen reichen. Sie führt im Übrigen diesbezüglich auch Scheingespräche mit den Oppositionsparteien. Super! Gut gemacht!

Ich bringe hiermit unseren Vorschlag für eine sechste Frage betreffend das Verbot des Kleinen Glücksspiels ein. Sie sagen die ganze Zeit, dass Sie auch nicht damit einverstanden sind, dass die Straßen verschandelt werden, dass es einen Wildwuchs von Spielhöllen an jeder Ecke gibt und dass in diesem Zusammenhang Existenzen vernichtet werden. – Sie haben jetzt die Möglichkeit, das Volk sagen zu lassen, was es davon hält! Und Sie werden sehen, dass wir auch diesen Antrag betreffend Textgestaltung alles andere als manipulativ gehalten haben.

Last but not least möchte ich auch einen Antrag praktischer Natur einbringen. Wenn im Februar schon eine Volksbefragung abgehalten wird, dann würde es auch Sinn machen, sämtliche AnrainerInnenbefragungen, die derzeit anstehen, aber noch nicht fix terminisiert sind, gleichzeitig damit abzuhalten. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Meine Damen und Herren! Ich möchte mit Folgendem abschließen: Als ich gestern relativ fassungslos die Kritik vorgebracht habe, dass diese Texte teilweise falsch sind, teilweise der Wahrheit nicht entsprechen, aber teilweise auch, wie gesagt, ein bestimmtes Verhalten suggerieren, lautete die Antwort darauf: Warum regst du dich auf? Das ist die Wahrheit!

Das ist in der Tat etwas, was mir in 13 Jahren in diesem Haus bei nahezu jeder Sitzung verkündet wird und ich zu hören bekomme! Wenn seitens der Opposition Kritik vorgebracht wird, habe ich nie – nicht ein einziges Mal! – erlebt, dass man auf diese Kritik eingeht, sachlich darüber diskutiert und versucht, das Beste für die Zukunft der Stadt daraus zu machen. Ganz im Gegenteil! Es wird immer wieder, wie das Amen im Gebet, betont, dass alles super ist und super funktioniert, dass es überhaupt keine Probleme gibt und dass das die Wahrheit ist.

Meine Damen und Herren! Das ist die Wahrheit der SPÖ! Das ist die Art und Weise, wie die SPÖ sich diese Stadt vorstellt und wie sie sich Demokratie in Wien vorstellt! Das ist eine riesige Blase, in der eigentlich nur die SPÖ existiert und in der die Oppositionsparteien nicht vorhanden sind. (Zwischenrufe bei der SPÖ.)

Genau genommen könnte die sechste Frage samt Einleitungssatz lauten: Sämtliche führende Experten der SPÖ sind der Meinung, dass die SPÖ großartig arbeitet. Wahlen kosten 100 Millionen EUR und bedeuten alle fünf Jahre mühsame Arbeit für die SPÖ. Sind Sie dafür, dass Wahlen abgeschafft werden? (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Das ist unerhört! – Weitere lebhafte Zwischenrufe bei der SPÖ.) 

Meine Damen und Herren! Ich sage Ihnen an dieser Stelle: Wenn Sie sich so den Umgang mit dieser Stadt und mit der Opposition vorstellen, dann leben Sie allein in Ihrer Blase der Alleinherrschaft und beschließen Ihre Volksbefragung allein! 
Wir werden jedenfalls nicht in diesem Saal sitzen und mit Ihnen beschließen, und zwar aus einem vollkommen klaren Grund. (Zwischenrufe bei der SPÖ.) Ja! Die direkte Demokratie ist ein hohes Gut, für das die GRÜNEN jahrelang gekämpft haben und für das sie immer noch in jedem Grätzl und bei vielen Gelegenheiten jährlich in Wien kämpfen. Aber wir machen nicht mit, wenn dieses Instrument auf diese Art und Weise missbraucht wird! Wir stimmen auch nicht dagegen, weil man, wenn schon nach 15 Jahren endlich wieder einmal die Wienerinnen und Wiener befragt werden sollen, meines Erachtens nicht einfach a priori sagen soll, dass die Volksbefragung gar nicht stattfinden soll. Aber ...

Vorsitzende GRin Inge Zankl (unterbrechend): Bitte um einen Schlusssatz.

GRin Mag Maria Vassilakou (fortsetzend): Ich wiederhole aber: So wie dieser Text ganz allein von Ihnen gestaltet ist, findet diese Volksbefragung ganz sicher nicht mit uns statt! (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster am Wort ist Herr GR Dr Tschirf. Ich erteile es ihm.

GR Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Vorsitzende! Herr Bürgermeister! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Nach 20 Jahren lässt die SPÖ wieder eine Volksbefragung zu, quasi als Gnadenakt. – Dabei stellt sich die Frage: Hat sich in diesen 20 Jahren nichts abgespielt? Man muss aber nur die letzten Jahre Revue passieren lassen und merkt, dass es genug Fragen gegeben hat, etwa betreffend eine zweite U-Bahn-Anbindung zum Hauptbahnhof, betreffend die Lobauautobahn oder betreffend den Prater-Vorplatz. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die SPÖ lässt jetzt eine Volksbefragung mit Suggestivfragen sozusagen als Wahlkampf-Gag zu. Im Hinblick darauf ist es interessant, sich anzusehen, wie das vor fast 20 Jahren war, als das letzte Mal eine Mitteilung stattgefunden hat, und zwar nicht durch den Bürgermeister, sondern durch den damaligen amtsführenden Stadtrat Hannes Swoboda. 

Hannes Swoboda hat mit seiner Mitteilung wie folgt begonnen: „Auf Grund von Gesprächen der politischen Parteien im Gemeinderat soll am 14., 15. und 16. Mai 1991 eine Volksbefragung stattfinden.“ 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Was sagt der Bürgermeister heute? – Der Bürgermeister heute wünscht nicht und empfiehlt auch nicht, sondern er geht davon aus, dass der Gemeinderat ersucht wird, einen entsprechenden Beschluss herbeizuführen. – Ich weiß nicht, ob dem Wiener Bürgermeister bewusst ist, was das Wort ersucht in der Rechtsordnung ist! Ersucht bedeutet nämlich eine Weisung!

Das ist das Verständnis des Wiener Bürgermeisters von Demokratie: Diejenigen, die da sitzen, müssen das tun, was ich will! – Das ist das Verständnis der SPÖ! (Beifall bei der ÖVP.)
Ich darf hier an meine Vorrednerin anschließen. Sie hat einen griechischen Philosophen zitiert, nämlich Solon. Offensichtlich heißt der Staatsphilosoph des Michael Häupl Machiavelli, und die Inspirationen holt sich der Wiener Bürgermeister in der Toskana. Das mag kulinarisch interessant sein, ich glaube aber, für die politische Kultur in dieser Stadt wäre anderes wichtiger und dem 21. Jahrhundert zuträglicher! (Beifall bei der ÖVP.)
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wir erleben hier, wie die SPÖ als Wahlkampf-Gag Volksbefragungsfragen platziert, und zwar zeitlich sicherlich gut, nämlich nach der Energiewoche im Februar, also ein gutes halbes Jahr vor den Wahlen. Es ist dies quasi ein Wahlkampfauftakt. Aber kann denn das alles sein, was direkte Demokratie heißt? Ist nicht direkte Demokratie viel zu schade, um als Wahlkampf-Gag zu verkommen? 

Die SPÖ versucht, dabei auch großzügig zu sein. Sie nimmt Fragen, die offenbar Anliegen anderer Parteien sind. Und durch die Art der Fragestellung kommt zum Ausdruck, dass die Initiativen der anderen Parteien, beispielsweise einen 24-stündigen U-Bahn-Betrieb zu verlangen, Blödsinn ist. Es geht der SPÖ nicht darum, die Bürgerinnen und Bürger dieser Stadt zu befragen, was sie wollen oder nicht wollen. Vielmehr wird schon von Anfang an insinuiert, dass die Forderungen der Opposition Blödsinn und abzulehnen sind.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! So sollte der Stil von Volksbefragungen im Jahr 2009 nicht aussehen! Natürlich kennen wir Vorbilder aus anderen Zeiten. Aber nach 90 Jahren SPÖ in dieser Stadt, die sich einmal als ein demokratisches Experimentierfeld gesehen hat, ist das wirklich eine Situation der Götterdämmerung, eine Endsituation. Und der Wähler wird am 10. Oktober 2010 das Urteil sprechen. Darauf freuen wir uns schon!

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ein Hinweis auf den 24 Stunden Betrieb der Wiener U-Bahn am Wochenende: In der Einleitung sagen Sie: „In Wien fahren täglich Nachtbusse von 0.30 Uhr bis 5 Uhr. Ein 24 Stunden U-Bahn-Betrieb am Wochenende kostet pro Jahr 5 Millionen EUR und bewirkt veränderte Fahrtrouten der Nachtbusse an Wochenenden.“ – Die SPÖ‑Meinung ist also: Das brauchen wir nicht! In Wien funktioniert das eh gut! Da könnte ja jeder kommen und überhaupt!

Dann schließt sich die Frage an: „Sind Sie dafür, dass die U-Bahn am Wochenende auch in der Nacht fährt?“ – Hier geht es darum, eine Suggestivfrage zu stellen! Hier geht es nicht darum, den Willen der Wählerinnen und Wähler zu erfragen, sondern einfach um einen Gag!

Das sehen wir auch in der Frage der Ganztagsschule, im Zusammenhang mit welcher man nur darauf aus ist, parteipolitisch zu polemisieren. Es ist interessant, dass die SPÖ selbst nicht imstande ist, ein flächendeckendes Angebot an ganztägiger Betreuung in den Schulen sicherzustellen. Was würde die Stadt Wien nämlich etwa ohne das Angebot der privaten Schulerhalter tun? Da würde die SPÖ – auf gut Wienerisch – alt ausschauen! Die SPÖ, die diese Stadt regiert, war nämlich in den letzten Jahrzehnten nicht imstande, ein solches Angebot zu schaffen. Nun aber wird die Frage als Wahlkampf-Gag gestellt! (Beifall bei der ÖVP.)
Möglicherweise kommt die SPÖ dann in eine Situation wie auch beim Gratiskindergarten: Es ist dies ein durchaus vernünftiger Ansatz, wenn man dann aber in der Praxis damit konfrontiert wird, dann ist das ein Dahinwurschteln! Hauptsache ist aber jetzt, dass die Frage passt. 

Zur Frage der Hausmeister: Dass die SPÖ im Gemeindebau Probleme hat, ist bekannt, etwa betreffend die Integration. Aber man macht es sich viel zu leicht, wenn man nur auf eine veränderte Rechtslage auf Bundesebene hinweist. Sie hätten auch heute jede Möglichkeit, in den Gemeindebauten Hausbesorger anzustellen, meine sehr geehrten Damen und Herren! Sie tun es aber nicht! Sie lenken von Ihren Versäumnissen ab! Das ist die Realität! Und das ist leichter, als echt zu handeln. – Und das zieht sich durch alle Fragestellungen! 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Der ÖVP geht es um eine tatsächliche Volksbefragung. Wenn Sie in der Geschichte nachblättern, dann werden Sie feststellen, dass für die Volkspartei die direkte Demokratie auf allen Ebenen immer schon eine Rolle gespielt hat, während sich die SPÖ viel stärker auf die indirekte Demokratie, also auf die repräsentative Demokratie gestützt hat. Damals hat sich die SPÖ dieser Frage noch nicht angenommen. Wir haben uns dieser Fragen hingegen immer angenommen. Und es geht darum, dass wirklich vernünftige Fragen gestellt werden, bei denen es um ein klares Ja und Nein und nicht um Suggestivfragen geht. 

Wir möchten daher einige Fragestellungen beisteuern, und ich bringe somit einige Fragen gemeinsam mit meinen Kollegen Wolfgang Gerstl und Fritz Aichinger ein. 

Erste Frage betreffend Volksbefragung und andere direkt demokratische Instrumente: Direkt demokratische Instrumente wie Volksbefragungen sind wichtige Elemente unserer parlamentarischen Demokratie. Der Einsatz von Instrumenten der direkten Demokratie wie zum Beispiel Volksbefragungen möge daher im Sinne eines modernen Verständnisses von aktiver Bürgerbeteiligung in Zukunft vom Wiener Gemeinderat vermehrt initiiert werden. – In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung verlangt. (Beifall bei der ÖVP.)
Zweite Frage betreffend Volksbefragung: Jede Stimme muss gleich viel wert sein. Wir wissen, wie die SPÖ immer das gleiche Wahlrecht auf ihren Schild gesetzt hat, und in Wien kann man mit 45 Prozent die absolute Mehrheit erreichen. (Beifall bei der ÖVP.)
Betreffend Volksbefragung: Grätzlbelebung: Es ist dies ein wesentliches Thema. Dabei geht es darum, wie es in den Grätzln dieser Stadt aussieht. Wir sind damit konfrontiert, dass in Teilen dieser Stadt Straßenzüge verslumen. Dieser Entwicklung ist entgegenzuwirken. Es gibt in vielen Teilen Wiens Grätzl, die ehemals als blühende Geschäftsviertel bezeichnet werden konnten. In diesem Zusammenhang muss mehr getan werden! Investitionen in die Nahversorgung steigern Sicherheit und Lebensqualität im Grätzl, bedeuten eine Belebung der Wiener Wirtschaft und des Wirtschaftsstandortes Wien und dienen der Stadtverschönerung. – Sind Sie dafür, dass die Stadt Wien den Bezirken ein ausreichendes Förderbudget zur Grätzlbelebung zur Verfügung stellt? (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ein wesentliches Thema ist das Thema Stadtwache. Wir verlangen, dass die 17 verschiedenen Ordnungsdienste in eine Stadtwache zusammengefasst werden.

Außerdem möchte ich noch die weiteren Fragen betreffend Park-and-ride-Anlagen und betreffend qualitativ hochwertige, familienfreundliche Nachmittagsbetreuungseinrichtungen einbringen. Dabei geht es darum, dass jedes zehnte 6‑ bis 14‑jährige Kind von vollzeitberufstätigen Eltern am Nachmittag komplett unbetreut ist. Unsere Frage lautet daher: Sind Sie dafür, dass den Wiener Pflichtschulkindern innerhalb der nächsten drei Jahre seitens der Stadt Wien eine kostenlose und flächendeckende, qualitativ hochwertige Nachmittagsbetreuung angeboten wird und freiwillig in Anspruch genommen werden kann? (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wir haben jetzt einige Anträge eingebracht. Wir haben in den letzten Tagen erlebt, wie die SPÖ gespielt hat. Der SPÖ ist es nicht darum gegangen, so vorzugehen, wie es im Jahre 1991 der damals zuständige amtsführende Stadtrat Hannes Swoboda getan hat, der von konkreten Gesprächen mit den anderen Oppositionsparteien berichten konnte.

Erinnern wir uns an das Jahr 1991 unter Helmut Zilk: Auch im Jahre 1991 wurden die Bürger im Frühjahr befragt, und im Herbst wurde gewählt. Es gab jedoch drei wesentliche Unterschiede: Vor allem wurde der Konsens aller Fraktionen gesucht. Es handelte sich um offene Fragen, es waren jedoch keine Suggestivfragen. Außerdem hat die Volksbefragung 1991 ein Zwanzigstel von den heutigen Kosten verursacht.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 1991 war die Volksbefragung ein Schritt in Richtung mehr Demokratie. Heute handelt es sich um einen Missbrauch eines wichtigen Instruments für parteipolitische Zwecke knapp vor einer Wahl. Das ist schade, das tut der Stadt nicht gut, das tut uns allen nicht gut, und deshalb können wir dem nicht zustimmen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist der Herr GR Lindenmayr. Ich bitte ihn zum Rednerpult.

GR Siegi Lindenmayr (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Vorsitzender! 

In der Zwischenzeit sind schon so viele Anträge im Umlauf, ich glaube, es sind mehr als 17 mit deutlich über 20 Fragen. Ich werde in der kurzen Zeit sicherlich nicht auf alle eingehen können. Vorweg möchte ich ein paar grundsätzliche Bemerkungen machen.

Seitens der FPÖ spricht man doch tatsächlich über Geld des Steuerzahlers, und das, nachdem erst seit Kurzem öffentlich bekannt ist, dass sie ein ganzes Bundesland in den Ruin getrieben hat! Kärnten ist pleite! Und Sie reden hier über Geld des Steuerzahlers! Ganz egal, ob die Programme FPÖ- oder BZÖ-Programme heißen, die Programme waren immer die gleichen, man kann sie deckungsgleich wie eine Schablone übereinanderlegen! Würde man Ihnen folgen, dann würden Sie und Ihre Programme ganze Bundesländer ruinieren! Wir werden daher mit Sicherheit nicht zulassen, dass Sie in Wien auch nur ansatzweise mitreden können! (Beifall bei der SPÖ.) 

Es ist ja nicht nur ein ganzes Bundesland vom Tatbestand der Krida betroffen, sondern Sie ruinieren Banken und so weiter. Sie können einfach mit Geld nicht umgehen! Diesen Vorwurf kann man Ihnen nicht ersparen!

Wie steht es bei Ihnen mit den demokratischen Vorgängen? – Man liest heute in der Zeitung von einem Putsch. Na gut, ein Putsch ist bei der FPÖ ist ja nichts Neues, das hat es 1986 gegeben, das hat es in Knittelfeld gegeben und so weiter. Jetzt gibt es wieder einen Putsch. Herr Bucher wird im Fernsehen zitiert, dass er sagt, dass „gerade noch die Lederstiefel gefehlt haben“.

Und diese Partei traut sich dann, hier herauszugehen und von Geld und von Demokratie zu sprechen! Das ist unglaublich! (Zwischenrufe bei der FPÖ.) Hinweise darauf werden wir Ihnen nicht ersparen! Wir werden den Wienerinnen und Wienern in den nächsten Monaten ständig sagen, dass Rezepte der FPÖ und des Herrn Strache die Demokratie und die Finanzen gefährden. Das werden wir den Wienerinnen und Wienern sagen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Ich komme kurz zu einzelnen Anträgen: Zum Hausbesorgergesetz hat hauptsächlich die FPÖ gesprochen. Dazu sage ich: Hätten Sie es im Jahr 2000 nicht mit der ÖVP abgeschafft, dann hätten wir diese Situation nicht! Sie brauchen sich daher jetzt im Nachhinein nicht wichtig zu machen und zu sagen, dass die Regierung es jetzt wieder einführen können hätte. Hätten Sie es nicht abgeschafft, dann hätten wir uns das erspart!

Sie haben, wie auch andere Parteien, gesagt, dass es sich um „No-na-Fragen“ beziehungsweise Suggestivfragen handle. – Das ist sicherlich nicht der Fall! Wir nehmen die Meinung der Wienerinnen und Wiener nämlich sehr ernst. (GR Mag Wolfgang Jung: Das merkt man!) Wir wissen ganz genau, dass es die repräsentative Demokratie und alle fünf Jahre Wahlen gibt. Zwischendurch ist es aber unbedingt notwendig, dass zu wichtigen Fragen auch die Bevölkerung gefragt wird, in welche Richtung es gehen wird. Das tun wir jetzt nach 18 Jahren wieder. (GR Mag Johann Gudenus, MAIS: Am Abend werden die Faulen fleißig!) Und das kann eine so schlechte Idee nicht sein, denn sonst würde die ÖVP heute nicht verlangen, dass wir häufiger Volksbefragungen im Gemeinderat anregen sollten! (Zwischenrufe bei der FPÖ.) 

Man kann aber auch im Zusammenhang mit einer anderen Frage nicht so ohne Weiteres zur Tagesordnung übergehen. Mich wundert es sehr, dass beispielsweise die Grünen sehr viel zu unseren Fragen gesagt haben, jedoch kein Wort darüber verloren haben, was die FPÖ hier zu Minaretten gesagt hat. (GRin Mag Maria Vassilakou: Wir haben nichts dazu gesagt, weil das Geschwafel ist!) Ja! Das ist Geschwafel! Aber man muss auch deutlich aussprechen, dass das, was die FPÖ hier verlangt, demokratiegefährdend ist! Das muss klar ausgesprochen werden, und ich spreche das klar und deutlich aus. (StR Johann Herzog: Die Bundesländer Vorarlberg und Kärnten verwirklichen das Geschwafel!)

Mich wundert es, wie gesagt, sehr, dass ich hier dazu überhaupt nichts gehört habe! Man könnte das natürlich irgendwie lustig abtun und sagen, wenn Sie kulturfremde Bauwerke ablehnen, dann stellt sich die Frage, ob Sie jetzt den McDonald’s oder das Chinarestaurant auch verbieten wollen! (StR Johann Herzog: Was hat McDonald’s mit der Bauordnung zu tun?)

Was verstehen Sie unter dem Begriff „kulturfremde Bauwerke“? Das ist ja unglaublich! Sie wollen es nicht deutlich aussprechen, aber Sie sind ganz einfach gegen eine Religionsgemeinschaft, gegen den Islam. Daher müssen wir immer wieder darauf hinweisen: Wir haben in diesem Land Religionsfreiheit, und so soll es auch weiterhin bleiben! (Beifall bei der SPÖ. – Zwischenrufe bei der FPÖ.) 

Ich komme jetzt ein bisschen zu den Anträgen der GRÜNEN. Ich freue mich sehr, dass sich hier auch Formulierungen finden, die gar nicht so weit weg von unseren Fragestellungen sind! Wir haben natürlich versucht zu verhandeln, ob wir auf gemeinsame Formulierungen kommen können. (GR Mag Wolfgang Jung: Mit wem haben Sie denn verhandelt?)

Insbesondere der Antrag mit den drei Fragestellungen, der jetzt vor Kurzem eingebracht wurde, ist fast wortident mit unserem. Inhaltlich bestehen jedenfalls Ähnlichkeiten, und das freut mich sehr! 

Damit widersprechen Sie sich allerdings selbst. Zuerst sprechen Sie von Suggestivfragen und von „No-na-Fragen“, dann bringen Sie jedoch Anträge ein, die ähnlich klingen wie unsere. Genau das zeigt, dass unsere Fragen wichtige und notwendige Fragen sind, denn sonst würden Sie sich nicht auch damit beschäftigen! (Zwischenrufe bei den GRÜNEN.) 

Im Zusammenhang mit zusätzlichen Fragen wie beispielsweise betreffend das Kleine Glücksspiel möchte ich darauf verweisen, dass wir erst vor Kurzem, nämlich im letzten Landtag, einen Antrag beschlossen haben, der sich mit einer neuen Gesetzesmaterie zum Kleinen Glücksspiel befasst, und im Hinblick darauf sind wir guter Dinge, dass es hier zu einer Lösung kommen wird. Daher brauchen wir jetzt und heute nicht darüber abstimmen, denn dieser Antrag wurde bereits in Behandlung genommen. 

Ich möchte jetzt noch etwas zu den GRÜNEN sagen, weil mich das schon etwas enttäuscht hat: Sie haben das vielleicht lustig oder polemisch gemeint, als Sie unterstellten, dass wir die Frage stellen könnten, ob die Demokratie abgeschafft werden soll. Man kann aber nicht unwidersprochen lassen, dass Sie uns so etwas unterstellen, denn das ist nicht lustig! Die Sozialdemokratie war nämlich die Partei, die sich hier in Wien und auch in Österreich immer für den Erhalt beziehungsweise die Wiedererrichtung der Demokratie eingesetzt hat, ganz egal, ob 1918 oder 1945. Daher finde ich diesen Witz, der vielleicht in Ihrer Fraktion gut angekommen ist, ehrlich gesagt, überhaupt nicht lustig! Das wollte ich hier klar und deutlich zum Ausdruck bringen. (Beifall bei der SPÖ. – GR Dr Franz Ferdinand Wolf: Das Demokratiemonopol haben Sie aber nicht!)
Zur ÖVP möchte ich sagen, dass ich verstehe, dass die Ganztagsschule Ihnen wehtut, weil sie nicht in Ihr Weltbild passt. Ihnen wäre viel lieber, dass eine Nachmittagsbetreuung angeboten wird! Es wurde aber schon ganz klar ausgesprochen, dass das nicht unser Modell ist. Wir haben ein ganz anderes Modell, und daher bleiben wir selbstverständlich bei unserer Fragestellung!

Der Bürgermeister hat ganz klar ausgedrückt, wo die Sozialdemokratie steht. Wir haben aber diesfalls beziehungsweise auch hinsichtlich der anderen Fragen ganz klar gesagt, dass wir die Entscheidung der Wiener Bevölkerung, wie auch immer sie ausfallen möge, ernst nehmen werden, so wie wir alle Entscheidungen der Wienerinnen und Wiener auch bei allen anderen Volksbefragungen zur Kenntnis und ernst genommen haben und auch entsprechend umgesetzt haben. (Zwischenrufe bei der FPÖ.)

Ich darf jetzt nicht vergessen, den eigenen Antrag einzubringen. Das wurde zwar in der Mitteilung schon verlesen, ich meine aber, dass es ganz wichtig ist, dass man noch einmal klar und deutlich darüber spricht, was wir heute zu beschließen vorschlagen. Und ich lade Sie hier im Lichte des jetzt Gehörten noch einmal herzlich dazu ein, unserem Antrag zuzustimmen!

„Eine Volksbefragung zu den vorgeschlagenen Themen ist eine Chance für Wien, durch einen verstärkten öffentlichen Diskussionsprozess zu einem klaren BürgerInnenvotum in diesen Fragen zu kommen.“

Daher stellt die SPÖ hier den folgenden Beschluss- und Resolutionsantrag: „Am 11., 12. und 13. Februar soll in Wien eine Volksbefragung durchgeführt werden. Die Fragen sollen lauten: ...“ – An dieser Stelle möchte ich ergänzend festhalten, weil beispielsweise von der ÖVP gesagt wurde, dass das Suggestivfragen oder „No-na-Fragen“ sind: Nein! So ist es nicht! Eine Suggestivfrage wäre beispielsweise: Wollen Sie, dass morgen die Steuern halbiert werden? – Das wäre eine „No-na-Frage“! Wir sind jedoch ehrlich und sagen genau, welche Konsequenzen es haben könnte, wenn man mit Ja oder mit Nein stimmt. Daher haben wir sehr wohl ganz genau überlegt, welche Einleitungssätze wir den Fragen voranstellen. Und ich nutzte jetzt die Chance, diese hier noch einmal zu wiederholen. 

„Die Fragen sollen lauten: 

Erstens: Im Jahr 2000 wurde durch den Bundesgesetzgeber die Möglichkeit abgeschafft, Hausbesorger anzustellen. Eine bundesgesetzliche Neuregelung ist seither nicht zustande gekommen. Sind Sie dafür, dass in Wien die Möglichkeit geschaffen wird, neue HausbesorgerInnen – Klammer: mit modernem Berufsbild - einzustellen. Ja oder Nein?

Zweitens: Internationale Studien zeigen, dass die Ganztagsschule der entscheidende Erfolgsfaktor für die Vereinbarkeit von Beruf und Familie darstellt sowie das Bildungsniveau der Bevölkerung deutlich hebt. Sind Sie für ein flächendeckendes Angebot an Ganztagsschulen in Wien? Ja oder Nein?

Drittens: Einige Großstädte - Klammer: zum Beispiel London, Stockholm - haben zur Bewältigung des innerstädtischen Verkehrs eine Einfahrtsgebühr für das Stadtzentrum eingeführt - Klammer: City-Maut. In Wien konnte durch die Verkehrspolitik - Klammer: Ausbau öffentlicher Verkehr, Parkraumbewirtschaftung, Wohnsammelgaragen, Ausbau Radwegenetz - in den letzten Jahren der Autoverkehr in der Stadt deutlich reduziert werden.“

An diesem Punkt habe ich bei unseren Verhandlungen gesagt: Das ist tatsächlich die Wahrheit. Es ist nämlich nachlesbar, dass die Zulassungszahlen innerhalb des Gürtels zurückgegangen sind. Der Modal-Split hat sich in den letzten Jahren deutlich verbessert. Das, was da steht, ist daher keine Suggestivfrage oder „No-na-Frage“, sondern das ist einfach Tatsache! (Beifall bei der SPÖ.)

Auf diesen Einleitungssatz folgt dann die Frage: „Soll in Wien eine City-Maut eingeführt werden. Ja oder Nein?“ (GR Mag Wolfgang Jung: Wo die äußere Stadtgrenze ist, traut er sich nicht zu sagen!). Ich verstehe eh, dass Sie sich nicht auskennen! Wir fragen jedoch die Wienerinnen und Wiener deutlich nach ihrer grundsätzlichen Meinung, und wenn wir die Antwort der Wienerinnen und Wiener kennen, dann werden wir darüber reden, wie Verordnungen, Gesetze und Ähnliches auszuschauen haben. (GR Mag Wolfgang Jung: Sie trauen sich nicht! Sie sind zu feig, das zu sagen!) Das werden Sie nicht verstehen, Herr Jung, das weiß ich eh! Sie reden immer dazwischen, hören aber nicht zu, und dann kennen Sie sich wieder nicht aus! (StR Johann Herzog: Was schlagen Sie konkret vor?) 

Sie hören nicht zu, und dann kennen Sie sich wieder nicht aus und reden irgendwelche Sachen daher und machen sich damit eigentlich nur lächerlich! (Beifall bei der SPÖ. – Zwischenrufe bei der FPÖ.)

Weiter im Text: „In Wien fahren täglich Nachtbusse von 0.30 Uhr bis 5 Uhr. Ein 24 Stunden U-Bahn-Betrieb am Wochenende - Klammer: Freitag und Samstag - kostet pro Jahr 5 Millionen EUR und bewirkt veränderte Fahrtrouten der Nachtbusse an Wochenenden. Sind Sie dafür, dass die U-Bahn am Wochenende auch in der Nacht fährt. Ja oder Nein?

Fünftens: Seit 2006 wird in Wien ein freiwilliger Hundeführschein angeboten. Der Hundeführschein ist eine fundierte Ausbildung für HundehalterInnen, bei welcher der richtige Umgang mit Hunden erlernt wird. Bei der Prüfung müssen die Hundehalterinnen und Hundehalter zeigen, dass sie den Hund auch in schwierigen Situationen im Griff haben. Sind Sie dafür, dass es in Wien für so genannte Kampfhunde einen verpflichtenden Hundeführschein geben soll? Ja oder Nein?

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung verlangt.“

Ich übergebe hiermit den Antrag. (GR Mag Johann Gudenus, MAIS: Heißt das nicht „HündInnenführschein?) Genau diese Bemerkung zeigt beispielsweise, dass Sie das ganze Thema nicht ernst nehmen! Sie machen sich über alles lustig! (Zwischenruf von GR Mag Wolfgang Jung.) Sie nehme ich nicht ernst, das ist richtig! Sonst werden wir verrückt! 

Ich habe das Konzept nicht verloren, sondern möchte noch einmal darauf hinweisen, dass die Elemente der repräsentativen Demokratie manchmal Ergänzungen brauchen, nämlich beispielsweise das Instrument der Volksbefragung. Wir machen eine Volksbefragung, um die Meinung der Wienerinnen und Wiener einzuholen, um danach unsere Entscheidungen zu treffen. Wir gestalten unsere Politik nicht statisch, sondern offensiv. Wir sind die Macher in dieser Stadt, andere sind nur Ankündiger, machen leere Worte oder produzieren heiße Luft oder warme Luft oder kalte Luft. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Wenn Sie mit offenen Augen durch diese Stadt gehen, dann sehen Sie, dass die Politik der Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten gut und richtig für diese Stadt ist. Das ist auch der Grund dafür, dass wir in den letzten Jahrzehnten mit dem absoluten Vertrauen der Wienerinnen und Wiener ausgestattet worden sind. (Zwischenruf von GR Mag Wolfgang Jung. – Zwischenrufe bei der FPÖ.) Er kann nicht ruhig sein! Er braucht das irgendwie! (Weitere Zwischenrufe bei der FPÖ.) Beim Kollegen Jung ist das sinnlos!

Wenn man also mit offenen Augen durch die Stadt geht, dann sieht man, was wir für die Wienerinnen und Wiener gemacht haben. (GR Mag Johann Gudenus, MAIS: Das sieht man wirklich!) Und die Wienerinnen und Wiener statten uns daher auch regelmäßig mit dem absoluten Vertrauen aus. (GR Dr Herbert Madejski: „Regelmäßig“ stimmt nicht!) 

Wir gehen davon aus, dass das auch am 10. Oktober 2010 der Fall sein wird. Was würden sich die Wienerinnen und Wiener einhandeln, wenn sie Ihren Rezepten folgen? Dann hätten sie Instabilität statt Stabilität und Kontinuität. Dann gäbe es in dieser Stadt soziale Verwerfungen und Unruhen statt sozialer Sicherheit. Dann gäbe es Intoleranz und gegenseitiges Ausspielen statt Gemeinsamkeit. Dann gäbe es saftige Mieterhöhungen in privatisierten ehemaligen Sozialwohnungen – ich nenne nur das Stichwort BUWOG, daran sind Sie ja auch nicht ganz unbeteiligt! –, statt leistbaren Wohnens in Gemeinde- und anderen gemeinnützigen Wohnhausanlagen. Dann gäbe es schlechtere Mobilität in einem privatisierten ausgedünnten Verkehrsnetz statt weiteren Ausbaus des öffentlichen Verkehrs. Dann gäbe es schlechter funktionierende privatisierte statt gut funktionierender Daseinsvorsorge seitens der öffentlichen Hand.

Wir SozialdemokratInnen haben die richtigen Antworten. Das haben wir in den vergangenen 90 Jahren auf beeindruckende Weise bestätigt. (Beifall bei der SPÖ.) 

Daher lade ich Sie alle nochmals ein, unserem Antrag zuzustimmen. – Danke. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist nun Herr GR Dr Madejski, der sich noch in letzten Vorbereitungen befindet. – Bitte schön. Das Mikrofon gehört dir.

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Meine sehr geehrten Damen und Herren! Herr Vorsitzender! Herr Vizebürgermeister! Der Herr Bürgermeister ist nicht da, aber Sie werden ihn ja bestens vertreten! 

Das Schlusswort des Herrn Klubobmanns war wirklich gut! Er hat gesagt: Die SPÖ hat immer die richtigen Antworten! – Da erhebt sich allerdings die Frage: Warum fragen Sie überhaupt? Das ist wirklich gut! Das war exzellent! (Beifall bei der FPÖ.) 

Bevor ich aber auf die Fragen des Herrn Bürgermeisters und den Antrag der SPÖ eingehe, erlaube ich mir eine kurze Replik auf Ihren Ausfall gegen uns und gegen die Hypo Alpe Adria. – Ich meine, man muss auch immer selbst ein bisschen schauen, wie es im eigenen Glashaus aussieht! Wo war denn die Kontrolle der FMA bei der Hypo Alpe Adria? Wo war die Kontrolle der FMA bei der BAWAG? Wo war die Kontrolle der FMA bei der Kommunalkredit? Wo war die Kontrolle der Nationalbank bei den genannten Banken? Wer hat denn den ÖGB ruiniert? 

Ich kann mich nicht erinnern, dass das unsere Leute oder irgendjemand in unserer Nähe gewesen wären! Das waren Ihre Genossen! Ihre Genossen haben die BAWAG umgebracht! Ihre Genossen haben den ÖGB mit Leuten wie Verzetnitsch und anderen, die dann zurückgetreten sind und heute nichts mehr haben, fast umgebracht! Ihre Kollegen haben die Kommunalkredit umgebracht! Da war ein Scholten und da war eine Ministerin Schmied dabei! (GR Karlheinz Hora; Ich sage nur: Karl-Heinz Grasser!) Die Bank Burgenland möchte ich gar nicht mehr ansprechen.
Es sind immer die Gleichen dabei. Dort waren auch die SPÖ und die ÖVP dabei und die GraWe, die Grazer Wechselseitige Versicherung, die ja auch eine unrühmliche Rolle bei der Hypo Alpe Adria gespielt hat! Tun Sie nicht so, also ob uns die Bank dort gehört hätte! Das stimmt überhaupt nicht! 12,5 Prozent hat das Land seit Jahren gehabt. Und Herr Tilo Berlin, der wirklich offensichtlich – ich will das Wort jetzt nicht sagen, sonst werde ich geklagt! – ein Spekulant war, der in kurzer Zeit gut verdient hat, hat seine Anteile nicht von Kärnten, sondern von der GraWe gekauft, die auch schon im Burgenland sehr unangenehm aufgefallen ist.

Wem gehört denn diese Grazer Wechselseitige Versicherung? Wer sitzt denn dort im Aufsichtsrat? Wer ist denn dort im Vorstand? Das brauche ich Ihnen nicht zu erzählen, Herr Klubobmann, denn Sie wissen es ganz genau! Und die Untersuchungskommission in Kärnten, die einstimmig angenommen wurde, sowie die Staatsanwaltschaft werden klären, was sich dort abgespielt hat!

Dazu möchte ich noch etwas festhalten: Im Land Kärnten haben alle Parteien bis auf einen Abgeordneten der Grünen zu allen Geschäften der Hypo Alpe Adria seit zehn Jahren Ja und Amen gesagt. Das soll man auch nicht vergessen! Man soll nicht mit Steinen schmeißen, wenn man selbst im Glashaus sitzt, meine Damen und Herren! (Beifall bei der FPÖ.) 

Ihnen ist nur unangenehm, dass eine wieder erstarkte Freiheitliche Partei bei den Wahlen Sie unter Umständen auf den dritten Platz verdrängen kann! Ich sage jetzt nicht einmal, wer Erster und Zweiter ist. Das ist Ihnen unangenehm! Sie verlieren eine Wahl nach der anderen. Daher flüchten Sie sich jetzt in Wien – und nun komme ich zu dem Antrag der SPÖ – in die Befragungen.

Meine Damen und Herren! Ich glaube, am sinnvollsten und am billigsten wäre es gekommen, eine einzige Frage zu stellen. Diese Frage hätte lauten müssen: Soll die SPÖ in Wien die Mehrheit behalten oder nicht? Das wäre leiwand gewesen! Dann hätten wir nämlich bei einem Minus sofort wählen und bei einem Plus den normalen Wahltermin einhalten können! Das wäre eigentlich die sicherste Frage gewesen, denn Sie wissen eh die richtigen Antworten! Da hätten wir einmal geschaut, wie die Bevölkerung argumentiert! 

Meine Damen und Herren! Nun zu den einzelnen Punkten der so genannten Befragung des Herrn Bürgermeisters. Ich habe den Eindruck, nachdem ich es genau gelesen habe, dass das Ganze ein bisschen hingehudelt wurde. Offensichtlich ist das Ganze unter Zeitdruck entstanden, und es haben mehrere Leute daran mitgeschrieben, denn es ist nicht aus einem Guss. Das merkt man sofort. Man merkt sofort, wenn man das durchliest, dass daran mehrere Leute geschrieben haben. Man merkt sofort, dass das nicht einer von sich aus auf Grund seiner Ideen und Neigungen, seines Intellekts und seiner Ideologien geschrieben hat, sondern dass das zusammengewurschtelt ist. Gehen wir es einmal durch.

Zu den Hausbesorgern: Sie sagen, dass im Jahr 2000 durch den Bundesgesetzgeber die Möglichkeit abgeschafft wurde, Hausbesorger anzustellen, und eine bundesgesetzliche Neuregelung seither nicht zustande gekommen sei. – Meine Damen und Herren! Wer stellt denn seit vier Jahren den Bundeskanzler? Welche Regierungsform gibt es seit vier Jahren? Wieso gibt es keine Bundesregelung bei den Hausmeistern? Sie sind selbst schuld, dass es keine Regelung gibt! 

Dann fragen Sie: „Sind Sie dafür, dass in Wien die Möglichkeit geschaffen wird, neue HausbesorgerInnen – Klammer: mit modernem Berufsbild - einzustellen?“ Vielleicht hätte man an dieser Stelle ein bisschen definieren können, was dieser neue Hausmeister Ihrer Ansicht nach ist! Was ist ein modernes Berufsbild? – Das ist eine „No-na-Frage“. 

Bei einer Frage schreiben Sie die Kosten ganz bewusst dazu, weil Sie eine positive Antwort in diesem Fall in Wirklichkeit nicht wollen. Bei allen anderen Fragen sind Kosten jedoch nicht erwähnt. – Ich bin auch für Hausmeister. Aber Herr VBgm StR Ludwig weiß ebenso wie ich ganz genau, dass man, wenn man diese Frage stellt, den Leuten fairerweise sagen muss, dass das die Kosten für die Wohnung um 15 bis 20 Prozent erhöht. Das weiß jeder, der damit zu tun hat. Der moderne Hausmeister wird nämlich nicht mehr die Schneeschaufel in die Hand nehmen, und der moderne Hausmeister wird sich nicht mehr mit den Agenden der Hausbetreuung und der Außenbetreuung, die ja zusammengeführt werden, befassen. Das bleibt weiterhin bestehen.

Mit dieser Frage kann ich daher nichts anfangen! Außerdem haben Sie doch eine Umfrage in den Gemeindebauten gemacht und haben angeblich fast 40 000 Antworten bekommen. Darunter befanden sich, abgesehen vom Hundegackerl, die Anrainer- und Nachbarprobleme, jedoch insbesondere der massive Wunsch nach Hausmeistern. – So ernst nehmen Sie also Ihre eigene Befragung! Sie brauchen nicht mehr zu fragen, denn in Wirklichkeit geht es Ihnen um die Hausmeister im Gemeindebau. Das ist vollkommen klar. (Zwischenruf von VBgm Dr Michael Ludwig.) 

Der Hausmeister kann seit Jahren sowieso angestellt werden. Das weißt du! Das ist mit einer privatrechtlichen Regelung jederzeit möglich. Das ist ein freies Berufsbild. Das geschieht auch in vielen Privathäusern. Im Hinblick darauf frage ich: Wieso nehmt ihr die Antworten eurer eigenen Leute, die dort wohnen, nicht so ernst, dass ihr sagt, das wollen sehr viele, daher führen wir das durch?

Meine Damen und Herren! Das Zweite ist die Ganztagsschule. Sie fordern die flächendeckende und bedarfsorientierte Ganztagsschule, wie Frau Kollegin Vassilakou gesagt hat. In den Bezirken sind aber nicht einmal 60 Prozent der alten Schulbauten saniert. Wie wollen Sie also die Ganztagsschulen nur vom vorhandenen Raum her überhaupt unterbringen? 

Man könnte die Frage auch so stellen: Wollen wir die Sanierung der Schulen in den Bezirken schneller durchführen, damit man in Zukunft – nach Intention der SPÖ – eine Ganztagsschule flächendeckend einführen kann? – Sie werden diese nie einführen können!

Außerdem schreiben Sie hinein, dass internationale Studien zeigen, dass die Ganztagsschule der entscheidende Erfolgsfaktor für die Vereinbarkeit von Beruf und Familie ist. – Das mag stimmen! Weiter schreiben Sie aber, dass die Ganztagsschule das Bildungsniveau der Bevölkerung deutlich hebt. – Dieser Meinung bin ich nicht! Das geht nirgends hervor! In anderen Ländern bestehen nämlich andere Voraussetzungen! Das Argument mit Beruf und Familie nehme ich Ihnen ab. Dass das Bildungsniveau dadurch generell gehoben wird, hängt hingegen vom Schulsystem und von der Schulorganisation in den einzelnen Ländern ab. Das hängt vor allem davon ab, wie groß der Anteil an heimatsprachlichen Schülern ist, wie die Lehrer ausgebildet sind und wie die Gesamtorganisation ausschaut.

Dass nur die Ganztagsschule das Bildungsniveau hebt, bezweifle ich, und daher können wir dem auch nicht zustimmen! 

Dritter Punkt – City-Maut: Wir waren immer gegen die City-Maut. Herr Vizebürgermeister! Herr Bürgermeister! Erstens wissen wir nicht, wo diese gelten soll. Das konnte uns Kollege Lindenmayr auch nicht sagen. Ich meine, es wäre fair, den Leuten zu sagen, ob wir das am Gürtel, am Ring oder an der Wattgasse und der Vorortelinie haben wollen! Was ist die City-Maut aus Ihrer Sicht?

Zweitens wäre es aber auch fair, einen Rahmen anzugeben, wie viel das den Einzelnen kostet. Ich nenne jetzt irgendwelche Zahlen: Soll das Hereinfahren 5 EUR, 10 EUR, 7 EUR oder 20 EUR kosten? Betreffend den 24-stündigen U-Bahn-Betrieb haben Sie Kosten dazugeschrieben, weil Sie das nicht wollen, ganz klar! Ihre Fragestellung ist ja so verräterisch! Im Fall der City-Maut haben Sie die Kosten jedoch nicht dazugeschrieben. Worüber stimmen die Leute mit Ja oder Nein ab? Das wissen Sie auch nicht! Daher können wir dem auch nicht zustimmen! 

Der 24 Stunden U-Bahn-Betrieb ist eine alte Forderung der Opposition. In diesem Fall riecht man bei Ihrer Fragestellung direkt, dass Sie das nicht wollen. Warum würden Sie sonst dazuschreiben, dass das zu viel kostet und die Linienführung der Nachtbusse verändert werden würde.

Ich frage: Warum sollen die Nachtbusse, wenn die U-Bahn länger fährt, eine andere Fahrtroute haben? Diese fahren genauso, aber die U-Bahn fährt länger. Ich weiß nicht, warum die Busse eine andere Fahrtroute haben sollten, außer dass sie die Routen horizontal eventuell etwas erweitern. Das war auch unser Vorschlag.

Auch dieser Frage können wir nichts abgewinnen.

Der letzte Punkt ist überhaupt ein Glanzstück der Formulierung. Ich bin nämlich nicht dafür, dass ein Kampfhund wie der Bernhardiner den Hundeführschein um den Hals hat! Wenn man diese Formulierung genau liest, dann merkt man aber, dass offenbar nicht der Halter, sondern der Hund den Führschein bekommen soll. Ich kann mir allerdings nicht vorstellen, dass der Hund einen Führschein bekommt!

Daher würde ich Ihnen, damit Sie mit der Befragung nicht ganz abstinken, raten, den Satz etwas anders zu formulieren! Ich will Ihnen nicht zustimmen, aber ich gebe Ihnen einen guten Tipp. Die Frage könnte beispielsweise lauten: Sind sie dafür, dass es in Wien für die Halter so genannter Kampfhunde einen verpflichtenden Führschein gibt? – Man sieht also, wie das hingenudelt wurde, meine Damen und Herren! Unglaublich! (Beifall bei der FPÖ. – StR Johann Herzog: Vielleicht sollte es das auch für Katzen geben!)
Wir können dem nicht zustimmen, dass die Hunde ihren Führschein so umhängen haben wie der Bernhardiner das Fass! Und im Übrigen halten wir überhaupt nichts von der Rassentrennung. In der Presse sind heute 14 Hunderassen angeführt, dann heißt es aber, dass man darüber noch diskutieren kann. – Worüber wollen Sie diskutieren? Ich kenne keinen Hund, der nicht beißt! Es beißen sowohl Dackel als auch Pudel, Doggen oder Schäferhunde, und sogar der liebe Bernhardiner kann beißen, unabhängig von Größe, Gewicht und Rasse. Das hängt vom Hundehalter ab. Daher geht diese Fragestellung vollkommen daneben. 

Wir haben einen Vorschlag, und dieser lautet: Es gibt konzessionierte Hundeschulen und ‑vereine. Wer mit seinem Hund eine Prüfung ablegt und ein Zeugnis vorweisen kann, erspart sich den verpflichtenden Hundeführschein. Wer einen solchen Nachweis nicht erbringen kann, der soll den verpflichtenden Hundeführschein machen, weil das im Sinne der Sicherheit aller Bürgerinnen und Bürger, vor allem auch von Kleinkindern und Jugendlichen ist.

Meine Damen und Herren! Mir würden noch sehr viele Fragen einfallen. Man könnte zum Beispiel fragen: Wollen Sie das kostenlose Parkpickerl? Wollen Sie den weiteren Ausbau der bisher so genannten Volksgaragen? Wollen Sie, dass das generelle Radfahren gegen die Einbahnen in Wien erlaubt ist? Wollen Sie gemischte Fahrradwege, oder wollen Sie diese nicht? Wollen Sie in bestimmten Straßenzügen wie dem Ring oder der Mariahilfer Straße ein generelles Demo-Verbot? Wollen Sie den Heizkostenzuschuss an andere Bundesländer angleichen, die einen höheren Heizkostenzuschuss haben?

All diese Fragen könnte man auch noch stellen. Jetzt fallen mir noch zwei Fragen ein: Wollen Sie, dass die Kurzparkzeiten wieder nur bis 19 Uhr und nicht bis 22 Uhr gelten? Wollen Sie, dass die Kurzparkgebühren vermindert werden oder nicht? – Dazu fiele mir noch sehr viel ein.

Meine Damen und Herren! Man könnte auch betreffend die Wettlokale fragen: Wollen Sie, dass man noch neue Lokale eröffnet oder nicht? Wollen Sie, dass man diese verbietet oder nicht? – Dazu gibt es ja einen Antrag der Grünen. 

Wir haben einen Beschlussantrag betreffend publikumsintensive Veranstaltungsstätten vorbereitet, der von Kollegen Herzog schon moderiert wurde. Damit ist natürlich, ausgehend von der Dammstraße, die so genannte Moschee gemeint. Dort kommt außerdem noch etwas dazu, meine Damen und Herren. Die katholische Kirche, die evangelische Kirche oder die altkatholische Kirche bauen ihre Kirchenhäuser selbst. Im Fall der Dammstraße baut jedoch ein Verein. Das wäre das Gleiche, wie wenn die Kinderfreunde oder die Pfadfinder eine Kirche bauen würden! Es kann doch nicht sein, dass ein Verein, der noch dazu von Erdorgan gelenkt ist, zu diesem Zweck ein Grundstück kauft! 

Im Übrigen geht der Verein ATIB aus den Grauen Wölfen hervor! Ich weiß nicht, ob Sie die Geschichte der ATIB einmal gelesen haben: Man muss ganz genau lesen, woher deren Freunde kommen! Jetzt sind sie natürlich bei Erdogan. Lesen Sie die Geschichte der ATIB doch einmal! Das kann es also nicht sein!

Der Antrag wurde schon referiert, ich brauche jetzt nicht näher darauf einzugehen. Ich werde dann alle Anträge gesammelt abgeben, damit ich nicht dauernd nach hinten laufen muss.

Wir werden auch einen Antrag an den Herrn Vizebürgermeister und Stadtrat für Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung einbringen. Dieser wurde von Herrn StR Herzog ebenfalls schon referiert. Er betrifft die Bauordnung in Wien, und es wird beantragt, dass notwendige Maßnahmen erlassen werden, um die Errichtung von der gewachsenen Bauordnung nicht entsprechenden Minaretten zu verhindern.

Meine Damen und Herren! Außerdem bringen wir einen Antrag zu der Befragung selbst ein. Wir wollen, dass das kostenpflichtige Parkpickerl abgeschafft wird, weil es ein Ärgernis für alle im betroffenen Bezirk ist. Man zahlt relativ viel Geld, hat aber meist keinen Parkplatz. So ist das Beispiel Stadthalle vollkommen danebengegangen. Derzeit wollen nach einer Studie lediglich 17 Prozent die Bewohner des Berechtigungsgebietes 3 überhaupt Parkpickerl kaufen.

Die SPÖ wird ihre Inkassoaktion wahrscheinlich nächstes Jahr weiterführen beziehungsweise sozusagen in einem Parallelschritt mit Kollegen Maresch und den Grünen auf die Bezirke außerhalb des Gürtels ausdehnen. Dagegen werden wir uns sicherlich wehren. 

Wir stellen einen Beschlussantrag, dass es eine Volksbefragung geben soll, in der – ich erspare mir jetzt die Nennung der Paragraphen – die Frage lauten soll: Sind Sie für ein kostenfreies Parkpickerl im gesamten Wiener Stadtgebiet: Ja oder Nein? (Beifall bei der FPÖ.)
Meine Damen und Herren! Es gäbe noch eine schöne Frage: Wollen Sie ein generelles Bauverbot im Grünland, Parkschutzgebiet, Landschafts- und Naturschutzgebiet ohne Ausnahmen? Das wäre eine sehr schöne, mit Ja oder Nein zu beantwortende Frage! Das würde einen sehr aktuellen Anlassfall betreffen!

Bei der Ehrung von Herrn Dipl-Ing Glotter, des ehemaligen Leiters der Grünlandplanung in Wien, waren alle bis auf einen anwesend. Herr Dipl-Ing Glotter hat eine sehr hohe Auszeichnung der Stadt Wien bekommen, und das hat mich wirklich gefreut! Dieser Mann hat Unabhängigkeit bewahrt und Mut gezeigt. Ich zitiere Ihnen nur einen Satz, den er an seine jungen Kollegen bei der MA 18 gerichtet hat, wobei davon auch alle anderen betroffen sind. Kollege Maresch und andere von seiner Partei sowie Kollege Hufnagl waren auch dort. 

Dipl-Ing Glotter hat sinngemäß gesagt: Liebe junge Kollegen! Passt auf meinen Grünraum in Wien auf! Was ich nämlich in den letzten Wochen in den Zeitungen und Medien lese, gefällt mir nicht! Als Beispiel kann ich euch – und jetzt passt auf und legt die Ohren an! – die Marillenalm nennen.

Das hat Dipl-Ing Glotter bei der Ehrung gesagt, und das rechne ich ihm wahnsinnig hoch an. Herr StR Schicker hat das auch gehört, wobei ich nicht weiß, ob es ihm gefallen hat oder nicht. Ich hoffe, dass es ihm gefallen hat und er Ihnen von dieser Wortmeldung berichtet hat! 

Meine Damen und Herren! Betreffend Marillenalm ist schon sehr viel gesprochen worden. Mir rennt jetzt auch die Zeit davon. Ich möchte nur einen Punkt erwähnen: Dort wird ein Hotelprojekt, unterstützt von der SPÖ, in einem gesamten Landschaftsschutzgebiet von einer Fläche in die andere Fläche verschoben. Das darf an sich nicht sein, meine Damen und Herren! Der Bezirk hat – und das sehe ich als sehr wichtig an – eine umfangreiche Stellungnahme abgegeben, die wir demnächst im Planungsausschuss behandeln werden. Diese Stellungnahme ist teilweise sehr skurril, und ich habe, wie bei der Befragung, den Eindruck, dass man vielleicht überhaupt nicht will, dass das Hotel gebaut wird. 

Liebe Kollegen von der SPÖ! Wenn ihr das nicht wollt, dann sagt es doch gleich klipp und klar! Denn wenn einem Hotelbetreiber angesichts eines siebengeschoßigen Gebäudes mit Tiefgarage, in das er investiert, unter anderem vorgeschrieben wird, dass dieser Hotelbau den Standard eines Nullenergiehauses erreichen und komplett in Holzbauweise errichtet werden soll, dann fühlt sich dieser zu Recht gefoppt! Ich kann mir nicht vorstellen, dass ein siebenstöckiges Hotel mit 120 Zimmern in dieser Bauweise errichtet werden kann!

Die Kollegin, die im 15. Bezirk jetzt ein solches Hotel mit Windrädern, die noch nicht durch sind, bauen ließ – ihr kennt das alle! –, hat sich bemüht, so etwas zu schaffen. Das ist aber eine ganz andere Kategorie, und ich kann mir nicht vorstellen, dass die ÖVP so etwas macht! 

Ich will auf die anderen Punkte gar nicht mehr eingehen. Darüber, dass zum Beispiel die WC-Anlagen der Gastronomie des Hotels allen Besuchern des öffentlichen Springerparks zur Verfügung steht sollen, werden sich die Betreiber sicherlich sehr freuen!

Der Westen des Hotels soll vertikal begrünt werden. – Lässt man da den Efeu auf den Grünen Berg hinunter wachsen? Oder was ist eine vertikale Begrünung aus Ihrer Sicht?

Diese Punkte sind meiner Ansicht nach für die Politische Akademie der ÖVP in diesem Sinne gar nicht erfüllbar! Ich werde mir die Vertragsbedingungen der MA 69, die demnächst kommen müssen, Herr Stadtrat, sehr genau anschauen! Wir werden Sie vielleicht im Jänner endlich einmal sehen! Und dann werden wir nachschauen, was vom Bezirk aufgenommen wird.

Der letzte Punkt, der in der Bezirksvertretung noch dazugekommen ist, ist sehr wichtig. Ich werde ihn wortwörtlich zitieren. Ich glaube allerdings, dass die Sozialdemokratische Fraktion und der Klub der ÖVP nicht gewusst haben, warum sie die Hand heben. Sie haben das einfach verschlafen. 

Da steht dann auch noch drinnen: Auf Grund der Tatsache, dass sich im Laufe des Verfahrens neben der Bürgerinitiative „Tivoli-Alarm", die sich gegen eine Verbauung des Springerparks ausgesprochen hat, eine zweite Bürgerinitiative etabliert hat, die sich gegen die Verbauung des Grünraums Marillenalm ausspricht, scheint es geboten, noch vor einer endgültigen Beschlussfassung eine BürgerInnenbefragung durchzuführen. Dem kann man sich natürlich nur anschließen, meine Damen und Herren. Daher bringe ich einen Beschlussantrag hier auch ein, weil wir ja bei den Volksbefragungen sind. Ich lese ihn Ihnen nur kurz vor:

„Es soll in einem Teil des Bezirks Meidling innerhalb der Straßenzüge Schönbrunner Straße, Ruckergasse, Edelsinnstraße, Altmannsdorfer Straße, Grünbergstraße eine Volksbefragung nach den §§ 112 bis 112c, also wo eine Anrainerbefragung erlaubt ist, durchgeführt werden. Die Fragestellung lautet:

Sind Sie dafür, dass das Grünland-Parkschutzgebiet-Naturschutzgebiet nach dem Naturschutzgesetz durch ein sechsgeschoßiges Hotel mit Tiefgarage entgegen der derzeitigen Gesetzeslage verbaut wird?

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung dieses Antrages verlangt."

Ich übergebe jetzt die Originalanträge und hoffe, dass Sie diesem Antrag zustimmen, denn er ist ja mit massiver Mehrheit im Bezirksparlament Meidling hier ebenfalls beschlossen worden und wir können uns dem nur anschließen. (Beifall bei der FPÖ.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist der Herr Mag Maresch. Bitte, Herr Professor, zum Rednerpult.

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Kollege Madejski! Wir könnten jetzt sozusagen ein Privatissimum über das, was er uns da gesagt hat, abhalten, über Minarette und wie es so schön heißt, publikumsintensive Veranstaltungen. Also noch einmal: Dem Antrag können wir wirklich nichts abgewinnen. Es war schon ganz klar, dass die Minarette früher oder später kommen werden, nachdem die Schweizer Volkspartei damit offensichtlich ihren ... (StR Johann Herzog: Wir haben das schon im Jahr 2008 gebracht!) Ja, ja, das mag schon sein, aber diesmal kommt es wieder. Und heute diese Geschichte mit den Minaretten war wie das Amen im Gebet, denn ich hätte wetten können, dass es diesmal kommt und es ist gekommen. Gut.

Aber ich möchte in Wirklichkeit jetzt eigentlich auf die Worte unseres Herrn Bürgermeisters eingehen. Ich habe eigentlich den Eindruck gehabt, na ja, 20 Jahre oder 18 Jahre hat es gedauert, bis da in dem Fall eine große BürgerInnenbefragung wieder kommt. Ich war schon ganz gespannt, die ersten Meldungen waren ja interessant. In den ersten Meldungen hat es geheißen, City-Maut um die City herum. Das wäre irgendwie eine Kleinigkeit gewesen, das zu argumentieren. Aber jetzt sind die Fragen heraußen. Ich war oder ich bin ja eigentlich immer der Meinung, dass Teilhabe und BürgerInnenbeteiligung was ganz Wichtiges ist. Da gibt es in der Gemeinwesenarbeit, aber auch im Sinne der Teilhabe, immer diese Dreieinigkeit, man sagt, es braucht eine Informationsphase, dann braucht es einen Diskurs und dann geht man her und formuliert gemeinsam die Entscheidungsfrage.

Dieser Vorgangsweise hat sich zum Beispiel der Kollege Hora beim Bacherpark vollinhaltlich anschließen können. Das war genau so. Es hat einen ziemlich großen Konflikt gegeben, dann hat es dazu eine Phase der Diskussion gegeben, dann hat es dazu auch eine Information gegeben und man hat sich gemeinsam gefunden, die Fragen zu stellen.

Das ist diesmal nicht so. Wir wurden zwischendurch einmal gefragt: Wie stellt ihr euch das vor mit der Frage? Dann haben wir uns die Fragen einmal angeschaut und haben auch überlegt, ob wir vielleicht eine Alternativformulierung haben. Und wenn ich mir die Fragen anschaue, die jetzt vom Kollegen Lindenmayr verlesen wurden, dann habe ich so den Eindruck, na ja, also da weiß man immerhin schon im Vorhinein, was da herauskommt.

Jetzt denke ich mir, bei den Hausmeistern und HausbesorgerInnen war klar, da ist die SPÖ schon lange dahinter und das wird kommen. Alle werden sagen: Ja, ja, brauchen wir, gut, also nicht unbedingt eine Suggestivfrage. Auch die zweite Frage ist nicht unbedingt eine Suggestivfrage. Aber bereits bei der dritten habe ich schon ein kleineres Problem. Da steht am Anfang ganz konkret drinnen: „Einige Großstädte, zum Beispiel Stockholm, London, haben zur Bewältigung des innerstädtischen Verkehrs eine Einfahrtsgebühr für das Stadtzentrum eingeführt, City-Maut.“ So und jetzt kommt es, dann steht: „In Wien konnte durch die Verkehrspolitik und den Ausbau des öffentlichen Verkehrs, Parkraumbewirtschaftung, Wohnsammelgaragen, Ausbau Radwegenetz in den letzten Jahren der Autoverkehr in der Stadt deutlich reduziert werden.“ So, dann frage ich mich ganz ernsthaft: Wozu brauche ich dann die Frage?

Die Argumentation vom Kollegen Lindenmayr war ja vorhin bei einer anderen Geschichte und zwar beim Kleinen Glücksspiel. Da haben wir erst darüber abgestimmt. Also die City-Maut-Frage oder den City-Maut-Antrag habe ich, wenn ich mich nicht täusche, vor ungefähr eineinhalb Jahren gestellt und er ist abgelehnt worden. Da hätten wir nicht zu fragen brauchen, die Auskunft, die Sie wollten, haben Sie, denn zumindest hier herinnen war es so, dass drei Parteien dem nicht zugestimmt haben, wir natürlich als Antragsteller schon.

Da drinnen steht aber jetzt was, was interessant ist, und zwar: In den letzten Jahren konnte der Autoverkehr in der Stadt deutlich reduziert werden. Aber wie Sie ja alle wissen, bin ich ein aufmerksamer Leser der Papiere, die wir immer so kriegen und da gibt es etwas, das nennt sich „Evaluierung des Masterplans Verkehr 2003" und zwar vom 30. Oktober 2008. Gemacht worden ist es natürlich ein bisschen vorher, aber im Wesentlichen geht es darum, dass das, was Sie hier in Wien an Verkehrspolitik gemacht haben, evaluiert worden ist. Und dann schauen wir uns genau an, wie das denn mit diesem deutlich reduzierten Verkehr ist. Da steht auf Seite 14 drinnen, weil man immer ordentlich lesen muss: „Die Kfz-Verkehrsstärken im Stadtgebiet“ und zwar steht da konkret im Text, den alle anderen WienerInnen bekommen: „Innerhalb vom Gürtel und Donaukanal hat er zielkonform abgenommen, minus 2,8 Prozent.“ Gut, stimmt.

Schauen wir uns einmal den nächsten Absatz an, die Kfz-Verkehrsdaten: „Die Kfz-Verkehrsdaten auf den Gemeindestraßen A und B haben zwischen 2000 und 2005 um 3,7 Prozent zugenommen, an der Landesgrenze um 10,1 Prozent zugenommen. Die Erhebungen im Stadtgrenze überschreitenden Verkehr 2008 zeigen ein ähnliches Bild.“ Das heißt, dort, wo wirklich viele Leute wohnen, außerhalb des Gürtels, da habt ihr bis zu plus 10,1 Prozent! Das heißt, eigentlich steht da nicht die Wahrheit, sondern das ist in Wirklichkeit ein Wahlschmäh, der da steht, der suggerieren soll (Beifall bei den GRÜNEN.), dass ihr eh alles gemacht habt. Stimmt aber nicht, ganz im Gegenteil. Ich will das gar nicht kleinreden, dass innerhalb des Gürtels der Verkehr um mehr als 2 Prozent abgenommen hat und das, keine Frage, auf die Parkraumbewirtschaftung zurückzuführen ist. Aber außerhalb? Nein, stimmt überhaupt nicht! Und dann den Leuten so eine Chuzpe vorzulegen und zu fragen: Soll in Wien eine City-Maut eingeführt werden? – und zu sagen, aber wir haben eh dort alles gemacht, ihr braucht’s eh nicht zustimmen, ist eh ein Blödsinn, das machen wir nur, weil die GRÜNEN vielleicht das immer gesagt haben, wie es der Herr Bürgermeister immer gesagt hat, das ist in Wirklichkeit eigentlich eine Schweinerei. So was kann man nicht machen. Und zwar aus einem ganz bestimmten Grund: Die City-Maut senkt nämlich ganz konkret in Stockholm, aber auch an der City-Maut-Zonengrenze in London genau den Verkehr ab, der von draußen hereinkommt. Und genau den Verkehr fängt man mit der Parkraumbewirtschaftung innerhalb des Gürtels nicht ab. Da geht es um den Binnenverkehr von Wien und nur ganz wenig um die Pendlerinnen und Pendler. Nein, das ist in Wirklichkeit eine klassische Volksverdummung!

Und die zweite Geschichte ist auch noch „Ausbau des Radwegenetzes“. Ja, wenn man sich anschaut, welche Radwege meinen Sie? Die, die so gekennzeichnet sind oder die Radrouten oder die Radwege auf der Donauinsel, wo nämlich die Masse der Radwege vorhanden ist. Jetzt wird einiges gemacht, da muss man schauen: Was ist denn da passiert?

Das Klimaschutzprogramm – heute werden wir es ohnedies noch sehen – sagt, Radverkehr in Wien übers ganze Jahr 5 Prozent. Das ist mickrig, und zwar deswegen mickrig, weil ursprünglich da herinnen als Zielwert beschlossen worden ist, 2010 sollten 8 Prozent erreicht werden. 8 Prozent 2010! Was war die Reaktion? Die alten Radkarten, wo 2010 mit 8 Prozent darauf gestanden ist, sind eingestampft worden und jetzt gibt es neue Radkarten, wo 2010 durch 2015 ersetzt worden sind. Das ist genau die SP-Verkehrspolitik: Wenn es nicht geht, schummle ich mich vorbei ein bisserl und mach’ eine neue Radkarte, wo 2015 steht.

Noch einmal: Es ist einfach nicht möglich, die Radwegepolitik, so wie Sie es machen, einfach so stark zu forcieren bis 2010 oder gar bis zu 2015, dass Sie das erreichen werden. Vergleichbare andere Städte in Österreich funktionieren einfach da besser. Aber in der Stadt Wien, da wird Verkehrspolitik aus der Lenkradperspektive gemacht. Das muss man leider Gottes noch immer sagen. Sie haben durchaus gute Erfolge beim öffentlichen Verkehr, es sind durchaus gute Erfolge innerhalb der Stadt, aber das ist in Wirklichkeit eine Schweinerei und darf so nicht gefragt werden! 

Nächste Frage, auch wiederum öffentlicher Verkehr. Wir haben ursprünglich in einer Kampagne zu den Tarifen 24 Stunden U-Bahn verlangt. Die ÖVP ist im Sommer draufgegangen und hat das jetzt natürlich massiv forciert. Jetzt steht da: „Sind Sie dafür, dass die U-Bahn am Wochenende auch in der Nacht fährt: Ja oder Nein?“ Wäre eine schöne Frage im Grunde genommen. Da kann man sagen: Ja, Nein, jeder kann es sich überlegen. Dann steht davor, in Wien fahren täglich Nachtbusse von 0.30 Uhr bis 5 Uhr, das kostet 5 Millionen und bewirkt veränderte Fahrtrouten der Nachtbusse am Wochenende. Das heißt, schon wieder sage ich den Leuten: Ein Blödsinn, schreibt’s „Nein“ hin, braucht man nicht. Ja, das ist ja keine Art und Weise, wie man gefragt wird. 

Beim Hundeführerschein kann man übrigens darüber streiten, ob die Frage ein bissel semantisch unscharf formuliert ist, ob der Kampfhund jetzt den Führerschein braucht oder der Hundehalter. Das finde ich einen interessanten Aspekt: Bitte um den Führerschein, lieber Hund. Das hätte ich mir gerne angeschaut, wie das dann passiert. Aber ganz egal. Da kann man vielleicht noch den Satz ändern. Aber wenn er beschlossen wird, dann wird er wohl so bleiben. 

Aber Faktum ist noch einmal. Wir haben ein Konvolut von Fragen, wo die SPÖ im Grunde genommen nichts anderes tut als: Jetzt haben wir ganz schlecht gewertet zwischen 36 und 38, da müssen wir eigentlich raus. Was könnten wir machen? Na gut, okay. Dann denken alle scharf nach und es kommt plebiszitäre Demokratie heraus. Keine Frage, so ist es rausgekommen. Irgend etwas müssen wir machen, dass wir da rauskommen. Wie schwierig ist es überall gewesen herauszubringen, dass es endlich bei einem wirklich kontroversiellen Thema in den Bezirken eine AnrainerInnenbefragung gibt. Und jetzt auf einmal! Das nächste Mal fragen wir, wie spät es ist. Die Leute sollen darüber abstimmen, ob sie römische Ziffern oder arabische Ziffern auf der Uhr haben wollen oder was auch immer. Ich denke mir nur, gerade dann zu sagen, das Kleine Glücksspiel, das brauchen wir nicht - die Frage haben wir da herinnen schon einmal abgestimmt -, das ist eine Wahnsinnsgeschichte. Ich habe mir vor Kurzem im Fernsehen einen Beitrag angeschaut, ich glaube, das Thema war das Kleine Glücksspiel, und da hat man Betroffene gesehen. Die haben darüber geredet, wie es ihnen so geht und diese Kleine Glücksspiel-Geschichte oder das, was da passiert mit den Abhängigen, weil das so wie Drogenabhängigkeit ist. Und ich war völlig überrascht, wie viel Geld da in ganz Österreich in die Kassen hereingespielt wird. Es sind 13 Milliarden EUR! Das ist ein gutes Geschäft. Und wenn man noch bedenkt, wie viele Bundesländer das zulassen! Ganz, ganz wenige nur. Und Wien macht dieses Geschäft gut. 

Da denke ich mir, offensichtlich hat sich die SPÖ die ganze Geschichte schon wohl überlegt, weil was wird rauskommen? Also Frage 1: klar. Frage 2: auch klar. Die Frage 5: auch nicht schlecht. Und die anderen zwei, die Öffi-Frage oder die City-Maut-Frage? Na, da dodeln wir die Opposition runter! Genau das ist das, was Sie immer machen. Und da denke ich mir: Liebe Sozialdemokratie, spielt nicht mit uns! Es ist in Wirklichkeit eigentlich eine demokratische Angelegenheit und bei demokratischen Angelegenheiten werden die Fragen gemeinsam formuliert und nicht einsam beim Herrn Bürgermeister zu Hause. - Danke schön! (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr Professor, wir sind hier im Wiener Gemeinderat und nicht im Schlachthof, weil einige Male das Wort „Schweinerei“ gefallen ist. 
Zum Wort gemeldet ist Herr Dr Ulm. Ich bitte ihn zum Rednerpult. (Aufregung bei den GRÜNEN.)
GR Dr Wolfgang Ulm (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 

Es ist schon eine ganz interessante Debatte und eine ganz interessante politische Situation, die wir heute haben, denn selten habe ich in der Vergangenheit die SPÖ so alleine in einer Diskussion gesehen und so auf verlorenem Posten wie das heute der Fall ist. (Beifall bei der ÖVP.)
Sie tun sich schon ein bissel schwer mit Ihrem eigenen Schachzug. Jetzt nach 18 Jahren kommen Sie drauf, Sie müssen sich als die Freunde der Demokratie und als die Freunde der Wähler gerieren und glauben auch noch, dass Ihnen das jemand abnimmt. Dieser politische Schachzug - der ist unehrlich und der ist unglaubwürdig. Das nimmt Ihnen niemand ab, sehr geehrte Damen und Herren von der SPÖ! Wenn ich den letzten SPÖ-Redner gehört habe, den Klubobmann Lindenmayr, so hat aus seinen Worten die Präpotenz der Macht gesprochen. Nicht die Macht des Siegi Lindenmayr persönlich, aber die Macht der Sozialdemokratie in dieser Stadt! Sie wissen eh immer, wie man in diesem Lande alles am Besten macht. Sie wollen diese Macht, die Sie haben, behalten und bedienen sich eines direkt demokratischen Instruments. Ich traue mich zu sagen, Sie missbrauchen dieses direkt demokratische Instrument!. (Beifall bei der ÖVP.)
Es ist eine unglaublich „Mir san mir“-Mentalität, die Sie heute wieder an den Tag legen. Sie interessiert die Meinung der Bürger leider nicht. Es ist interessiert Sie die Meinung der Oppositionsparteien leider nicht. Sie hätten mit diesem wichtigen Instrumentarium einer Volksbefragung ganz anders umgehen können. Der Dr Tschirf hat es aufgezeigt, wie das ein Hannes Swoboda vor 18 Jahren gemacht hat. Da sind ehrliche Gespräche mit den Oppositionsparteien geführt worden. Da hat man auch Fragen formulieren können, damit die Volksbefragung ihren Namen verdient. Ihre Fragen sind nichts weniger als falsch, rhetorisch unklar, suggestiv und unernst. (Beifall bei der ÖVP.)
Letztendlich ist die Formulierung peinlich, nicht so sehr für die Stadt Wien als für die SPÖ und für die Personen, die offensichtlich in den letzten 24 Stunden bestrebt waren, Sie zu Papier zu bringen. Ich werde Ihnen das jetzt an Hand jeder einzelnen Ihrer fünf Fragen nachweisen: 

Frage 1 - nachweislich falsch. Begründung der Frage 1 - nachweislich falsch. Die Frage lautet: „Sind Sie dafür, dass in Wien die Möglichkeit geschaffen wird, neue HausbesorgerInnen einzustellen?“ Ich meine, man sagt ja normalerweise, es gibt keine dummen Fragen, nur dumme Antworten. In diesem Fall schein mir das nicht ganz zuzutreffen. Es ist ja unglaublich! Genauso hätten Sie fragen können: Sind Sie dafür, dass in Wien die Möglichkeit geschaffen wird, eine besser Politik zu machen? Sie hätten alles Mögliche machen können, denn selbstverständlich besteht jetzt schon die Möglichkeit, dass neue Hausbesorger eingestellt werden. Sie suggerieren, dass es notwendig ist, hiezu ein Gesetz zu schaffen oder dass es jetzt unmöglich ist, weil seinerzeit im Jahr 2000 ein Hausbesorgergesetz abgeschafft worden ist. Damit wurde aber nicht die Möglichkeit abgeschafft, Hausbesorger einzustellen, sondern was damit abgeschafft wurde, war die Unkündbarkeit des Hausbesorgers, waren unglaubliche Privilegien des Hausbesorgers, waren Privilegien, die dazu geführt haben, dass der Hausbesorger letztendlich nicht mehr jene Aufgaben wahrgenommen hat, wofür er vom Hauseigentümer eingestellt worden ist. (Beifall bei der ÖVP.)
Sie schreiben, es wurde die Möglichkeit abgeschafft, Hausbesorger anzustellen. Diese Begründung ist schlicht und einfach falsch. Es ist eine echte Zumutung gegenüber dem Wähler und gegenüber dem Steuerzahler, dass er solche Fragen über sich ergehen lassen muss und solche Fragen auch noch finanzieren muss, denn an wen kann denn diese Frage eigentlich nur gestellt sein? Wenn man sich die Gemeindebauten anschaut und die Wohnungseigentumshäuser: Ja, es kann ja wohl nur an die Mieter der Gemeindebauten gestellt sein. Da ist die Antwort sehr eindeutig: Ja, selbstverständlich wollen wir dort Hausbesorger haben, selbstverständlich haben Sie bis jetzt versagt und haben es nicht zu Stande gebracht, dort auf Ihre eigene Hausordnung zu schauen und Hausbesorger vorzusehen. (Beifall bei der ÖVP.)
Oder wollen Sie jetzt vielleicht in Häusern mit Eigentumswohnungen die Wohnungseigentümer verpflichten, einen unkündbaren Hausbesorger ab sofort einzustellen? Wenn das Ihre Intention ist, dann wäre das auch sehr interessant, dann sagen Sie uns das bitte noch deutlicher als mit dieser Schmähfrage.

Frage 2 ist eine rhetorische Frage: „Soll es ein flächendeckendes Angebot an Ganztagsschulen in Wien geben?“ Ja natürlich soll es ein Angebot von Schulformen geben, die den ganzen Tag Unterricht anbieten. Das ist ja überhaupt keine Frage. Aber was meinen Sie, was steckt hinter dieser Frage? Steckt die Zwangstagsschule dahinter? Steckt dahinter, dass jedes Kind und alle Eltern verpflichtet sein sollen, dass ihre Kinder von morgens 8 Uhr bis abends 18 Uhr in die Schule gehen? Ja wenn das der Fall ist, dann sagen Sie es uns bitte auch deutlicher, als es der Fall ist. Selbstverständlich soll es Schulen geben, die einen ganztägigen Unterricht anbieten. Wir sind aber davon überzeugt, dass die Eltern mündig genug sind, die richtige Schulform für ihre Kinder auszusuchen. (Beifall bei der ÖVP.)
Die Frage 3 ist unklar und unernst. Wie halten Sie es mit der City-Maut? Sie können es uns nicht sagen! Der Klubobmann Lindenmayr hat es uns nicht gesagt. Es hat uns auch der Bürgermeister nicht gesagt, wo die Begrenzungslinie für die City-Maut sein soll, am Ring, beim Gürtel, bei der Stadtgrenze, wo auch immer. Diese Frage ist zur Beantwortung nicht geeignet und sie enthält auch noch eine unwahre Begründung. Sie scheuen nicht davor zurück, in die Begründung aufzunehmen, dass sich der Autoverkehr in der Stadt in den letzten Jahren deutlich reduziert hat – das ist schlicht und einfach unwahr. Der Bürger und der Wähler müssen es über sich ergehen lassen und auch noch bezahlen. 

Frage Nummer 4 ist eine Suggestivfrage. Sie wollen nicht, dass sich die Wiener dafür entscheiden, dass es U-Bahn-Betrieb am Wochenende rund um die Uhr gibt. Wiederum stellen Sie eine Begründung davor, die erstens einmal unrichtig ist und zweitens einmal suggestiv. Unsere Experten haben uns gesagt, dass die Kosten für den Betrieb in etwa bei 1 Million EUR liegen werden. Sie kommen auf 5 Millionen EUR, um es den Wienern möglichst zu vermiesen, diese Frage mit Ja zu beantworten. Jetzt haben wir im Finanzausschuss versucht, von der Finanzstadträtin Aufklärung darüber zu bekommen, wie das denn jetzt mit diesen 5 Millionen aussieht. Herr Kollege Dr Aichinger hat die Vizebürgermeisterin gefragt, ob denn dieser Betrag aufgeschlüsselt werden kann. Die Antwort war das, was wir heute schon öfter gehört und vernommen haben, nämlich die Präpotenz der Macht: „Wie kann man eine Zahl anzweifeln, die vom Bürgermeister genannt wird.“(GR Mag Wolfgang Gerstl: Unglaublich! Unglaublich! – Heiterkeit bei GR Robert Parzer. - Beifall bei der ÖVP.)
Jetzt wird Ihnen der Wähler nicht erst im Oktober die Antwort geben. Er wird Ihnen auch schon im Zuge dieser Volksbefragung jetzt die Antwort geben, denn Sie, verehrte Damen und Herren von der Sozialdemokratie, haben den Bogen überspannt, und zwar eindeutig mit diesen fünf peinlichen Fragen. Und da habe ich mich noch gar nicht mit der Frage 5 beschäftigt, die nicht weniger als unernst ist und auch völlig ungeeignet für eine Fragestellung. Erstens einmal ist sie semantisch höchst fragwürdig formuliert und zum anderen konterkariert sie die Begründung in Ihrem Antrag weiter vorne geradezu. In Ihrer Begründung schreiben Sie: „Es geht um wirksame Maßnahmen gegen die Gefährdung durch so genannte Kampfhunde.“ Applaus, Applaus, keine Frage, selbstverständlich, wann immer es eine Gefährdung in dieser Stadt wodurch auch immer gibt, hat die Stadt die Verpflichtung, hier einzuschreiten. Gefahrenabwehr ist die vornehmste Aufgabe der Stadt. Dazu bedarf es keiner Volksbefragung. Diese Maßnahmen müssen Sie schon alleine treffen. (Beifall bei der ÖVP.) Sie lassen ja den Bürger jetzt völlig alleine mit der Beantwortung Ihrer Frage, ob es einen verpflichtenden Hundeführerschein für die Kampfhunde geben soll oder nicht, denn wenn ihm der Hundeführerschein zu wenig erscheint, dann könnte er ja mit Nein abstimmen, weil er ja gegen diese Gefährdung viel wirksamere Maßnahmen haben möchte. Auf der anderen Seite wird er vielleicht doch mit Ja abstimmen, weil er ein Zeichen setzen will, dass es zu wirksamen Maßnahmen gegen die Gefährdung kommt. Er darf es sich aussuchen. Er will natürlich wirksame Maßnahmen gegen eine Gefährdung haben. Mit dieser Fragestellung und mit der Beantwortung ist eine Lösung nicht zu finden. Sie versagen leider Gottes wieder bei einer Gefahrenabwehr in dieser Stadt. 

Es ist sehr viel Richtiges von meinen Kolleginnen und Kollegen von den anderen Oppositionsparteien schon gesagt worden und ich möchte mich jetzt wirklich nicht mit allen Alternativanträgen auseinandersetzen. Einer, der mir wirklich geeignet erscheint, und der auch eine offene Fragestellung vorsieht, ist jener der GRÜNEN: „Soll das Kleine Glücksspiel abgeschafft werden: Ja oder Nein?“ Eine Frage, die sicherlich geeignet ist, gestellt zu werden und die wir uns auch vorstellen können. Bei dem einen oder anderen Antrag der anderen beiden Oppositionsparteien ist das nicht der Fall. 

Auf zwei eigene Anträge darf ich noch kurz eingehen. Unser Klubobmann hat sie bereits eingebracht. Einmal geht es um die Stadtwache und einmal geht es um die Grätzelbelebung. Wissen Sie, das sind wirklich Themen, wo die Bürger kompetent wären, ihre Meinung dazu zu sagen und wo sich die Bürger auch Tag für Tag fragen, warum es in dieser Stadt so ausschaut und warum man nicht 17 Ordnungsdienste zusammenfassen kann. 

Bei der Grätzelbelebung haben wir ja wirklich das Problem, dass ganze Straßenzüge und Grätzel verwahrlosen. Es ist ja wirklich eine Schande, wenn man die Westeinfahrt von Schönbrunn über die Schönbrunner Straße bis zum Karlsplatz hinein fährt und links und rechts habe ich 200 verwahrloste Geschäftslokale mit Graffiti-Schmierereien von oben bis unten, mit Auslagen, die zuplakatiert sind, mit Auslagen, die zum Teil sogar schon mit Holz zugenagelt sind. Es spottet ja jeder Beschreibung, wie es in Stadtteilen von Wien ausschaut. Den Bürgern ist es ein unglaubliches Anliegen und es wäre wahnsinnig notwendig, hier dagegen vorzugehen. Mit unserer Fragestellung hätten wir ein Mittel gefunden. (Beifall bei der ÖVP.)
Die Bürger greifen sich schon an den Kopf, was die 17 Ordnungsdienste in Wien betrifft, warum man nicht endlich eine Vereinheitlichung schaffen kann. Es kennen sich ja mittlerweile nicht einmal mehr die SPÖ-Gemeinderäte aus und sogar der Bürgermeister hat sich in einer Pressekonferenz schon verhaspeln müssen. Das ist auch nicht verwunderlich bei „Waste Watchern“, Blaukapplern, Weißkapplern, Schülerlotsen, Rathauswache, „Help U“, U-Bahn-Aufsicht, Parkwächtern, Ordnungsberatern, „Night Watcher“, Schwarzkappler, Linienservice, Naturwacht, Fischereiaufsichtsorganen, Platzmeistern, Grillaufsicht und SAM. Sehr geehrte Damen und Herren, das ist ein Schildbürgerstreich, mit dem Sie uns hier Tag für Tag konfrontieren! Sie erfüllen Ihre Aufgaben nicht, für mehr Ordnung und Sicherheit in dieser Stadt zu sorgen. (Beifall bei der ÖVP.) Und es kostet ein unglaubliches Geld, es ist nicht sinnvoll. Notwendige Synergieeffekte treten nicht ein, wenn derjenige, der nur auf die Windschutzscheibe des parkenden Autos schauen darf, das mit Scheuklappen tun muss und nicht auf den Gehsteig daneben oder auf die Grünanlage daneben blicken darf. Das können Sie niemandem erklären, das verstehen die Wienerinnen und Wiener nicht! (Beifall bei der ÖVP.) 

Sehr geehrte Damen und Herren von der SPÖ! Sie glauben, Sie haben mit dieser Volksbefragung eine gute Idee gehabt. Sie haben diese Idee nach 18 Jahren aus der Not heraus wieder einmal geboren. Es wird Sie aus Ihrer Not nicht befreien. „Am Abend wird der Faule fleißig.“, heißt es im Volksmund. Aber manchmal ist es dann auch zu spät! (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist der Herr GR Deutsch. Ich erteile es ihm.

GR Christian Deutsch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Als Sozialdemokraten bekennen wir uns dazu, dass die Wienerinnen und Wiener verstärkt in den demokratischen Meinungsbildungsprozess einbezogen werden und damit aktiv an der Gestaltung der Stadt, der Bezirke und auch der Grätzel teilnehmen können (Heiterkeit bei den GRen Mag Wolfgang Gerstl und Dkfm Dr Fritz Aichinger. - Beifall bei der SPÖ.), denn die Bürgerinnen und Bürger sollen und wollen auch die Möglichkeit haben, zusätzlich zur repräsentativen Demokratie auch auf dem Weg der direkten Demokratie bei Entscheidungen mitzuwirken. Bgm Dr Michael Häupl hat bereits angekündigt, dass das Ergebnis der Volksbefragung anerkannt und umgesetzt wird, obwohl dies rein rechtlich nicht verpflichtend wäre. Daher ist diese Volksbefragung nicht nur eine Befragung oder Meinungsäußerung, wie Sie versuchen das abzutun, sondern für die SPÖ ein verbindliches Ergebnis. Wir nehmen die Bürgerbeteiligung ernst und freuen uns, dass auch der Bürgermeister in seiner heutigen Mitteilung die Durchführung einer Volksbefragung zu relevanten Themen, die die Menschen bewegen, initiiert hat.

Wir kommen damit aber auch dem verstärkten Wunsch der Bevölkerung entgegen, von jüngeren wie auch von älteren Menschen, hier stärker partizipieren zu können und das nicht erst seit heute, sondern schon seit längerer Zeit, angefangen von kommunalpolitischen Grätzelbefragungen, die immer wieder in den Bezirken stattgefunden haben und ich erinnere an die große Gemeindebaubefragung, die Schulumfrage, die Seniorenbefragung eben bis zur Volksbefragung im Februar nächsten Jahres. Wir nehmen die Anliegen der Menschen ernst, greifen die Probleme auf, präsentieren Lösungen (GR Mag Wolfgang Gerstl: Das haben wir gesehen!), beziehen aber auch die Betroffenen in die Entscheidungsprozesse ein und setzen die Lösungen auch um, denn die Wienerinnen und Wiener wollen eben bei wichtigen Fragen für die Zukunft unserer Stadt mitreden und mitbestimmen können, auch wenn Redner der Opposition diese heute hier ignorieren oder sich sogar darüber lustig machen. Denn Sie, meine sehr geehrten Damen und Herren von der Opposition, haben in den vergangenen Wochen in der Tat ein erbärmliches Schauspiel geliefert (Beifall bei der SPÖ.), wie Sie sich in einer ersten Reaktion gegen eine Volksbefragung ausgesprochen haben. Ja, Sie waren dagegen, dass die Wienerinnen und Wiener mitbestimmen können, was in ihrer Stadt passiert! (Aufregung bei GR Mag Wolfgang Gerstl.) Sie sind nicht an der Meinung der Bevölkerung interessiert und haben sich in einer derartig überheblichen Art und Weise (Aufregung bei ÖVP und FPÖ.) über diese Menschen lustig gemacht, die mitbestimmen wollen! Sie haben es für unnötig befunden (Beifall bei der SPÖ.) und das mit den erforderlichen Kosten einer Volksbefragung argumentiert, die Bevölkerung mitreden und mitentscheiden zu lassen. Das ist entlarvend! 

Wir sehen es grundsätzlich anders, denn es ist uns wichtig, dass die Wienerinnen und Wiener in den demokratischen Willensbildungs- und Entscheidungsprozess einbezogen werden, denn Entscheidungen der Politik - und darauf hat auch der Bürgermeister in seiner Mitteilung hingewiesen - sollen sich auf eine möglichst breite Zustimmung in der Bevölkerung auch stützen können. Daher ist es auch ein Zeichen von lebendiger Demokratie, dass Themen, die hier im Gemeinderat, in den Medien oder auch in der Öffentlichkeit oftmals kontrovers diskutiert wurden, nun mittels Volksbefragung entschieden und die Ergebnisse, wie bereits erwähnt, auch anerkannt und umgesetzt werden. Ich verstehe schon (Aufregung bei GR Mag Wolfgang Gerstl und StR Johann Herzog.), dass die ÖVP und die FPÖ mit der Frage, ob Hausmeister wieder beschäftigt werden können, ein Problem hat. Ich weiß schon, dass Ihnen das sehr unangenehm ist, weil Sie in der Zeit der blau-schwarzen Bundesregierung in dieser Regierungsperiode mit Unterstützung des Herrn Strache, der heute so wie Sie auch nichts mehr davon wissen will (Aufregung bei ÖVP und FPÖ.) und sich davon distanzieren will, damals alle dabei waren! (Beifall bei der SPÖ.) Aber Sie waren alle dabei! Sie waren alle dabei! Wir werden Ihrem Gedächtnis auf die Sprünge helfen! Und, meine sehr geehrten Damen und Herren, der Kollege Eisenstein hat das sogar in seiner Rede am 22. Juni in diesem Jahr ganz offen einbekannt. Er hat nicht herumgeredet so wie Sie jetzt, sondern er hat ganz offen gesagt, ich wiederhole hier wörtlich, ich zitiere: „Ich bekenne mich zu dieser Abschaffung, auch wenn Sie mich noch hundert Mal darauf festnageln, ja, ich bekenne mich dazu.“ Ende des Zitats. (StR Johann Herzog: Na sicher, sicher! – Aufregung bei der FPÖ.) Ich weiß, dass Ihnen das unangenehm ist und wehtut und Sie wollen jetzt eine Kindesweglegung hier betreiben. Aber mit der Abschaffung des Hausbesorgergesetzes haben Sie den Menschen Ansprechpartner vor Ort genommen, jene Ansprechpartner, die sich die Mieterinnen und Mieter wünschen. Daher ist es gar kein Wunder, sondern auch die logische Konsequenz, dass Sie diese Volksbefragung auch ablehnen wollen, weil Sie es mit zu verantworten haben, dass das Hausbesorgergesetz gestrichen wurde. (GR Heinz Hufnagl: Jawohl, Sie haben es zu verantworten! – GR Mag Wolfgang Gerstl: Ja richtig! Gott sei Dank! – Beifall bei der SPÖ.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die Widersprüche der Opposition werden immer offensichtlicher. Aber ich sage Ihnen, wir nehmen die Sorgen, die Wünsche und die Probleme der Menschen ernst (Aufregung bei der ÖVP und der FPÖ.), die von der Opposition als „No-na-Fragen“ in einer überheblichen Art heruntergemacht werden (GR Heinz Hufnagl: Die Parteien zeigen ihr wahres Gesicht!) und damit aber auch die Bevölkerung, die ein Interesse daran hat, letztendlich verhöhnt, wenn Sie sich über die Themen lustig machen, die den Menschen wichtig sind, die hier eine Mitbestimmungsmöglichkeit (Aufregung bei GR Mag Wolfgang Gerstl.) auch wünschen. Dafür sollten Sie sich wirklich schämen, Herr Kollege Gerstl! (Beifall bei der SPÖ.)
Meine sehr geehrten Damen und Herren, nachdem eine gesetzliche Neuregelung eines modernen Hausbesorgergesetzes mit einem neuen Berufsbild am Widerstand der ÖVP zu scheitern droht, ist daher die Frage, ob in Wien die Möglichkeit geschaffen werden soll, neue Hausbesorgerinnen und Hausbesorger anstellen zu können, eine sehr wichtige Frage, wie auch die Frage, ob ein flächendeckendes Angebot an Ganztagsschulen geschaffen werden soll. Aber auch sämtliche Verkehrsfragen, die bewegen, die oftmals auch sehr emotional diskutiert werden und natürlich auch das Thema Hunde. Es gibt seit dem Jahr 2006 den freiwilligen Hundeführschein. Und nun soll eben gefragt werden, ob dieser Hundeführschein für Kampfhunde verpflichtend sein soll, um das Zusammenleben von Mensch und Hund in der Großstadt auch konfliktfreier zu gestalten. Natürlich hängt das entscheidend vom Hundebesitzer ab. Darauf hat ja der Kollege Madejski auch hingewiesen. Aber sie können eben dann auch zeigen, dass sie den Hund in schwierigen Situationen im Griff haben. Eine Frage, die zahlreiche Wienerinnen und Wiener bewegt und die daher auch in dieser Volksbefragung gefragt werden soll. 

Die Frage der City-Maut ist eine weitere kontroverse Frage, die eigentlich die GRÜNEN freuen müsste. Stattdessen ziehen sie sich in den Schmollwinkel zurück. Aber den Vogel hat eigentlich die Kollegin Vassilakou abgeschossen, als sie vor wenigen Tagen der Packelei das Wort geredet hat. Denn sie hat gefordert, es soll ein All-Parteien-Gipfel einberufen werden, wo hinter verschlossenen Türen die Themen zwischen den Parteien vereinbart werden und dann umgesetzt werden, ohne die Bevölkerung zu fragen. Lesen Sie die APA-Aussendung nach. Das können Sie entsprechend nachlesen. (Aufregung bei den GRÜNEN.) Sie wollten die Bevölkerung aussperren, aber nicht mit uns. Solche (Beifall bei der SPÖ.) unmoralischen Angebote können Sie der ÖVP und der FPÖ machen. Kollege Schock hat ja bereits im Gemeinderat am 18. September diese Packelei zwischen der ÖVP und auch der FPÖ und den GRÜNEN anlässlich der beabsichtigten Einsetzung einer Untersuchungskommission zum Thema Skylink angekündigt. Dort wären Sie an der richtigen Stelle, wenn es um die Packelei geht! Aber auch hier zeigt sich in dieser Frage, wo die Schmähführer wirklich zu finden sind. Sie haben mit viel Trara und Getöse in der Öffentlichkeit und in den Medien kundgetan, dass Sie das Minderheitenrecht, zu dem wir uns als Sozialdemokraten bekennen (Heiterkeit bei ÖVP und FPÖ.), nützen wollen, um eine Untersuchungskommission mit 30 Unterschriften einzusetzen. Aber Sie haben hier wirklich nur eine öffentliche Aktivität vorgetäuscht. Sie haben skandalisiert. Sie haben bis heute nicht einmal einen Antrag formuliert, geschweige eingebracht. Soviel zum Thema Schmäh Führen! Das wollte ich Ihnen an dieser Stelle schon sagen, denn Sie haben die Öffentlichkeit und auch die Medienvertreter, die darüber berichtet haben, getäuscht und hinters Licht geführt, meine sehr geehrten Damen und Herren! (Beifall bei der SPÖ.)
Sie wurden alle vom Bürgermeister öffentlich eingeladen, Fragen für eine Wiener Volksbefragung einzubringen. Man muss aber auch die Einladung annehmen wollen, denn wir haben es sehr ernst gemeint. Und daher ist es unfassbar, dass gerade die GRÜNEN, die angeblich immer soviel Wert auf Partizipation legen, hier mit fadenscheinigen Ausreden versucht haben, die Menschen mit diesem unseriösen Angebot eines Parteigipfels aus dem politischen Entscheidungsprozess herauszuhalten. Auch der ÖVP war die Bürgerbeteiligung wirklich kein rasendes Anliegen, wenn heute die Volksbefragung als Gag bezeichnet wird. Die Themenvorschläge waren eher dürftig. Bitte lesen Sie Ihre Anträge durch. Da ist in den letzten Tagen außer ablehnender Worte wirklich nicht sehr viel gekommen, also das war enden wollend. Aber am deutlichsten hat eigentlich die FPÖ die Volksbefragung abgelehnt, weil sie anscheinend grundsätzlich ein Problem mit der Befragung der Wienerinnen und Wiener haben, weil Sie hier ja auch keine Lösungsvorschläge präsentieren können, zu denen Sie die Wienerinnen und Wiener auch entsprechend befragen könnten. Also das, was Sie hier heute geboten haben, war wirklich erbärmlich. (Aufregung bei der FPÖ.) Es geht ... (Beifall bei der SPÖ.) 

Es geht bei dieser Volksbefragung um Fragestellungen, das wissen Sie sehr genau (StR Johann Herzog: Wahlkampf! Wahlkampf! – Große Aufregung bei der FPÖ.), wo die Ergebnisse anerkannt werden. Es wird Ihnen nicht gelingen, sich hier herauszureden. Sie haben ein Problem mit der Mitbestimmung der Wienerinnen und Wiener. Sagen Sie, wie es ist! Es hat heute eh schon jeder gehört! Es geht bei der Volksbefragung um Fragestellungen, die im Wirkungsbereich der Gemeinde Wien liegen, die in der Kompetenz der Stadt Wien liegen und die daher auch umgesetzt werden können. Und es geht jetzt im Vorfeld der Befragung auch darum, dass ab sofort bis zur Befragung im Februar 2010 die Pro- und Kontra-Argumente, beide, die Vor- und Nachteile der Entscheidung dargestellt und auch öffentlich diskutiert werden sollen, um dann eben zu einer Entscheidung zu kommen. Aber die Beiträge der FPÖ-Redner haben heute eben gezeigt, dass Sie die Mitbestimmung der Menschen nicht besonders ernst nehmen, denn sonst wäre es auch nicht möglich, dass Sie hier auch in den letzten Tagen mit Fragen dahergekommen sind, die nicht in der Kompetenz der Stadt liegen, über die wir entscheiden, die wir umsetzen können oder die etwa, wenn es um Flächenwidmungen geht, rechtswidrig wären beziehungsweise „No-na-Fragen“ ob es jemanden gibt, der weniger zahlen will. Also, meine sehr geehrten Damen und Herren, auch mir würden viele Fragen einfallen, die die Menschen interessieren, die wir aber hier nicht behandeln können, weil sie nicht im Wirkungsbereich der Gemeinde liegen, wie zum Beispiel die Frage: Sind Sie dafür, dass die FPÖ dem Steuerzahler den Schaden ersetzt, der durch die Unfähigkeit der blau-schwarzen Bundesregierung entstanden ist? (Heiterkeit bei ÖVP und FPÖ. – Beifall bei der SPÖ.) Sie werden auch noch Ihren Beitrag zu leisten haben. Oder: Sind Sie dafür, dass die FPÖ die Finanzquellen offen legt, aus denen die Inserate und Plakate für Angstmache und Hetze finanziert werden? (StR Johann Herzog: Wenn, dann alle Parteien! Wenn, dann alle Parteien!) Oder - ich habe auch noch eine dritte Frage für Sie: Soll ein parlamentarischer Untersuchungsausschuss zur BUWOG-Privatisierung und Hypo Alpe Adria eingesetzt werden, um die Rolle der FPÖ zu klären, um Licht ins Dunkel zu bringen? Also es gibt hier viele Fragen, die wir auch gerne stellen könnten (Beifall bei der SPÖ.), spannende Themen, mit denen sich die interessiere Öffentlichkeit ohnehin beschäftigt, weil viele in diesem Land auch wissen wollen: Was wusste der Herr Strache? Wo war er überall involviert und verstrickt? Diese Fragen können leider nicht gestellt werden, obwohl sie viele brennend interessieren würden.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Es geht daher darum, und ich komme zum Schluss, Lösungen für und gemeinsam mit den Menschen zu erreichen. Es geht um ein gutes Zusammenleben in der Stadt, denn ich bin davon überzeugt, dass der überwältigende große Teil der Menschen in Frieden gemeinsam in dieser Stadt leben möchte und von der Angstmache und Hetze der FPÖ nichts wissen will. (Beifall bei der SPÖ.) 

Aber nicht alle Inhalte sind in einer Fragestellung darstellbar und daher soll die Befragung nach einer sehr umfassenden - und das ist uns wichtig - Information, Diskussion, Abwägung von Argumenten, Meinungsbildung und auch von der Anzahl der Fragen her überschaubar durchführbar bleiben. Die vorliegenden fünf Fragen sind wesentliche Themen, die das tägliche Leben der Menschen in der Stadt stark bestimmen. Die Wienerinnen und Wiener wollen - und das verlangen sie zu Recht von der Politik - Lösungen für ihre Probleme und Anliegen. Wir binden die Bevölkerung, auf die Sie gerne verzichten würden, in die Entscheidungsprozesse mit ein und setzen die Ergebnisse verantwortungsbewusst um. Diesen sozialdemokratischen Weg werden wir auch konsequent fortsetzen. - Vielen Dank. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Das Wort hat Herr GR Mag Jung.

GR Mag Wolfgang Jung (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Vorsitzender! Leider nicht Herr Bürgermeister! Meine Damen und Herren!

Der Kollege Deutsch hat jetzt ganz enorm losgelegt. Er war wenigstens nicht so fad wie der Kollege Lindenmayr. Aber viel mehr an Fakten hat er nicht gebracht. Ich werde der Reihe nach ein paar Punkte abarbeiten, die heute von ihm gebracht wurden. Erstens einmal war die Hypo im Gespräch. (GR Heinz Hufnagl: Der größte Selbstbedienungsladen der Republik!) Mein Kollege Madejski hat das ohnehin schon abgehandelt. (GR Heinz Hufnagl: Der größte Selbstbedienungsladen der Republik!) Ja, weil wir beim größten Selbstbedienungsladen sind: Ich empfehle Ihnen die Lektüre „Die rote Krake“. Schauen Sie einmal da hinein, was da von einem der führenden Banker Österreichs gesagt wurde, der sich danach aus Verzweiflung umgebracht hat und dessen Selbstmord nicht untersucht werden durfte, weil es Ihnen nicht ganz geheuer war: „Wir haben jetzt in Österreich eine Bank, die sich eine Regierung hält, und wir haben in Wien eine SPÖ, die glaubt, sie kann sich die Stadt Wien halten.“ Aber Sie werden sich täuschen, meine Damen und Herren! (Beifall bei der FPÖ. –VBgm Dr Michael Ludwig: Was hat das mit der Hypo zu tun?) 
Nein, das hat nichts mit ... (VBgm Dr Michael Ludwig: Was hat das mit der Hypo zu tun? Das erklären Sie uns jetzt! Das erklären Sie und jetzt! Das wäre interessant!) Ah, endlich einmal ein Temperamentsausbruch bei Ihnen, Herr StR Ludwig. Das bin ich ja gar nicht gewöhnt, weil wenn man Ihnen schreibt, wenn die Mieter sich beschweren, muss man sechs Wochen auf eine Antwort warten. Da könnten Sie Fragen stellen, warum sie kaputte Fenster haben, die nicht repariert werden, warum nicht einmal Klingelanlagen eingebaut werden, warum die Wohnbauten verdrecken. Da könnten Sie fragen. Schauen Sie einmal heute ins Internet. Lesen Sie die Leserbriefe nach, die die Leute schreiben, die ihre Probleme bringen. Aber das interessiert Sie ja gar nicht! Das interessiert Sie nicht, Herr Stadtrat! (VBgm Dr Michael Ludwig: Nur ablenken!) Da sollten Sie nachschauen und nicht in anderen Bereichen. Kehren Sie in Ihren eigenen Gemeindebauten, dann werden Sie sehen, dass es dort notwendig ist! (VBgm Dr Michael Ludwig: Nur ablenken! Nur ablenken!) 

Schauen wir weiter: Skylink. Da hat sich auch einer zu früh gefreut (GR Kurt Wagner: Zum Thema!), glaube ich, Herr Kollege. Sie werden schon noch von Skylink hören. Aber es passt Ihnen halt nicht, wenn es ... (GR Kurt Wagner: Das ist nicht das Thema!) Nicht so aufregen. Sie haben schon einen ganz roten Kopf. Nicht so aufregen! (Aufregung bei GR Kurt Wagner.) Skylink wird kommen. Freuen Sie sich im Frühjahr drauf. Freuen Sie sich im Vorfeld der Wahlen. 

Gehen wir weiter. (Große Aufregung bei GR Kurt Wagner.) Zur Volksbefragung und zum heutigen Thema, Herr Kollege, bevor Sie sich zu sehr aufregen. Populismus hört man von Ihnen immer wieder, wenn Sie über uns reden. Plebiszite, das ist was ganz Grausliches für die SPÖ normalerweise. Das klingt so nach „Kronen Zeitung“ oder nach FPÖ, hat man von Ihnen gehört. Und jetzt (GR Kurt Wagner: Kommen Sie endlich zum Thema!), und jetzt, Herr Kollege, in Ihrer größten Not beim akuten Wählerschwund - wir haben ja von den GRÜNEN schon gehört, wie es bei den Umfragen ausschaut: Auf der Bundesebene 27 Prozent, in Wien sind es vielleicht noch 10 Prozent mehr, die Sie haben -, droht Ihnen ein riesiger Absturz. Jetzt müssen Sie was tun. Und da haben Sie sich auf das Erfolgsmodell, aufs Volk zu hören, besonnen. (Aufregung bei GR Kurt Wagner.) Und das wollen Sie jetzt nachmachen. Nur, es gelingt Ihnen halt ums Verrecken nicht so recht. Der Bürgermeister ... (Große Aufregung bei GR Kurt Wagner.) Na, jetzt beruhigen Sie sich einmal wieder. Der Bürgermeister will aufs Volks hören, hat er heute gesagt. Herr Vorsitzender! Könnte man ihn nicht vielleicht ein bisserl beruhigen?

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm (unterbrechend): Dem Wunsch des Redners komme ich gerne nach und ich ersuche darum, ein bissel ruhiger zu sein, damit man den Redner auch hören kann. (Heiterkeit bei der SPÖ.)

GR Mag Wolfgang Jung (fortsetzend): Der Herr Bürgermeister hat davon gesprochen, er will aufs Volk hören. Er hört doch noch nicht einmal auf seine Gemeinderäte. Ja, wo ist er denn? Er hört nicht einmal auf seinen eigenen Klubobmann. Auch für den hat er keine Zeit. (GR Dr Herbert Madejski: Der Dr Ludwig ist eh da!) Ja. Ja, ist das der Herr Bürgermeister? Der Herr Vizebürgermeister. Er wird es vielleicht bald, weil die Kollegin Brauner das Rennen nicht machen wird, das ist möglich. Aber das werden wir erst sehen und das Problem müssen sie erst einmal intern regeln. Und jetzt dürfen auf einmal die WienerInnen auf Fragen antworten, aber auf Fragen, die Sie als „No-na-Fragen“ formuliert haben wie die Hausmeistergeschichte. Da haben Sie sich aufgeregt, dass das alte Hausmeistergesetz abgeschafft wurde. Es war doch überholt. Oder Sie könnten ja heute natürlich fragen - und das war damals möglich, dass der Hausmeister bis zu 100 000 Schilling verdient hat -: Soll ein Hausmeister bis zu 7 000 EUR verdienen können? Das hätten Sie ja auch reinschreiben können. Sie haben das ja selbst ganz ausdrücklich in Ihrer Befragung auch formuliert, dass ein modernes Berufsbild für den Hausmeister gefunden werden muss, weil eben das alte Gesetz, das abgeschafft wurde, veraltet war und kein modernes Berufsbild des Hausmeisters gebracht hat. Und jetzt natürlich, jetzt fragen wir in allergrößter Not die Wiener und die Österreicher, man fragt das Volk. Bei wesentlichen Fragen, meine Damen und Herren - und das ist keine Wiener Frage alleine, aber es ist auch eine Frage der Wiener SPÖ gewesen, wie Lissabon, Schengen und so weiter -, da haben Sie sich nicht getraut, das Volk zu fragen! Da verlassen Sie sich lieber auf so genannte Umfragen, weil Umfragen kann man manipulieren. Die Österreicher können Sie noch nicht manipulieren und da ist man natürlich entsprechend vorsichtig. Und weil Sie sagen, Lissabon oder sonst was, die Freiheitlichen haben nur Wirbel gemacht. Ich war vorige Woche bei einem Vortrag einer ÖVP-nahen Organisation. Wissen Sie, was der österreichische Botschafter bei der EU dann zum Lissabon-Vertrag gesagt hat? Es ist eine Missgeburt! Eine Missgeburt! Das sagt der österreichische Vertreter bei der EU, weil er das Chaos sieht, das jetzt auf uns zukommt. Und so ist vieles, was Sie hier machen, auch in eine ähnliche Richtung in der Stadt führend. Sie wollen sich jetzt hinausmogeln. Die Bundesregierung - da sitzen Sie ja drinnen und spielen dauernd auf die FPÖ in der vorletzten Bundesregierung an. Wir kriegen jetzt als Folge von Schengen auch eine Erweiterung der Visa-Aufhebungen für Serbien, Montenegro und Mazedonien. Was glauben Sie, was da in den nächsten Wochen und Monaten und noch vor Weihnachten auf uns zukommen wird, meine Damen und Herren? Hier erwartet uns einiges natürlich auch wieder an Kriminalität, die auf uns zukommt, aber auch in Bereichen von Problemen wie Obdachlosigkeit und so weiter, die Sie für die Inländer nicht gelöst haben. Schauen Sie in die heutige Presse: Obdachlose Ausländer, Alarm in Wien. Das wird noch viel, viel weiter gehen, meine Damen und Herren, da können Sie sicher sein. 

Was fragen Sie jetzt dann? Wir haben es ja schon gehört: Lauter „No-na-Fragen“. Warum fragen Sie nicht nach den Minaretten über den Dächern Wiens? Warum? Sie haben von den Bürgern in der Dammstraße die Antworten bekommen. Warum fragen Sie nicht, frage ich Sie hier, ob in den Gemeindebauten vorrangig Österreicher leben sollten? Da würden Sie auch die entsprechenden Antworten kriegen. Das war im Übrigen auch einer der Gründe, warum jetzt wieder Hausmeister notwendig sind, denn zum Zeitpunkt der Abschaffung hat (Aufregung bei der SPÖ.) die Struktur der Bevölkerung in den Gemeindebauten völlig anders ausgeschaut. Da waren die Probleme mit den Waschküchen noch nicht so akut. Da waren die Probleme mit dem Verdrecken noch nicht so akut. Jetzt hat sich die Situation geändert und jetzt ist der Unmut der Bevölkerung mehr als laut. 

Wir haben schon übers Schulsystem gesprochen. Passen Sie auf, wir haben da auch einiges dazu zu fragen oder auch zu Fragen von mehr Sicherheit. Da haben wir ein ganz anderes städtisches Ordnungskonzept. Sie sagen immer: Ja, so was geht in Wien nicht, wir können uns keine Polizei zulegen, keinen ordentlichen Ordnungsdienst. Ja wieso denn nicht, frag ich Sie? Wie kann das Linz (Aufregung bei der SPÖ.), wie kann das Schwechat, beide rote Städte, in Linz haben sie sogar einen Freiheitlichen zum Sicherheitsstadtrat gemacht! (Weitere Aufregung bei der SPÖ.) Sie versuchen Alibiaktionen wie zum Beispiel in den Wiener Linien mit den so genannten „Night Watchern“. Nehmen Sie sich die heutige Zeitung „Österreich“ zur Hand, wo ein Überfall auf Jugendliche auf dem Weg in die Stadt in einem Autobus gestartet wurde, und da war ein „Night Watcher“ drinnen. Na, was hat der „Night Watcher“ gemacht? Zugeschaut hat er und die Polizei angerufen. Das hätte der Buschauffeur genauso machen können. So schaut es um die Effektivität Ihrer Sicherheits- und Ordnungsdienste aus, meine Damen und Herren von der SPÖ! (Beifall bei der FPÖ.)
Aber das fragen Sie nicht, weil Sie sich vor diesem Ergebnis fürchten würden. Doch das wird Ihnen nichts mehr nützen, meine Damen und Herren von der SPÖ. Sie haben die Gelegenheit gehabt, zur Genüge gehabt, und Sie haben sie versäumt. Sie sind in dieser Frage genauso wenig glaubwürdig für die Wiener, der Bezirksvorsteher im Bereich Dammstraße, der auch seinen Bezirksangehörigen vorher was anderes zugesagt hat und dann dem Druck der Linken in der SPÖ nachgeben musste, der sich dann nicht einmal mehr getraut hat - und ich war dabei – vor die Bürger hinzutreten und die Petition entgegenzunehmen, der sich in sein Rathaus geflüchtet hat und ursprünglich die Leute nicht einmal zu sich hinein lassen wollte.

Wir alle haben heute einen Feuermelder bekommen. Den hätten Sie sich in erster Linie für die SPÖ behalten sollen, denn bei Ihnen, meine Damen und Herren, brennt der Hut! Und das wissen Sie ganz genau und spüren Sie ganz genau von der Basis weg. (GR Dr Herbert Madejski: Das wissen wir!) Bei Ihnen brennt der Hut. 400 000 Arbeitslose werden wir im nächsten Jahr haben und Sie gehen in die Wahl. Siemens steht vor einer neuen Kündigungswelle, das wissen Sie ganz genau, denn Sie wurden von der Frau Ederer informiert. Der Herr Bürgermeister hat ein umfangreiches Schreiben bekommen, wo man sich drüber abspricht ... (GR Godwin Schuster: Sie können doch nicht im Ernst meinen, dass wir an der Wirtschaftskrise schuld sind! – GR Dr Herbert Madejski: Die Ederer hat den Bürgermeister informiert!) Aber wir geben massiv Aufträge an Siemens, Herr Kollege! Der Herr Bürgermeister hat ein solches Schreiben erhalten (GR Godwin Schuster: Sie können doch nicht wirklich im Ernst annehmen, dass wir an der Wirtschaftskrise schuld sind!), damit man sich absprechen kann, wie man im Zeitraum der Wahl am besten über die Krise hinwegkommt. Sie wissen, was in dieser Wahl auf Sie zukommen wird und davor haben Sie Angst und nichts anderes! Und Sie haben mit Recht Angst, das kann ich Ihnen sagen!

Was versuchen Sie dagegen zu tun? Der Herr Faymann wird dem Onkel Hans wieder auf den Schoß klettern und Sie versuchen, die Presse und die Medien anzufüttern. Das geht mit Inseratenbergen: 1, 2, 3, 4, 5. (Der Redner zeigt Inserate.) In der heutigen „Heute“ sind allein drei Seiten Inserate von der Stadt Wien und von den Ihnen zuzurechnenden Betrieben und vom Bund. 2 Millionen EUR haben Sie vor Weihnachten für Werbung für die Weihnachtsmärkte gewollt. Das ist Ihre Werbung für die Weihnachtsmärkte in Wien, meine Damen und Herren von der SPÖ! Das reicht. (Beifall bei der FPÖ.)
Aber es sind ja nicht nur diese Gelder. Da gehen ja auch Bundesgelder genauso hinein. Und was die Wiener darüber denken, der Herr Kulturstadtrat Mailath ist gerade nicht da, der hat, glaube ich, 80 oder 90 Vogelkästen als Kunstwerk in Wien ablichten lassen. Übrigens nicht nur der StR Mailath, sondern ich sehe auf einem kleinen Bild auch den Kollege Woller. Er hat sich da unter die Prominenz hineingedrängt. (Aufregung bei der SPÖ.) Lesen Sie einmal nach, was die Wiener über die Vögel in der SPÖ in den Internetseiten schreiben, meine Damen und Herren! Die Wiener haben längst durchschaut, was Sie hier alles machen und wie Sie von Ihnen an der Nase herumgeführt werden. Das ist gar keine Frage mehr. 

Sie haben sich nach dem Schock, der Ihnen von den Umfragen gegeben wurde, einem zweiten Schock gegenüber gesehen. Dem haben Sie versucht, lautstark entgegenzuwirken. Sie haben gestern und vorgestern versucht, massiv dagegen zu polemisieren, dass die FPÖ stärker denn je vorhanden ist. Da gab es auch ein ganz tolles Argument. Das hat geheißen: Jessas, die arrondieren sich einen eigenen Klub, da kriegen sie 1 Million EUR zusätzlich. (Aufregung bei GR Godwin Schuster.) Hätten wir das gewollt, Herr Kollege, dann hätten wir den einen Kärntner Abgeordneten, der auch in der FPÖ drinnen war, hinüber geschickt und es hätte einen Kärntner Klub gegeben und wir hätten das gehabt. Das wurde ausdrücklich abgelehnt, auch von Strache. Das war aber 1 Million EUR, die da den Österreichern entzogen worden wäre, wie Sie gemeint haben. Sie entziehen den Wienern 2 Millionen EUR allein in der Werbekampagne, Millionen in den Kampagnen der Verkehrsbetriebe und so weiter und 6 Millionen EUR, fast 7 Millionen EUR, jetzt für eine in dieser Form völlig überflüssige Stadtbefragung der Bevölkerung. So schaut es in Wirklichkeit aus und der Bürger zahlt. Aber glauben Sie nicht, meine Damen und Herren von der SPÖ, dass er das nicht merkt. (Aufregung bei der SPÖ.) Da braucht man sich nicht zu wundern, dass der „Standard“ drei Seiten und der „Kurier“ drei Seiten gegen die FPÖ schreiben, nur die Bürger glauben das schon längst nicht mehr.

Lesen Sie zum Beispiel in der „Presse“, die ja ganz hinübergeschwenkt ist, die Leserbriefe der alten Leser und der Abonnenten. Hier schaut es anders aus. Sie kennen die Umfragen und Sie wissen ganz genau, dass ich hier die Wahrheit sage. Ihnen und Ihren Funktionären ist ja wirklich schon jedes Mittel recht, um sich beim Bürger, wie man so schön auf Wienerisch sagt, einezuwamsen. Da schau ich doch neulich ins neue „News“ hinein und wen sehe ich im neuen „News“ mit Biberstollen? Der Biberstollen, für die Damen und Herren von der SPÖ, ist die traditionelle Kleidung der Chargierten, der Korporationen unter anderem. Und wer trägt da einen Biberstollen und ist bei einem großen Fest, wo die schlimmen, furchtbaren Waffenstudenten dort sind und präsidieren? Das ist doch, nein, es ist wirklich der Kollege Hundstorfer, hier nicht völlig unbekannt, wie er gerade Bier in der Runde dieser Studenten zapft. Ja, man muss sich heute wirklich überall zeigen, damit die SPÖ vielleicht doch noch eine ganz, ganz geringe Chance hat, ein paar Stimmerln dazuzukriegen. Vielleicht ... (GR Dr Herbert Madejski: Zurück zu den Wurzeln!)
Da komm ich gleich zurück zu den Wurzeln. Aber ich glaube, auch das wird nichts mehr nützen, wenn der Kollege Häupl sein Couleur entstaubt. Auch das wird der SPÖ nichts mehr nützen. Vielleicht eher noch, wenn er es sich erspart, im Smoking zum Life und Aids Ball zu gehen, denn da sind viele SPÖ-Wähler, die das nicht goutieren. Nein, meine Damen und Herren, das schaut hier ganz anders aus. Allerdings, eines stimmt schon, würde der Bgm Häupl zu dieser Veranstaltung gehen, würde er sich garantiert in einer anständigeren oder besseren Umgebung bewegen als zum Beispiel der Ex-Innenminister Karli Blecha, Charly, wie er in den Untersuchungsprotokollen, über die in letzter Zeit so viel zu hören war, geheißen hat. Der hat immerhin durchgesetzt, dass er nicht fotografiert wird, wenn er mit obskuren Iranern und so weiter über Geschäfte redet. Das haben Sie, die SPÖ, verhindert. Da haben Sie Angst davor, da haben Sie Schiss davor, das wird aber alles auftauchen, meine Damen und Herren! Sie werden dem nicht entkommen. Oder Ihr Ex-Abgeordneter Toni Gaal, der 95 Telefongespräche mit einem sehr obskuren Kasachen geführt hat, angeblich zur Hauskaufberatung und, und, und. Und das geht ja auch noch viel weiter. Von wegen obskur bleiben wir vielleicht hier im Hause. Ich lese aus einem Protokoll des Untersuchungsausschusses vor. Es ist übrigens ein Artikel aus der „Welt“. Sanikidse war Geschäftsführer einer Firmenkette des österreichischen Baulöwen Leopold Bausbek, der mit einer Verwandten des georgischen Präsidenten verheiratet ist. Zuletzt eröffnete er in Anwesenheit prominenter österreichischer Ehrengäste, darunter der ehemalige Finanzreferent von Wien Hans Mayr und der SPÖ-Innenminister Blecha ein Luxushotel in Almaty, der Hauptstadt Kasachstans.

Gut, er ist nicht mehr Finanzreferent und der Blecha ist nicht mehr Minister, aber hören wir uns etwas anderes an aus der Befragung. Hier zitiere ich den Kollegen Pilz einmal ausnahmsweise, allerdings zitiert er auch ein Telefonat. (Ironische Zwischenrufe bei der SPÖ.) Ja, hören Sie nur gut zu! Der Polizeibeamte Pollak führt dieses Telefonat mit einem gewissen Rechtsanwalt Singer. Da wird behauptet – das ist wörtlich –, Alijew ist mit der halben Politik in Österreich verhabert. Er ist im Verein der Freunde der Polizei Wiens – da gibt es übrigens noch ein paar andere hoch interessante Aussagen, auch über den Herrn Bürgermeister, ich zitiere ja nur eine –, er hat im Hotel Sacher einem Politiker – hören Sie gut zu; das sagt jemand, der nicht weiß, dass er abgehört wird, der nichts davon hat, wenn er jemanden anschwärzt, aber der als Staatspolizist aus dem Nähkästchen berichtet –, hier hat einer im Hotel Sacher einem Politiker, vermutlich dem Häupl oder Harry Kopietz, zwei Millionen gegeben. 

Das ist die berühmte Geschichte des Koffers. Auch über die wird noch zu reden sein. – Jetzt ist es ruhig in der SPÖ. Da schaut es ein bisschen anders aus, meine Damen und Herren. (Amtsf StR Christian Oxonitsch: Da bleibt einem die Spucke weg!)
Nein, meine Damen und Herren von der SPÖ, Sie haben die Gelegenheit versäumt. Im nächsten Herbst – spätestens im nächsten Herbst, wahrscheinlich werden Sie schon früher das Handtuch werfen – wird hier reiner Tisch gemacht, und Sie werden sehen, wie die Wähler agieren. Sie werden darum zittern müssen, nicht mehr um die absolute Mehrheit, wie wir heute so großspurig gehört haben, Sie werden darum zittern müssen, ob überhaupt noch ein Vierer vorne ist oder ob Sie nicht sogar einiges darunter liegen. 

Es ist schade um das Geld, das Sie für eine Alibiabstimmung hier hinausschmeißen (GR Godwin Schuster: Lassen Sie das Wort weg! Das ist ja widerlich!) und den Wienern entziehen, meine Damen und Herren. Das sind insgesamt mehr als 10 Millionen EUR, die hier hinausgehen. Draußen, meine Damen und Herren, ist es saukalt (GR Kurt Wagner: In Kärnten ist es noch kälter!), und wir haben in Wien über zehntausend Wohnungen, die nicht geheizt sind, weil die Leute nicht einmal einen Heizungszuschuss bekommen, weil Sie angeblich zu wenig Geld dafür haben. Das ist das soziale, das ist das rote Wien. Mir reicht's! (Beifall bei der FPÖ. – Rufe bei der SPÖ: Uns auch!)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Das Wort hat Herr GR Mag Chorherr.

GR Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Meine sehr geehrten Damen und Herren! Herr Vorsitzender! Herr Stadtrat!

Die wenigen, die hier von der Sozialdemokratie an einer ernsthaften Auseinandersetzung interessiert sind und daran glauben, wissen, dass uns die direkte Demokratie immer sehr wichtig war und auch wichtig ist.

Ich erzähle jetzt manchen kein Geheimnis, dass wir nach den Diskussionen der letzten Tage gestern sehr intensiv auf Klubebene diskutiert haben, und wissend, wie manche Fragen tendenziell kommen könnten, habe ich die Position vertreten, dass wir dem zustimmen sollen. (GR Kurt Wagner: Warum tun Sie es dann nicht?) Na warten Sie ein bisschen! Ersparen wir uns jetzt eine Brüllerei, versuchen wir zu argumentieren.

Da habe ich einige Fragen schon gekannt und da habe ich gemeint, man kann nicht einfach sagen, nein, man ist gegen eine Volksbefragung. Wir hätten uns das anders vorgestellt, ich hätte mir das anders vorgestellt, aber so ist es halt. Ein Ding wurde auch geändert, das will ich jetzt durchaus auch anmerken im Positiven, und dann aus tiefer Überzeugung begründen – wer mich kennt, der weiß, dass ich da jetzt keine Polemikrede am Nachmittag halte, wo keine Journalisten mehr da sind –, warum ich das ablehne.

Ich sage auch, was positiv verändert wurde: Die unsinnige Frage, ob man eine City-Maut rund um den Ring machen soll – polemisch könnte ich sagen, sind Sie für eine City-Maut im Stephansdom –, das haben Sie dann nicht gemacht, es stand dann richtigerweise allgemein: Soll in Wien eine City-Maut eingeführt werden?

Ich sage Ihnen, was mich wirklich empört – das sage ich jetzt ohne Emotion – und was ich für einen wirklichen Bärendienst an der Demokratie halte, das sind Ihre Sätze davor. Jeder von Ihnen braucht nur ein Semester oder ein Gespräch mit einem Meinungsforscher der Sozialwissenschaft, um zu wissen, dass es von der Form der Fragestellung abhängt, welche Antwort du bekommst. Sie kennen die berühmten Antworten, wo man bei einer Parteiumfrage 1 und einer Parteiumfrage 2 zu vollkommen konträren Ergebnissen kommt, je nachdem, wie man fragt.

Meine Damen und Herren! Das ist einfach zutiefst unredlich. Ich fange jetzt mit einer Frage an, wo ich die Frage selbst mit einem leidenschaftlichen Nein beantworten würde, aber dem vorgestellten Satz nach meiner ideologischen Orientierung zustimme. Ja, ich bin für die Ganztagsschule, und, ja, es stimmt, was da als Pro-Argument steht, dass die Ganztagsschule den entscheidenden Erfolgsfaktor für die Vereinbarkeit von Beruf und Familie darstellt und das Bildungsniveau der Bevölkerung deutlich hebt. Ja, ich glaube das. Ich glaube das, trotzdem halte ich es für total falsch, dass dieser Satz davorsteht, wenn man ehrlichen Herzens fragt. 

Es gibt auch Gegenargumente, Argumente, die ich nicht teile, sonst könnte, wenn Sie dagegen wären, genauso da stehen: Sind Sie dafür, dass Kinder zwangsweise, gegen den Willen ihrer Eltern in einer Schule gehalten werden, die so ausschaut, wie die Schulen ausschauen? Ich teile diese Meinung nicht, aber wenn man dagegen ist, fragt man so.

Hätten Sie diese Fragen, so wie sie da stehen, gestellt, ohne Ihre Sätze davor, die mit einer fairen Volksbefragung in einer fairen direkten Demokratie nicht übereinstimmen, hätte ich zugestimmt. Und das sage ich jetzt nicht, weil mich irgendwer im Klub manipuliert, sondern aus ehrlicher Überzeugung. Ich halte es für grundfalsch, eine Volksbefragung zu machen, wo man durch die Vormelodie eindeutig eine Richtung vorgibt. Und ich finde es arg, dass jetzt Rednerinnen und Redner aller Parteien darauf Bezug genommen haben, und in wilder Polemik kein Einziger von ihnen auf das eingegangen ist. Das ist der Kernpunkt, um den es mir bei dieser Sache geht. (Beifall bei GRÜNEN und ÖVP.)
Noch einmal: Dass manche Sachen einfach falsch sind, das passt nur ins Bild. Ich beziehe mich jetzt – ich meine nicht nur die City-Maut-Vorgeschichte; die auch – bewusst auf die Sache mit der flächendeckenden Ganztagsschule, weil ich in einer Pro-Kontra-Argumentation das, was Sie da schreiben, als Pro gebracht hätte.

So kann man nicht Demokratie machen, und das sage ich in einer Zeit, wo wir alle, wurscht, welcher Fraktion wir angehören, spüren, dass wir uns nicht leicht tun, unsere Zunft, nämlich die Politik, zu verteidigen. Wir kriegen – und ich sage bewusst „wir" und meine alle Parteien damit – Fotzen von allen Seiten. Die Leute glauben immer weniger an repräsentative Demokratie, und in der Tat ist direkte Demokratie, sorgfältig eingesetzt, eine Möglichkeit. Der Herr Deutsch spricht ja hier so – das darf ich jetzt schon anmerken, und das sage ich jetzt auch ohne Untergriff –, als würde die SPÖ alle vier Wochen einen Antrag auf Volksbefragung einbringen, und nur wir hätten sie daran gehindert. Da fallen mir ein paar Themen ein – ich sage zum Beispiel Augarten, um nur irgendwas zu sagen –, wo es nicht gerade so war, dass wir den Herrn Deutsch niederhalten mussten, damit er keine Volksbefragung durchführt. Also ich weiß nicht, ob ich jetzt gestört bin in meiner Erinnerung.

Wenn man so knapp vor der Wahl eine macht, muss man einen guten Grund haben. Und wir hätten zugestimmt, aber wäre es so absurd zu sagen: He, wir haben da fünf Fragen, wir laden auch die anderen ein. Aber nicht über die APA. Wir sitzen bei der APA und sehen, aha, es gibt eine sechste Frage. Ich frage im Klub: Meint der Herr Bürgermeister das ernst? Gibt es ein Gespräch, wo über eine sechste Frage geredet wird? Bringen wir einfach Hollodri-Fragen ein, und ihr entscheidet? Ich weiß bis jetzt ja noch nicht, ob es eine sechste Frage geben wird.

Es gibt jetzt einige Anträge, manche mögen schlau, andere weniger schlau sein. Hat ein Redner gesagt, ob es eine sechste Frage gibt, oder harren wir jetzt der Abstimmung? Plötzlich zeigt zur Überraschung aller bei einer Oppositionsfrage die SPÖ auf? Das geht nicht! Das halte ich für arg.

Dann wäre man nämlich auch draufgekommen, dass möglicherweise manche Fragen verbesserungswürdig sind. Lassen Sie es mich so sagen. Ich nehme jetzt bewusst dieses Thema mit den Kampfhunden. Das ist eine Debatte, die ja in ganz vielen Bereichen lang geführt wurde. Gibt es den Terminus Kampfhund? Die Antwort war: Nein, den gibt es nicht. Ich kenne diese Rassen nicht, ich gehöre nicht zur Fraktion derer, die Hunde in aller Form als Bereicherung finden – lassen Sie mich das so zurückhaltend sagen, um nicht bei gewissen Leuten in Schwierigkeiten zu kommen –, und, nein, ich mache jetzt keine Hundedebatte, aber wie argumentieren Sie in der Tat, warum der eine Hund schon auf der Liste steht, ein Schäferhund aber nicht auf der Liste steht. Das muss mir einmal einer erklären. Das hätte man in einem Gespräch lösen können, und dann hätten wir dem wirklich gerne zugestimmt. Alle Themenkomplexe sind in der Tat befragenswert.

Aber lassen Sie mich über ein anderes Thema reden – ich rede jetzt bewusst nicht über die City-Maut, vielleicht komme ich dann noch kurz darauf, wenn ich noch die Zeit habe –, ich gehe jetzt noch einmal auf die Ganztagsschulen ein – als Befürworter. Wäre es da nicht schlau, damit man nicht wieder dasselbe Debakel wie bei den Kindergärten hat, zu fragen: Wer zahlt denn das, bitte? Macht sich die Stadt Wien bereit zu finanzieren? Im Übrigen kenne ich einige Wiener Pflichtschulen, die ich nicht für geeignet finde, von heute auf morgen als eine ganztägige Schulform geführt zu werden, einfach deshalb, weil es da drinnen nicht so ist, dass es eine Bereicherung wäre, dort den ganzen Tag zu sein. Wann werden die umgebaut? Nach welchen Kriterien werden die umgebaut? – Der Herr Stürzenbecher findet das wahnsinnig lustig. Vielleicht weiß er, wie das läuft. Ich weiß es nicht. 

Der größte Frust für die Demokratie wäre, wenn die Leute jetzt Ja sagen – es ist nicht schwer vorherzusagen, die wenigen, die abstimmen werden, werden Ja sagen –, und was geschieht dann? Sagen Sie dann, der Bund muss das finanzieren? Und dann wundern wir uns, dass die Demokratieverdrossenheit steigt. 

Aus Zeitgründen muss ich aus einem Buch zitieren und habe deswegen den Computer mitgenommen, wo ich das noch schnell gefunden habe. Es gibt ein Buch von einem Herrn Frankfurt, das heißt „On Bullshit". Meine Damen und Herren von der SPÖ, Sie sind Bullshitter, und ich sage Ihnen jetzt, was ein Bullshitter macht. Anders als der aufrichtige Mensch und als der Lügner achtet er auf die Tatsachen nur insoweit, als sie für seinen Wunsch, mit seinen Behauptungen durchzukommen, von Belang sind. Also der Lügner lügt bewusst, der die Wahrheit spricht, sucht zumindest die Wahrheit, dem Bullshitter ist das wurscht, Hauptsache, er kommt durch. (Beifall bei den GRÜNEN.) Es ist dem Bullshitter gleichgültig, ob seine Behauptungen die Realität korrekt beschreiben, es ist ihm völlig wurscht, ob das stimmt oder nicht, ob der Verkehr gewachsen oder gesunken ist. Da steht, er ist gesunken, und das nur deswegen, weil der Bullshitter sagt, das ist mir wurscht, Hauptsache, ich komme durch damit. Er wählt die Dinge einfach so aus und legt sie sich so zurecht, dass sie seiner Zielsetzung entsprechen. 

Meine Damen und Herren! Diese Volksbefragung ist Bullshit, und dem habe ich nichts hinzuzufügen. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu Wort gemeldet ist Herr GR Dr Wolf.

GR Dr Franz Ferdinand Wolf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich kann gleich nahtlos an Christoph Chorherr anschließen und zur direkten Demokratie sprechen. Sie, die Sprecher der Mehrheitsfraktion, haben sich hier eine Art Demokratiemonopol reserviert, und darauf möchte ich ein bisschen eingehen. 

Wir bekennen uns natürlich zur direkten Demokratie, nicht nur zur repräsentativen, sondern als Ergänzung auch zur direkten Demokratie. Die Einbeziehung der Bürger, der Wähler in politische Entscheidungen, das ist selbstverständlich, und gerade deshalb sind wir gegen diese Farce, die Sie hier veranstalten. (Beifall bei der ÖVP.)
Sie bieten Schmähs. Stichwort: Demokratie. Wie war denn der Umgang mit der Opposition im Vorfeld der Erstellung des Fragenkatalogs? Wir wurden eingeladen, Fragen zu formulieren, haben das getan – ich glaube, alle Fraktionen, zumindest meine Fraktion sicher und, ich glaube, eine zweite Fraktion auch –, und dann hat es geheißen: Njet! Nein, so nicht! Wo ist da das demokratische Verhalten der Mehrheitsfraktion, wenn Ihnen das alles so wichtig ist? Warum haben Sie sinnvolle Fragen der Opposition nicht zugelassen? Warum haben Sie nicht erlaubt, huldvoll erlaubt, dass wir zu brennenden Themen dieser Stadt Fragen einbringen? Nein, Ihnen ging es offenbar um etwas anderes. Es ging Ihnen offenbar darum, auf Steuerzahlerkosten einen Probegalopp für die nächste Wahl abzuhalten. (Beifall bei der ÖVP.)
Interessant ist ja auch, wenn man genau zugehört hat, dass der Herr Bürgermeister immer nur von „Orientierung", „Entscheidungshilfe für die Politik" und von einem „Arbeitsauftrag" gesprochen hat, aber nie, mit keinem Wort, gesagt hat, die Ergebnisse seien eins zu eins verbindlich. Das wurde vermieden, und es wird schon einen Grund haben, warum dieses klare Bekenntnis der Verbindlichkeit nicht gesagt wurde, denn bei diesen Fragen, die in ihrer Formulierung obsolet und fragwürdig sind – ich komme noch darauf zurück –, wird wahrscheinlich nachher auch interpretiert werden können. 

Herr Deutsch hat davon gesprochen, dass die Dinge umgesetzt werden. Da stellt sich schon die Frage: Was wird wann wie umgesetzt nach dieser Befragung? Also auch hier eher Nebelgranaten und nicht Verbindlichkeiten. 

Und, Herr Lindenmayr, Sprache ist verräterisch, von wegen Demokratie. Sie haben wörtlich gesagt, Sie werden verhindern, dass die FPÖ auch nur ansatzweise mitredet. Ich bin nicht der Ex-offo-Verteidiger der FPÖ, aber was ist das für ein Demokratieverständnis, zu sagen, Sie würden verhindern, dass jemand auch nur ansatzweise mitredet? (Beifall bei ÖVP und FPÖ.) Was sagen Sie da? Sie spüren es überhaupt nicht, sondern Sie sagen es. Und das finde ich wirklich verräterisch. (GR Siegi Lindenmayr: Wegen der Demokratiefeindlichkeit der FPÖ!) Nein, das ist ein feines Demokratieverständnis, das Sie haben, wenn Sie sagen, dass Sie verhindern würden, dass die Opposition auch nur ansatzweise mitredet. (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Wegen der Verhetzung!) Beim Verhetzen bin ich bei Ihnen, aber dann sagen Sie es. (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Das hat er ja gesagt!) Nein, das hat er nicht gesagt. Ich habe genau aufgepasst. Das ist genau das Verräterische: das Schönreden nachher, aber vorher etwas anderes sagen. Ein feines Demokratieverständnis kann man hier feststellen. (Beifall bei der ÖVP.)
Die Fragen sind Pfusch, wirklicher Pfusch. Es wurde wiederholt gesagt, es sind schlecht formulierte Fragen. Jeder Meinungsforscher wäre gegen geringes Honorar bereit, die Fragen korrekt zu stellen. 

Es ist – es wurde gesagt, ich wiederhole es – die Begründung bei der Hausmeistersache falsch, unrichtig, und wenn Sie es bewusst gemacht haben, dann ist die Einleitung eine Lüge. Die Formulierung selbst ist einfach dilettantisch. „Sind Sie dafür, dass in Wien die Möglichkeit geschaffen wird, neue HausbesorgerInnen mit modernem Berufsbild einzustellen?" Sprachkritisch würde das heißen, es sollen nur Hausbesorger mit einem neuen Verständnis eingestellt werden. Wer ein altes Hausbesorgerverständnis hat, darf nicht eingestellt werden. – Sie sehen, die Sprache ist schwierig, aber verräterisch. 

Soll die Einfahrtsgebühr für das Stadtzentrum eingeführt werden? – Das Stadtzentrum wird keine Einfahrtsgebühr zu zahlen haben. Und die Frage der City-Maut richtet sich – das wurde auch gesagt – selbst. Was ist City-Maut? Wo soll sie eingeführt werden, von wem, wie teuer et cetera? Unseriös sind diese Fragestellungen. 

Sind Sie dafür, dass die U-Bahn am Wochenende auch in der Nacht fährt? – Dilettantischer kann man die Fragen schon nicht mehr formulieren. Sie fährt in der Nacht. Oder wann beginnt für Sie die Nacht? Eine Frage, die zu beantworten ist. (Beifall bei ÖVP und FPÖ.) Oder soll ich daraus schließen, dass Sie in Zukunft, wenn die Frage mit Nein ausgeht, bei Einbruch der Dunkelheit am Freitag, Samstag und Sonntag den U-Bahn-Betrieb einstellen? (GR Ernst Nevrivy: Die Bürger verstehen die Frage schon!) Ja, ja! Es gibt einen goldenen Grundsatz: Worüber man nicht reden kann, darüber soll man schweigen. Das täte Ihnen gut. (Beifall bei ÖVP und FPÖ.)
Sie sehen, nur als Beispiel, wie unseriös, wie zusammengepfuscht die Fragestellungen sind, bis hin zum Führschein für Hunde. Sie verlangen, dass jeder Hund einen Führschein hat, dass er sich das Herrl halten kann. Das verstehen die Wiener so. (Widerspruch bei der SPÖ.) Dann ist es gut. Das drücken Sie nämlich aus. Man muss nicht nur unfähig sein, die Dinge auszudrücken, sondern man muss sie offenbar auch nicht verstehen, um solche Fragen zu stellen. Das ist unseriös. 

Aber möglicherweise unterschätzen Sie die Intelligenz der Wähler, und dann werden Sie aufwachen, und der schöne Plan, hier auf Steuerzahlerkosten um ein paar Millionen Euro für die Mobilisierung der Basis etwas zu tun, wird schiefgehen. Ich würde es mir bei diesen Fragen wünschen. 

Es gibt nämlich eine Reihe von Fragen, die wir eingebracht haben, die wir formuliert haben und die von Ihnen abgelehnt wurden. Wenn es darum geht, die Wählerinnen und Wähler zu beteiligen, nicht nur bei den Entscheidungen, sondern zu sagen, der Souverän soll sagen, so und so soll vorgegangen werden, dann könnten Sie ein paar andere Fragen stellen, zum Beispiel die, die wir eingebracht haben. 

Wie ist es mit der Einführung der Stadtwache zur Steigerung der Sicherheit in dieser Stadt? 

Wie wäre es – ein ganz anderes Thema –, die Bevölkerung zu befragen, ob sie nicht dafür eintritt, dass die U-Bahn verlängert wird? 

Wie wäre es mit der Frage, ob es nicht eine gute Idee wäre und die Bevölkerung vielleicht dafür ist, dass Netzkartenbesitzer bei den Wiener Linien gratis parken können, wenn Ihnen die Verkehrsprobleme ein Anliegen sind? 

Wie wäre es mit der Frage, ob die Bevölkerung einverstanden ist, bis 22 Uhr Kurzparkscheine auszufüllen und bei jedem Theaterbesuch, bei jeder privaten Einladung, bei jedem Kinobesuch ein Problem zu haben? Wie wäre es zu fragen: Sind Sie dafür, dass die Parkraumbewirtschaftung um 19 Uhr endet? 

Wie wäre es mit Fragen – heißes Thema, das bis jetzt nicht diskutiert wurde – zur Integration? Vielleicht gibt es hier Vorschläge, die die Bevölkerung gerne wüsste und vielleicht dazu Ja oder Nein sagen will. 

Wie wäre es mit Fragen, ob die Wienerinnen und Wiener Aufklärung haben wollen, wo Geld versickert? Wie wäre es, wenn man fragt: Sind Sie für die Einsetzung eines Untersuchungsausschusses, um restlos klarzustellen, wo die Gelder geblieben sind am Prater-Vorplatz, zum Beispiel? (Beifall bei der ÖVP.)
Es gibt eine Fülle von Fragen, die interessant sind, und die Bevölkerung hätte Interesse, darauf Antworten zu geben. Bei diesen Fragen hält sich das Interesse in Grenzen. Es ist Pfusch, es ist ein Schmäh, und daher lehnen wir das bei jedem Bekenntnis zur direkten Demokratie ab. – Danke schön. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Herr GR Dr Stürzenbecher.

GR Dr Kurt Stürzenbecher (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Geschätzte Kolleginnen und Kollegen!

Ich möchte auch bei diesem Thema hier auf der sachlichen Ebene bleiben, um mich von meinem Vorredner zu unterscheiden (Ironische Heiterkeit bei der ÖVP.), der wieder einmal sehr tief in die Polemikkiste gegriffen und bei seinem Auftritt hier nur einen Satz aus dieser Frage da vorgelesen hat: „Sind Sie dafür, dass die U-Bahn am Wochenende auch in der Nacht fährt?" Nicht vorgelesen hat er, dass im erklärenden Teil steht: In Wien fahren täglich Nachtbusse von 0.30 Uhr bis 5 Uhr. Ein 24 Stunden Betrieb am Wochenende, Freitag und Samstag, kostet pro Jahr 5 Millionen EUR und bewirkt veränderte Fahrtrouten der Nachtbusse an Wochenenden. – Da geht klar hervor, dass es eben um den Nachtbus bisher und jetzt darum geht, ob die ganze Nacht durch auch die U-Bahn fahren soll, wie es übrigens die Junge ÖVP, soviel ich weiß, längere Zeit verlangt hat, wenn auch mit einem etwas anderen Modus. 

So gesehen ist das, was Sie, Herr Kollege Wolf, gesagt haben, wirklich unterste Schublade der Polemik. Wenn man das nicht mit dazu liest, was oben ganz eindeutig steht und was natürlich jeder in der Wahlzelle dann auch vor sich haben wird, ist das wirklich unseriös, und so eine unseriöse Vorgangsweise lehnen wir ab. (Beifall bei der SPÖ.) 

Ich muss gleich bei der ÖVP bleiben. Der Kollege Ulm, der jetzt den Vorsitz führt, hat in seiner Rede auch kritisiert, dass wir da die 5 Millionen EUR hinschreiben, und hat gemeint, dass das angeblich suggestiv wäre. Warum soll das suggestiv sein? Die Wählerinnen und Wähler sollen wissen und sollen entscheiden können: Das kostet 5 Millionen EUR. Was ist mir jetzt wichtiger, dass die U-Bahn auch in der Nacht fährt und ich dafür mit meinem Steuergeld zu den 5 Millionen EUR beitrage, oder nicht? Und es werden sehr viele – durchaus auch aus unseren Reihen, vor allem Jüngere – dem eher etwas abgewinnen können, und es werden viele Bürgerinnen und Bürger das eher ablehnen. Und das wollen wir eben wissen, wo hier die Mehrheit liegt. Das ist urdemokratisch und wirklich eine sehr gute Vorgangsweise, und damit haben wir diese Frage dann gelöst. 

Außerdem würden Sie, wenn Sie nicht im Schmollwinkel sitzen würden, mit gutem Recht behaupten können, dass hier Ihr Gedankengut in unsere Befragung mit eingeflossen ist, genauso wie der Gedanke der City-Maut von den Grünen bei uns eingeflossen ist. 

Natürlich entscheidet schlussendlich eine Mehrheit, welche fünf oder wie viel Fragen – aber fünf ist sozusagen gerade eine richtig gute Zahl – tatsächlich abgestimmt werden. Man kann nicht 30, 40, 50 Fragen abstimmen, ich meine, das ist ja vollkommen sinnlos, aber in der Willensbildung hat man auf alle anderen Fraktionen geistig und von den Ideen her Rücksicht genommen. Natürlich entscheidet dann im Endeffekt eine Mehrheit, was tatsächlich abgestimmt wird. So ist das in der Demokratie, auch in der repräsentativen Demokratie. 

Damit bin ich beim Grundsätzlichen. Mit gutem Grund sieht unsere Verfassungsordnung ja vor, dass der Schwerpunkt bei der repräsentativen Demokratie liegt, aber es gibt sinnvolle Ergänzungen in der direkten Demokratie. Und genau das üben wir hier aus, und ich glaube, auf eine für die Bürger sehr attraktive Art und Weise. Das sind wirklich fünf Themen, fünf Sachfragen, bei denen man nicht von vornherein weiß, wo hier eine Mehrheit ist, und es interessiert uns ganz einfach feststellen zu können, was die Bürger in diesen fünf Sachfragen wollen, die keine „No-na-Fragen“ sind – wie schon zitiert wurde – und auch keine Suggestivfragen. Suggestivfragen sind in der Strafprozessordnung eindeutig definiert, und da wird Ihnen jeder sagen, dass das hier nicht der Fall ist, sondern es sind fünf wichtige Fragen, die die Wienerinnen und Wiener entscheiden werden, und der Bürgermeister hat sehr deutlich gesagt, dass er, obwohl es formal gesehen nicht verbindlich ist, den Ausgang als verbindlich ansehen wird. 

Also warum man alles schlechtreden muss, nur weil die anderen primär einmal die Idee gehabt haben, jetzt eine Volksbefragung zu machen, frage ich mich wirklich. Irgendwie schaut mir das alles ein bisschen nach schlechtem Verlierer aus, und das müsste ja nicht so sein.

Weil wir gesagt haben, direkte Demokratie, eine Ergänzung. Es ist eine Ergänzung, und es eignen sich nicht alle Fragen für direkte Demokratie. Auch darüber sollten wir uns als Demokraten einig sein. Zum Beispiel hat es sehr wenig Sinn, über Minderheitenrechte eine direktdemokratische Abstimmung zu machen, denn das Wort Minderheitenrechte inkludiert ja schon, dass das eine oft sehr kleine Minderheit in der Bevölkerung ist. Uns dass die Mehrheit jetzt hergeht und sagt, wir, die Mehrheit, lassen jetzt abstimmen, ob die Minderheit weiterhin ihre grundlegenden Rechte haben soll, das ist nicht zulässig. Insofern lehne ich die Vorschläge der FPÖ, dass quasi über die Religionsfreiheit abgestimmt werden soll beziehungsweise über ein direktdemokratisches Instrument die Religionsfreiheit zurückgedrängt werden soll, rundweg ab. Das ist nicht das, was wir unter direkter Demokratie verstehen. (Beifall bei der SPÖ.)
Damit irgendwie sozusagen alle Dauerbrenner vorkommen, die die ÖVP hat – eben die Stadtwache bis hin zu anderen Forderungen –, hat man natürlich auch zum Punkt des angeblich gerechten Wahlrechtes auch wieder einen Antrag eingebracht. Ich habe schon zirka fünfmal in diesem Haus dargelegt, dass wir ein gerechtes Wahlrecht haben und dass natürlich ein leicht mehrheitsförderndes Wahlrecht deshalb nicht ungerecht ist. Auch richtige Mehrheitswahlrechtssysteme sind nicht ungerecht. Das Mutterland der Demokratie, Großbritannien, hat ein reines Mehrheitswahlrecht. Kein Mensch würde auf die Idee kommen zu sagen, dass das keine Demokratie oder eine schlechtere Demokratie ist. Frankreich hat auch ein Mehrheitswahlrecht, Spanien hat ein deutlich mehrheitsförderndes Wahlrecht und verschiedenste andere Länder auch, zum Beispiel Italien. Auch Ungarn hat ein mehrheitsförderndes Wahlrecht, also auch die neueren europäischen Demokratien, und niemand sagt, das ist ein ungerechtes Wahlrecht. 

Wir haben – vom Verfassungsgerichtshof übrigens festgestellt – sogar ein proportionales Wahlrecht. Das Wiener Wahlrecht ist ein proportionales Wahlrecht mit leicht mehrheitsfördernden Elementen. Zum Bespiel wäre es absurd, dass man, wenn man nicht 50 Prozent der Stimmen hat, nicht die absolute Mehrheit an Mandaten haben kann. Die SPÖ hat derzeit 59 Prozent der Stimmen und die drei anderen Parteien haben halt nur 47,5 Prozent. (GR Mag Rüdiger Maresch: 49! Das hättet ihr gerne, die 59!) Wir haben 49 Prozent der Stimmen, und es ist so, dass durch die 5 Prozent-Klausel natürlich immer einige kleinere Gruppen nicht hineinkommen (GR Mag Rüdiger Maresch: Das nächste Mal sind es 39, nicht mehr 49!), wodurch naturgemäß die Latte sozusagen tiefer liegt. Aber das hat jedes demokratische Wahlsystem in Europa und in Amerika auch. Insofern von einem ungerechten Wahlsystem zu reden, ist vollkommen absurd. Wir in Wien haben ein total gerechtes Wahlsystem. (Beifall bei der SPÖ.)
Es wurde schon vieles gesagt, und es muss nicht von jedem alles gesagt werden, wie dieser schöne Spruch lautet, aber zum Hausbesorgergesetz möchte ich schon noch einmal ganz kurz Stellung nehmen. Den Professor lasse ich heute außen vor – der ist schon von Christian Deutsch zitiert worden und sehr gut zitiert worden, dass er sich dazu bekennt –, aber Faktum ist, dass die ÖVP und die FPÖ das Hausbesorgergesetz ersatzlos abgeschafft haben. Sie haben es nicht novelliert, was man durchaus hätte machen können. Wir waren mit dem alten Hausbesorgergesetz auch nicht sehr glücklich. Es hat bei uns schon Diskussionen gegeben, wie man es novellieren könnte, da war sicher manches nicht hundertprozentig, aber Sie haben es ersatzlos abgeschafft. (GR Dr Herbert Madejski: Und was haben Sie gemacht?) 

In der Bundesregierung hat die Sozialdemokratie seit drei Jahren versucht, unterstützt von StR Ludwig, der diesbezüglich auch schon eine Arbeitsgruppe eingerichtet hatte, mit der ÖVP zu verhandeln, dass wir wieder ein neues Hausbesorgergesetz auf Bundesebene einführen. Das hat die ÖVP bis zum Schluss angelehnt, und deshalb stellen wir eben jetzt die Frage, ob wir das in Wien, soweit das rechtlich möglich ist, einführen sollen. Wir können hier nicht einen vollkommen gleichen Regelungsinhalt wie auf Bundesebene schaffen, aber natürlich können wir auf Wiener Ebene ein Hausbesorgergesetz einführen, soweit landesgesetzlich Zuständigkeiten gegeben sind. (GR Mag Wolfgang Jung: Davon reden Sie seit Jahren!) Nein, wir haben zuerst versucht, das im Bund zu machen. Das habe ich Ihnen ja gerade erklärt. Und nachdem das nicht gegangen ist, machen wir es in Wien. Das ist, glaube ich, auch die richtige Vorgangsweise, zu der wir uns bekennen (Beifall bei der SPÖ. – Zwischenrufe bei der FPÖ.)
Einige weitere Punkte vielleicht noch zum Hund und zum Hundeführschein. Auch hier hat übrigens Kollege Wolf wieder in die unterste Schublade gegriffen. Es muss Hundeführschein und nicht Hundeführerschein heißen. Das zu kritisieren, ist, glaube ich, auch vom Sprachlichen her nicht okay. Nachdem das auf Basis von Freiwilligkeit als erster Schritt eingeführt worden ist, schauen wir jetzt, dass nach Bisskraft und Bisshäufigkeit eben ein Hundeführschein für diese Hunde, die man hier de facto als Kampfhunde definiert, eingeführt wird. (GR Dr Herbert Madejski: Wie soll man entscheiden, für welche Hunde das gilt? Das ist so ein Schwachsinn!) Ich glaube, das dient auf jeden Fall der Sicherheit, gerade von Kindern, und so gesehen halte ich das wirklich für eine gute Vorgangsweise. 

Es ist auch so, dass es eine Übergangsfrist von einem Jahr gibt. Innerhalb von einem Jahr muss der Betreffende dann diesen Hund diesbezüglich quasi anmelden beziehungsweise muss er dann den Hundeführschein machen. Aber auch darüber wird abgestimmt werden. (Zwischenrufe bei der FPÖ.) Sie können ja dagegen stimmen und inzwischen noch drei Kampfhunde zu Hause haben. Aber dann wird abgestimmt, und wenn die Mehrheit diesem Vorschlag zustimmt, dann wird man es eben einführen, wenn die Mehrheit nicht zustimmt, dann nicht. Das ist eben direkte Demokratie, die Ihnen fremd ist. (Beifall bei der SPÖ. – GR Dr Herbert Madejski: Was ist mit den anderen Rassen? Was ist mit den Mischlingen?) 
Schauen Sie, ich lese Ihnen das sogar vor. Geplant ist, es soll dies für jene Hunde gelten, über die es bei Tierschutz-Ombudsstellen die häufigsten Beschwerden gibt und die nach Unfällen verstärkt als auffällige und aggressive Hunde in den Tierheimen landen. Dazu zählen: Bullterrier, Staffordshire Bullterrier, American Staffordshire Terrier, Mastino Napoletano, Mastin Espanol, Fila Brasileiro, Argentinische Mastiff, Mastiff, Bullmastiff, Tosa Inu, Pitbullterrier, Rottweiler und Dogo Argentino. Diese Liste kann jederzeit angepasst und erweitert werden. Der verpflichtende Hundeführschein gilt auch für Mischlinge. Jetzt wissen Sie es, falls Ihnen das noch nicht bekannt ist. (GRin Mag Maria Vassilakou: Und Dobermann und Deutscher Schäferhund?) Es kann, wie gesagt, erweitert werden, aber das ist jetzt einmal das, wo man auf relativ sicherem Boden ist. (StR Johann Herzog: Was ist mit dem Dobermann?) Ich glaube, dass das eine gute Vorgangsweise ist, dass die Wienerinnen und Wiener eben entscheiden können, ob sie das haben wollen oder nicht. 

Dann noch kurz zur Hypo Alpe Adria, weil Sie ja nichts damit zu tun haben wollen. Sogar Mölzer, Ihr Europaabgeordneter, sagt da – der „Kurier" schreibt es als Überschrift: „Die Hypo-Verantwortlichen mit im Boot." Er sagt dann weiters: „Aber drittens sehe ich schon kritisch, dass die FPÖ jetzt die Hypo-Verantwortlichen mit im Boot hat." Ja, er sagt dann zwar weiter – das muss man der Fairness halber sagen –, das man natürlich aufhören muss, dass das nicht richtig sei, aber Faktum ist, dass er diese Gefahr durchaus sieht und dass man jetzt quasi bei der FPÖ die Hypo-Verantwortlichen mit im Boot hat. Darüber werden Sie nicht hinwegtäuschen können (StR Johann Herzog: Sie haben ja alle voll mitgetan!), darüber werden die Bürgerinnen und Bürger jetzt informiert. Und das ist gut so. (Beifall bei der SPÖ.)
Als Letztes noch einmal zu den Gemeindebauten. Wie gesagt, wir bekennen uns zu der Öffnung der Gemeindebauten, so wie wir sie sanft durchgeführt haben, aber dass es gesetzlich verpflichtend wird, ist – darüber können Sie nicht hinwegtäuschen – herbeigeführt worden durch die EU-Richtlinie, die Justizminister Böhmdorfer und Innenminister Strasser im EU-Ministerrat beschlossen haben. Nur dadurch hat Österreich die gesetzliche Verpflichtung bekommen, die Gemeindebauten für Drittstaatsangehörige zu öffnen. Das heißt nicht – ich sage das dazu, weil ich ein fairer Diskussionsredner bin –, dass wir es nicht auch irgendwie gemacht hätten, wenn wir damals an der Bundesregierung gewesen wären, aber Faktum ist, dass die FPÖ das herbeigeführt hat, und darüber werden wir die Bürgerinnen und Bürger auch informieren. – Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu Wort gemeldet ist Herr GR Kenesei.

GR Günter Kenesei (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Stadtrat! Ach, zwei sind da, eine Stadträtin und ein Stadtrat in Vertretung des Herrn Bürgermeisters. Hervorragend! (Zwischenruf bei der SPÖ.) Ich habe das jetzt wohlwollend zur Kenntnis genommen, Herr Kollege Maurer. Zuerst war nämlich nur einer da, jetzt sind zumindest zwei da bei mir. (GR Mag Thomas Reindl: Wo sind Ihre Stadträte?) Passt schon, passt schon! Ich freue mich, dass die beiden da sind, eine Stadträtin und ein Stadtrat. (GR Mag Thomas Reindl: Wo sind denn Ihre Stadträte?) Herr Reindl, bleiben Sie locker! Was ist passiert? Ich habe noch 19 Minuten, dann ist die ganze Show da herinnen vorbei. Ich habe noch 19 Minuten, dann ist die Show vorbei, dann dürft ihr alle eure Patschhanderl in die Höhe strecken. Dann ist die Geschichte erledigt, und die Wienerinnen und Wiener werden mit dieser unglückseligen Volksbefragung belästigt werden. So einfach ist es. (Beifall bei der ÖVP.) 

Nur ein paar Worte zur direkten Demokratie. Der Kollege Deutsch hat sich da ja irgendwie kampfrhetorisch hineingesteigert. So kenne ich ihn ja eigentlich gar nicht, aber passt schon, denn offensichtlich ist ihm das sehr nahe gegangen. Nur, die direkte Demokratie, meine sehr geehrten Damen und Herren der Sozialdemokratie, ist ja bis jetzt nicht wirklich etwas gewesen, was euch wirklich sehr interessiert hätte. Denn wenn ich mir die vielen, vielen ... (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Als Ergänzung!) Bitte, was ? (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Als Ergänzung zur repräsentativen Demokratie!) Aha, eine Ergänzung ist das. Also war es in den letzten Jahren offensichtlich eine nicht willkommene Ergänzung von Seiten der SPÖ, wenn ich mir anschaue, bei wie vielen Plandokumenten, bei wie vielen Geschäftsstücken, die wir gehabt haben, es Initiativen von BürgerInnen und Bürgern gegeben hat, mit 1 000 Unterschriften, mit 2 000 Unterschriften, aber das ist alles mit einem Schulterzucken vom Tisch gewischt worden. Das ist Ihr Zugang zu direkten Demokratie. Nur, kommt eine Wahl, die ja nicht so ganz eine gewonnene für die Sozialdemokratie zu sein scheint, da kommt man dann plötzlich drauf, dass man die Bürgermeinung einholen könnte. Doch – und das ist das Wesentliche; sagen Sie es doch dazu – in Wirklichkeit benutzen Sie das Vehikel der Volksbefragung, um Ihren Wahlkampf zu starten. 100 Millionen Schilling, 7 Millionen EUR für einen Wahlkampf-Gag, für einen Vor- oder Zwischenwahlkampf, um sich bemerkbar zu machen, um Inserate zu schalten. Ganz offiziell, ohne den Beigeschmack, hier Gelder für einen Wahlkampf zu verwenden, weil man es aus irgendeinem anderen Budget nimmt, sei es von der Fernwärme, Wien Energie, Wien Strom, Wien Gas, Holding, Wiener Hafen und so weiter, egal, wo es herkommt, wo immer wieder Politikerinnen und Politiker der SPÖ herunterlachen bei einem Inserat von diesen vielen Firmen. 

Jetzt nimmt man die so genannte direkte Demokratie, jetzt bringt man einen Antrag ein, den beschließt man hier mit den Stimmen der SPÖ, mit der Mehrheit, die Sie hier herinnen noch haben. 

Das Problem ist, dass Sie aber mit einer permanenten Unwahrheit leben müssen: mit einer permanenten Unwahrheit, was die Hausmeister betrifft, mit einer permanenten Unwahrheit, was den Nachtbetrieb bei der U-Bahn betrifft, denn es gibt nirgends einen Beleg dafür, dass das 5 Millionen kostet, es gibt nirgends eine Berechnungsgrundlage, was es dann weniger kostet, wenn die Nachtautobusse nicht mehr dort fahren, wo dann die U-Bahn in Betrieb ist. Also das sollte man vielleicht aufrechnen und eine Nettorechnung machen. Sie hätten auch 7 Millionen, 9 Millionen oder 10 Millionen hinschreiben können, es wäre ähnlich unseriös gewesen wie diese 5 Millionen, die Sie hingeschrieben haben. (Beifall bei der ÖVP.)
Dasselbe gilt bei den Hausmeistern. Plötzlich, weil es ein Thema geworden ist bei den Bürgerinnen und Bürgern, und weil alle in den Gemeindebauten – alle, ich kenne fast niemanden, bei dem das nicht so wäre – mit der HausbetreuungsGmbH unzufrieden sind, mit dem Q7-Fahrer als Chef, den es damals dort gegeben hat, und so weiter, jetzt hätten Sie halt ganz gern wieder ... (GR Mag Thomas Reindl: Das stimmt ja gar nicht! Das sind G’schichteln aus dem elfer Jahr, die du da erzählst!) Kollege Reindl, schau, es gibt zwei Möglichkeiten, das ist auch Demokratie: Entweder du horchst mir zu, weil ich jetzt am Reden bin, oder du gehst einfach raus. Da hast du eine 50-50-Chance, eine faire 50-50-Chance. (Zwischenrufe bei der SPÖ.) Entweder du horchst noch 14 Minuten und 55 Sekunden zu, oder du verbringst die nächsten 14 Minuten und 49 Sekunden nicht im Saal, dann ersparst du dir die ganze Geschichte. (Beifall bei der ÖVP. – Zwischenrufe bei der SPÖ.) 
Kollege Hursky, was ist? Warum seid ihr alle so aufgeregt heute? Entspannt euch! (GR Christian Hursky, demonstrativ sein Handgelenk umfassend, um seinen Puls zu messen: Ich bin ganz ruhig!) Noch habt ihr die Mehrheit. Dem Antrag wird eh zugestimmt von euch. Bleibt ganz locker! Ihr müsst einfach lernen, damit umzugehen, dass es hier Kritik gibt, ihr müsst lernen, damit umzugehen, dass es hier eine Opposition gibt, die sich erdreistet, bei diesem Thema mitzureden. Das ist einfach Demokratie. Vielleicht müssen wir den Part noch ein bisschen üben und lernen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Sie wissen, meine sehr geehrten Damen und Herren, hier heraußen zu reden, ist nicht immer nur zur Strafe, sondern auch zur Übung, zur Übung für die sehr geehrten Damen und Herren der Sozialdemokratie, dass es auch noch andere hier in diesem Saal gibt, die ihre Meinung kundtun. Wir haben noch 13 Minuten und 45 Sekunden. Für den Kollegen Reindl: Noch hat er die Möglichkeit, den Saal zu verlassen. (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Oder sich zu Wort zu melden!) Oder sich nachzumelden. Dann sollte man vielleicht die eine oder andere Minute noch aufheben, um auf ihn zu antworten. 

Noch ein Thema, nämlich die Hunderln. Da ich auch Hundebesitzer bin (GR Mag Thomas Reindl: Ah, jetzt kommt's!) und auch den Hundeführschein absolviert habe, weiß ich, dass genau für die so genannten Kampfhunde, die die Frau Stadträtin da in einer Liste, die man nachschauen kann im Internet, aufgelistet hat, der Hundeführschein für die so genannte berühmte Wetti-Tant' ist. Dort ist genau nix, was einen Hundebesitzer abschrecken würde, sich einen so genannten Kampfhund zu halten. Der geht mit dem Hund, der 14 Monate, 15 Monate alt ist, zu diesem Hundeführscheinkurs plus Prüfung, macht das dort, kriegt die Plankette, und der Kas ist gegessen. Der hat den Hundeführschein gemacht und hat trotzdem einen Kampfhund zu Hause. 

Interessant ist – ich weiß ja nicht, wer von Seiten der Frau Stadträtin die Liste gemacht hat, ihr traue ich ja mehr Intelligenz zu, aber irgendwer wird sie schon gemacht haben –, sich diese Liste anzusehen, welche Hunde so genannte Kampfhunde sind: Rottweiler, Pitbull, Bullterrier, American Staffordshire, Mastino Napoletano, Mastin Espanol, die Mastiff-Rassen, Tosa Inu, Dogo Argentino. Zum Beispiel nicht auf der Liste: Jack Russel Terrier, Deutscher Schäferhund, Dobermann, Bordeaux Dogge, Rhodesian Ridgeback (GRin Mag Maria Vassilakou: Cocker Spaniel!), um nur einige zu nennen. Ich komme noch zu den Cocker Spaniels, ich komme noch zu denen, und ich komme vor allem zu den Mischlingshunden. 
Ich komme zu den Mischlingshunden. Es gibt eine Statistik – die EU ist auch für solche Statistiken gut –, die von 1997 bis 2007 eine Liste von Bissen mit Todesfolge in Europa erstellt hat. Nämlich Todesfolge nicht für den Hund, sondern leider für den Gebissenen. Es beginnt damit, dass 60 Pitbulls dabei sind, 29 Rottweiler und – nicht auf der Liste – 19 Schäferhunde. Das Nächste, was nicht auf der Liste ist, sind die 14 Huskys; also nicht die 14, sondern die Huskys. Dann gibt es 12 Bisse mit Todesfolge durch Alaskan Malamute. Die werden nicht viele kennen. Das sind nordische Hunde, die vorwiegend in Schweden, Norwegen, Dänemark gehalten werden. Dann 8 Dobermänner, 8 Chow-Chow, 6 Doggen, 4 Bernhardiner, 4 Akita Inu, 14 Wolfhybriden, die auch nicht auf der Liste sind – alle, die ich vorhin genannt habe, sind auch nicht drauf –, 11 Schäfermischlinge, 10 Pitbullmischlinge, 6 Huskymischlinge, 3 Rottweilermischlinge und 199 Mischlingshunde unbekannter Herkunft. 

So! Was machen wir jetzt mit denen? Fragen wir die jetzt in der Frage 5a? Zählen da die Mischlingshunde auch dazu? (GR Heinz Hufnagl: Das wird mit der EU geklärt!) Wer sind dann die so genannten Kampfhunde? 

Also, Sie sehen, meine sehr geehrten Damen und Herren, Intelligenz war nicht der Ratgeber für diese Fragen. Was auch immer der Ratgeber war, war es Angst vor der nächsten Wahl am 10.10.2010 – Sie haben sich ja eine so genannte Schnapszahl ausgesucht für diesen Wahltag; ein Schlingel, der sich Böses denkt bei diesem Datum, wenn man Schnapszahl sagt –, jedenfalls ist jede Frage offensichtlich so schlau formuliert, dass jeder alles hineininterpretieren kann, wie er mag.

Meine sehr geehrten Damen und Herren der SPÖ! Das hat nichts mit direkter Demokratie zu tun, das hat nichts mit dem Anerkennen der Bürgermeinung zu tun, das hat – ich riskiere auch einen Ordnungsruf – eine Verarsche der Wiener zur Folge! (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu Wort gemeldet ist nochmals Herr GR Mag Jung. Er hat noch zwei Minuten.

GR Mag Wolfgang Jung (Klub der Wiener Freiheitlichen): Danke, Herr Vorsitzender!

Nur noch zum Kollegen Stürzenbecher, der versucht hat, noch einmal die Hypo da hineinzubringen. Es stimmt, Herr Kollege Stürzenbecher, dort ist vieles schiefgelaufen, die SPÖ hat allerdings bei allem mitgestimmt. Aber der große Unterschied ist der: Soviel ich weiß, gibt es dort bereits einen Untersuchungsausschuss zu diesem Thema, weil man sich davor nicht fürchtet. Wir werden sehen, was herauskommt. 

Ich erinnere mich an einen anderen Untersuchungsausschuss, dem Sie zugestimmt haben, weil Sie geglaubt haben, Sie können die FPÖ eintauchen. „Borat-Krimi.“ „Hat die FPÖ für Kasachstan spioniert?“ „Zahlt der Geheimdienst die FPÖ?“ – Da haben Sie alle aufgejubelt und Verdacht geschöpft. Und was ist rausgekommen? Gar nichts auf unserer Seite! Wie dann herausgekommen ist und sich die Titelseiten und die Bilder geändert haben zu „Blecha“ oder „Antons letzten Fall“ oder wie die Telefonate mit dem Gespräch über die 2 Millionen mit Häupl und anderen Namen aus der SPÖ gekommen sind, da haben Sie zugedreht. 

Und das ist der große Unterschied zwischen den Parteien, und deswegen vertrauen uns die Wähler und Ihnen nicht mehr. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Mir liegt jetzt keine weitere Wortmeldung mehr vor. Wir kommen damit zur Abstimmung der Anträge.

Ich werde die Anträge in der Reihenfolge abstimmen lassen, wie sie eingebracht worden sind. Das heißt, ich beginne mit den Anträgen der Grünen, setze fort mit den Anträgen der ÖVP, komme dann zum Antrag der SPÖ und in der Folge zu den Anträgen der FPÖ.

Ich lasse den ersten Antrag der Grünen abstimmen. Er betrifft die Volksbefragung zum Thema City-Maut. Wer für diesen Antrag ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle hier die Zustimmung von den Grünen fest. Der Antrag hat nicht ... (Zahlreiche Zwischenrufe. – GRin Mag Maria Vassilakou: Der Klubobfrau der GRÜNEN! Für das Protokoll!) Ich stelle die Zustimmung der Klubobfrau der Grünen und damit der Grünen fest. (GR Godwin Schuster: Sie hat ihre Mitglieder hinausgeschickt, damit sie nicht dagegenstimmen können!)
Ich komme zum Antrag Nummer 2 der Grünen betreffend anstehende AnrainerInnenbefragungen auf Bezirksebene. Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Hier stelle ich die Zustimmung bei den Grünen und bei der FPÖ fest. Der Antrag hat nicht die erforderliche Mehrheit. (GRin Inge Zankl: Auch nur eine!)

Antrag der Grünen betreffend Volksbefragung zum Thema verpflichtender ... (Zwischenrufe bei der SPÖ.) War der Einwand, dass es auch eine Zustimmung bei der FPÖ gegeben hat? (GRin Inge Zankl: Auch nur eine Abgeordnete!) Bitte, ich bleibe bei meiner Zählweise, auf die ich schon vorhin hingewiesen habe. Ich habe beim letzten Antrag die Zustimmung der Grünen und der Freiheitlichen registriert. Der Antrag hat nicht die erforderliche Mehrheit.

Antrag der Grünen: anstehende AnrainerInnenbefragung auf Bezirksebene. - Wer ist dafür, noch einmal? – Freiheitliche und Grüne. Der Antrag hat nicht die erforderliche Mehrheit. (GR Prof Harry Kopietz: Nur eine Freiheitliche!)

Antrag Nummer 3 der Grünen: Durchführung einer Volksbefragung zum Thema verpflichtender Hundehaltungskurs. - Wer ist dafür? – Hier stelle ich die Zustimmung von Grünen und Freiheitlichen fest. Der Antrag hat nicht die erforderliche Mehrheit. (GR Christian Deutsch: Jeweils eine!)

Antrag Nummer 4 der Grünen betreffend Durchführung einer Volksbefragung zum Thema Kleines Glücksspiel. - Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Hier stelle ich die Zustimmung fest von den Grünen, der ÖVP und den Freiheitlichen. Der Antrag hat nicht die erforderliche Mehrheit. (GR Prof Harry Kopietz: Jeweils ein Gemeinderat!)

Ich komme nun zu den Anträgen der ÖVP, zunächst zum Antrag betreffend Volksbefragungen und andere direktdemokratische Instrumente. - Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Hier stelle ich die Zustimmung aller Fraktionen fest. Der Antrag ist einstimmig angenommen.

Ich komme zum Antrag der ÖVP betreffend Volksbefragung, jede Stimme muss gleich viel wert sein. - Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Hier gibt es die Zustimmung von ÖVP, Freiheitlichen und Grünen. Der Antrag hat nicht die erforderliche Mehrheit. (GR Prof Harry Kopietz: Jeweils einer!)

Ich komme zum Antrag der ÖVP betreffend Volksbefragung Grätzelbelebung. - Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Hier stelle ich die Zustimmung fest von ÖVP und Freiheitlichen. Der Antrag hat nicht die erforderliche Mehrheit. (GR Prof Harry Kopietz: Jeweils eine Stimme!)
Antrag der ÖVP betreffend Volksbefragung Stadtwache. - Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Hier gibt es die Zustimmung von ÖVP und Freiheitlichen. Der Antrag hat nicht die erforderliche Mehrheit. (GR Harry Kopietz: Zwei Stimmen!)
Antrag der ÖVP betreffend Volksbefragung Park & Ride Anlagen. - Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Hier gibt es die Zustimmung von ÖVP, Freiheitlichen und Grünen. Der Antrag hat nicht die erforderliche Mehrheit. (GR Prof Harry Kopietz: Jeweils eine Stimme!)
Ich komme nun zur Abstimmung über den Antrag der ÖVP betreffend Volksbefragung über qualitativ hochwertige, familienfreundliche Nachmittagsbetreuungseinrichtungen. - Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Hier stelle ich die Zustimmung fest bei ÖVP, Freiheitlichen und Grünen. Der Antrag hat nicht die erforderliche Mehrheit. 

Wir kommen nun zum Antrag der SPÖ betreffend Durchführung einer Volksbefragung. - Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle fest, dass hier die SPÖ zustimmt. Der Antrag hat die erforderliche Mehrheit.

Ich komme nun zu den Anträgen der FPÖ. (Ironische Heiterkeit und Zwischenrufe bei der SPÖ, weil nun auch GR Dr Herbert Madejski in den Saal kommt! – GRin Martina Ludwig-Faymann: Das ist Demokratie!)
Antrag der FPÖ betreffend Volksbefragung zu einer Sonderwidmung für publikumsintensive Veranstaltungsstätten. - Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Hier gibt es die Zustimmung bei der FPÖ. Der Antrag hat nicht die erforderliche Mehrheit.

Ich komme zum Antrag der FPÖ betreffend Maßnahmen, um die Errichtung von Minaretten zu verhindern. - Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Hier gibt es die Zustimmung der FPÖ. Der Antrag hat nicht die erforderliche Mehrheit.

Antrag der FPÖ betreffend Volksbefragung zum kostenfreien Parkpickerl. - Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Hier gibt es die Zustimmung der FPÖ. Der Antrag hat nicht die erforderliche Mehrheit.

Antrag der FPÖ betreffend Volksbefragung in Wien-Meidling zum Hotelprojekt Marillenalm. - Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. Hier gibt es die Zustimmung von FPÖ und Grünen. Der Antrag hat nicht die erforderliche Mehrheit.

Damit sind alle Anträge im Zusammenhang mit der Mitteilung des Bürgermeisters erledigt.

Bevor wir zur Erledigung der Tagesordnung kommen, gebe ich gemäß § 15 Abs 2 der Geschäftsordnung bekannt, dass an schriftlichen Anfragen drei des Klubs der Wiener Freiheitlichen, zwei des Grünen Klubs im Rathaus, eine des ÖVP-Klubs der Bundeshauptstadt Wien eingelangt sind.

Vor Sitzungsbeginn sind sechs Anträge von Gemeinderatsmitgliedern des Grünen Klubs im Rathaus, drei des ÖVP-Klubs der Bundeshauptstadt Wien eingelangt.

Den Fraktionen wurden alle Anträge schriftlich bekannt gegeben. Die Zuweisungen erfolgen wie beantragt.

Von Herrn GR DDr Eduard Schock wurde ein Ersuchen an das Kontrollamt gemäß § 73 Abs 6a der Wiener Stadtverfassung betreffend Krankenspitzel bei den Wiener Linien eingebracht. Das Prüfersuchen wurde an das Kontrollamt weitergeleitet.

Die Anträge des Stadtsenates zu den Postnummern 6 bis 9, 11, 13 bis 15, 19 und 20, 22 bis 24, 32, 35, 38 bis 47, 49 bis 51, 53, 57, 60 bis 62, 64 bis 66, 68 und 69, 72 bis 75, 78 und 79, 81 bis 84, 86 bis 88, 90 bis 100, 102 bis 104, 107, 110 und 111, 114 bis 119, 122 bis 126, 128, 130, 140 und 141, 143, 145 und 146 gelten gemäß § 26 der Stadtverfassung als bekannt gegeben. 

Bis zum Beginn dieser Sitzung hat kein Mitglied zu diesen Geschäftsstücken die Verhandlung verlangt. Ich erkläre daher gemäß § 26 diese als angenommen und stelle fest, dass die im Sinne des § 25 der Wiener Stadtverfassung erforderliche Anzahl von Mitgliedern des Gemeinderates gegeben ist.

In der Präsidialkonferenz wurde nach entsprechender Beratung die Postnummer 121 zum Schwerpunkt-Verhandlungsgegenstand erklärt und gleichzeitig folgende Umreihung der Tagesordnung vorgeschlagen: Postnummer 1, 121, 120, 131, 132, 133, 134, 135, 136, 137, 105, 106, 108, 109, 112, 113, 138, 139, 142, 144, 147, 148, 10, 12, 25, 26, 27, 28, 33, 36, 37, 16, 17, 18, 21, 29, 30, 31, 34, 2, 3, 4, 5, 127, 129, 48, 85, 52, 54, 55, 56, 58, 59, 63, 67, 70, 71, 76, 77, 80, 89, 101. 

Die Postnummern werden daher in dieser Reihenfolge zur Verhandlung gelangen. 

Wir kommen zur Postnummer 1. Sie betrifft die Wahl einer Vertrauensperson beziehungsweise Ersatzperson im Gemeindevermittlungsamt für den 12. Bezirk.

Bevor wir über den vorliegenden Wahlvorschlag abstimmen, ist über die Art der Abstimmung zu entscheiden. Gemäß § 27 Abs 2 der Stadtverfassung sind Wahlen mittels Stimmzettel vorzunehmen, wenn der Gemeinderat nicht mit Zweidrittelmehrheit anderes beschließt. Ich schlage vor, diese Wahl durch Erheben der Hand vorzunehmen.

Ich bitte nun jene Damen und Herren des Gemeinderates, die mit meinem Vorschlag einverstanden sind, um ein Zeichen mit der Hand. - Danke, mein Vorschlag ist mit der erforderlichen Zweidrittelmehrheit angenommen.

Aus dem Gemeindevermittlungsamt für den 12. Bezirk sind Herr Robert Baumgartner und Herr Prof Dr Georg Tidl als Vertrauensperson beziehungsweise Ersatzperson ausgeschieden.

Der Wahlvorschlag der Sozialdemokratischen Fraktion lautet auf Herrn Prof Georg Tidl als Vertrauensperson und auf Frau GRin Ingrid Zankl als Ersatzperson.

Ich bitte jene Damen und Herren, die diesem Vorschlag ihre Zustimmung geben wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Ich stelle fest, dass es eine einstimmige Zustimmung gibt.

Wir kommen zur Postnummer 121 der Tagesordnung. Sie betrifft das Klimaschutzprogramm der Stadt Wien. Berichterstatter ist Herr GR Mag Wutzlhofer. Ich ersuche ihn, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Mag Jürgen Wutzlhofer: Ich ersuche um Zustimmung.

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Die Debatte ist eröffnet. Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Matiasek. - Bitte.

GRin Veronika Matiasek (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Vor uns liegt ein umfangreiches Programm, das Klimaschutzprogramm der Stadt Wien, das als eine Fortschreibung des vorhergehenden stattfindet und nun als KliP II angewendet werden soll. Wir haben, wie schon gesagt, ein sehr umfangreiches Programm vorliegen, es ist sehr detailreich ausgeführt. Wir haben das schon in größerer und kleinerer Runde vorbesprochen, und es ist auch ein offenes Geheimnis, dass wir dieses hier positiv zur Kenntnis nehmen werden. Lassen Sie mich daher nur in eher knapperer Form meine Ausführungen dazu vorbringen.

Wenn man allerdings über den Klimaschutz diskutiert, dann ist das ein Thema, das besonders wenig auf eine Region zu konzentrieren ist. Man ist zwar bei Klimaschutzmaßnahmen natürlich verpflichtet, im Rahmen seines Handlungsspielraumes, wie eben etwa als Stadt und Land Wien, das Beste zu tun, genauso auch als Land und Republik Österreich, trotzdem - und das wurde gerade jetzt auf dieser Klimaschutzkonferenz so deutlich merkbar - ist man auch sehr, sehr abhängig von den globalen Entwicklungen und von den globalen Entscheidungen. 

Daher muss man durchaus auch mit Bedenken auf die derzeit im Endstadium befindliche Konferenz schauen. Denn es ist nicht alles so abgelaufen, wie es sich motivierte Klimaschützer gewünscht haben. Es ist vor allem die Haltung der großen Industrieländer beziehungsweise auch der Schwellenländer, die Sorge bereitet, weil diese eben besonders wichtig für die Entwicklung des globalen Klimaschutzes sind.

Ich möchte auch zu einem Punkt Stellung beziehen, der - und ich sage, Gott sei Dank! - nicht unmittelbar mit dem Wiener Klimaschutzprogramm zu tun hat. Wir haben ja auf Anfrage erfahren, dass uns das in Wien nicht betrifft, sehr wohl aber in Österreich, und das ist der Handel mit den Emissionszertifikaten. Ich glaube wirklich, dass dieser in keiner Weise so zu akzeptieren ist und dass er letztlich keine geeignete Maßnahme ist, um Klimaschutz zu betreiben, sondern dass es sich hier einfach nur um eine Geschäftemacherei und um eine Verschiebung der Probleme handelt.

Es kann, glaube ich, nicht so sein, dass man sich darauf einigt, nur die Länder auszusparen, die selbst keine Atomkraftwerke betreiben. Ich glaube, es ist global abzulehnen, sozusagen Verschmutzungsrechte quer über den Globus zu verteilen und damit Geschäfte zu machen. Das nützt keinem, und meiner Ansicht nach sollte Österreich hier eine wesentlich eindeutigere Haltung einnehmen.

Ich erinnere nur an den Schaden, den wir bereits gehabt haben durch diesen genehmigten Zertifikatehandel, durch österreichische Umweltminister oder mit Unterstützung österreichischer Umweltminister. Das Ziel muss für uns auf jeden Fall sein, energiemäßig möglichst autark zu werden und neue und erneuerbare Energieformen einzusetzen. Das ist letztlich nicht nur ein wirtschaftlicher Vorteil, sondern auch ein sozialer Vorteil für die Bevölkerung; natürlich davon abgesehen, dass es aus umwelttechnischer Sicht die einzig richtige Maßnahme ist.

Wenn wir das Klimaschutzprogramm durchblättern, so haben wir fünf Schwerpunkt-Handlungsfelder. Wir sind im Detail nicht mit allem - vor allem, was die verkehrspolitischen Maßnahmen betrifft - zu 100 Prozent einverstanden, trotzdem glaube ich, dass das vorgelegte Programm grosso modo ein gutes und ambitioniertes ist und dass man sich mit allen beteiligten Feldern sehr intensiv auseinandergesetzt hat. 

Es ist nur so, dass natürlich die Handlungen oder die Umsetzung des vorgegebenen Programms, das im Umweltbereich eingegliedert ist, dann bei den anderen Ressorts einzufordern sind. Es sind schwerpunktmäßig Stadtplanung und Verkehr betroffen, es sind Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung betroffen, und natürlich ist vor allem auch das Ressort Wirtschaft und Finanzen betroffen, wo ja die Überlegungen angestellt werden: Wie viel investiere ich? Wie viel investiere ich in die thermische Sanierung? Wie viel investiere ich auch in den Ausbau neuer Energieformen?

In Wien fällt das ambitionierte Programm zum Ausbau der Fernwärme positiv auf. Trotzdem ist es auch auf Grund technischer Gegebenheiten so, dass eine Reihe von Bezirken oder von Bezirksteilen nicht - ich glaube, wir werden es nicht mehr erleben - in den Genuss dieser Heizform kommen wird. Ich bin ja im äußeren 17. Bezirk selbst davon betroffen und würde mich freuen, wenn wir es hätten, es geht aber nicht. Es ist, glaube ich, gerade für diese Bereiche - und es handelt sich vielfach um locker verbauten Grünraum - noch einiges zu tun. Da ist vor allem zu informieren und dazu zu animieren, auf andere als die derzeit verwendeten Energieformen umzusteigen.

Ich habe es auch in der Rede zum Budget schon gesagt: Man muss sich ja nur sozusagen auf einen Berg stellen und hinunterschauen, um zu sehen, wie wenig noch - und das ist ja optisch wahrnehmbar - an kleineren Objekten zum Beispiel mit Solaranlagen, Fotovoltaikanlagen ausgerüstet ist. Hier geht es nicht nur einerseits um die Förderschiene, sondern es geht auch um Information, die offensichtlich nicht ganz bei den Betroffenen ankommt. Vielleicht sind aber auch die Förderformen, wie sie derzeit bestehen, nicht ganz optimal und müssten daher evaluiert und nachjustiert werden. Das wäre ein ganz wichtiger Punkt.

Ein Bereich, mit dem wir uns in Wien, einer Stadt mit sehr viel alter Bausubstanz, natürlich auch auseinandersetzen müssen, ist die sehr schwierige Sanierung alter großer Objekte, wo man natürlich in Konflikt mit dem Denkmalschutz kommt. Trotzdem, glaube ich - die Technik schreitet rasant voran -, muss und kann es Lösungen geben, um auch diese Objekte verstärkt einzubinden, die ja wahre Energiefresser sind. Vor allem dann, wenn es sich um Objekte handelt, in denen Personen unterwegs sind, sodass eine gewisse Raumwärme nötig ist, ist es erforderlich, dass man in diesen Objekten - vor allem eben dann, wenn es öffentliche Objekte sind - verstärkt eine thermische Sanierung beziehungsweise eine andere Energieversorgung anstrebt.

Ich habe es auch als sehr positiv zur Kenntnis genommen, dass hier bezüglich eines, ich sage einmal, mehr oder weniger neuen Energieeinsatzes einiges vorzufinden ist: Das ist der Einsatz von Kälte. Wir sind es ja meistens gewöhnt, bei Energie über Wärme zu sprechen, dennoch ist es so, dass die vorhandenen Gebäude immer höher werden, Glasfronten und so weiter haben. Es steht hier sehr schön drin, dass sozusagen auch der Komfort eingefordert wird, um im Sommer in heruntertemperierten Räumen zu leben, und dass der Einsatz von Kälte, der ja ein sehr teurer ist und oft unterschätzt wird, mit Hilfe von Fernkälte vorangetrieben werden soll. 

Auf der anderen Seite ist es gleichzeitig genauso wichtig, dass die Objekte, wenn sie neu gebaut werden, so gebaut werden, dass es dann nicht notwendig ist, sich darüber Gedanken zu machen, wie etwa in einem großen Bürohaus die völlig überhitzten Räume im Sommer herabzukühlen sind. Das heißt, hier muss man schon im Vorfeld verstärkt auf die Technik achten, dass diese Objekte dann nicht in weiterer Folge mit der doch sehr energieraubenden Kühlung versehen werden müssen. 

Zum Verkehr selbst möchte ich noch Folgendes sagen: Ich glaube, eines der besten Klimaschutzprogramme ist auch eine Stadt der kurzen Wege! Wir sind heute leider in der Situation, dass wir von manchen Teilen in Wien, um zu den Arbeitsplätzen oder dorthin zu gelangen, wo eben die Dichte der Arbeitsplätze angesiedelt ist, sehr lange Wege haben. Es ist in den Stadtrandgebieten, wo die großen Betriebe angesiedelt sind, beziehungsweise zunehmend auch im Umland von Wien, wohin sie auswandern, die verkehrsmäßige Versorgung mit öffentlichen Verkehrsmitteln nicht ausreichend. Das heißt, es sitzt nicht jeder aus Jux und Tollerei in seinem Auto, sondern es sind viele Arbeitnehmer dazu gezwungen, auch im Sinn der Abwicklung ihres Alltags einen PKW zu benützen, um an ihre Arbeitsstelle zu kommen. 

Hier wäre es auch notwendig - und deswegen habe ich das gesagt -, den Umweltschutz und Klimaschutz nicht allein und isoliert im Umweltbereich zu sehen, sondern natürlich in Vernetzung mit den zuständigen anderen Ressorts, hier eben dem Bereich der Wirtschaft, dass es wieder verstärkt - was ja auch eine wichtige soziale Komponente ist - zu einer Arbeitsplatzansiedlung kommt, nämlich einer Ansiedlung qualifizierter Arbeitsplätze - ich rede jetzt nicht von den Strukturen, die derzeit in weiten Bereichen vorhanden sind -, zur Ansiedlung qualifizierter Arbeitsplätze etwa auch in den Bezirken, wo sie massiv ausgedünnt sind, etwa in den Gürtel-anrainenden Bezirken im Westen Wiens. Derzeit ist es so, dass viele von Ottakring, von Dornbach oder sonst wo bis Vösendorf, in den 22. Bezirk oder an den Rand des 22. Bezirks fahren müssen, um dort ihren Arbeitsplatz aufzusuchen. 

Wenn man dann noch dazu will, dass eine Familie zu gleichen Teilen Familienarbeit leistet, oder wenn man die Situation der Alleinerzieher berücksichtigt, dann sind es in vielen Fällen überhaupt unzumutbare Wege. Ich glaube, eine Stadt der kurzen Wege, was die Nahversorgung betrifft, was die Arbeitsplatzsituation und die Schulanlagen betrifft, trägt ganz wesentlich zum Klimaschutz bei. 

Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren! Wir werden, wie schon gesagt, dieses Programm, so wie es uns hier und heute vorliegt, wohlwollend zur Kenntnis nehmen. Wir hoffen natürlich, das wir vieles im Verband - das kann nicht das Umweltressort allein bewältigen, wir geben hier die Rahmenbedingungen vor, wir geben die Leitlinien vor -, in Zusammenarbeit mit den anderen Ressorts weiterentwickeln und durchführen können. 

Wir müssen aber auch sehen, dass gerade Klimaschutz ein Bereich ist, der einfach keine Grenzen hat. So wie Wien sich durchaus sehr ambitioniert gegen den Ausbau grenznaher Atomkraftwerke stellt, wie Wien überhaupt eine Haltung gegen Atomkraft hat, so würde ich auch dringend ersuchen, dass wir gerade im Bereich des Emissionshandels eine klare Haltung einnehmen, auch dort, wo man als Stadt und Land Wien das Wort erheben kann, um, wie soll man sagen, diesem Handel mit Verschmutzungsrechten quer über den Globus Einhalt zu gebieten, wo es möglich ist. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Mag Chorherr. Ich erteile es ihm.

GR Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Kurz vor Weihnachten reden wir nicht über einen nebensächlichen, alltäglichen Tagesordnungspunkt, sondern über einen, wo in diesen Stunden in Kopenhagen eine Umweltkonferenz stattfindet. Wenn ich nicht falsch informiert bin, haben noch nie so viele Staatsoberhäupter an einer Umweltkonferenz teilgenommen, weil inzwischen unstrittig ist, dass es sich hier wirklich um ein Menschheitsthema handelt, weil sich, wenn wir mit unserer Gesellschaft, mit unserem Verkehr so weitermachen wie bisher, die Lebensbedingungen auf der Erde dramatisch verschlechtern werden. 

Um es gleich zu sagen: Es geht jetzt nicht darum, wie sozusagen Extremisten der verschiedensten Seiten sagen, entweder geht die Welt unter oder es ist ohnehin alles ein Schmäh. Es scheint extrem evident, dass durch den weiteren Zuwachs von Treibhausgasen und angesichts der Tatsache, dass 90 Millionen Menschen auf der Erde jährlich dazukommen, die Ernährungssituation gefährdet ist, Stürme die Folge sind, alle möglichen Beeinträchtigungen stattfinden und auch der Meeresspiegel steigen wird. 

Das wird möglicherweise für uns in Wien kein Problem sein, wohl aber für Länder wie Bangladesch und Ägypten (GR Heinz Hufnagl: Auch Holland! - GR Dr Kurt Stürzenbecher: Niederlande!) oder auch Holland. Ich nenne Bangladesch und Ägypten deswegen, weil sie über keinerlei Ressourcen verfügen, um dann möglicherweise dutzenden Millionen Umweltflüchtlingen Heimat zu geben. Ich fürchte, wir werden diese Auswirkungen spüren, und darum wird jetzt intensiv darüber nachgedacht. Die letzten Meldungen aus Kopenhagen, soweit ich sie verfolgt habe, waren, dass möglicherweise vertagt wird, dass man sich auf keine zahlenmäßigen Ergebnisse einigen kann. 

Vor diesem Hintergrund diskutieren wir das Wiener Klimaschutzprogramm. Vorweg einige sehr positive Anmerkungen zur Vorgangsweise: Im Unterschied zu einem anderen Tagesordnungspunkt, auf den ich heute nicht mehr eingehe, ist jetzt sehr intensiv diskutiert worden, mit allen Fraktionen, mit Experten. Ich möchte mich da bei der Klimaschutzkoordinationsstelle und vor allem bei Frau Dr Fohler-Norek für ihr Engagement in dieser Frage bedanken. Sie hatte ein sehr großes Engagement, aber auch die Grenzen, die ihr sozusagen ihr Amt setzt. 

Wenn wir heute eine gemeinsame Beurteilung haben und trotzdem nicht alle gleich abstimmen werden, dann hat das folgende Ursache. Ich kann mich an eine Diskussion erinnern, die wir auch im Büro noch gegen Schluss mit der Frau Umweltstadträtin hatten, wo ich angesichts dessen, was die Ziele des Wiener Klimaschutzprogramms II sind, und dessen, was passieren muss, gesagt habe: Leute, das ist zu wenig!

Ich möchte hier nur einen Entwurf oder einen Vorschlag zeigen, den die UNO vor wenigen Tagen Kopenhagen offiziell übermittelt hat. Die UNO hat übermittelt, dass nur dann die Begrenzung der weiteren Temperaturzunahme argumentierbar ist, wenn alle Länder der Welt - halten Sie sich bei den Zahlen an, das sind nicht Zahlen der GRÜNEN, sondern das ist offiziell die UNO - bis 2050 die CO2-Emissionen um 50 bis 95 Prozent reduzieren!

Wir haben dann gesagt: Na gut, bis 2050 - wer weiß, was da sein wird, nicht mehr alle von uns in diesem Raum werden bis dahin leben! Interessanter ist auch dasselbe Jahr, nämlich das Klimaschutzprogramm 2020, und was sagt hier die UNO? Die Industrieländer müssten demgemäß ihre CO2-Emissionen um 25 bis 40 Prozent reduzieren. Ich habe daraufhin kurz auf meinem Blog geschrieben: Wenn das kommt, haben wir eine andere Welt!

Ich glaube, dass das notwendig ist. Ein Klimaschutzprogramm, das von uns geschrieben wäre, würde sich sehr anstrengen müssen, um 25 Prozent zu bekommen. Ich glaube nicht, dass es hier herinnen - vor allem bei der Sozialdemokratie, vor allem bei den anderen Parteien - eine Mehrheit gäbe. Das wäre eine andere Verkehrspolitik, das wäre eine andere Baupolitik. 

Jetzt komme ich zum Kern dessen: Dieses Klimaschutzprogramm geht so weit, wie weit man einfach geht, wenn man engagiert weitermacht wie bisher, wenn man einige Weichenstellungen dreht, die bemüht, notwendig und auch unterstützenswert sind. Angesichts von 25 bis 40 Prozent bis zum Jahr 2020 geht dieses Klimaschutzprogramm weit vorbei! 

Noch einmal: Das liegt jetzt nicht im Ressort der Frau Umweltstadträtin. Die meisten Punkte, die wir verhandelt haben, betreffen nicht das Ressort Umwelt. Das betrifft vor allem das Ressort Planung, das betrifft das Ressort Verkehr, das betrifft das Ressort Energie und Forschung. 

Alles in allem führt dieses Klimaschutzprogramm dazu, dass ich dahin gehend noch Folgendes hervorheben möchte: Ich glaube, dass nicht viele Städte oder Länder etwas Vergleichbares haben. Sollte morgen minus 40 Prozent beschlossen werden, dann schaue ich mir an - ich sage jetzt, für gewisse Länder -, wie wir diese minus 40 Prozent schaffen. 

Noch einmal: Das ist eine völlig andere Gesellschaft. Aus tiefster Überzeugung sage ich: Wir werden diesen Weg einschlagen müssen, meine Damen und Herren!

Ich spare mir jetzt eine Polemik am Nachmittag, wie viele Leute das interessiert. Ich glaube nur, in der Tat sind sich viele nicht bewusst, dass wir hier über den Kern unserer Zivilisation reden. Da kann man nicht sagen: Na ja, der will eben mit seinem Auto weiterfahren, den darfst du dabei nicht beeinträchtigen, ein Parkplatz ist schon wichtiger, ein bisschen legen wir ohnehin einen Radweg an, und wir machen auch einiges mehr. Das möchte ich zwar würdigen, aber so kommen wir nicht zu dieser notwendigen anderen Gesellschaft. 

Länder wie Indien, China, Malaysia, Vietnam - und wie sie alle heißen - sagen: He, ihr Industrieländer habt einen Wohlstand, bei euch braucht ein Meerschweinchen mehr CO2 als ein durchschnittlicher Einwohner unseres Landes! Dürfen wir uns bitte unseren ersten Eiskasten kaufen? Dürfen wir uns bitte auch einmal eine Glühbirne zulegen? Oder wollt ihr, dass wir schon Reduktionsmaßnahmen setzen? - Darauf läuft es ja hinaus!

Um noch einmal diesen Zahlenvergleich zu bringen: In Österreich kommen auf 1 000 Einwohner 500 Fahrzeuge, in Indien auf 1 000 Einwohner 10 Fahrzeuge. Dass man sagt, alle Länder sollen gleich reduzieren, geht nicht. Das heißt für uns wohlhabende, im Durchschnitt reiche Länder: Wir haben die Aufgabe voranzugehen!

Das ist auch ein Kern dessen, wie man sich dem nähert, weil wir da bestenfalls am frühen Anfang sind. Wenn man dieses Ziel vorgibt und immer glaubt, Klimaschutz oder Energieeffizienz ist eine Belastung, die bitte der andere zuerst machen soll, dann kommen wir nicht weiter. Statt dessen wäre zu sagen: Das ist eine Chance, sich zum Beispiel ohne die Notwendigkeit des Autos bewegen zu müssen und insofern eine völlig neue Verkehrspolitik zu machen. 

Deswegen: Angesichts dessen, was aus grüner Sicht notwendig wäre, weil das für uns ein Schlüsselbereich ist, und angesichts dessen, wozu sich das Klimaschutzprogramm bei den Zielen „committet" - bei aller Wertschätzung: das heißt, nahezu ein Einfrieren oder nur eine leichte Reduktion der Gesamtemissionen, die zwar pro Kopf sinken; aber was sage ich dann erst in Indien, wo ziemlich viel mehr Leute dazukommen, oder was sage ich in den anderen Ländern? -, angesichts dessen können wir dem nicht unsere Zustimmung geben. 

Aber wie ich schon bei den Verhandlungen gesagt habe: Wir werden es auch nicht in unserer Gesamtheit pauschal ablehnen. Noch einmal: Ich anerkenne die Bemühungen der Frau StRin Sima, und weil da Herr GR Valentin sitzt, möchte ich das auch in seine Richtung sagen. 

Ich habe dann für meine Person auch gesagt: Wenn eine relevante Maßnahme kommt - und auf die möchte ich jetzt noch einmal hinweisen, weil es die sonst nirgendwo in Österreich gibt -, dann werde ich zustimmen. Ich werde auch nicht als Einziger dafür stimmen, wiewohl die Gesamtbeurteilung eine sehr kritische, ablehnende ist, die dann vor allem Kollege Maresch ausführlich skizzieren wird und die sich vor allem auf den Verkehrsbereich bezieht. 

Ich bitte auch, das nicht misszuverstehen. Wenn in einem Glas etwas drinnen ist und viel fehlt, kann jemand argumentieren - und ich argumentiere so -, da ist einiges drinnen. Dasselbe Glas ist aber auch weitgehend leer, und insofern ist nicht die eine Stimme dafür und die andere Stimme dagegen, sondern ist es eine Gesamtbetrachtung, die immer wertschätzt, was passiert ist. 

Ich möchte einige dieser Wertschätzungen hervorheben, weil es wirklich ein Durchbruch ist. Da verhehle ich nicht, dass ich auch ein Risiko eingehe, Herr Kollege Valentin! Ich vertraue einem Fünfzeiler, der lautet, dass wir uns vornehmen, im nächsten Jahr einen großen Schritt im Bereich des Klimaschutzes und des Bauens zu machen. Wie können wir - das war für mich bei den Verhandlungen am Schluss die Frage - mit einem relativ einfachen Schritt, der angesichts der Prioritäten eine Chance auf eine Mehrheit hat, einen großen Schritt gehen? Da haben wir gesagt: Wir versuchen, dort etwas zu tun, wo im Gebäudebereich ein großer Schritt möglich ist.

Das sage ich jetzt gerade in einer Zeit, in der ich mich frage: Wie komme ich dazu, in meiner Wohnung die Heizung irre aufdrehen zu müssen, weil mein Hauseigentümer - ich wohne in einem Mietshaus - die Feuermauer nicht dämmen will?! Da fällt die kalte Luft einfach so hinunter. Ich hab mir zwar einen Pelletsofen gekauft, aber warum muss ich Pellets hinaufschleppen? Andere im Haus heizen nicht mit Pellets, sie heizen Putin-Gas bei der Feuermauer hinaus, weil wir keine Ordnungspolitik haben, die sagt - sei es beim Dach, oder sei es bei der Feuermauer -: Wenn du das nicht sanierst, geht das nicht! Wenn du mit 120 auf dem Gürtel fährst, geht das auch nicht - wieso heizen wir dann Gas bei der Feuermauer, beim Dachboden hinaus? 

Es ist aber nicht nur die Ordnungspolitik - und ich adressiere jetzt Kollegen Valentin, weil ich davon ausgehen, dass er noch sprechen wird -, es ist nicht nur die Ordnungspolitik, wir müssen da auch einige andere wesentliche Dinge klären. Ich beziehe mich jetzt durchaus auf diese scheinbaren Nebensächlichkeiten, um zu zeigen, wie sehr das noch nicht in den Mainstream eingesickert ist und wie sehr ich darauf baue, dass wir im nächsten Jahr bei dieser Arbeitsgruppe einen großen Schritt gehen werden. 

Tatsache ist - ich habe das für meine Rede hier noch einmal recherchiert -, dass der Anteil der Althäuser, die im letzten Jahr saniert wurden, deutlich zurückgegangen ist gegenüber dem, was in den Jahren davor der Fall war. Ich habe mich erkundigt, woran das liegt. Es liegt nicht nur an den Finanzen, es liegt an einer falschen Ordnungspolitik. (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Konjunkturpaket!) 

Es liegt zum Beispiel daran - und ich schreibe noch keinen Brief an meinen Hauseigentümer, der wird nämlich folgendermaßen antworten, und verzeihen Sie mir, dass ich so ins Detail gehe, um zu sagen, wie viel sich hier ändern muss -: Wenn du an der Grundstücksgrenze 20 cm Wärmeschutz aufbringst, und das geht über die Grundstücksgrenze hinaus, wissen Sie, was das nach Wiener Recht ist? Das ist eine Besitzstörung! Du darfst nach Wiener Recht nicht ohne Weiters dämmen, dass es aufs Nachbargrundstück hinausgeht, und deswegen passiert es nicht.

Genau darum, diese unglaublich vielen Details zu ändern, geht es. Gehen Sie einmal bewusst durch die Stadt, und schauen Sie sich die Feuermauern an, die eine einzige Heizung für die Höfe darstellen! Sie wissen, womit wir heizen - wir heizen mit Gas -, Sie wissen, was Erdgas mit dem Klima macht, und Sie wissen, was das Erdgas aus sozialen Gründen für die Taschen der Bevölkerung heißt: Sie müssen mehr dafür zahlen. 

In den Objekten - um noch einmal etwas Positives zu sagen -, die saniert wurden, sind im Schnitt 50 Prozent des Energieverbrauchs eingespart worden: 50 Prozent der Kosten, 50 Prozent weniger Wertschöpfung, die wir nach Russland exportieren, und 50 Prozent mehr Investitionen in Wien, Stichwort Konjunkturpaket. Hier baue ich darauf, dass es vom Kollegen Valentin, von Frau StRin Sima, vom jetzt nicht anwesenden Herrn VBgm Ludwig - und Herr Hufnagl war bei den Diskussionen auch dabei - ernst genommen wird.

Das Argument, das im Bereich der Beamten vorgebracht wurde - ich nenne keine Person, weil Beamte sozusagen nicht als Personen zu adressieren sind -, lautete: Wieso sollen wir in Wien das machen, wenn acht Bundesländer das auch nicht haben? - Das ist vorbei! Wir müssen zumindest die Dinge, die leicht gehen, rasch durchführen und umsetzen, um weit über das hinauszugehen, worum es dabei geht.

Das ist für mich nur ein Beispiel, um zu zeigen. Nehmen wir uns jetzt wirklich diese Zahl zu Herzen! Ich anerkenne, noch einmal, die Mühe der Klimaschutzkoordinationsstelle, die aber an die Grenzen des Politischen kommt. Wenn wir sagen: „He, Ring autofrei, hier ist weniger Autoverkehr!", sagt die Sozialdemokratie aus ihrer Überlegung - und ich glaube, auch andere Parteien: „Nein, da ist uns anderes wichtiger!" Wenn wir „Ausdehnung Parkraumbewirtschaftung!" sagen, wenn wir sagen, dass Straßenbau in andere Bereiche umgeschichtet werden soll, sagen Sie: Nein, Sie wollen das nicht. 

Das Klimaschutzprogramm, das heute mehrheitlich beschlossen wird, sagt, dass die Gesamtemissionen bestenfalls leicht, aber nicht um 25 bis 40 Prozent zurückgehen. Wissen Sie - ich sage das noch einmal -, was 40 Prozent weniger an CO2-Emissionen in Wien für den Verkehr heißt? Da fallen Sie alle in Ohnmacht, und wir zur Hälfte auch! (Heiterkeit bei der ÖVP.) Diese Verbrennungsmotoren, diese Autos gibt es dann so nicht mehr.

Aber genau darüber wird jetzt gestritten. Ich bin gespannt, wie der Vorschlag der Europäischen Union lauten wird - und ich bin, bei vieler Kritik, stolzes Mitglied als Person, ich fühle tief in meinem Herzen als Europäer -, wie wir die 30 Prozent an CO2-Reduktion, die die EU vorgeschlagen hat, zustande bringen, zum Beispiel in Wien.

Eines geht auch nicht, nämlich sich unausgesetzt anzurechnen: „Ja, aber wir sind immer noch viel besser als die anderen." Irgendwo muss der Stahl hergestellt werden. Es kann auch keine Lösung sein, dass wir jetzt damit anfangen - da wurden auch gute Beispiele gebracht -, die Kraftwerke eben dort hinzustellen, wo sie angerechnet werden, wiewohl sie nicht national angerechnet werden, aber sozusagen über Tricksereien, von Stahlwerken bis hin zu Zementwerken, sie dort hinzustellen, dass die dann eben den Schwarzen Peter bekommen. 

30 bis 40 Prozent weniger CO2 bis 2020 - das ist in elf Jahren, da haben wir in der nächsten Periode Unglaubliches zu tun, meine Damen und Herren, und da ist ein autofreier Ring nicht einmal der Kakao auf dem Cappuccino! Da rede ich noch nicht von einer Nachspeise, geschweige denn von der Hauptspeise. 

Jetzt weiß ich schon, dass die Frage, was bei den Autos hinten herauskommt, nicht in Wien entschieden wird, sondern das werden die internationale Autoindustrie und die Europäische Union determinieren. Ich glaube nicht, dass es von heute auf morgen eine breite Palette von Elektromobilität geben wird. 

Ich anerkenne, dass wir es hineingeschrieben haben, dass wir auch im nächsten Jahr dafür sorgen werden, dass es die Infrastruktur gibt, wenn Autos - was ich viel mehr glaube - wie zweirädrige, dreirädrige, leichte vierrädrige Elektrofahrzeuge mit zweieinhalb Kilogramm etwas bringen. Ich glaube, dass wir einen neuen Fahrzeugtyp bekommen werden, den wir uns ansatzweise in China anschauen können. Die Idee, dass man eineinhalb Tonnen auf Elektro umrüstet und dazu, ich weiß nicht, um 10 000 EUR Batterien hinten hineinpackt, das ist eine Fehlkonstruktion - meine bescheidene technologische Einschätzung. Ich glaube, dass es da Leichtfahrzeuge geben wird, die völlig anders aussehen werden, als wir es uns heute vorstellen können. 

Ich anerkenne, dass wir den Solarinvestitionsanteil signifikant erhöht haben, ich anerkenne, dass wir Passivhausäquivalent als Standard drinstehen haben, ich anerkenne einiges. In Summe ist das Ergebnis für uns als Gesellschaft ernüchternd und für mich Motivation, noch viel drastischer und radikaler zu fordern. 

Lassen Sie mich mit dem schließen und es wiederholen, aber es ist mir - und diejenigen, die mich kennen, wissen das - ein wirklich tiefes Anliegen: 30 bis 40 Prozent CO2-Reduktion in den nächsten elf Jahren geht so weit über alles hinaus, was wir in unserer Gesellschaft verändern müssen! Das sagt nicht irgendwer, das verhandeln derzeit die Regierungschefs aller wesentlichen Länder der Welt. 

Da gibt es eine Errungenschaft der Zivilisation, die ein wunderbares Modell ist, und diese zivilisatorische Errungenschaft heißt: das Modell europäische Stadt. Ich bin viel in Johannesburg, das kenne ich sehr gut, das ist eine Stadt wie Los Angeles: Wenn ich dort einen Liter Milch einkaufen will, fahre ich 20 km mit dem Auto. Das geht nicht anders, dort gibt es keinen öffentlichen Verkehr. Ich fahre dort in vier Wochen mehr, als ich das ganze Jahr in Wien oder in Österreich mit dem Auto fahre. Das sind Länder, das sind Städte, die vor dramatischen Herausforderungen stehen. Ich sage nur ein bisschen, in welche Richtung das passieren wird; das sage ich nicht in Richtung Destruktion, sondern nur, um die Phantasie aufzumachen. 

Wenn es ein Siedlungsmodell gibt, das bei 40 Prozent CO2 beendet ist, ist das die Suburbanisierung. Was machen wir denn mit diesen Riesengebieten rund um Wien, in denen gesagt wird: „Was soll ich denn anderes tun, ich kann ja nur mit dem Auto fahren?“ Ja, du kannst dort nur mit dem Auto fahren, wenn du dein Kind in die Schule bringst, du kannst nur mit dem Auto fahren, wenn du einkaufen gehst, du kannst nur fahren, wenn du Freunde triffst. Und wenn du dann 60 oder 70 bist und allein in einem riesigen Haus sitzt? Auch dort werden zwei Drittel oder 60 Prozent der Leute geschieden. 

Wir haben das neulich einmal diskutiert: Was machen wir denn mit diesen Siedlungen? Mitte des 19. Jahrhunderts haben wir eine Infrastruktur niedergerissen, das war die Stadtmauer, da ist etwas übrig geblieben. Ich frage mich, ob wir nicht ernsthaft weite Teile der Stadt wirklich neu bauen müssen, nämlich neu bauen, was Verdichtung betrifft - und das nur als eine Metapher, damit Sie spüren, wie weit das letztlich gehen wird!

Abschließend noch einmal: Ich anerkenne, was hier versucht worden ist. Ich anerkenne vor allem das Procedere, dass man sich hinsetzt und verhandelt, dass man Vorschläge aufnimmt und bewertet. Vieles war nicht durchsetzbar, weil wir hier zu weit auseinander sind, insbesondere im Verkehrsbereich. Der überwiegende Teil, ein großer Teil des Klubs wird in seinem Abstimmungsverhalten zeigen, dass das nicht weit genug geht. 

Ich werde diesem Beitrag zustimmen, denn ich anerkenne das, was da drinnen ist. Und ich hoffe, dass wir bald darangehen können - nicht zuletzt wegen der Ergebnisse, die in Kopenhagen, fürchte ich, nicht passieren werden -, 40 Prozent CO2-Reduktion auch für Wien anzustreben. Wir haben dann eine andere Stadt. Ich bin mir aber sicher, es wird eine bessere - nicht nur eine grünere, sondern eine bessere - Stadt für die Menschen sein. - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Dipl-Ing Stiftner. Ich erteile es ihm. 

GR Dipl-Ing Roman Stiftner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Werte Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Während wir hier über das neue Klimaschutzprogramm und die Evaluierung des alten sprechen, debattieren zeitgleich in Kopenhagen die weltweit wichtigsten Entscheidungsträger des internationalen Klimaschutzes über die globalen Maßnahmen zur Bekämpfung der Erderwärmung. In diesen Stunden und Tagen, so kann und muss man annehmen, werden in der dänischen Hauptstadt hoffentlich doch noch jene Beschlüsse gefasst werden, dass fünf vor zwölf die Weichen so gestellt werden, dass unserer Erde ein Klima-Crash erspart bleibt. 

Es mag - und das ist in den vergangenen Tagen auch medial da und dort immer wieder berichtet worden - wissenschaftlich nicht alles zu 100 Prozent klar erhärtet worden sein. Es wird immer debattiert, was für eine Rolle Sonnenflecken bei der Klimaerwärmung spielen. Manche quittieren es mit einem Schmunzeln, wenn sie über den Methanausstoß der Kühe diskutieren. Aber eines, glaube ich, kann man generell festhalten: dass es hier nur mehr um Nuancen der Interpretation geht! Denn im Wesentlichen ist die Situation klar analysiert: Unser Globus und damit alles Leben darauf geraten in Gefahr, wenn es nicht gelingt, die Erderwärmung zu stoppen, verehrte Damen und Herren! Denn die Situation um die globale Erderwärmung ist mehr als bedenklich.

Ich möchte hier sehr wohl auch einige Fakten anführen, damit klar ist, warum es so wichtig ist, auch in Wien ein klares Klimaschutzprogramm auf die Beine zu stellen. Das abgelaufene Jahr war beispielsweise eines der wärmsten seit Anbeginn der Klimaaufzeichnungen im Jahre 1850. Die Durchschnittstemperatur stieg zwischen 1950 und 2000, also innerhalb von 50 Jahren, um ganze zweieinhalb Grad an. Sie wissen, drei Grad ist etwa jener Wert, den man sich vornimmt, in den allgemeinen Richtlinien nicht überschreiten zu wollen. 

Seit 1979 sind etwa 20 Prozent der Eiskappe rund um den Nordpol abgeschmolzen, also ein Fünftel. Allein im Jahr 2002 brachen 3 300 m² Eis vom Südpol ab, das ist etwa die Größe des Burgenlandes. Die Gletscher in Europa nehmen kontinuierlich ab, seit dem Jahre 1850 sind sie auf etwa ein Drittel zurückgegangen und zurückgeschmolzen. 

Weltweit - so geht es weiter - sind zwei Drittel der Korallenriffe durch den Klimawandel bedroht, 20 Prozent schwer geschädigt. Schwere Regenüberschwemmungen nehmen kontinuierlich zu. Allein in Südchina - das mag weit weg sein, aber das ist gerade ein Land, bei dem es entscheidend ist, dass es einen Beitrag zum Klimaschutz leistet - ist im Jahr 2006 durch Hochwasserereignisse ein Schaden für 17 Millionen Menschen eingetreten. Auch sehr persönliche und lebensbedrohliche Schäden waren darunter. 

Wir erlebten im Jahr 2002 die Hochwasserkatastrophe und hatten einen Schaden von 3 Milliarden EUR. Das ist natürlich auch eine Sache, wo man sagen muss, dass nicht nur ideeller, sondern auch ganz klar wirtschaftlicher Schaden dahintersteht. Genauso steigt die Sturm- und Taifun-Häufigkeit an.

Sehr geehrte Damen und Herren! Durch den Anstieg des Meeresspiegels kommen nicht nur Entwicklungsländer wie Bangladesh unter die Räder, sondern auch in Europa kommt es zu Problemen, die zwar mit Technologie beherrscht werden können, aber wie immer kostet es Geld - Geld, das wir wahrscheinlich besser in präventive Maßnahmen setzen sollten und nicht in Vermeidung von entsprechenden Auswirkungen. 

Auch in Österreich wird es Auswirkungen geben - auf die Landwirtschaft und auf den Wintertourismus -, und auch in Wien wird das laut einer Studie der Universität für Bodenkultur nicht ohne Auswirkungen bleiben. Seit den 70er Jahren haben wir einen Anstieg der so genannten Hitzetage, jener Tage über 30 Grad, von etwa 40 Prozent; zu mehr als der Hälfte war das eine Folge der Klimaentwicklung. Bei Anhalten dieses Trends werden wir uns relativ bald auf ein Klima, wie es heute in Florenz existiert, einstellen müssen. Wir werden Hitzetote haben, Fauna und Flora werden sich verändern, und die Wasserversorgung wird - zwar nicht nur durch dieses Problem, aber sicherlich auch dadurch - noch weiter unter Druck kommen. 

Wir sagen das nicht aus Sensationssucht. Denn anders als Kolleginnen und Kollegen von den GRÜNEN, die hier oft versuchen, mit einem apokalyptischen Untergang der Erde Stimmung zu machen, glaube ich, es ist ganz entscheidend, dass wir mit realistischen, seriösen Faktoren und Argumenten die reale Gefahr herausarbeiten, sehr geehrte Damen und Herren, und vor allem nach konkreten und umsetzbaren Lösungsansätzen suchen. Die Zeit der Träumereien ist vorbei. Handeln ist angesagt, sehr geehrte Damen und Herren, Handeln, das die Menschen auch mittragen! (Beifall bei der ÖVP.)
Sehr geehrte Damen und Herren! Ich glaube, es ist heute - gerade wenn wir nach Kopenhagen schauen - nicht an der Zeit, in der Frage des Klimaschutzes politisches Kleingeld zu wechseln. Es ist nicht an der Zeit, hier parteipolitisches Hickhack zu machen, sondern es geht darum, dass wir uns zumindest in der Sache einig sind, dass Klimaschutz ein Thema ist, das uns alle betrifft, das unsere Zukunft betrifft und das wir hier unbedingt auch gemeinsam mittragen sollten. 

Ich gebe gerne zu - das ist allgemein bekannt -, dass wir am derzeitigen Klimaschutzprogramm oder vielmehr an seiner Durchführung harte Kritik geübt haben. Das ist, wie gesagt, nicht am Programm selbst erfolgt, sondern an der Durchführung, und dabei bleibe ich auch, weil heute ja auch die Evaluierung des Klimaschutzprogramms I zu diskutieren ist und abgestimmt werden soll. 

Ich denke, dass es nicht gelungen ist, jene Maßnahmen durchzuführen, die im Klimaschutzpaket I selbst definiert worden sind, das wir übrigens als ÖVP damals in seiner Beschlussfassung mitgetragen haben, so wie wir auch das heutige Programm mittragen werden. Aber es hat eben offenbar am Willen, vielleicht auch am notwendigen Durchsetzungsvermögen der Umweltstadträte gefehlt, eine entsprechende Umsetzungen dieser Maßnahmen möglich zu machen. 

Ich weiß, Umweltschutz ist eine Querschnittsmaterie, und für Klimaschutz gilt das noch viel mehr. Noch dazu besteht Klimaschutz, ich möchte fast sagen, aus mehreren hundert Maßnahmen, die notwendig sind; alle sind miteinander verzahnt und greifen ineinander, fast wie in einem Uhrwerk. Es ist entscheidend, dass auch alle Räder so arbeiten, wenn man zum Erfolg kommen möchte. 

Genau hier waren, glaube ich, die Probleme des Klimaschutzpakets I, wo es versagt hat, weil es nicht gelungen ist, die großen Maßnahmen zur CO2-Reduktion wirklich durchzusetzen und alle Ressorts und Abteilungen des Magistrats in Wien zu vernetzen. Am Ende - und das muss man sachlich festhalten - der KliP I-Laufzeit steht nicht weniger, sondern steht mehr CO2. Das ist eine Tatsache, über die sich auch die SPÖ-Stadtregierung klar sein muss, und sie muss sich dieser Tatsache auch stellen, sehr geehrte Damen und Herren! 

Da hilft es nichts, Umfragen und Bewertungen in Auftrag zu geben. Da beschönigt auch irgendeine Studie nichts, mit der man doch noch nach irgendeinem Kriterium eine Umweltmusterstadt herauskristallisieren kann. Das hilft nichts, trotz aller Ausreden, dass andere ja noch viel schlechter seien, der Bund so wenig gemacht habe, die anderen Länder schlechter seien, der Pro-Kopf-Ausstoß bei CO2 in Wien eher im besseren Bereich in Österreich sei und so weiter. 

Das alles sind Argumente, sehr geehrte Damen und Herren von der SPÖ, die Sie für Ihre Parteiveranstaltungen verwenden können. Dann werden Sie bei Ihren Stammwählern vielleicht punkten, aber bei der österreichischen Bevölkerung sicherlich nicht, und schon gar nicht bei der Wiener. Da ist es auch so, dass wir die Fakten nicht beschönigend retten müssen, sondern dass Sie sich klar der Verantwortung stellen müssen. Das gilt für alle, auch wenn man das vielleicht nicht ernst nehmen mag. Ich weiß schon, ein bisschen - das ist auch schon im anderen Tagesordnungspunkt durchgekommen - ist hier bei der SPÖ nach wie vor das Prinzip vorherrschend: Wir haben ja die absolute Macht, daher ist es wurscht, was wir tun, wir setzen das ohnehin alles durch!

Tatsache ist aber jedenfalls, dass wir endlich gemeinsam damit beginnen sollten, einen Beitrag zum Stopp der Erderwärmung zu leisten. Wie wollen wir es denn den Menschen erklären? So gesehen, bin ich schon ein Stück bei den GRÜNEN, dass man sagen muss: Wenn schon das reiche Wien es nicht schafft, Maßnahmen auch wirklich umzusetzen, wie erklärt man es dann Menschen in Peking, Neu-Delhi, Kapstadt oder anderen Städten, Millionen- oder großen Städten, die oft auch aus finanziellen Gründen nicht in der Lage sind, jene Reduktionsziele umzusetzen, mit denen wir uns in der ersten Welt, im Gegensatz zur dritten Welt, ein wenig leichter tun? Ich denke, es ist einfach notwendig, dass wir international und vernetzt denken, und das, glaube ich, sollten wir auch hier gemeinsam durchführen. 

In diesem Zusammenhang möchte ich noch einmal auf Kopenhagen hinweisen, denn es ist schon wichtig, dass wir auch in der Wiener Kommunalpolitik eine entsprechende einheitliche Sichtweise bekommen. Ich würde mir wünschen, dass wirklich alle Fraktionen dieses Hauses wenigstens in Willenskundgebung das Klimaschutzprogramm mittragen. Ich weiß, dass es in dem Papier durchaus auch viele Punkte gibt, die man verbessern kann. Es ist ein Papier, in dem vieles vielleicht auch noch detaillierter festgeschrieben werden muss, aber an sich ist es die richtige Richtung. Ich denke, diesen Vertrauensvorschuss werden wir von unserer Fraktion den KliP-Verantwortlichen jedenfalls geben, damit wir auch in Zukunft überprüfen können, ob die selbst gesetzten Maßnahmen, die hier letztendlich die SPÖ gemacht hat, wirklich eingehalten werden. 

Ich möchte aber dann im Gegenzug, sehr geehrte Damen und Herren von der SPÖ, nicht mehr eine schöne theoretische Zukunftsbeschreibung zum Beispiel über Car Pooling oder irgendein theoretisches Hoffnungsgebiet Solarenergie hören. Wenn wir uns das nächste Mal über das KliP unterhalten, sehr geehrte Damen und Herren, möchte ich mich hier nicht mehr im Rhythmus einer unbestimmten Zukunftsmusik wiegen, sondern ganz konkrete Umsetzungserfolgsgeschichten hören, was man wirklich konkret für die Umwelt in Wien gemacht hat. 

Das Beste in diesem Zusammenhang wäre es, wenn wir auch kein Klimaschutzprogramm III mehr brauchen würden, sondern wenn Sie nach Ablauf des KliP II eine Evaluierung vorlegen könnten, in der als letzter Satz drinsteht: Alle Maßnahmen wurden umgesetzt, und die Zielwerte wurden erreicht.

Anders als beim KliP I wünschen wir uns beim KliP II einen Erfolg. Von unserer Seite bekommen Sie die Unterstützung für Ihre zweite Chance, sehr geehrte Damen und Herren von der SPÖ. Natürlich bedarf es auch einer entsprechenden laufenden Evaluierung und nicht einer Mogelpackung. Ich habe hier leider oft den Verdacht, dass es immer wieder um so eine Mogelpackung geht. 

Warum sage ich das? - Weil es beim Klimaschutzpaket I mehrere Evaluierungsberichte gegeben hat! Da gab es einen Entwurf vom Dezember 2008, in dem in der Zusammenfassung einiges recht kritisch angemerkt wurde. Darin wurde beispielsweise der fehlende Beitrag der Wiener Verkehrspolitik herausgearbeitet, und auch eine Erhöhung der Sanierungsrate bei der thermischen Gebäudesanierung wurde vorgeschlagen. 

Da haben Sie diese Punkte natürlich zu Recht auch als Kritik verstanden. Letztendlich ist es dann in der Zusammenfassung zu einer recht zahnlosen Formulierung gekommen, die uns vorgeschlagen worden ist und die fälschlicherweise signalisiert hat, dass ohnehin wieder alles in Ordnung ist. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Es darf nicht dazu kommen, dass das beim neuen Klimaschutzprogramm wieder passiert. Wir werden genau aufpassen, dass es eine korrekte Evaluierung gibt und dass die Maßnahmen, die hier definiert sind und die heute mit hoher Wahrscheinlichkeit beschlossen werden, auch wirklich auf Punkt und Beistrich umgesetzt werden, sehr geehrte Damen und Herren! Wir werden auch aufpassen, dass die verschiedenen Vernetzungen in den Magistratsabteilungen wirklich eingehalten werden. 

Ich glaube, dass es ganz entscheidend ist, dass wir im Klimaschutz auch in Zukunft entsprechendes Potenzial einbringen. Ich denke, dass es gelungen ist - und das ist auch der Grund, warum wir uns dazu entschieden haben, dieses Paket mitzutragen -, in den Vorgesprächen - und das ist durchaus ein besserer Prozess als vielfach in der Vergangenheit gewesen - sich auch durch die entsprechenden Zusammenkünfte auf technischer und operativer Ebene einzubringen und Maßnahmen vorzuschlagen. 

Einige wurden hier ja auch durchaus eingebracht. So freut es mich ganz besonders, dass wir im Bereich der Solartechnik, der Solarpolitik einiges an Punkten einbringen konnten. Die Wiener Stadtregierung hat auch die erneuerbaren Energieträger endlich wieder erkannt. 

Ich denke, dass außerdem der Bereich der Elektromobilität, in welcher Form auch immer, verstärkt zum Einsatz kommen wird und dass wir hoffentlich auch hier wieder zu Fördermaßnahmen, die ja ausgelaufen sind, kommen können, damit es auch im Bereich der Verkehrspolitik eine entsprechend klare Signalisierung geben wird. Es geht nicht darum, die Mobilität einzuschränken, es geht darum, die Emissionen zu reduzieren. 

Das ist der klare Ansatz, der uns natürlich auch fundamental von den GRÜNEN unterscheidet, die den Wienerinnen und Wienern offenbar die Mobilität wegnehmen wollen und sie einschränken wollen. Das wollen wir nicht. Wir wollen, dass das Klima geschützt wird, dass die Umwelt geschützt wird und dass wir hier auch mit Emissionen entsprechend vorsichtig umgehen werden. 

Ich denke, dass auch in der Frage der Kältetechnik einige notwendige Schritte gesetzt werden. Es ist auch im Klimaschutzprogramm drinnen, dass mit entsprechender solarer Klimatechnik der umgekehrte Prozess des Heizens, also das Kühlen, umgesetzt werden kann. Das ist ganz besonders dann wichtig, wenn es wärmer wird. Auf der einen Seite werden die Temperaturen höher, auf der anderen Seite ist es natürlich so, dass die Menschen sich mit dem höheren Lebensstandard auch sehr bewusst im Sommer in kühleren Wohnungen oder Bürogebäuden wohler fühlen, und deshalb wird der Energiebedarf automatisch ansteigen. 

Hier müssen wir entsprechend gegensteuern. Auch das ist, glaube ich, ein wichtiger Input, weil nämlich, wie wir alle wissen, für die Kühlung um 1 Grad Celsius das Dreifache der Menge gegenüber der Heizung notwendig ist. Deshalb ist das auch ein entsprechend präventiver Schritt, der gemacht werden muss, sehr geehrte Damen und Herren!

Es geht aber natürlich auch um die Sicherung der Energieversorgung. Hier brauchen wir auch andere Maßnahmen - Biomasseeinsatz -, wir brauchen eine bessere Steuerungstechnik, eine verbrauchsorientierte Energieverbrauchsabrechnung, damit auch das Bewusstsein der Menschen geschärft wird. Wir brauchen außerdem eine Optimierung bei Energieträgern, von denen wir nicht von heute auf morgen loskommen, wie Gas und Fernwärme. 

Bei Gas brauchen wir vor allem Versorgungssicherheit. Wir wissen das alle aus der Vergangenheit, und hoffentlich brauchen wir es heuer zum Jahreswechsel nicht wieder zu erleben, dass es durch eine entsprechende internationale Problematik aus Russland wieder zu Engpässen kommt. Hier hat Wien Gas die Aufgabe, mehrere Zulieferer zu organisieren, dass es auch zu einer entsprechenden Sicherheit kommt. (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Es hat in Wien keine Engpässe gegeben!) Es ist ganz entscheidend, dass man der Biogasgewinnung ihre Bedeutung beimisst und auch dort entsprechendes Potenzial schafft.

Sehr geehrte Damen und Herren! Auch Fernwärme gehört zu jenen Formen von Raumwärmegewinnung, die grundsätzlich einen guten Ruf genießen. Allerdings - und das ist schon eine Kritik - handelt es sich bei der Fernwärme um einen Monopolbetrieb, der nicht dazu geeignet ist, die Fernwärmeversorgung in dieser Stadt wirklich zum Durchbruch zu bringen. Nicht die Technologie ist es, die ein Problem ist, sondern die Frage, wie es in Wien organisiert ist, müssen wir in Zukunft auch gemeinsam diskutieren. Wir sehen aus ökologischer, aber auch aus ökonomischer Sicht nicht ein, warum es in dieser Stadt Fernwärmevorzugsgebiete gibt, in denen die Installation von erneuerbaren Energien für die notwendige Heiztechnik nicht gefördert wird, nur weil das dort ein Fernwärmevorzugsgebiet ist.

Sehr geehrte Damen und Herren! Einen Wettbewerb darf es auch in Bereichen der Ökologie geben, Klimaschutz schließt das nicht aus. Das ist nur eine ideologische Frage, die Sie, sehr geehrte Damen und Herren von der SPÖ, sich sehr gut überlegen sollten. Da werden wir auch in Zukunft den Finger auf die Wunde legen, dass das nicht weiter Schule macht. (Beifall bei der ÖVP.)
Es ist auch in ökologischer Hinsicht nicht zumutbar, dass die Fernwärme weiterhin als Monopol geführt wird, weil genau das nicht förderlich für den Umweltschutz ist, sondern hinderlich, und weil genau das der Grund ist, warum es vielfach abgelehnt wird. Ich denke, dass es notwendig ist, sich diesem Thema ganz intensiv zu widmen, denn ökologisches Denken schließt die ökonomische Vernunft nicht aus und schließt die Marktgesetze nicht aus. Wir werden uns auch in diesem Zusammenhang in Zukunft ganz klar einbringen. 

Wir werden uns aber grosso modo von diesem Anliegen, einen konstruktiven Neubeginn beim Klimaschutzprogramm II dieser Stadt zu machen, nicht abbringen lassen. Als Ansatz erscheint uns das Klimaschutzpaket II als eine gute Möglichkeit, diesen Neustart auf eine solide, möglichst breite Basis zu stellen. 

In diesem Sinne werden wir das Klimaschutzpaket II unterstützen, werden wir unsere Zustimmung geben, um jenen politischen Kräften und jenen Kräften im Magistrat, die dem Klimaschutzpaket wirklich zum Durchbruch verhelfen wollen, den Rücken zu stärken. Und in diesem Sinne hoffe ich, dass wir bei der Evaluierung des Klimaschutzprogramms II ein besseres Ergebnis bekommen können, als es nun beim Klimaschutzprogramm I der Fall ist. - Vielen Dank. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Hufnagl. Ich erteile es ihm. 

GR Heinz Hufnagl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau StRin Mag Sima! Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren des Wiener Gemeinderates! 

Als die ersten konkreten Vorarbeiten für ein Klimaschutzprogramm 1997 in Wien anliefen, gab es neben den Initiatoren und Befürwortern, vornehmlich der Wiener Stadtregierung und unterstützenden NGOs, zwei Gruppen von Skeptikern: die grundsätzlichen Zweifler am menschenverursachten Klimawandel, getreu dem falschen und kurzsichtigen Motto, dass es in der Erdgeschichte schon immer Erwärmungen und Eiszeiten gegeben hat, und daneben noch die pessimistisch warnenden Stimmen, die verlauten ließen: Ein derart umfassendes, flächendeckendes, interdisziplinäres Programm, das noch dazu weit über den Magistrat der Stadt Wien und die Beteiligungen der Stadt an Unternehmen hinausgeht, ist von vornherein zum Scheitern verurteilt und damit entbehrlich. 

Aber auch beim Klimawandel hat sich herausgestellt, dass die Wahrheit eine Tochter der Zeit ist. Daher wissen wir heute, die Auswüchse der Wetterkapriolen sind auch bei uns, beispielsweise durch orkanartige Stürme und das de facto Wegfallen der Übergangsjahreszeiten, mehr als spürbar geworden. Schanigärten im November zu besuchen, ist auf der einen Seite charmant und hat einen Bequemlichkeitscharakter, andererseits sollten wir sehr nachdenklich sein und darüber nachdenken, wie das überhaupt möglich wurde. 

Das in der Menschheitsgeschichte beispiellose Verbrennen von fossilen Primärenergieträgern, gepaart mit der Explosion der Weltbevölkerung, begleitet von Ernährungsproblemen, und schlussendlich der Raubbau an den tropischen Regenwäldern können einfach nicht ohne elementare Folgen bleiben! Schneller als die Zahl der unverbesserlichen Zweifler an der menschenverursachten Klimaänderung schmelzen derzeit nur mehr die Polkappen ab. 

Erfreulicherweise kann festgestellt werden, dass Wien schon zum denkbar frühesten Zeitpunkt all diesen Phänomenen mit Seriosität entgegengeblickt und entsprechende Vorkehrung getroffen hat. Wir können sagen, unbeschadet unserer relativen Kleinheit von nur 431 km² waren wir sehr rasch bemüht, in diesem turbulenten Meer der Klimaverwandlungen und des Klimawechsels eine kleine, aber feine Arche Noah aufzubauen. 

Manchen Unkenrufen zum Trotz wurde nach fast zweijähriger fundierter Vorbereitungsarbeit mit zahlreichen internen und externen Experten ein umfassendes und, was noch viel wichtiger ist, ein obligatorisch verpflichtendes Klimaschutzprogramm für Wien entwickelt und mit einer breiten Mehrheit - vier der damals im Gemeinderat vertretenen Parteien haben dem zugestimmt - auch beschlossen. Dieses KliP I umfasst Handlungsfelder in der Energieerzeugung und –distribution, für Wien klarerweise bei Strom und Fernwärme, im Großbereich Wohnen, in der Evaluierung der Betriebe, in der Stadtverfassung, in ihrer Eigenverantwortung und Vorbildrolle beim Beschaffungswesen und der Abfallwirtschaft und schlussendlich im Großfaktor Mobilität, mit der Steuerung von Modal-Split in Richtung Umweltverbund und damit Dominanz einer sanften Mobilität. Dazu wurden 36 Maßnahmenprogramme definiert und 341 konkrete Einzelmaßnahmen tatsächlich in die Welt gesetzt. 

Zugleich mit der Implementierung des KliP in das gesamte Entscheidungs- und Verwaltungsgeschehen des Magistrats und der Unternehmungsgruppe Stadtwerke Holding wurde eine zentrale Forderung des KliP erfüllt - und das war mir damals als einem, der die Freude hatte, nicht unwesentlich daran beteiligt gewesen zu sein, ein ganz spezielles Anliegen -: Es wurde eine unabhängige, weisungsfreie Instanz geschaffen und installiert, die evaluierend begleitend, aber auch kritisch kontrollierend diesem Ablauf des KliP als Partner gegenübersteht, nämlich die Klimaschutzkoordinationsstelle in der Magistratsdirektion. Diese ist es auch, die uns heute den vierten und vorläufig abschließenden Bericht zur Evaluierung des KliP als Voraussetzung für weitere richtungsweisende Maßnahmen setzt. 

Was sind nun die Kernaussagen, die auf Grund des Evaluierungsberichtes, von der Klimaschutzkoordination beauftragt, an die österreichische Energieagentur, also eine außenstehende, objektive und unbefangene Instanz, so zusammengefasst wurden?

Erstens: Alle Maßnahmenprogramme mit sämtlichen Einzelmaßnahmen wurden auch ganz konkret in Angriff genommen. Vergleichsweise zu anderen Megaprogrammen - wie das KliP zweifelsohne positiv benannt werden kann - ist das an und für sich schon ein toller Erfolg und es hebt sich das Wiener KliP wohltuend von zahlreichen anderen Programmen und erst recht von internationalen Klimaprogrammen ab, wenn wir hier einen sorgenvollen Blick nach Kopenhagen richten wollen.

Zweitens: Die bis 2010 dimensionierte KliP-Umsetzung hat bereits zum Ultimo des Jahres 2008 3,1 Millionen Tonnen CO2-Äquivalentvermeidung und de facto -einsparung gebracht. 

Drittens: Das absolute, ursprünglich klar definierte Ziel der Einsparung von nur 2,6 Millionen Tonnen wurde schon 2006 erreicht, und damit kann viertens am Beginn des Klimazieljahres 2010, also konkret in 14 Tagen, eine deutliche Übererfüllung des Klimazielpotenzials an eingesparten CO2-Äquivalenten erreicht werden.

Fünftens - und das zeigt auch, dass das Klimaschutzprogramm in Wien einen ernormen Impulsfaktor für das Wirtschaftsleben und die innovativen Kräfte in dieser Stadt bedeutet -: Bis Ende 2008 haben alle von der Energieagentur untersuchten Maßnahmen Direktinvestitionen von 11 Milliarden EUR nach sich gezogen und Wertschöpfungseffekte von 25 Milliarden EUR ausgelöst.

Sechstens - und das ist der Sozialdemokratie ein spezielles Anliegen: Es wurden geschätzte 56 000 Arbeitsplätze, die im unmittelbaren Konnex mit der Verwirklichung des KliP stehen, in dieser Stadt entweder neu geschaffen oder in ihrer grundlegenden Substanz abgesichert.

Somit, geschätzte Damen und Herren des Wiener Gemeinderats, kann festgehalten werden: Das Wiener Klimaschutzprogramm ist bis dato ein absoluter multifunktioneller Erfolg und hat Wien an die Spitze aller Bundesländer im offensiven Kampf gegen den Klimawandel gebracht.

Pars pro toto seien hier die wichtigsten Elemente der KliP-Realisierung angeführt: 

Die Fernwärme Wien verfügt mittlerweile über 300 000 Privatkunden. In 300 000 Wiener Haushalten wird die Fernwärme mit Wasser und Wärmeproduktion spürbar. Die Zahl ihrer Kunden konnte seit 1999 um ein sattes Drittel gesteigert werden. 

Die Effizienzverbesserung im Wiener Kraftwerkspark, sprich, die Brennstoffausnützung, ist durch obligatorische Einbauten von Kraft-Wärme-Kopplungen in allen Verbrennungsanlagen Wiens sowie durch den Austausch der Blöcke 1 und 2 im Kraftwerk Simmering durch zeitgemäße moderne Installationen von 60 auf 70 Prozent erreicht worden.

Das KliP brachte weiters die Errichtung des europaweit größten Waldbiomassekraftwerkes in Simmering mit Strom für 46 000 und Fernwärme für 12 000 Haushalte.

Die Fertigstellung des Kraftwerks Freudenau, ein Thema, bei dem wir uns erst jetzt wieder daran erinnern, wenn wir heute eine neue Volksbefragung für Wien zum Beschluss erheben, dass die letzte Phase des Kraftwerks Freudenau mit der sechsten Turbine genau in die Vorbereitung zum KliP fällt und es uns ermöglicht, dass eine Milliarde Kilowattstunden grüner Strom eben dort erzeugt wird. Im Übrigen, die Freudenau ist das einzige Flusskraftwerk in einer Millionenstadt, das auch nur annähernd diese Dimension aufweisen kann.

Es kam zur Errichtung einer Biogasanlage für die entsprechende Verwertung feucht-biogener Abfälle aus diversen Großküchen einer Vielzahl von städtischen Einrichtungen, Krankenanstalten und geriatrischen Zentren. 

Ein kleines, aber nettes Kraftwerk in Nußdorf sorgt dafür, dass 10 000 Haushalte saubere Energie geliefert bekommen. 

Wien hat Österreichs beste Förderungen für mittlerweile 2 500 solarthermische Anlagen mit 35 000 m² Kollektorfläche zur Warmwasseraufbereitung und Raumheizung und auch eine gezielte Forcierung von Niedrigenergiehäusern und Passivhäusern als neues zentrales Element im Wohnhausneubau dieser Stadt generell. 

Aber auch Förderungen für mittlerweile 150 Fotovoltaikanlagen, eine der größten davon ist am so genannten Bartenstein-Block, was viel weniger mit einem ehemaligen, eher der Industrie als dem Klimaschutz verbundenen Umweltminister zu tun hat als vielmehr mit dem Namen des Amtshauses in der Bartensteingasse/Rathausstraße.

Verwirklichung des Thermoprofitprogramms, wo neben dem Kernbereich thermisch-energetische Sanierung – und mittlerweile ist Thewosan ja zu einem Markenzeichen für sich geworden - mit verschiedenen Förderschienen im Rahmen des KliP in 166 000 Wohneinheiten eine CO2-Einsparung von 263 000 Tonnen erzielt wurde.

Ja, ein ganz effizienter Punkt, meine Damen und Herren, ist der Wiener Wohnbau: Seit 1995 wurden 220 000 Miet- sowie Eigentumswohnungen thermisch optimal erneuert. Ein Drittel des gesamten Wiener Wohnungsbestands wurde hier einer zeitgemäßen zukunftsweisenden Ertüchtigung zugeführt. Wir können daher mit Stolz festhalten, dass durch das KliP Wien nach dem Wiederaufbau und nach der Entfernung der elementarsten Kriegsschäden die größte Sanierung und das beste Investitionsprogramm verordnet wurde, das die Zweite Republik überhaupt erlebt hat. Allein diese Tatsache (Beifall bei der SPÖ.) hat sich wohltuend auf die Lebens- und Wohnqualität in ganz Wien ausgewirkt und rechtfertigt alle Anstrengungen beim aktiven Klimaschutz in Wien. 

Den Wiener Betrieben wiederum hilft die Stadt neben der optimalen thermischen Gebäudehüllensanierung vor allem mit der seit elf Jahren wirksam gewordenen Aktivität und dem Serviceangebot des ÖkoBusinessPlans. 680 Wiener Unternehmen aus nahezu allen Branchen dieser Stadt haben durch praktische Reduktionen beim Wasserverbrauch, bei den Abwassermengen, bei den Abfallmengen, beim Energieverbrauch sowie bei der Ertüchtigung ihres Fuhrparks 47 Millionen EUR laufend an Betriebskosten eingespart. Wir sehen also, der alte Widerspruch zwischen Ökologie und Ökonomie ist beim ÖkoBusinessPlan konkret aufgehoben und ins positive Gegenteil verkehrt worden.

Auch beim Großkampf Mobilität gibt es herzeigbare Erfolge zu vermelden. 2006 gelang es, den Modal-Split zu drehen und einen Turnaround zum Guten zu erzielen. Seither nutzen mehr Fahrgäste die Wiener Linien als WienerInnen und Gäste dieser Stadt, die ihre Wege mit dem Individualverkehr zurücklegen. Fußläufig, per Rad oder mit den Wiener Öffis, das ist zum absoluten Beförderungs-Hit geworden. Und mit dieser sukzessiven Abnahme des MIV wird auch den Plansetzungen des Masterplans Verkehr 2003 und des Stadtentwicklungsplans 2005 zur Forcierung der sanften Mobilität entsprochen.

Die Umstellung der Busflotte auf Niederflurbetrieb, die Anschaffung von ULF-Straßenbahnen auf mittlerweile allen Straßenbahnlinien Wiens, die Fortsetzung des U-Bahn-Ausbaus und die stetige Verbesserung im Radwegenetz waren für diese erfreuliche Entwicklung jedenfalls wesentliche Voraussetzungen.

Sehr geehrte Damen und Herren! Lassen Sie mich bei der Gelegenheit eine grundsätzliche Anmerkung über das Rollenspiel von Regierung und Opposition machen. Es ist natürlich über den grundsätzlichen Konsens hinaus verständlich und er wurde auch schon von den Oppositionsrednern erfreulicherweise nicht hinter den Berg gehalten, dass es natürlich bei vielen Einzelmaßnahmen von der Opposition immer wieder die Forderung nach noch mehr, nach noch schneller geben wird. Das kann jedoch keineswegs darüber hinwegtäuschen, dass der konzertierte Klimaschutz in Wien prächtig funktioniert und vorbildlich und konkret wirksam wurde.

Das sieht nicht nur die Sozialdemokratie dieses Hauses so. Vielmehr wurde die Stadt erst vor zwei Monaten in ihrer Vorbildrolle unverdächtig von jedem Eigenlob bestätigt. Wien erhielt bei 440 teilnehmenden Gemeinden, Großgemeinden und Metropolen aus 11 europäischen Ländern vom Klimabündnis Österreich den 1. Platz für, und ich darf wörtlich zitieren: „das umfassendste und detailreichste Klimaprogramm“ zugeordnet. Mehr noch: Wir wurden mit dem „Climate Star 2009“ ausgezeichnet, den ich damit symbolisch allen am Klimaschutz in Wien arbeitenden Damen und Herren als Anerkennung für ihre Leistungen überreichen darf. So schaut dieses schöne Ding aus. (GR Dr Kurt Stürzenbecher zeigt die Auszeichnung.) Es ist der Stadt Wien übrigens zum zweiten Mal für Anerkennung und herausragende Leistungen beim Klimaschutz zugemessen worden. Danke für diesen Einsatz. (Beifall bei der SPÖ.) 

Aber wir ruhen uns nicht auf den bisherigen Ergebnissen aus. Es gibt wahrlich noch viel zu tun. Besonders in den Bereichen Energie und Mobilität sind wir beileibe noch nicht am Ende der Fahnenstange des Klimaschutzes angelangt.

Daher liegt uns heute nach intensiven Diskussions- und Arbeitsprozessen der im bestmöglichen fachlichen und politischen Konsens entwickelte Entwurf des Klimaschutzprogramms II vor. Über die transparente, demokratische Art der Entstehungsgeschichte ist von der Opposition erfreulicherweise schon ein ehrliches Wort hier zum Ausdruck gebracht worden. Ich möchte aber auch bei der Gelegenheit festhalten, dass dieses Klimaschutzprogramm tendenziell eine Fortsetzung, aber auch eine Verbesserung der bisherigen Erfahrungswerte darstellt. KliP II umfasst erneut 5 etwas veränderte Handlungsfelder, nunmehr 37 Maßnahmenprogramme und sogar 387 Einzelmaßnahmen. Es setzt verstärkt fort und verdichtet dort, wo sich das KliP I tendenziell als richtig, als notwendig und als zielführend erwiesen hat, vor allem in den Handlungsfeldern Energieerzeugung und Energiedistribution. Das Modul Mobilität wird um den Bereich Stadtstruktur und Lebensqualität angereichert und die Land- und Forstwirtschaft und der Naturschutz werden ebenfalls klimarelevant eingebunden.

Die Öffentlichkeitsarbeit als neuer Schwerpunkt wird schließlich als zentrales Handlungsfeld für alle übrigen definiert, denn Bewusstseins- und Meinungsbildung kann gerade beim Klimaschutz nicht intensiv genug vorangetrieben werden. Danach sind auch noch Anpassungsmaßnahmen Wiens an den globalen Klimawandel angesprochen – denn der diesbezügliche Handel ist schlecht, ich würde ihn in dem Zusammenhang als moderne Ablasskrämerei bezeichnen. Wir sind sehr froh, dass Wien nicht darauf angewiesen ist, hier bei diesem Zertifikatshandel zum Player zu werden. Also beim globalen Klimawandel ist jedenfalls auch ein Kapitel formuliert, wo wir anregen müssen, was müssen wir tun, um den bereits vorhandenen Änderungen auf dieser Erde adäquat zu begegnen. Es geht um Fragen, ob unsere exzellente Versorgung mit Hochgebirgsquellwasser für die immer heißer, länger und vor allem niederschlagsärmer werdenden Sommer- und Herbstmonate ausreichen wird. Es gilt zu prüfen, inwieweit das am meisten angewendete Wiener Landesgesetz, nämlich die Bauordnung, auch mit ihren technischen Anforderungen den immer häufiger werdenden orkanartigen Stürmen in Wien gerecht wird, um nur zwei Beispiele zu nennen.

Meine Damen und Herren! Wien hat schon jetzt vor allem durch die Realisierung des KliP I die geringsten CO2-Emissionen pro Kopf der Bevölkerung österreichweit gemessen. 20 Prozent weniger Treibhausgase pro Kopf im Jahr 2020 gegenüber 1990 - wir haben bewusst 1990 als Ausgangslage gewählt, das Jahr, wo der Klimaschutz in Wien programmatisch begonnen wurde, aber auch das Jahr, auf das die Kyoto-Protokolle Bezug nehmen. Das ist ein sehr ehrgeiziges Ziel im Wiener Klimaschutz, extrem ambitioniert. Aber ich denke, wenn alle Beteiligten, alle Angesprochenen, all die Maßnahmen, die sie selbst in Eigenverantwortung und Eigenregie haben, auch tatsächlich lösen können, dann wird es zu schaffen sein. 

Lassen Sie mich an dieser Stelle einen mannigfachen Dank auch zum Ausdruck bringen. Nicht, um einen Höflichkeitsapplaus zu ernten oder einen Applaus, der vielmehr allen Akteuren beim Klimaschutz in Wien gebühren würde. Ich möchte den Dank des Wiener Gemeinderats vor allem der Klimaschutzkoordination, angeführt von Frau Mag DDr Fohler-Norek an der Spitze und ihrem Stellvertreter Dipl-Ing Michael Sattler, zum Ausdruck bringen, aber auch seinem Vorgänger Herrn Dipl-Ing Dr Robert Friedbacher, der übrigens die Philosophie und das Wissen und die Ambition, die er sich in der Koordination zugelegt hat, jetzt bei seinem neuen Job in der MA 34 - Energieverwendung und Umwelt sinnvoll weitertragen und weiter anwenden kann. Darüber hinaus gibt es ein kleines Team von, ich denke, vier Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, ein Teil dazu noch in Halbtagstätigkeit, die mit sehr viel Akribie, sehr viel Fleiß und Engagement ein Mammutprogramm zehn Jahre hindurch begleitet haben. Meine Damen und Herren, so etwas, was am Anfang mit großem Zweifel behaftet war, nicht nur mit Leben zu erfüllen, sondern in allen Details auch tatsächlich in diese Stadt hineinzutragen und zu implementieren, verdient unser besonderes Lob und unsere spezielle Anerkennung, liebe Christine, für dich und dein tolles Team! (Beifall bei der SPÖ.)
Die Verwirklichung der bisherigen Maßnahmen, aber auch die Fortschreibung des KliP verdanken wir auch den 50 Expertinnen und Experten, die quer über den Magistrat und die Betriebe der Stadt Wien dafür sorgen, dass wir über ein verlässliches Netzwerk von Klimaarbeitern verfügen. Auch diese Damen und Herren darf ich hier, nachdem sie nicht so bewusst in Erscheinung treten können, symbolisch vor den Vorhang bitten. 

Ich möchte aber auch die Einschätzung vom Kollegen Chorherr und fairerweise vom Kollegen Stiftner, dass wir in der Projektgruppe in einer sehr sachlichen, einer sehr zielorientierten Form um Formulierungen gerungen haben, um Programmpunkte gerungen haben, oft einzelne Passagen Spitz auf Knopf hart diskutiert haben, aber schlussendlich die Gemeinsamkeit hervorgeholt haben, nicht unerwähnt lassen. 

Hoher Gemeinderat, ich komme schon zum Schluss. Der Herr Umweltminister hat den Klimaschutz in einem „Kronen Zeitung“-Interview, ich schaue jetzt nur, ob ich diese Passage finde, mit Zähneputzen gleichgestellt. Ich meine, das ist nicht nur etwas flapsig formuliert, er greift damit eindeutig zu kurz. Um bei diesem Bild zu bleiben, lassen Sie mich sagen: Wir in Wien verstehen einen wirksamen, einen vorsorgenden Klimaschutz vielmehr als ganzheitliche Körperpflege zum Schutz der Menschen und der Lebensqualität mit Fauna und Flora. Die Sozialdemokratie wird sich jedenfalls weiterhin mit aller Kraft, sei es auf der politischen Seite, sei es auf der beamteten Seite, dort, wo die Menschen mit uns eines Sinnes sind, dafür sorgen, dass optimale Klimaschutzaktivitäten, auch unterstützt von ÖVP und Freiheitlichen - ich habe Ihre Zustimmung ja signalisiert bekommen - in die Wirklichkeit gebracht werden. Ich lade aber auch die Damen und Herren von der grünen Fraktion, nämlich den skeptischen größeren Teil der grünen Fraktion, herzlich ein, sich nicht wie bei Ihrem Zukunftskongress mit der Warnung vor dem Methanausstoß der Rinder zu begnügen und das Kalbsschnitzel zu dämonisieren, sondern mit Ihrem Verhandlungsbeauftragten, Kollegen Mag Chorherr, an einem Strang zu ziehen und damit eine einhellige Verabschiedung des KliP in Wien zu ermöglichen. 

Lassen Sie es mich sportlich sagen: KliP, KliP, hurra, auf zur zweiten Halbzeit mit der anerkennenden und vor allem mit der zukunftssichernden KliP-Aktivität Wiens. Um Paul Watzlawick zu zitieren: „Nicht das, was momentan in Kopenhagen passiert, als Anleitung zum Unglücklichsein, sondern vielmehr das Prinzip Hoffnung sollte uns beim Wiener KliP Ermutigung und Arbeitsauftrag sein.“ - Ich danke sehr für Ihre Aufmerksamkeit. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächster zum Wort gemeldet ist GR Mag Maresch und ich weise ihn nur auf die Redezeit, die ab nun gilt, nämlich 20 Minuten, hin.

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Also jetzt habe ich sozusagen die Rolle des Bösen, der in Wirklichkeit sagen muss: Das Glas ist ein Viertel voll und drei Viertel leer oder umgekehrt. Nein, eigentlich ist es ein Viertel voll und drei Viertel leer. 

Ich meine: Fein, dass ihr den „Climate Star“ gekriegt habt, nicht ihr, sondern die Stadt Wien. Aber die Stadt Wien ist ja die SPÖ, das hören wir ja immer wieder. Der Punkt ist ja in Wirklichkeit, dass das KliP I, das habe ich ja sehr toll gefunden, mit einem Volumen von 2,8 Millionen Tonnen auf 3,1 Millionen Tonnen überschritten worden ist und jetzt haben wir ein Volumen von 1,4 Millionen Tonnen. Warum so zauderlich? Warum so zögerlich? Wenn man sich in Wirklichkeit die Berichterstattung in Kopenhagen anschaut, Kollege Chorherr hat es auch gesagt, sind 30 bis 40 Prozent Reduktion notwendig. Wieviel hat Wien? 21 Prozent? Wo doch Wien in Wirklichkeit beim Klimabündnis Mitglied ist und eigentlich bis 2010 50 Prozent reduzieren wollte und rausgekommen ist nach unterschiedlicher Berechnungsweise 6 Prozent Reduktion oder in Wirklichkeit eine Minusreduktion, wenn man es so will. In Wirklichkeit also weit mehr als vorher. Ich denke mir, da gibt es noch einiges zu tun. Da muss ich von vornherein schon sagen: Das, was da herausgekommen ist, da ist sicher nicht die Klimaschutzkoordination schuld, ganz sicher nicht, sondern ganz im Gegenteil. Da ist gute Arbeit geleistet worden mit ganz viel Engagement. Und die Bretter, die sie bohren mussten, werden immer dicker. Das ist nämlich der Witz dabei. Wenn man sich einmal anschaut, genau, und zwar im Detail - und die Frau Stadträtin hat schon befürchtet, ich werde eine Lesung machen. Nein, ich werde keine Lesung machen, sondern ich habe es akribisch durchgeschaut und dann sieht man schon, wo was weitergegangen ist oder wo gar nichts weitergeht. 

Wir wollten ursprünglich genau aus dem Grund nicht so abstimmen, wie wir jetzt abstimmen, sondern unser Vorschlag war: Stimmen wir es nach Handlungsfeldern ab. Da wäre nämlich herausgekommen, dass der ganze Klub beim Handlungsfeld 2 zugestimmt hätte und bei allen anderen nicht zugestimmt hätte. Das kann ich auch durchaus erklären, warum das so ist. Es gibt Dinge, da ist viel weitergegangen, keine Frage. Aber es gibt Dinge, da geht nicht nur nichts weiter, sondern da gibt es im Grunde genommen Rückschritte. Ein kleiner Punkt zum Beispiel, da drinnen steht: Mindestgehsteigbreite ist 2 m und in der nächsten Zeile steht, die kann auch unterschritten werden und zwar auf 1,50 m. Genau das ist der Punkt. Es heißt in Wirklichkeit, ihr gebt’s euch einen Level und wenn es geht, dann geht ihr wieder drunter, dann geht ihr noch einmal zurück. Ihr fallt oft hinter eure eigenen, wenn man so will, Ankündigungen zurück und das ist so symbolhaft, die Mindestgehsteigbreite von der Mindestgehsteigbreite. Ich meine, dass die Mindestgehsteigbreite 2 m ist, das ist wirklich der Verdienst von der Frau DDr Fohler-Norek. Das ist einfach bei all diesen harten Brettern, die es gerade in der Wiener Verkehrspolitik gibt, nicht nichts. Und wenn dann irgendwelche daher kommen und sagen, na, machen wir 1,50 m, dann ist das genau das, woran unsere Kritik aufmacht. 

Bei der Energieaufbringung, zum Beispiel, da ist man in Wien hergegangen und hat gesagt, da machen wir ein städtisches Energieeffizienzprogramm. Wenn man sich das anschaut, dann ist der Verkehr genau mit einer Seite drinnen, obwohl der Energieverbrauch in Wien beim Verkehr durch diesen ansteigenden Individualverkehr überbordend geworden ist. Ich kann natürlich immer sagen: „Der Modalverkehr ist besser geworden.“ Keine Frage. Aber gleichzeitig ist auch der Individualverkehr massiv gestiegen. Und es ist kein Zufall, dass mir der Herr StR Schicker keine Antwort geben konnte auf: „Wie willst du mit all den Autobahnen, dem Autobahnautodrom in der Donaustadt, Klimaschutzziele erreichen?“ Weil er es nicht weiß und in Wirklichkeit Verkehrspolitik, noch einmal, da können die gar nichts dafür, noch immer von der LenkerInnenperspektive aus geführt wird. Da hängt es in Wirklichkeit ganz massiv dran. Was passiert? Ich habe in Wirklichkeit jährlich beim Stromverbrauch einen Zuwachs von 1,2 Prozent bei den Haushalten. Ich habe keine Reduktion, ich habe bestenfalls Vermeidung. Und ihr seid auch ehrlich genug zu sagen, da geht es um 1,4 Millionen Tonnen Vermeidung. 

Zur Reduktion komme ich gar nicht oder kaum, weil Faktum ist, dass die Stadt Wien, das haben wir jetzt auch bekommen, es hat ja auch eine Umweltverträglichkeitsprüfung gegeben, einen Block Gaskraftwerk in Simmering zusätzlich errichten wird. Warum? Weil wir in Wirklichkeit dem zunehmenden Stromverbrauch etwas entgegensetzen - das kann man nicht sagen, da braucht es offensichtlich ein Kraftwerk, ein neues. Ich habe immer den Eindruck, in der Klimaschutzpolitik in Österreich und da will ich jetzt gar nicht von dem unsäglichen Berlakovich und den ganzen ÖVP-Ministern reden, die genau nichts hergebracht haben, sondern ganz im Gegenteil ein Inserat in der Zeitung, wo drinnen steht: „Es ist fünf vor zwölf.“ Und der Clou ist in Wirklichkeit, das Inserat wird vom Klimafonds bezahlt! 230 000 EUR werden für Inserate ausgegeben, damit der Herr Berlakovich bekannt gemacht wird. Das ist in Wirklichkeit die Klimaschutzpolitik in Österreich! Das ist unmöglich. 

Hier in Wien sage ich, da ist in Wirklichkeit schon etwas passiert, aber unserer Meinung nach zu wenig. Man kann es nicht hinnehmen, dass ich zum Beispiel hergehe und sage, ich beschäftige mich eigentlich hauptsächlich mit der Effizienz, das ist das Grundlegende. Ganz wichtig, ich tu mich nur mehr ein bissel mit den Alternativenergien beschäftigen und ich beschäftige mich eigentlich kaum mit der Reduktion, kaum. Schönes Beispiel: Das Investitionsvolumen zur Förderung von Erdgastankstellen beträgt 4,88 Millionen. Das Investitionsvolumen zur Förderung von Fotovoltaikanlagen ist 0,05 Millionen EUR. Das ist ein Unterschied! Erdgastankstellen, da kann man Erdgas tanken, Flüssiggas, und das ist in Wirklichkeit fossile Energie und nicht Fotovoltaik oder Ökostrom oder was auch immer. Also das ist der wichtige Punkt. In dem Fall ist es einfach so, dass ihr euch hier in Wirklichkeit da nicht traut. Es ist nicht schlecht, aber gut ist es noch nicht. Da hilft auch gar nichts, dass ich in Wirklichkeit Rechenkünstler bin, also die Stadt Wien. 

Also es gibt die Bundesluftschadstoffinventur, das BLI und dann hat die Stadt Wien den Emikat, also den Emissionskataster. Da wird so lange herumgerechnet, bis sich herausstellt, die Stadt Wien ist eh super. Aber wenn ich mir dann überlege, am Schluss des Tages wird Österreich zwischen 700 Millionen und 1 Milliarde EUR Strafe zahlen müssen. Es wird natürlich nach einem Schlüssel auf die Bundesländer übertragen werden und da werden wir mit der Emikat-Rechnung nicht durchkommen, sie wird nicht gehen. Es wird irgendwann einmal wer zahlen müssen, weil es nur neun Bundesländer gibt und nicht zehn. Die Bundesstraßen und alles, was da so auf der anderen Seite herauskommt, alles, was da in Österreich produziert wird, das wird wer letztendlich bezahlen müssen und Österreich ist im Moment Letzter bei den EU 15, Letzter, und wird bezahlen müssen!

Wenn ich jetzt hergehe und sage, ich habe es so interessant gefunden, ich habe mir die Zahlen rausgeschrieben, wie viel tatsächlich CO2 beim Verkehr mehr herausgekommen ist. Auf der BLI ist es plus 71 Prozent zwischen 1990 und 2006, aber nach dem Emikat sind es 36 Prozent mehr geworden, aber es ist viel mehr geworden. Da sage ich in Wirklichkeit: Schauen wir uns doch einmal diese einzelnen Dinge an. Jetzt ist es ja schön aufgelistet und ich möchte gar nicht so sehr auf die Evaluierung eingehen, sondern auf das, was da jetzt kommt. Da gibt es eine wunderschöne Geschichte: Energieaufbringung. Na wunderbar. Da kann ich mir natürlich überlegen und ich kann natürlich immer wieder sagen: Fernwärme, Fernwärme, Fernwärme. Ist ganz toll. Aber was ist da der Anreiz, Energie zu sparen? Ich habe in Wirklichkeit einen gewaltigen Grundpreis und wenn ich die Fenster die ganze Zeit aufmache, dann zahle ich genauso viel, als wenn ich die Fenster die ganze Zeit zumache, also praktisch kein Anreizsystem. Das ist übrigens auch vom Rechnungshof kritisiert worden. 

Dazu möchte ich übrigens auch gleich einen Antrag einbringen, und zwar geht es uns ganz einfach darum, dass man hergeht und sagt: Wir brauchen bei der Wien Energie ein energiesparendes Tarifsystem. Das wird übrigens drinnen auch erwähnt. Das finde ich ganz toll zu sagen: „Die Liberalisierung des Energiemarktes ist kontraproduktiv beim Energiesparen.“ Das steht ehrlicherweise drinnen, stimmt. Da kann Wien gar nichts dafür. Nur, wir haben eine Regierung, da gibt es einen Bundeskanzler, der ist auch bei der SPÖ. Deswegen unser Antrag. 

Was uns so besonders stört, ist diese Zögerlichkeit beim KliP: 1,4 Millionen Tonnen CO2-Volumen. Alleine das produziert das neue Gaskraftwerk in Simmering locker und zwar in zwei Jahren, locker alleine das an CO2-Ausstoß. Deswegen unser Antrag „Verdoppelung des Treibhausgasemissionsziels im KliP II“. Ich möchte den Antrag gar nicht vorlesen, weil mir sonst die Zeit davonrennt. Du musst jetzt sozusagen ein bissel arbeiten da hinter mir. 

Also wie gesagt, noch einmal, da ist einiges zu tun und da denke ich mir noch einmal, es war nicht die Klimaschutzstelle, sondern ich glaube, jetzt brauchen sie in Wirklichkeit ordnungspolitische Maßnahmen. Es muss in Wirklichkeit die Stadtregierung sagen: Ja, wir wollen diese Reduktion und nicht: Da hinten sind wir vorsichtig, und die Wähler, und dann kommen der ARBÖ und der ÖAMTC. Wie schaut denn die Verkehrspolitik aus? Eine Autobahn nach der anderen und bei der B3d in der Donaustadt ist in Wirklichkeit rausgekommen, dass man sie zu einer Autobahn gemacht hat, nur Autobahn ist viel teurer. Das kostet jetzt 1,2 Milliarden. Heute hat sich der Herr Stadtrat herausgestellt und gesagt, da wird er drauf schauen, das muss kommen. Na, was heißt das? Mehr Verkehr, noch mehr Verkehr, noch mehr Verkehr! Die Stadt Wien selber hat eine Untersuchung für den Nordosten Wiens bezahlt und rauskommen ist: Wird die A5 gebaut und die S1, der obere Teil, nicht einmal die Lobauautobahn, dann kommen jeden Tag 35 000 Autos mehr nach Wien. Das haben wir alle vergessen, das wurde hier verabschiedet. Das ist ein wunderbares Exemplar, wo ich mir denke: Hallo, lest ihr eure eigenen Papiere nicht? Da steht drinnen: Mehr Verkehr. 

Wenn ich mir zum Beispiel anschaue, es geht immer noch darum, die Bevorrangung des öffentlichen Verkehrs. Das klingt wunderbar. Wie viel Straßenbahnen in Wien können noch immer nicht die Ampeln beeinflussen? Zum Beispiel alleine die Errichtung des 27ers in Floridsdorf scheitert an 7 Parkplätzen! Das muss man sich vorstellen! 7 Parkplätze verhindern den Bau einer Straßenbahn. Da streitet die Stadtregierung so hinter den Kulissen mit dem 21. Bezirk, weil die einfach die 7 Parkplätze für ihr Glücklichsein brauchen. Na, das geht einfach nicht! Da denke ich mir, wir brauchen eine massive Reduktion und wir reden die ganze Zeit nur vom Parkplatz, vom Garagenbau, leider Gottes da drinnen auch. Und wenn man es sich anschaut, dann steht ganz versteckt irgendwo drinnen: Eigentlich müsste man das Stellplätzeregulativ verändern. Das steht drinnen, und zwar nämlich bei Betrieben, wenn ich mich recht entsinne. Das steht hinten drinnen, ein wunderbares Statement. Eigentlich steht zum Beispiel auch so drinnen, man ist beim Rückbau an der Oberfläche gescheitert. Das ist ja fast revolutionär in Wien, dass man das schreibt! Da müsste man eigentlich sagen: Super Text, weil das ja auch stimmt. Ihr bringt die Reduktion der Stellplätze an der Oberfläche nicht zusammen! Ihr kriegt den motorisierten Individualverkehr nicht in den Griff und da kann die ÖVP jetzt sagen, was sie will. Irgendwann einmal werden wir alle das bezahlen müssen inklusive der ÖVP. 

Der Fünf-Minuten-Minister, wenn man so will, aus dem Burgenland ist hergegangen und hat in einer kryptischen Ankündigung gesagt: Da muss beim Individualverkehr was passieren, sonst werden wir die Klimaziele nicht erreichen. Dann haben sie lang herumgetan und dann haben sie eine sehr kontroversielle These gesagt: 110 und 90 bei der Höchstgeschwindigkeit. Man weiß schon ganz lang, wenn man 80 und 100 als Höchstgeschwindigkeit einführt, dann gibt es beim Verkehr eine massive Reduktion beim CO2-Ausstoß. Das spielt´s nicht!

Jetzt noch einmal zum Flughafen, zur A23. Die A23 war ursprünglich als Bundesstraße B3d geplant. Wir haben uns wirklich überwunden und gesagt: Okay, warum nicht, es ist notwendig, eine Straße zu bauen. Das ist unser Antrag, die A23 wieder zu einer B3d zu machen, dann ist sie erstens einmal billiger und zweitens einmal gibt es schneller eine Entlastung. 

Beim weiteren Verkehr zwei wichtige Dinge: Wir reden immer davon, Elektromobilität ist überall wichtig. Dann überlegt man sich: Was wird in Wien gefördert? Erdgasautos! Nein, da muss man raus. Es gibt in Wirklichkeit andere Bundesländer, die agieren da ganz anders als Wien. Da braucht es in Wirklichkeit eine andere Förderung. Deswegen eine Förderung einspuriger Elektrofahrzeuge und ein Leasingmodell für E-Fahrräder. Das ist ein ganz ein wichtiger Punkt, gehört auch her. 

Jetzt rennt mir die Zeit davon, möglicherweise brauche ich noch ein bisschen. Faktum ist, es gibt in Wirklichkeit ja noch andere wichtige Punkte, nicht nur die Mobilität. Da muss ich jetzt leider Gottes mit dieser Mobilitätsgeschichte Schluss machen. Es geht natürlich um Abfallwirtschaft. Wenn man sich anschaut: Was ist das, Abfallwirtschaft? Da steht natürlich noch immer die Legende drinnen, dass die Verbrennung von Müll irgendwas mit Ökologie zu tun hat. Faktum ist, Müllvermeidung war immer noch eine wichtige Prämisse. Nur, jetzt haben wir Überkapazitäten in Simmering. Und der Müllofen namens Isabella ist explodiert. Das stimmt, okay, das habe ich interessant gefunden, nach wem er benannt wurde, und dann ist er explodiert, ja, ja, das stimmt, ja. Irgendwie weiß ich nicht, warum, also wir waren es nicht. 

Noch einmal wichtig bei der Geschichte, Abfallwirtschaft so wie sie jetzt ist, da muss man in Wirklichkeit etwas anderes machen. Da muss ich mir überlegen, wie kann es denn zum Beispiel bei einem Fest in Rathaus sein, wenn ich immer so für nachhaltige Feste bin, dass da dann haufenweise Red Bull-Dosen im Müll landen. Red Bull sponsert die Geschichte, dann sind die Dosen da, die Einwegplastikflaschen sind rundherum, wo doch die Stadt Wien immer wieder angekündigt hat, dass man auf Festen, die auf ihrem Grund stattfinden, auch bestimmte Dinge verlangen kann, Mehrweggebinde und zwar nur Mehrweggebinde. Das passiert aber nicht. Das ist nicht nur beim Life Ball so, sondern auch bei allen andern Festen. Es gibt zwar die Mehrwegbecher, aber die Gebinde, mit denen angeliefert wird - und ich sehe es ja, ich hab mein Radl da unten stehen, da kommen ja immer dann die ganzen Müllcontainer. Na, was ist denn drinnen? Was wird da geliefert? Da werden natürlich Plastikflaschen angeliefert, jede Menge Einweg und die Mehrweggeschichte erspare ich uns, weil eine so unrühmliche Geschichte fällt mir da noch ein. 

Last but not least, weil heute brauchen wir insgesamt noch viel Zeit, gibt es zum Schluss noch insgesamt eineinhalb Seiten Überlegungen zu Wiener Anpassungsmaßnahmen an den globalen Klimawandel. Von Seite 195 bis zum Abbildungsverzeichnis auf Seite 198. Wenn man sich das anschaut, was da steht, dann steht da eigentlich nichts. Gar nichts. Es steht drinnen, man müsste, man sollte, man könnte, irgendwie ist halt alles ein bisserl so schwierig. Dann steht drinnen, wie viel Heizkrafttage es weniger geben wird und wie viel Hitzetage es mehr geben wird und dass es Auswirkungen auf die Gesundheit, Energie, Wasserversorgung, Stadtplanung, Bauwesen, Verkehr, Stadtvegetation, Land- und Forstwirtschaft haben wird. Das ist eine Geschichte, die wir mittlerweile wissen. Aber Vorschläge gibt es keine. Und das ist das Problem. Also wenn ich sage, für die Anstrengungen der Klimaschutzkoordination müssten wir eigentlich sagen, super. Das ist wirklich gut. Aber für das, was die Stadtregierung letztendlich nicht zugelassen hat, sage ich, einfach ein Wahnsinn. Und deswegen können ich und der Großteil des Clubs nicht zustimmen. 

Noch einmal: Vielen Dank an Sie, Frau Kollegin, wirklich an der Stelle gute Arbeit geleistet, aber dass es so wenig geworden ist, da sitzen die Verantwortlichen da in dem Sektor. – Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächster zum Wort gemeldet ist GR Parzer. Ich erteile es ihm. 

GR Robert Parzer (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Frau Stadträtin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ein umfangreiches Programm ist das Klimaschutzprogramm. Das wissen wir und ich werde nur einige Punkte davon ansprechen. 

Es ist vollkommen klar, dass eine Reduktion des CO2-Ausstoßes dieser Stadt unmöglich von heute auf morgen zu bewerkstelligen ist. Aber eines kann nicht sein: Wir können nicht die Erfolge beim Kampf gegen die Erderwärmung auf den Sankt Nimmerleinstag verschieben. Und es ist schon zu bemerken, dass wir hier mit dem KliP II ein Geschäftsstück verhandeln, das auch eine Evaluierung des bisherigen Klimaschutzaktivitätenprogramms der Stadt Wien umfasst. Allerdings weicht diese offizielle Evaluierung in großen Teilen ab. In dem 2006 vorgelegten Entwurf wurde eindeutig die Verkehrspolitik der Stadt Wien aufgefordert, einen wesentlichen Beitrag zum Klimaschutz in dieser Stadt zu leisten. Nun ist diese Aufforderung, wenn überhaupt, nur in abgeschwächter Form in der KliP I-Evaluierung enthalten. Aber sie hat dadurch nichts von ihrer Gültigkeit verloren. Wenn ich denke, auf wie vielen Seiten im KliP I und im Masterplan eine Reduzierung des Verkehrs in Wien angekündigt worden ist, dann genügt mir schon ein Blick aus dem Fenster, um hier das Gegenteil zu sehen. Gerade im Verkehr sind wir meilenweit von den Klimaschutzzielen entfernt. Das ist ein jahrelanges Versäumnis der Stadtregierung, das sich jetzt in der Klimaschutzbilanz enorm rächt. 

Im Verkehrsbereich hat es eigentlich bis jetzt hauptsächlich nur unerledigte Versprechungen gegeben. Die Liste ist sehr lang. Sie reicht von einem Carsharing, das immer noch nicht durchgesetzt ist, über die Garagen, die man nicht errichtet hat, contra Grün. Und von bisher noch immer nicht neu geschaffenen Straßenbahnlinien fehlen noch Logistikzentren. In Summe bedeuten diese Versäumnisse für diese Stadt zusätzliche CO2-Emissionen, die das Erreichen des Klimaschutzes in noch sehr weite Ferne rücken lassen. Es ist angesichts dieser Tatsachen endlich an der Zeit, dass sich die Wiener Stadtregierung entschließt, den Verkehr zu ökologisieren. Gerade aus der Sicht eines Mandatars eines Bezirks, der unter der Zunahme des Verkehrs in den letzten Jahren sehr stark gelitten hat, sind daher wirklich rasche Maßnahmen zur Verkehrsoptimierung zu fordern. Wenn man sich die Verkehrsentwicklung in der Donaustadt, vor allem jene durch die zunehmende Zahl der Einpendler, anschaut, dann verdeutlicht sich einem die Notwendigkeit dieser Forderung eindeutig. Noch dazu kommt, dass die Seestadt Aspern, und das ist wirklich das größte Stadterweiterungsprogramm der nächsten Jahre in Wien, jetzt glücklicherweise in ein konkretes Stadium tritt. Die Freude darüber wird ein wenig durch die Befürchtung eines weiteren und zusätzlichen Verkehrsaufkommens aber getrübt. Wenn hier nicht Entlastungsmaßnahmen durch den Ausbau des öffentlichen Verkehrs und des Straßenverkehrs gesetzt werden, kann ich nicht der Meinung von meinem Vorredner sein, dass wir hier einen Rückbau auf eine Bundesstraße, sprich B3d, machen, sondern ich kann nur sagen, wir müssen das so schnell als möglich realisieren. Und ich habe heute schon in der Fragestunde gehört, wie sich StR Schicker in Bezug auf die ASFINAG artikuliert hat. Es kann nicht sein, dass hier ein Kostenvoranschlag existiert, der sich um zwei Drittel des Volumens verschätzt hat. Hier muss man unbedingt mit der ASFINAG diskutieren, nämlich über den Umstand, dass man für die Seestadt Aspern eine Autobahnanbindung benötigen wird, um ein größeres Verkehrsdesaster in unserem Bezirk abzuhalten. 

Herr Maresch sagt von Autokolonnen. Ich kann nur sagen, ich fahre fast täglich Richtung Rathaus, Richtung Kagran, Richtung Bezirk hinein. Und wenn ich sage, hinein, wir wohnen am Rande der Stadt, dann kann ich Ihnen sagen, dass wir tagtäglich, jeden Tag in der Früh zirka zwei Stunden einen wirklichen Kolonnenverkehr haben, der sich erstreckt von Groß-Enzersdorf kommend, auf der anderen Seite über Breitenlee hereinkommend, jeden Tag gibt es eine Staukolonne. Da frage ich mich, warum die GRÜNEN hier sagen, CO2-Rückstellung und keine Autobahn. Ich frage mich, wenn wir das nicht bauen, werden wir dort niemals dieses Problem lösen. (GR Mag Rüdiger Maresch: Sie stauen sich im 17. auch!)) Glaube mir, die brauchen wir, lieber Rüdiger, du kannst sicher sein ... Ich habe einen anderen Zugang zu diesem Projekt beziehungsweise du hast einen anderen Zugang dazu. Du wohnst im 17., ich wohne im 22. Ich habe das bei mir tagtäglich, also mir kann niemand etwas über den Bezirk erzählen, auch du nicht. (GR Mag Rüdiger Maresch: Sie stauen sich aber auch im 17.!) Ja, aber das sind kleine Staus gegen unsere. Danke. 

Wir waren von Anfang an der Meinung, (Aufregung bei GR Mag Rüdiger Maresch.), dass dies eine ganz wichtige Voraussetzung für das Gesamtprojekt ist. Und wir waren von Anfang an der Meinung, dass die Seestadt nur dann Sinn macht, wenn ein Verkehrskonzept realisiert wird, das den Namen auch verdient. Für den größten peripheren Bezirk in Wien ist es eine Zukunftsfrage, wie in diesem Zusammenhang mit der Pendlerfrage umgegangen wird. Das Bevölkerungswachstum im Speckgürtel von Wien bringt nämlich bekanntlicherweise einen ständigen Verkehrszuwachs, der bewältigt werden muss, sonst sind auf diese Weise weitere CO2-Zuwächse vorprogrammiert. 

Ich möchte hier auch einen dringenden Appell an den zuständigen Stadtrat richten, hier die Aktivitäten in der ostregionalen Kooperation beispielsweise beim Stadtentwicklungs- und Umlandsmanagement dort hin zu richten und von der Phase der Ist-Bestandsaufnahme und jener der Absichtserklärungen endlich in die der konkreten Maßnahmen überzugehen. Es ist nämlich dringend erforderlich, gemeinsam mit Niederösterreich ein Verkehrskonzept zu erarbeiten, das hilft, die zunehmende Verkehrslawine aus dem Umland und damit weitere Belastungen durch den CO2-Ausstoß in den Griff zu bekommen. CO2 macht nämlich genauso wenig vor den Landesgrenzen halt wie der Verkehr. 

Der zweite große Schlüsselbereich in der CO2-Reduktionsstrategie ist der Energiebereich. Hier hat man in der Gebäudesanierung in einigen Bereichen schon Teilerfolge erzielt, wobei das wirkliche Tempo der Wärmedämmsanierung durchaus noch erhöht werden könnte. Es ist mittlerweile schon etwas wie Allgemeinwissen, dass die Investitionen in die wärmetechnische Gebäudesanierung zu den wirkungsvollsten CO2-Reduktionsmaßnahmen gehören. Doch der Klimaschutz im Energiebereich beschränkt sich nicht nur auf die Gebäudesanierung, also auf den Energieeinsatz, sondern auch auf die Erzeugung. Nur ein verstärkter Einsatz der gesamten erneuerbaren Energie ist der Garant für die CO2-neutrale Energieversorgung für Wien, die wir im Kampf gegen die Erderwärmung dringend benötigen. Obwohl daran kein Weg vorbeiführt, ist die Wiener Energiepolitik noch immer rückwärts gewandt und fördert den Einsatz erneuerbarer Energien viel zu wenig. Mein Kollege Roman Stiftner hat mit der Solarenergie wohl den größten Hoffnungsmarkt bei der ökologisierten Energieerzeugung bereits angesprochen. Hier hat Wien noch viel aufzuholen. Das Gleiche gilt für die Bereiche Biomasse, Regeltechnik und die Energiegewinnung aus der Erdwärme. Wichtiger Ansatzpunkt in diesem Zusammenhang ist einmal die Förderung. Man muss es ja nicht wie die BZÖ/FPÖ-Abspaltung in Kärnten machen und sich einfach hinstellen und den Bürgerinnen und Bürgern einen 100 EUR Schein in die Hand drücken. Aber die direkte Förderung von Maßnahmen, die BürgerInnen und Wirtschaft für eine energietechnische Sanierung aufwenden, muss in Wien stärker und effizienter gefördert werden. (Beifall bei der ÖVP.)
Für diesen Zweck muss man einfach die Förderungen neu überdenken und vor allem viel aktiver mit der Förderberatung an die Energiekunden herantreten. Manchmal hat man direkt den Eindruck, dass die Stadt Wien und ihre Unternehmen nicht sehr interessiert daran sind, die BürgerInnen über die Möglichkeit der persönlichen Ökologisierung ihres Energieverbrauchs zu informieren. Dies muss anders werden. Grund ist die Ökologisierung und die Energieversorgung. (GR Ernst Nevrivy unterhält sich etwas lauter mit einigen Gemeinderäten.) Herr Nevrivy? Danke. (GR Ernst Nevrivy: Bin ich zu laut?) Ich wollte dir nur sagen, dass du erst redest, wenn ich nicht mehr rede. (GR Ernst Nevrivy: Jetzt passe ich auf!) Danke. Sehr lieb, Ernst. 

Für uns ist die Ökologisierung und die Energieversorgung Wiens keine Holschuld des Bürgers, sondern eine Bringschuld der Stadt Wien. Ich kann nicht sagen, dass wir in den letzten Jahren mit allem, was mit dem KliP I zu tun hatte, einverstanden waren. Doch eines ist klar: Das Programm ... 

Jetzt muss ich direkt lachen, weil du auf einmal so aufpasst. (GR Ernst Nevrivy: Na ja, ich passe sehr gut auf!) Das Programm ist so, dass das KliP II, das wir heute beschließen werden, zwar eine gute Tradition mit den Inhalten des KliP I fortsetzt, das ist erfreulich, nur eines soll nicht fortgesetzt werden: Die Umsetzungsschauarten, die wir in den letzten Jahren gehabt haben. Wenn man sich nämlich berechtigterweise entschließt, einen Beitrag zum „Stopp Klimawandel“ zu leisten, dann sollte dieser auch wirklich mit Erfolgen verbunden sein. Wir gestehen den Autoren des KliP II durchaus den Willen zum Erfolg für den Klimaschutz zu. Woran es beim KliP II beim ersten Mal gefehlt hat und woran es diesmal nicht fehlen darf, das ist die Unterstützung der gesamten Stadtregierung für dieses wesentliche Projekt. Das ist der Vorbehalt und Vermerk für unsere Zustimmung. 

Das möchte ich heute anbringen und eine weitere Zustimmung zu Ihrer Klimaschutzpolitik machen wir in Zukunft sicherlich verstärkt von den Erfolgen des heute beschlossenen KliP II abhängig. Denn uns geht es darum, dass mit konkreten Maßnahmen Wiens ein Beitrag im Kampf gegen die Erderwärmung geleistet wird. Und was sonst als das KliP II könnte dazu in der Lage sein? Deshalb geben wir dem KliP II unsere Zustimmung. - Danke für Ihre Aufmerksamkeit. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster am Wort ist Herr GR Valentin. Ich erteile es ihm.

GR Erich Valentin (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Herr Berichterstatter! Frau Stadträtin!

Was ich sehr, sehr positiv an der heutigen Debatte finde, und da schaue ich ganz besonders den Kollegen Chorherr an, ist, dass es eine erfreulich wenig parteipolitische Debatte ist. Das ist einmal auch, was die Dimension dessen, was wir heute diskutieren, eine erfreuliche Sicht. 
Vor wenigen Wochen, meine Damen und Herren, war eine Aktivistin aus Tuvalu in Wien. Tuvalu, ich habe selbst meine Geografiekenntnisse erst kürzlich auch deshalb auf den Letztstand gebracht, ist eine Insel im Pazifik. Diese Frau, diese Aktivistin aus Tuvalu, hat einen ganz besonderen Zugang zum Klimaschutz. Nachdem die höchste Erhebung von Tuvalu zirka 4, 5 m hat und das Wasser Zentimeter für Zentimeter steigt, bedeutet dieses Steigen des Wasserspiegels für diese Frau, für die Familien dort, für die Kinder, für die alten Menschen ein Ende ihrer Lebensgrundlage. Die kämpfen dort in der Tat mit Sandsäcken um ihre tägliche Existenz. Und da knüpfe ich an das an, was heute bereits gesagt wurde. Klimaschutz und das Leben oder das Nichtleben mit der Erderwärmung ist eine unheimlich soziale Frage und hat eine unheimlich soziale Dimension. Es hat global die Dimension, dass diejenigen, die reich sind so wie wir, so wie die Europäer, so wie die Nordamerikaner, mit den Einschränkungen leben und sich ihre Gesundheit, ihre Freiheit, ihr Überleben kaufen. Die, die nicht auf der sonnigen Seite, wirtschaftlich gesehen, der Erde leben, die krepieren dabei. 

Wenn wir jetzt hier die Diskussion führen, dann sollte das einmal mehr eingespiegelt sein. Es sollte einmal mehr eingespiegelt sein, und da bin ich auch dem Kollegen Chorherr sehr dankbar, dass wir auf einer sehr elitären Warte Klimaschutz diskutieren und dass es für andere, wenn es um Klimaschutz geht, um das nackte Überleben geht und manchmal nicht einmal das. Das ist eine Seite, die man betrachten sollte. Die andere Seite, die man betrachten sollte, ist die Frage: Wo stehen wir? Und wenn wir diese 30 bis 40 Prozent globale Einsparung sehen - und das ist der Punkt, wo ich gerne mit dem Kollegen Chorherr in eine intellektuelle Diskussion oder eine Abwägung der Interessen gehen würde, dass ich sage, auf der einen Seite gibt es Städte in Europa, die noch bei 10, 11, 12 Tonnen CO2-Emission pro Kopf liegen und andere Städte wie beispielsweise Wien, die sich sehr früh zu einem Klimaschutzprogramm entschlossen haben und das auch weitgehendst engagiert, würde ich sagen, durchgeführt haben, bei 5,5 Tonnen liegen. Und wenn ich jetzt sage, es gibt Städte in Europa, die bei 12 Tonnen liegen und in Wirklichkeit noch herzlich wenig gemacht haben und wir bei 5,5 Tonnen liegen, dann sage ich ganz zaghaft, ohne das präjudizieren zu wollen, da wird man auch darüber diskutieren müssen, was manche Städte schon geleistet haben und was andere noch tun müssen. Und da wird man auch in Europa nicht alle über einen Kamm scheren können. Das lassen Sie mich auch einmal gesagt haben, ohne dass wir uns hinter dem, was wir getan haben, verstecken können. Nicht dass wir sagen, damit haben wir unsere Schuldigkeit getan. Aber wir müssen sagen, wir haben zehn Jahre lang - und dafür danke schön ganz besonders auch der Klimaschutzkoordination - auch stringent ein Ziel verfolgt. Dafür einmal danke schön. 

Wenn ich bei dieser Diskussion ein Zweites noch einbringen darf, dann möchte ich einmal sagen, dass diese 3,1 Tonnen CO2-Äquivalenz, die das KliP II geholfen hat zu ersparen, mit den 1,4 Tonnen für das KliP II bis 2020 immerhin eine Gesamtemission ergeben wird, dass wir dann minus 21 Prozent Treibhausgasemissionen pro Kopf 2020 im Vergleich zu 1990 haben werden. Das ist ein respektabler Wert. Da setzt sich die Stadt Wien auch ein engagiertes Ziel und dafür ist dem Landtag, dem Gemeinderat zu danken und vor allem auch jenen Menschen, die das als Querschnittsmaterie immer wieder erfasst haben. Herzlichen Dank an diejenigen, die zum einen für dieses Erreichen des Zieles verantwortlich sind und zum Zweiten, die mitgeholfen haben, die neuen Ziele zu formulieren. (Beifall bei der SPÖ.)
Wenn heute vom Kollegen Stiftner gesagt worden ist, dass die Fernwärme ein Monopol ist und so weiter, wenn ich das so richtig im Kopf habe, so muss man eines auch einspiegeln: Vor zirka drei Wochen hatte ich die Ehre, den Herrn Bürgermeister beim Hamburger Bürgermeister Ole von Beust, der einen internationalen Klimaschutzgipfel in Hamburg mit einer Hamburger Deklaration einberufen hat, zu vertreten, der sagt, dass ein Drittel der Haushalte bereits an das Fernwärmenetz angeschlossen ist und das Ziel 2020 ist, dass es 50 Prozent werden sollen, ein Wert, der europaweit nirgendwo erreicht wird. Also das ist nicht unbedingt ein Zeichen dafür, aber vielleicht habe ich es missverstanden, dass unsere ziemlich bloßfüßig unterwegs sind: ganz im Gegenteil, überall dort, wo wir ein Drittel Versorgungsqualität erzielen, werden wir bestaunt und werden wir gefragt, wie wir das geschafft haben. Umso mehr muss uns klar werden, das 50-prozentige Ziel ist etwas, was sehr ambitioniert ist und wo wir uns gemeinsam anstrengen müssen, dass wir es erreichen. Immerhin heißt das, dass dann jeder zweite Haushalt zentral mit Warmwasser, zentral mit Wärme und unter Umständen auch zentral mit Fernkälte versorgt werden wird.

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich mit einem Punkt schließen, weil ich denke mir, dass gerade das Zustandekommen dieses Papiers, dieses Programms, ein ziemlich einzigartiges und beispielgebendes war. Eineinhalb Jahre waren es und das ist wahrscheinlich auch der Grund, weshalb dieses Papier, dieses Programm mit einer derart hohen Zustimmung dieses Mal beschlossen werden wird, weil es eine klare Zeit gegeben hat, das nicht nur zu diskutieren, sondern sich auch einzubringen. Umso mehr bin ich ein bisschen unglücklich, sage ich dazu, dass von den GRÜNEN heute Anträge gekommen sind, obgleich auch die GRÜNEN die ganze Zeit in diesen Diskussionsprozess eingebunden waren und ich hätte es als sinnvoll empfunden, wenn man in diesem Diskussionsprozess diese Anträge, die man heute eingebracht hat, einbringen hätte können und das auch getan hätte. Ich würde meinen, dass wir uns mit den Inhalten beschäftigen, aber dass wir im Zuge der KliP-Beschlussfassung das deshalb nicht verändern und deshalb diesen Anträge in der aktuellen Debatte nicht die Zustimmung geben können.

Letzter, allerletzter Punkt, meine Damen und Herren: Heute in den Zeitungen, vor wenigen Tagen international publiziert: „Wien erreicht den 4. Platz der europäischen Umweltschutzstudie, Topwerte bei Wasserqualität und bei erneuerbarer Energie“, ein Zeichen dafür, dass nicht nur die Werte, die wir selbst erheben, nicht nur die Werte, die die Bundesagentur erhebt, sondern auch die Werte, die europaweit unter 30 Metropolen erhoben worden sind - das ist der European City Green Index, von dem ich spreche, den die Frau Vizebürgermeisterin gemeinsam mit Siemens dieser Tage präsentiert hat - ausgezeichnet sind und die heute sehr stark, wenn Sie die Zeitungen gelesen haben, in den Zeitungen publiziert worden sind. Das ist ein Zeichen dafür, dass wir erstens auf dem richtigen Weg sind, dass wir uns international nicht zu scheuen brauchen, den Vergleich zu suchen, dass wir berechtigterweise sagen können, die ersten zehn Jahre haben wir unsere Ziele erreicht, unsere Hauptaufgaben gemacht und wir stellen uns heute sehr, sehr engagierte nächste Ziele. Wir können, glaube ich, auch mit erhobenem Kopf in die internationale Diskussion gehen und sagen, wir machen unsere Aufgaben und werden auch weiterhin einen Beitrag leisten, dass Klimawandel eine Alternative bekommt, dass Klimaschutz in Wien Querschnittsmaterie bleibt, gelebte Materien in dieser Stadt, um unsere Zukunft zu sichern, nicht nur unsere eigene, sondern auch die unserer Kinder und Kindeskinder. – Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Der Herr Berichterstatter hat auf sein Schlusswort verzichtet. Wir kommen daher zur Abstimmung. 

Ich bitte jene Kolleginnen und Kollegen, die dem Antrag des Berichterstatters zustimmen wollen, die Hand zu erheben. (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Ist das der Bericht?) - Das ist die Postnummer 121, das Klimaschutzprogramm II der Stadt Wien. - Ich stelle die Zustimmung bei der ÖVP, bei der FPÖ bei der SPÖ und bei zwei KollegInnen der GRÜNEN fest.

Wir kommen nun zu den Anträgen, von den GRÜNEN gestellt. 

Und zwar betrifft der erste Antrag ein energiesparendes Tarifsystem bei Wien Energie. In formeller Hinsicht ist die sofortige Abstimmung verlangt. Wer dem zustimmen kann, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ich stelle die Zustimmung bei den GRÜNEN und ÖVP fest. Das ist nicht die erforderliche Mehrheit.

Der nächste Antrag betrifft Verdoppelung des Treibhausgasemissionszieles im KliP II. Hier wird auch die sofortige Abstimmung verlangt. Wer diesem Antrag zustimmen kann, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ich stelle die Zustimmung bei den GRÜNEN fest. Das ist nicht die erforderliche Mehrheit.

Der nächste Antrag betrifft B3d zum Flugfeld Aspern von den GRÜNEN. Hier wird die Zuweisung verlangt. Wer dem zustimmen kann, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Zustimmung ist bei den GRÜNEN. Das ist nicht die erforderliche Mehrheit.

Der nächste Antrag betrifft Förderung einspuriger Elektrofahrzeuge. In formeller Hinsicht wird hier die Zuweisung des Antrags an den Gemeinderatsausschuss für Umwelt beantragt. Wer dem zustimmen kann, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ich stelle die Zustimmung bei GRÜNEN, ÖVP und FPÖ fest. Das ist nicht die erforderliche Mehrheit. (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Der Antrag ist von den GRÜNEN! – GR Mag Rüdiger Maresch: Das ist unser Antrag!) Alle Anträge sind von den GRÜNEN. Wenn ich es nicht extra sage, ist das nur Zeitökonomie. 

Der nächste Antrag von den GRÜNEN betrifft Leasingmodell für E-Fahrräder. In formeller Hinsicht wird die Zuweisung des Antrags an den Gemeinderatsausschuss für Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke sowie den Gemeinderatsausschuss für Umwelt und den Gemeinderatsausschuss für Stadtentwicklung und Verkehr verlangt. - Wer diesem Antrag zustimmen kann, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ich stelle die Zustimmung der ÖVP, FPÖ und GRÜNEN fest. Das ist nicht die erforderliche Mehrheit.

Der nächste Antrag von den GRÜNEN betrifft die Lärmreduktion im Bereich der Donau-City. Hier wird ebenfalls die Zuweisung an den Gemeinderatsausschuss für Stadtentwicklung und Verkehr verlangt. - Wer diesem Antrag zustimmen kann, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ich stelle die Zustimmung bei GRÜNEN, SPÖ, FPÖ fest. Dieser Antrag ist somit angenommen. (GR Mag Rüdiger Maresch: Die ÖVP nicht? – GR Dipl-Ing Martin Margulies: Die haben sich geirrt!)
Nun kommen wir zum nächsten Tagesordnungspunkt, das ist die Postnummer 120 der Tagesordnung. Sie betrifft den Bericht 2009 zum Klimaschutzprogramm I der Stadt Wien. Es liegt keine Wortmeldung mehr vor. 

Ich komme daher gleich zur Abstimmung. - Wer dem Bericht zum Klimaschutzprogramm I der Stadt Wien zustimmen kann, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ich stelle die Zustimmung bei FPÖ und SPÖ fest, somit mehrheitlich angenommen.

Jetzt darf ich in unserer Mitte den Herrn Rechnungshofpräsidenten Dr Josef Moser begrüßen. Herzlich Willkommen. (Allgemeiner Beifall.)
Wir kommen nämlich zur Berichterstattung über die Berichte des Rechnungshofs. Ich schlage vor, die Berichterstattung und die Verhandlungen über die Geschäftsstücke 131, 132, 133, 134, 135, 136, 137 der Tagesordnung, sie betreffen alle Berichte des Rechungshofs, zusammenzuziehen, die Abstimmung jedoch getrennt durchzuführen. Wird dagegen ein Einwand erhoben? Das ist nicht der Fall. 

Dann bitte ich die Berichterstatterin, Frau GRin Yilmaz, die Verhandlungen einzuleiten. 

Berichterstatterin GRin Nurten Yilmaz: Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren! Ich bitte um Zustimmung zu den vorliegenden Poststücken, die heute gemeinsam verhandelt werden.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Ich eröffne die Debatte. Als Erster zum Wort gemeldet ist Herr GR Mag Kowarik. Ich erteile es ihm.

GR Mag Dietbert Kowarik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Präsident!

Alle Jahre wieder kommen die Berichte des Rechnungshofes in den Gemeinderat und alle Jahre wieder ergibt sich dann die Gelegenheit, sich beim Rechnungshof, beim Präsidenten Dr Moser und bei seinen Mitarbeitern für die geleistete Arbeit zu bedanken. Wenn man sich die Berichte anschaut, ist es wieder gelungen, nicht nur präzise Analysen und genaue fachlich fundierte Expertisen zu liefern, sondern, und auch das ist natürlich ganz wichtig, es ist auch gelungen, die Lesbarkeit und Verständlichkeit der Berichte weiterhin zu gewährleisten. Dafür darf ich mich auch im Namen meiner Fraktion herzlich bedanken! (Beifall bei der FPÖ.)
Aus den vorliegenden Berichten möchte ich mir einen herausgreifen, und zwar den Bericht bezüglich der Wiener Linien - 3. Ausbauphase der U1 und U2. Der Bericht hat schon im Vorfeld für die eine oder andere mediale Aufmerksamkeit gesorgt, und zwar zu Recht, wie ich meine. Untersucht werden darin die Projektabwicklung und vor allem die Wahrnehmung der Bauherrenfunktion von Wiener Linien, eben bei der Verlängerung der U-Bahn-Linien U1 und U2, die im September 2006 beziehungsweise im Mai 2008 abgeschlossen wurden.

Gleich am Beginn dieses Berichtes des Rechnungshofes werden in Kurzform die Erkenntnisse zusammengefasst. Man kann sagen, man kommt zu einem vernichtenden Ergebnis. Ich darf daraus zitieren. Geschrieben wird: „Bei der Verlängerung der U-Bahn-Linien U1 und U2 versagte das interne Kontrollsystem der Wiener Linien GmbH & Co KG – Klammer: Wiener Linien. In der Projektabwicklung der drei überprüften Bauabschnitte passierten Fehler, die zu erheblichen Mehrkosten und Fehlverrechnungen im Ausmaß von rund 8,95 Millionen EUR führten." - Also ein starker Tobak, wenn man so will.

Es werden dann in weiterer Folge im Bericht anhand dieser drei untersuchten Bauabschnitte die Auftragsvergaben und die Auftragsabwicklungen penibel untersucht und dabei teilweise gravierende Mängel festgestellt. So werden zum Beispiel hinsichtlich der Wahrnehmung der Bauherrenfunktion erhebliche Mängel vor allem im internen Kommunikations- und Kontrollsystem erhoben. Ich darf da wieder zitieren, weil das doch sehr interessant und bezeichnend ist. Auf Seite 4 schreibt der Rechnungshof: „Bei der Projektabwicklung wurden Geschäftsführung und Aufsichtsrat oft zu spät informiert. Zusatzaufträge und Überschreitungen der Vergabesummen erfolgten unter Umgehung der für die Genehmigung innerhalb der Wiener Linien festgesetzten Zuständigkeiten und Informationspflichten. Das System des Qualitätsmanagements wurde nur zu einem geringen Grad umgesetzt, die internen Kontrollsysteme zur Sicherung der Sparsamkeit und Effizienz versagten." - Also doch harte Worte des Rechnungshofes.

Dazu korrespondierend wird weiter hinten, auf Seite 24 zur Wahrnehmung der Bauherrenfunktion, wo das näher untersucht wird, festgestellt: „Die Vielzahl der vom RH festgestellten ... Fehlleistungen, insbesondere im Bereich der Bauabwicklung, zeigen einen geringen Grad der Umsetzung des Qualitätsmanagementsystems und lassen den Schluss zu, dass die internen Kontrollsysteme zur Sicherung der Sparsamkeit und Effizienz versagten." - Also das wird wiederholt. 

Ich erspare Ihnen jetzt, die genaue Auflistung aller Fehler, die darin aufgeführt werden, vorzulesen. Das können Sie selbst machen. Sie können - so wie ich - den Bericht aufmerksam studieren. Ich werde mir aber trotzdem erlauben, vielleicht das eine oder andere näher auszuführen. Vorab kann man sagen, unterm Strich bleibt die Empfehlung des Rechnungshofes nach einem systematischen Controlling und nach einem aussagekräftigen Berichtswesen übrig. Man sollte meinen, das sollte in einem modernen Unternehmen dieser Größenordnung eigentlich selbstverständlich sein.

Meine Damen und Herren, der Rechnungshof rechnet auch vor, dass die Fehler in der Projektabwicklung Mehrkosten und Fehlverrechnungen im Ausmaß - wir haben es schon gehört - von rund 8,95 Millionen EUR verursachten. Interessant sind auch die Ausführungen zu vorgenommenen Leistungsänderungen und bei Zusatzangeboten. Hier konstatiert der Rechnungshof Einsparungspotenziale, die nicht wahrgenommen wurden, in der Höhe von zumindest 3,25 Millionen EUR. Auch bei den Rohbau- und Baumeisterarbeiten wurden die vorher schon angeführten Mängel deutlich aufgezeigt. 

Dazu möchte ich Ihnen auch nicht ersparen, eines noch vorzulesen, weil es doch auch ein gewisses Kuriosum darstellt: „Festgestellt wird, dass das Verhältnis zwischen dem Aushubmaterial," - also bei den Rohbauarbeiten, beim Weiterbetreiben der Tunnel – „das zu entsorgen war, und den Volumina, die für den Tunnelbau im Bauabschnitt U2-Taborstraße verrechnet wurden, unplausibel und physikalisch unmöglich waren." - Also dieses Verhältnis hat von Anfang an nicht zusammengepasst. Angemerkt wird auch: „Selbst die von den Wiener Linien akzeptierte Fehlerbandbreite bedeutete Mehrkosten von bis zu 1,11 Millionen EUR." - Also da geht es doch um Beträge, die nicht unentscheidend sind.

Kritik findet sich dann weiters unter anderem auch bezüglich der Qualität der Angebotsprüfungen, der Vertragsgestaltungen, hinsichtlich der Leistungsverzeichnisse beim Anlagenbau und auch hinsichtlich der notwendig gewordenen Enteignungen und Grundeinlösungen.

Meine Damen und Herren, es ist klar, dass bei Abwicklungen von Großprojekten, und der U-Bahn-Ausbau ist immer ein Großprojekt, denn das sind riesige Vorgangsweisen und große Projekte, immer wieder etwas Unvorhergesehenes passieren kann und verschiedene Problemstellungen plötzlich auftreten können. Das ist klar. Dass es auch die eine oder andere Problemstellung gibt, die nicht ganz fein gelöst werden kann, wird selbstverständlich sein.

Fairerweise muss man auch konstatieren und festhalten, es wurde ein Ziel erreicht, das nicht unwichtig ist. Es wird auch ausgewiesen und der Rechnungshof weist darauf hin, die Zeitvorgabe wurde eingehalten, nämlich das unbedingt notwendige Fertigwerden der U2 bis zum Stadion vor Beginn der Fußball-Europameisterschaft. Das wurde eingehalten und wurde erreicht.

Trotzdem ist meiner Meinung nach allerdings eine derartige Fülle von selbst verschuldeten Unzulänglichkeiten festzustellen, die in weiterer Folge - wir haben es schon gehört - Mehrkosten von rund 9 Millionen EUR verursacht haben. Das ist schon außerordentlich. Man muss sagen, das zeigt ein gewisses Bild der Gebarung und der Geschäftsführung der Wiener Linien, das, sagen wir einmal, äußerst unzufriedenstellend und äußerst unbefriedigend ist. Es bleibt zu hoffen, dass die Verantwortlichen diese Kritikpunkte des Rechnungshofes ernst nehmen und die Empfehlungen des Rechnungshofes umsetzen werden, damit wir beim nächsten U-Bahn-Ausbau nicht wieder einen Rechnungshofbericht bekommen, wo von Versagen und von Millionen Mehrkosten die Rede sein wird. - Danke für Ihre Aufmerksamkeit. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächste am Wort ist Frau GRin Puller. Ich erteile es ihr.

GRin Ingrid Puller (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Präsident!

Ich schlage in dieselbe Kerbe wie mein Kollege, Herr Kowarik. Auch ich möchte ein paar Worte zur Postnummer 135 verlieren.

Und zwar bin ich der Meinung, dass ein wichtiger Punkt ist, wie eine öffentliche Stelle, in diesem Fall die Wiener Linien, die der Rechnungshofkontrolle unterliegt, mit einem Prüfbericht des Rechnungshofes umgeht. Herr Kowarik hat im weiteren Sinne vergessen, die Stellungnahme der Geschäftsführung der Wiener Linien zu zitieren. Diese sieht so aus, dass sich der erste Teil wie eine Budgetrede der SPÖ und der zweite Teil wie eine Stellungnahme einer beleidigten Leberwurst, genauer gesagt, einer Stellungnahme von drei beleidigten Leberwürsten, nämlich der Geschäftsführung der Wiener Linien, anhört. 

Diese Stellungnahme möchte ich gerne zitieren: „Die Wiener Linien setzen seit mittlerweile vier Jahrzehnten gemeinsam mit Dienststellen des Magistrates den U-Bahn-Neubau in Wien um. Die im Zuge dieses langfristigen aufwendigen Investitionsprojektes erbauten Anlagen erfüllen höchste technische und betriebliche Anforderungen. Im Ausland werden sie daher vielfach als richtungsweisendes Vorbild gesehen. Ermöglicht wird dies durch die Bereitschaft sowohl des Bundes als auch der Stadt Wien, sich zu generellen Finanzierungsverträgen, die ein Bündel von Maßnahmen zur Attraktivierung des öffentlichen Verkehrs beinhalten und ein flexibles Reagieren auf veränderte Rahmenbedingungen erlauben, zu bekennen. Der Anteil des ÖPNV an allen zurückgelegten Wegen, Modal-Splits, liegt in Wien bei 35 Prozent und dies bei steigender Tendenz. Dies bedeutet international einen Spitzenplatz für die Wiener Linien und in der Folge einen Spitzenplatz für die Stadt Wien in puncto Attraktivität und Lebensqualität. Ein wesentlicher Grund dafür ist die Konzeption und Leistungsfähigkeit der Wiener U-Bahn. Hunderttausende von täglich zufriedenen Kunden sind dafür ein unzweifelhafter Beweis." - Weiters meinen die Wiener Linien: „Es ist für die Wiener Linien daher unverständlich, wenn der Rechnungshof einleitend sein Prüfungsergebnis mit der pauschal verurteilenden Aussage, das interne Kontrollsystem der Wiener Linien hätte versagt, zusammenfasst. Nach Ansicht der Wiener Linien wurde das Projekt technisch und terminlich höchsten Ansprüchen gerecht." - Weiters: „Dass diese Tatsachen sowie die rechtzeitige Fertigstellung der unter schwierigsten hydrogeologischen und servitutsrechtlichen Bedingungen gebauten U2-Verlängerung zum Stadion vom Rechnungshof mit keinem Wort gewürdigt werden, ist nicht zu verstehen. Von einem Versagen kann daher in keiner Weise gesprochen werden."

Meine Damen und Herren, im Rechnungshofbericht steht auch: „Die baulich anspruchsvollen Verlängerungen der U1 bis nach Leopoldau und der U2 bis zum Prater-Stadion konnten trotz des Termindrucks durch die Fußball-Europameisterschaft EURO 2008 zeitgerecht fertiggestellt werden." - Ich denke, es ist genug gewürdigt. Ich denke, auch die Geschäftsführung der Wiener Linien wird gewürdigt, weil ich nehme an, dass die Geschäftsführungsgehälter der Wiener Linien Würdigung genug sind und die Geschäftsführung diesen Job zu erledigen hat. 

Weiters schließe ich mich der Meinung des Rechnungshofes voll und ganz an, dass der Rechnungshof daran erinnert, dass weder die Kundenzufriedenheit noch die technischen und betrieblichen Anforderungen Prüfungsgegenstand waren, sondern die Gebarung der Wiener Linien im Zusammenhang mit den Baumaßnahmen der Verlängerung der U1 von Kagran nach Leopoldau und der U2 von Schottenring bis Stadion. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, jetzt zur Kernaussage, zum Fakt: Fakt ist, dass die Geschäftsführung der Wiener Linien nach Erscheinen des Rechnungshofberichtes bei einem Professor der TU Wien ein Gegengutachten in Auftrag gegeben hat, das an Grasser-Methoden erinnert. Das hat der Herr Grasser bereits 2003 gemacht. Er hat damals - es ging um eine Vorstandsvergabe in der ÖIAG zu einem kritischen Rechnungshofbericht - ein Gegengutachten bestellt. Meine Damen und Herren, darin liegt der große Unterschied. Im Gegensatz zu diesem Haus, und auch die Frau Finanzstadträtin hat keinerlei Kritik geübt, hat damals der Rechnungshofpräsident Fiedler Folgendes gemeint, ich zitiere; Fiedler hatte in diesem Zusammenhang die Frage gestellt, wie man mit einem Gutachten gegen den Rechnungshof umgehe, ob es dazu diene, die Kompetenz des Rechnungshofes zu untergraben: „Man könne in juristischen Fragen durchaus unterschiedlicher Meinung sein, dennoch sollte der Rechnungshof auf Grund seiner Tätigkeit und Kompetenz mehr Kritik haben als ein privates Gutachten." - Und weiters, Rechnungshofpräsident Fiedler: „Es kann nicht so sein, dass ein vom Kritisierten in Auftrag gegebenes Gutachten die Kritik des Rechnungshofes aufhebt." - Zum Abschluss meinte er, das ist ein Auszug aus einer Mitschrift des Rechnungshofausschusses: „Da könnte man ja gleich den Rechnungshof abschaffen. Das käme immerhin billiger.“

Meine Damen und Herren, wir wollen den Rechnungshof nicht abschaffen. An dieser Stelle wollen wir uns auch für die Arbeit des Rechnungshofes bedanken. Danke vielmals! 

Ich möchte zum Abschluss betonen, meine Damen und Herren, dass solche Gepflogenheiten, und sagen wir einmal, Grasser-Maßnahmen, in diesem Haus nicht einreißen dürfen, dass eine öffentliche Stelle, die der Rechnungshofkontrolle unterliegt, Prüfberichte mit Gutachten, die ebenfalls mit Steuergeld bezahlt werden, zu relativieren versucht. - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster am Wort ist Herr GR Dr Ulm. Ich erteile es ihm. 

GR Dr Wolfgang Ulm (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Frau Stadträtin! Meine Damen und Herren! 

Sehr geehrter Herr Präsident! Ich darf mich auch bei Ihnen persönlich, aber auch bei allen Mitarbeitern des Rechnungshofes für die wertvolle Arbeit, die Sie für diesen Gemeinderat leisten, bedanken. Es wird damit in der politischen Arbeit etwas leichter für uns. 

Ich darf für meine Fraktion sagen, dass ich mich durch die Aussagen, die der Rechnungshof, insbesondere zu den Beamtenpensionen, getroffen hat, argumentativ unterstützt fühle. Ich finde es sehr interessant, dass hier der Rechnungshof ein Einsparungspotenzial von 350 Millionen EUR errechnen konnte, nur ausgehend von den Normen, die in den nächsten Jahren anzuwenden sind und ausgehend vom Regelpensionsantrittsalter. 

Was dabei in diesen 350 Millionen EUR überhaupt noch nicht berücksichtigt ist, ist die gelebte Praxis der Pensionierungen in Wien. Ich bin davon überzeugt, wenn sich das der Rechnungshof vielleicht in einem der nächsten Berichte ansehen sollte, dass da auch ein ganz erkleckliches Einsparungspotenzial drinnen ist, wenn man weiß, dass in Wien die vorzeitigen Pensionierungen nicht der Ausnahmefall, sondern der Regelfall sind. Es ist so, dass von den ungefähr 30 000 Beamten im Jahr durchschnittlich 900 in Wien pensioniert werden und von diesen ungefähr 900 Pensionierungen erfolgen 600 als Frühpensionierungen. Das ist, glaube ich, schon eine ganz besondere Zahl. Da muss es unser politisches Anliegen sein, diesen Frühpensionierungsfall vom Normalfall wieder zum Ausnahmefall zu machen. 

Was bei den Frühpensionierungen von meiner Fraktion traditionell immer besonders kritisiert wird, sind die Ruhestandsversetzungen aus organisatorischen Gründen. Es ist natürlich sehr bedauerlich, wenn Personen aus gesundheitlichen Gründen frühpensioniert werden müssen, aber wenn sie aus rein organisatorischen Gründen pensioniert werden müssen, heißt das, es handelt sich um qualifizierte, erfahrene und gesunde Kräfte, wo die Stadt Wien sagt, sie kann in einem Bereich mit 70 000 Mitarbeitern leider für diese überhaupt keine andere Verwendung finden. Das ist dann eine Bankrotterklärung der Politik und kann nie und nimmer akzeptiert werden. Das ist ein personalpolitischer Skandal! Das ist ein finanzpolitischer Skandal! Aber es ist auch ein Skandal im menschlichen Umgang mit den Mitarbeitern. Wir haben in diesem Jahr, im Jahr 2009, insgesamt 614 Frühpensionierungen. Von diesen 614 Frühpensionierungen erfolgten 585 aus gesundheitlichen und 29 aus organisatorischen Gründen. Diese 29 Pensionierungen sind absolut überflüssig, wären nicht notwendig und verursachen der Stadt Wien einen Schaden von mindestens 7 Millionen EUR, der leicht einzusparen wäre. 

Damit Sie, sehr geehrte Damen und Herren, sich ein bisschen hineinversetzen können, um welche Personen es sich handelt, gebe ich Ihnen ganz kurz einen Auszug von einigen Mitarbeitern, die in der Gemeinderätlichen Personalkommission in einer einzigen Sitzung aus organisatorischen Gründen frühpensioniert werden. Ich werde selbstverständlich nicht die Namen nennen, aber ich sage Ihnen die Funktion und das Alter von solchen Ruhestandsversetzungen aus einer Sitzung: eine Oberamtsrätin mit 58 Jahren, ein Spezialfacharbeiter mit 58 Jahren, ein Betriebsoberinspektor mit 57 Jahren, ein Vorarbeiter mit 57 Jahren, ein Oberaufseher der MA 49 mit 56 Jahren, ein Technischer Oberamtsrat mit 56 Jahren, ein Fachbeamter des Verwaltungsdienstes mit 56 Jahren, ein Betriebsinspektor mit 56 Jahren, ein Facharbeiter mit 55 Jahren, eine Kanzleikommissärin mit 55 Jahren, ein Facharbeiter mit 55 Jahren, eine Kanzleikommissärin mit 55 Jahren. Es ist nicht einzusehen, warum solche erfahrenen, qualifizierten und gesunden Mitarbeiter außer Dienst gesetzt werden, dass die Personalstadträtin keine Verwendung in diesem Riesenunternehmen der Stadt Wien findet. 

Das hohe Ausmaß an Frühpensionierungen kostet natürlich wahnsinnig viel Geld, aus gesundheitlichen Gründen natürlich noch viel mehr, weil sie zahlenmäßig viel mehr ausmachen. Wir haben fürs nächste Jahr nur an Pensionsleistungen für Beamte der Stadt Wien ungefähr, ganz grob gesprochen, 1 Milliarde EUR budgetiert. Wir haben im Bereich des Magistrats, Wiener Wohnen, KAV Aufwendungen von 726 Millionen und bei den Stadtwerken von 323 Millionen. Beängstigend ist der Anstieg im Magistrat und beim KAV. Wir haben im Magistrat Pensionszahlungen in der Höhe von 440 Millionen EUR budgetiert. Das ist ein Anstieg um 8,6 Prozentpunkte. Und wir haben beim KAV Pensionszahlungen in der Höhe von 275 Millionen EUR budgetiert. Das ist ein Anstieg um 9,7 Prozent. 

Sehr verehrte Damen und Herren, irgendwann wird das nicht mehr finanzierbar sein. Wir haben im nächsten Budget erstmals einen Abgang von 800 Millionen EUR. Es ist mehr als unerfreulich, dass dieser Abgang aus den Gründen der vorzeitigen Frühpensionierungen unter anderem in dieser Höhe sein muss. 

Ich rufe Sie, sehr geehrte Damen und Herren von der Sozialdemokratie, auf, alles zu unternehmen, um das faktische Pensionsantrittsalter anzuheben, um zu einer besseren Personalpolitik zu kommen! Davon haben alle etwas, in erster Linie natürlich der Dienstnehmer, der länger gesund im Dienst verbleiben kann, in zweiter Linie der Dienstgeber, die Stadt Wien, die von motivierten und gesunden Mitarbeitern natürlich viel mehr Leistung bekommt, und nicht zuletzt der Steuerzahler, denn auf die Art und Weise könnten wir uns Jahr für Jahr Milliarden ersparen. Nehmen Sie es sich zu Herzen! Ich habe die Hoffnung noch nicht ganz aufgegeben.

Ich darf mich noch einmal beim Rechnungshof bedanken. Er unterstützt im Wesentlichen unsere politische Arbeit und unsere politische Argumentation. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster am Wort ist Herr GR Dr Stürzenbecher. Ich erteile es ihm. 

GR Dr Kurt Stürzenbecher (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Geschätzte Frau Berichterstatterin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Sehr geehrter Herr Präsident des Rechnungshofes!

Wie in der juristischen Literatur zu Recht festgestellt wird, ist der Rechnungshof ein Hilfsorgan des Nationalrates, der Landtage und auch ein Hilfsorgan des Wiener Gemeinderates, wobei diese Formulierung Hilfsorgan von den Professoren Walter, Maier, die das zum Beispiel schreiben, sicher nicht negativ gemeint ist, sondern Hilfsorgan heißt, wie auch mein Vorredner richtig gesagt hat, er hilft uns, unsere Aufgaben zu erfüllen, da wir natürlich als einzelne Gemeinderäte und auch als Klubs nicht in der Lage sind, all das nachzurechnen und all das im Detail zu kontrollieren, was der Apparat des Rechnungshofs sehr fachkundig und sehr effizient macht. Dafür gebührt den Beamten und den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des Rechnungshofes und auch dem Präsidenten Dank, den ich hier ganz offiziell ausspreche! (Beifall bei der SPÖ.) 

Man muss natürlich auch sagen, dass die Berichte des Rechnungshofes von den Organen der Gemeinde Wien oder auch von den geprüften Wirtschaftsunternehmungen sehr ernst genommen und natürlich immer genau angesehen werden, dass man ernsthaft prüft, wo man dann infolgedessen Verbesserungen vornehmen kann. Was der Rechnungshof nicht ist und was er auch für sich selbst nie in Anspruch nimmt, was aber vielleicht manche glauben, dass er es wäre, ist so etwas wie ein letztinstanzlicher Urteilsverkünder. Das ist er nicht und dazu ist er auch nicht eingerichtet, sondern der Rechnungshof macht Berichte, die eine hohe Qualität haben und die ernst zu nehmen sind. Seine Berichte sind aber kein letztinstanzliches Urteil, auch kein Gottesurteil, sondern unterliegen in manchen Fällen zumindest der kritischen Diskussion. Bei Fragen der ziffernmäßigen Genauigkeit wird es in der Regel immer stimmen, was er sagt. Wenn es um Fragen der Zweckmäßigkeit und Wertungen geht, wird es oft stimmen, muss aber nicht immer stimmen. 

Man kann auch anderer Auffassung sein. Man muss das dann natürlich auch begründen können und es müssen die Begründungen derjenigen, die kritisiert worden sind und anderer Auffassung sind, besser sein und eine höhere Qualität haben als die Begründungen der Kritik. Dann - was nicht oft vorkommt, muss man auch dazusagen - ist es natürlich gerechtfertigt, von der Meinung des Rechnungshofes abzuweichen. Ob das jetzt immer in Form eines Gutachtens und Beauftragung eines Gutachters der Technischen Universität oder so sein muss, ist eine andere Frage. Ich würde das nicht zum Regelfall machen, dass man dann Gutachten erstellen lässt. Wenn es in Einzelfällen begründet, mit gutem Grund, passiert, ist es aber auch keine Tragik, sondern man muss sich vor Augen halten, dass natürlich auch die Berichte des Rechnungshofes, die meist von hoher Qualität sind, wie ich schon ausführen durfte, einer genauso kritischen Würdigung unterzogen werden können.

Insofern ist es natürlich auch bei diesem schon von der Kollegin Puller zitierten Bericht des Rechnungshofes über die 3. Ausbauphase U1 und U2 der Wiener Linien so gewesen, dass man beispielsweise festgestellt hat, dass komplett außer Acht gelassen wurde, dass die Verlängerung von U1 und U2 internationale Vorzeigeprojekte sind, die von den Fahrgästen hervorragend angenommen werden, schreiben die Wiener Linien. Wichtig war in diesem Zusammenhang auch, dass beim Bau der Zeitplan exakt eingehalten wurde, was dann vom Rechnungshof wiederum gelobt wurde. Es war wirklich eine Titanenleistung, dass das rechtzeitig hingebracht wurde, weil, wie auch der Rechnungshof feststellt, außerordentlich schwierige Rahmenbedingungen beim Bau dieser Linien waren, geologisch, hydrologisch und weiß Gott was alles. Es war auch so, und daran kann ich mich noch erinnern, dass die Organe der Justiz mitunter nicht sehr rasch gearbeitet haben, wobei man ihnen das teilweise nicht vorwerfen darf, weil die Richterplanstellen seit Jahren in Österreich sehr ultrasparsam eingesetzt sind, also wir sicher in Österreich, wie jetzt wieder offiziell festgestellt wurde, 200 bis 300 Richter zu wenig haben. Aber wenn dann gerade ein solches Verfahren sehr lange dauert, wenn man in einem gewissen, sehr engen Zeitraum fertig sein muss und Enteignungsverfahren sich hinziehen, dann ist das schon etwas Schwieriges. Insofern bin ich heute noch immer sehr froh, dass die Wiener Linien es geschafft haben, trotz dieser von verschiedenen Aspekten her äußerst schwierigen Rahmenbedingungen rechtzeitig fertig zu werden. Wir können heute noch allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Wiener Linien dafür danken, dass das damals für die EURO geschafft wurde! (Beifall bei der SPÖ.) 

Weiters haben die Wiener Linien ausgeführt, dass die beanstandeten Mehrkosten von 8,95 Millionen EUR nicht nachvollzogen werden können, weil sie sich lediglich auf Fragen der Bauabrechnung und deren Interpretation beziehen. Sie würden auch nur 0,04 Prozent des gesamten Bauvolumens von 1,7 Milliarden EUR ausmachen. Dass es bei einem Bauvolumen von 1,7 Milliarden EUR und einer Bauzeit von mehreren Jahren zu unvorhersehbaren Ereignissen kommen kann, muss klar sein. Da werden Enteignungsverfahren, bautechnische Unwägbarkeiten akzeptiert. Also ich glaube, da hat man dann schon sehr sachlich dazu Stellung genommen. Man muss das, was die Wiener Linien da ausführen, auch sehr ernst nehmen. Weiters schreiben sie dann: „Ebenso ist nicht nachvollziehbar die Kritik des Rechnungshofes, dass 6,18 Millionen EUR zu Unrecht der Stadt Wien verrechnet wurden, weil es sich dabei angeblich um Einrichtungen handelt, die nicht der Verkehrsinfrastruktur dienen. Die Wiener Linien richten Stationen, die sich nach den modernsten Standards des U-Bahn-Baus richten und die im Sinn der Fahrgäste ausgestattet sind, ein. Dazu gehören auch die Voraussetzungen, um Geschäftslokale in der Station einzubauen."

Ich glaube, dass diese Geschäftslokale dort sind, gehört schon mit dazu. Stellen wir uns doch vor, unsere U-Bahn-Stationen hätten überhaupt keine Geschäftslokale, alles wäre mausgrau und man würde irgendwo hineinkommen, vielleicht mit einer Rolltreppe hinunterfahren und dann kommen irgendwelche grauen Linien daher. Das wäre sicher nicht sehr kundenfreundlich. Kundenfreundlich ist es, dass man, wenn man dort hineingeht, sich wohlfühlt, vielleicht auch etwas kauft - nicht unbedingt dann in der U-Bahn isst, das wünschen wir weniger und versuchen wir, auch mit intelligenten Kampagnen hintanzuhalten -, um so die U-Bahn für möglichst viele Bürgerinnen und Bürger so attraktiv zu machen, dass sie oft auf ihr Auto verzichten. 

In dem Sinn meine ich, habe ich jetzt ein Musterbeispiel dafür dargelegt, dass man durchaus anderer Auffassung als der Rechnungshof sein kann. Ich möchte aber noch einmal hinzufügen, dass die Gemeinde Wien, ihre Organe und auch die wirtschaftlichen Unternehmungen alle Berichte des Rechnungshofes äußerst ernst nehmen und in den meisten Fällen, wenn Vorschläge erstattet wurden, diesen nachkommen. 

Zum Fall Pensionssystem hat der Kollege Ulm Ausführungen getätigt. Darauf einzugehen, erspare ich mir jetzt, weil das dann der Kollege Meidlinger für meine Fraktion machen wird. 

Ich möchte vielleicht nur, um noch ein anderes Beispiel zu erwähnen, einen Bereich aufzeigen, wo wirklich in höchstem Maße den Empfehlungen des Rechnungshofes Rechnung getragen wurde. Das sind Parkraummanagement und Parkraumbewirtschaftung; Follow-up-Überprüfung. Hier schreibt der Rechnungshof: „Die Bundeshauptstadt Wien setzte den überwiegenden Teil der Empfehlungen des RH aus dem Jahr 2006 um. Noch nicht zur Gänze verwirklicht waren die Zielvorgaben des Verkehrskonzepts Wien 1994 bezüglich des Stellplatzrückbaus sowie die Empfehlung hinsichtlich der Errichtung von Park-and-ride-Anlagen."

Wiederum hat dann der Stadtsenat darauf reagiert, dass derzeit für alle im Garagenprogramm der Stadt Wien geführten Garagenstandorte intensive Überlegungen betreffend eine wesentliche Verbesserung der Umsetzung der Stellplatzreduktion im öffentlichen Straßenraum verfolgt werden. Zur Unterstützung der Bezirke sei beabsichtigt, Fördermittel aus dem Zentralbudget einzusetzen. Der vom Rechnungshof ergänzenden empfohlenen Dokumentation der Stellplatzreduktion werde entsprochen. 

Das habe ich jetzt auch deshalb erwähnt, weil wir am Vormittag einen Garagenfall diskutiert haben, wo von der grünen Fraktion genau dieser Garagenbau wieder einmal unsachlich kritisiert wurde. Hier sieht man, dass wir auch vom Rechnungshof, und in dem Fall mit guten Gründen, dazu angehalten werden, die Stellplätze an der Oberfläche zu reduzieren und Garagen zu bauen. In dem Fall muss ich sagen, folgen wir schon lieber den Empfehlungen des Rechnungshofs, als den Empfehlungen vom Kollegen Maresch. 

In dem Sinn darf ich noch einmal dem Rechnungshof und seinen Mitarbeitern herzlich danken und um Zustimmung zum vorliegenden Geschäftsstück ersuchen. - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster am Wort ist Herr GR Mag Gerstl.

GR Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Frau Berichterstatterin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Präsident!

Zuallererst möchte ich mich beim Rechnungshof sehr herzlich bedanken, weil er uns die Gelegenheit gibt, dass wir Einschau in Abrechnungssysteme bekommen, zu der die Opposition ansonsten keine Möglichkeit hat. Daher freuen wir uns, dass wir die Möglichkeit haben, auch einmal im Detail zu sehen, wie es aussieht, wo die SPÖ alleine Verantwortung hat und somit nicht die schwarz-blaue Bundesregierung schuld daran sein kann, wie die Wiener SPÖ oft behauptet! (Beifall bei der ÖVP.) 

Damit möchte ich schon beim Kollegen Stürzenbecher ansetzen, der die Argumentation des Kollegen Hora übernommen hat, zu sagen, nur 0,04 Prozent der Bausumme wurden verludert, daher macht das nicht so viel aus. Wenn ich das jetzt nachgerechnet habe, waren das aber nicht 0,04 Prozent, sondern es waren 0,4 Prozent. Ich gebe Ihnen nur eine 0-Komma-Zahl noch dazu, damit Sie wissen, wie das mit diesen 0-Komma-Zahlen ist. Der 24 Stunden U-Bahn-Betrieb am Wochenende kostet nur 0,15 Prozent der Gesamtinvestitionen, Herr Kollege Stürzenbecher! (Beifall bei der ÖVP.) 

Daran kann man sehr leicht erkennen, wie diese 0-Komma-Prozent- oder -Promillegrößen wirklich wichtig sind. Tatsache ist, dass der Rechnungshof 8,95 Millionen EUR Mehrkosten und Fehlverrechnungen festgestellt hat, meine Damen und Herren!

Ich möchte daher einiges, weil Sie das hier in der Öffentlichkeit immer herabgespielt haben, zitieren. Weil es meine einzige Chance ist, damit eine Öffentlichkeit zu erreichen, muss ich das hier tun:

Erstens: Die internen Kontrollsysteme zur Sicherung der Sparsamkeit und Effizienz versagten. 

Zweitens: Die Abrechnungsmängel, wie Doppelverrechnungen von Teilleistungen, waren vermeidbar. 

Drittens: Die Verrechnungen waren unplausibel und physikalisch unmöglich. Selbst die von den Wiener Linien akzeptierte Fehlerbandbreite bedeutete Mehrkosten von bis zu 1,11 Millionen EUR. 

Weiters: Die Niederschrift zur Angebotsöffnung enthielt nicht alle Informationen, die laut den Vergabebestimmungen notwendig waren, meine Damen und Herren! Das heißt, hier wurde einiges, was gesetzlich vorgeschrieben ist, nicht eingehalten. 

Weiters: Die Qualität der Angebotsprüfung war mangelhaft. 

Weiters: Die Vertragsabwicklung hatte keine Soll- und Ist-Vergleiche. Sie verzichteten somit, stellt der Rechnungshof fest, auf ein wesentliches, elektronisch vorliegendes Kontrollinstrument. 

Die Prüfung der Zusatzangebote durch die Wiener Linien dauerte zu lange. 

Meine Damen und Herren, das ist aus der Zusammenfassung des Rechnungshofs. Nun bringe ich Ihnen noch einige Details, die noch wirkliche Schmankerln sind und die zeigen, wie die Stadt Wien damit umgeht:

„10.3: Der Wunsch des RH nach einer Stärkung der übergeordneten Kontrolle einerseits und der Forderung des RH nach einer Stärkung der Eigenverantwortlichkeit andererseits, erschien den Wiener Linien in ihrer Stellungnahme unverständlich." - Ich erwarte mir, meine Damen und Herren von der Regierungsfraktion, dass die Forderungen zu diesen Punkten, die der Rechnungshof dann im Anhang aufgeschlüsselt hat, auch eins zu eins umgesetzt werden. Ich erwarte, so wie wahrscheinlich jeder Staatsbürger in Wien, dass dies bei einem nachfolgenden Bericht, den der Rechnungshof danach wieder tätigt, erledigt ist. Es kann nicht sein, dass Empfehlungen des Rechnungshofes einfach mit dem Satz, das sei unverständlich, abgetan werden. Da geht es um die Kontrolle! Da geht es um die Kontrolle von Geldern des Staatsbürgers! Da geht es um die Kontrolle von Steuergeld! Ich glaube, dass man damit ernsthaft umgehen muss und dass Sie hier nicht schlampig so tun können, als ob es sich nur um Promillezahlen handeln könnte!

Meine Damen und Herren, auf Seite 37 heißt es: „Der RH beanstandete diese Vorgangsweise, weil die internen Unternehmensvorgaben des Organisationshandbuchs unterlaufen wurden. Die Zusatzangebote bedeuteten wesentliche und abrechnungsrelevante Vertragsänderungen, die durch die Geschäftsführung zu genehmigen beziehungsweise in bestimmten Fällen vom Aufsichtsrat zu behandeln gewesen wären. Hierdurch war die Wirksamkeit des internen Kontroll- und Aufsichtsinstruments ... von vornherein unterbunden. Der RH bemängelte, dass weder Geschäftsführung noch Aufsichtsrat der Wiener Linien Maßnahmen setzten, um ihre Genehmigungsbefugnisse sicherzustellen." 

Ich erwarte mir vom Folgeredner der SPÖ, dass er hier erklärt und selbst fordert, dass die Genehmigungsbefugnisse des Aufsichtsrates und der Geschäftsführung in Zukunft eingehalten werden müssen! Das ist doch das Mindeste, was ich heute hier verlangen kann! Ich würde mich sehr wundern, wenn Sie nicht darauf eingehen und nur das zitieren, wo der Rechnungshof zu Recht eine positive Einhaltung festgestellt hat. Gehen Sie auch auf die Mängel ein, Herr Kollege Stürzenbecher oder wer der Nachfolgeredner der SPÖ ist, damit die Wienerinnen und Wiener wissen, ob Sie die Kritik des Rechnungshofes ernst nehmen oder nicht! (Beifall bei der ÖVP.)
Meine Damen und Herren, der Rechnungshof stellte weiters unter Punkt 17.2 fest, die internen Kontroll- und Aufsichtsinstrumente der Geschäftsführung beziehungsweise des Aufsichtsrates griffen nicht. Auch hier erwarte ich mir eine Konsequenz von Ihrer Seite. Was haben Sie getan, dass in Zukunft diese Aufsichtsinstrumente greifen können? 

Der nächste Punkt ist, wenn wir von Mehrkosten reden - weil das ein Kollege der Regierungsfraktion eingeworfen hat -, ein anderes Bauvorhaben, wo auch die Staatsanwaltschaft prüft. Ich muss sagen, dann schauen wir uns das auch hier an und fragen, ob das nicht auch der Staatsanwalt noch näher prüfen sollte. Der Rechnungshof stellt unter Punkt 18.1 fest, dass im Dezember 2005 eine Teilrechnung anerkannt wurde, bei der die Vergabesumme um rund 20 Prozent, nämlich um 6 Millionen EUR überschritten wurde. 20 Prozent Überschreitung. Diese 20 Prozent Überschreitung wurden der Geschäftsführung und dem Aufsichtsrat erst rund zwei Jahre später vorgelegt. Ich schaue mir das an, liebe Kollegen von der SPÖ, wenn das in irgendeinem Unternehmen passieren würde, wo die ÖVP oder irgendeine andere Fraktion eine wesentliche Rolle spielen würde, wie Sie damit umgehen würden, wenn in einem Unternehmen erst zwei Jahre später die zuständigen Organe auf eine Kostenüberschreitung von 20 Prozent oder 6 Millionen EUR aufmerksam gemacht werden. 

Meine Damen und Herren, es gibt noch andere Schmankerln, nämlich, dass der Rechnungshof Sie aufgefordert hat, einen Soll-Ist-Vergleich vorzulegen. Interessanterweise haben Sie dabei vergessen, die interessantesten Positionen vorzulegen, nämlich die, die von der Mengenentwicklung größer als 1 000 Prozent sind, also die größten Überschreitungen. So war es ganz interessant, dass man bei Massenspritzbeton von einer Sollmenge von 50 m³ ausgegangen ist, und die Menge, die man dort tatsächlich in Anspruch genommen hatte, eine Überschreitung von 3 948,7 Prozent ergab, dass man bei einer Entsorgung von Düsenstrahlverfahren um 1 509,6 Prozent überschritten hat et cetera. Sie führen es auf eine Auswertungs-Software zurück. Das kann sein, aber es ist trotzdem erstaunlich, dass die interessantesten Felder gefehlt haben.

Meine Damen und Herren, zu diesem Bericht ersuche ich die Regierungsfraktion, und ich meine, wie mein Kollege Dr Tschirf schon heute Vormittag gesagt hat, in einem rechtlichen Sinne, nämlich ich fordere Sie dazu auf, dass Sie die Beschlussempfehlungen des Rechnungshofes zu diesem Bericht ernst nehmen und dass Sie sie in diesem Bereich umsetzen. 

Ich komme daher zum nächsten Rechnungshofbericht, nämlich Parkraummanagement und Parkraumbewirtschaftung. Auch hier möchte ich Ihnen die Empfehlungen noch einmal verdeutlichen, und zwar zur letzten Empfehlung: „Die Einhaltung der höchstzulässigen Parkdauer sollte bei Verwendung von elektronischen Kurzparknachweisen evaluiert werden." - Ich denke, Sie sind sich alle dessen bewusst, was in dieser Stadt passiert, dass wir unterschiedliche Wachkörper haben, die einerseits die gebührenpflichtige Parkzone überwachen und auf der anderen Seite diejenigen, die die Parkdauer zu überwachen haben, dass es hier unterschiedliche Kompetenzen gibt, was genau in die Richtung führt, dass die Stadtwache die geeignete Organisation wäre, in die wir diese Wachkörper zusammenführen könnten. Aber, was wahrscheinlich noch viel wichtiger ist, wenn Sie Parkraumgebühren nicht nur als Abzocke, sondern als Lenkungseffekt sehen, dann wird es notwendig sein, dass Sie die Parkdauer auch einer entsprechenden Überprüfung unterziehen und nicht, dass es möglich ist, dass wir uns heute acht Stunden lang Parkscheine ausstellen und es niemand kontrolliert, wenn länger als zwei Stunden geparkt wird. Das wissen viele Leute. Ich sage Ihnen, das, was Sie als Lenkungseffekt angeben, ist damit nicht erzielt. Es zahlt sich aus, wenn der Rechnungshof das immer näher prüft. 

Weiters komme ich auf einen Punkt des Rechnungshofes, den er in seinem Vorbericht dazu, nämlich schon im November 2006 in Betracht gezogen hat, dass die Stadt Wien aufgefordert wird, bei Park &Ride Garagen die Einführung günstiger kombinierter Zeitkarten für Benützer von Park &Ride Anlagen und der Wiener Linien in Betracht zu ziehen. Hier gibt es ein minimal günstigeres Angebot im Moment. Ich empfehle Ihnen das System von München, das entsprechend der Entfernung der Park & Ride Anlagen die Gebühr staffelt. Sie beginnen am Stadtrand mit 50 Cent und können, je weiter Sie nach innen gehen, das entsprechend erhöhen. Ich glaube, dass dieses System notwendig ist. Wir können uns auch vorstellen, dass man außerhalb, wie das in Niederösterreich schon der Fall ist, in den Park &Ride Anlagen gratis parken kann, damit ein entsprechender Anreiz zum Umstieg auf ein öffentliches Massenverkehrsmittel gegeben ist. 

Meine Damen und Herren, ich komme zum Schluss noch zu meinen Punkten, die ich gerne dem Rechnungshof mitgeben möchte, die nämlich in der Sitzung des Unterausschusses zum Finanzausschuss am 8.5.2009 bis heute nicht behandelt wurden. Ich muss das leider hier machen, weil ich keine andere Chance sehe, dass wir als Opposition dazu eine Antwort bekommen. Wir haben damals eine Sondersitzung, gemeinsam mit den GRÜNEN, und ich glaube, auch gemeinsam mit den Freiheitlichen, beantragt. Wir haben damals einen Fragenkatalog übergeben, der bis heute nicht beantwortet ist. Ich denke, es zahlt sich aus, wenn bei der nächsten Rechnungshofprüfung der Rechnungshof auch darauf seine Aufmerksamkeit legt.

Daher beginne ich mit Frage 1: Gibt es internationale Maßstäbe für die Erreichung eines Zieles innerhalb einer Stadt von A nach B betreffend die Häufigkeit des Umsteigens eine Art Höchstumsteigefrequenz? Was sind diesbezüglich die Ansprüche der Wiener Linien? Wo liegt Wien diesbezüglich im internationalen Vergleich?

2. Intervalle: Wie stellt sich die Datenlage betreffend Plan-Intervalle zu den Ist-Intervallen dar? Das ist das RDL-System. Wie sehr weichen die tatsächlichen Intervalle von den vorgesehenen Intervallen ab, aufgeschlüsselt nach Autobus, U-Bahn und Straßenbahn?

3. Verspätungen: Wie werden Verspätungen auf einer Linie kommuniziert? Wo werden diese Daten aufgezeichnet? Wie oft passieren Verspätungen auf den Linien der Wiener Linien, Autobusse, U-Bahnen, Straßenbahnen? Wie sieht diesbezüglich die Entwicklung, jeweils in den Jahren 2000 bis 2009, aus? Wir bitten um Übermittlung der diesbezüglichen Daten.

4. Zugskilometer: Wo und wie werden entfallene Zugskilometer dokumentiert? Wie sieht diesbezüglich die Entwicklung, jeweils in den Jahren 2000 bis 2009, aus? 

5. ULF: 

a) Wie viele ULF-Garnituren sind derzeit nicht in Betrieb? Wie viele sind täglich nicht in Betrieb, entweder auf Grund von Reinigungsarbeiten oder auf Grund von Reparaturarbeiten? Wie sieht diesbezüglich die Entwicklung, jeweils in den Jahren 2000 bis 2009, aus? 

b) Wie sieht das Beschaffungsprogramm bezüglich der ULF-Garnituren aus? Wie ist der Stand der Auslieferungen? 

c) Wie ist der Stand des Projekts „ULF 2020"? 

6. Sauberste Autobusflotte: Die Wiener Linien rühmen sich, die sauberste Autobusflotte in Betrieb zu haben. Nun läuft die Antriebstechnologie mit Flüssiggas aus. Wie sieht es mit den Bemühungen aus, dem Anspruch, die sauberste Autobusflotte zu betreiben, für die Zukunft aus?

7. Reinigungskosten: Wie entwickeln sich die Kosten für die Reinigung von Garnituren von Autobus, U-Bahn, Straßenbahn, jeweils in den Jahren 2000 bis 2009?

8. Wie viele Brand- und Rauchentwicklungen gab es in der letzten Zeit? Wie sieht diesbezüglich die Entwicklung, jeweils in den Jahren 2000 bis 2009, aus?

9. Investitionen: Wie stellt sich die Entwicklung der Investitionen und Betriebskosten, jeweils in den Jahren 2000 bis 2009, dar?

10. Wie ist der Stand der standardisierten Bewertung von Investitionen in die Verkehrsmittel der Wiener Linien?

11. Was passiert an Neuerungen, Ausbesserungen im Gleisnetz Straßenbahn und U-Bahn-Netz? Welche Neuerungen, Ausbesserungen sind für 2009 und die Folgejahre geplant? 

12. Was ist der Stand der Planungen und Erweiterungen im Straßenbahnnetz?

13. Was ist der Stand der konsequenten Anbringung von Rückspiegeln auf allen Straßenbahngarnituren?

14. Linien- und U-Bahn-Verlängerungen: 

a) Was ist der Planungsstand der U2-Erweiterung Richtung Süden?

b) Was ist der Planungsstand der U1-Erweiterung Richtung Süden? Wie viele Grundstücke um welche Kosten wurden bereits für diese Trassenführung angekauft? Wie viele Grundstücksankäufe fehlen noch beziehungsweise sind geplant?

c) Was ist der Planungsstand der Verlängerung der Straßenbahnlinie D in Richtung Süden?

15. Was ist der aktuelle Stand des Straßenbahnbeschleunigungsprogrammes? Wie sieht die Entwicklung in den letzten Jahren aus? Was ist konkret für die Zukunft geplant?

16. Sicherheit: Gibt es Studien beziehungsweise Untersuchungen der Wiener Linien beziehungsweise beauftragt von den Wiener Linien, welche das subjektive Sicherheitsgefühl der Fahrgäste in Autobus, U-Bahn, Straßenbahn beziehungsweise in Haltestellenbereichen und Unterführungen zum Inhalt haben?

17. Wie hoch belief sich die Anzahl der Bediensteten der Wiener Linien im Fahrbetrieb, aufgeschlüsselt nach Autobus, U-Bahn, Straßenbahn, jeweils in den Jahren 2000 bis 2009?

18. Wie hoch ist die Fluktuation in diesem Bereich? Wie hoch ist die durchschnittliche Verweildauer von Bediensteten im Fahrbetrieb? Wie sieht diesbezüglich die Entwicklung, jeweils in den Jahren 2000 bis 2009, aus?

19. Hauptwerkstätte Simmering: Wie hoch waren die geplanten Kosten für den Umbau der Hauptwerkstätte Simmering? Wie hoch belaufen sich die derzeit erwarteten Kosten für den Umbau?

20. Wertpapierveranlagungen: Wie hoch ist der derzeitige Stand der Wertpapierveranlagungen der Wiener Linien? Wie sieht diesbezüglich die Entwicklung, jeweils in den Jahren 2000 bis 2009, aus?

Ich entschuldige mich, dass ich das alles trotz der fortgeschrittenen Zeit vorlesen musste, aber es war notwendig, weil wir noch immer keine Beantwortung haben. (Amtsf StR Christian Oxonitsch: Es fehlt eine Frage: Was kostet die Beantwortung?) Ich sage Ihnen, wir werden nicht lockerlassen und darauf bleiben.

Damit komme ich nun zu meinen Anträgen, wo ich den Rechnungshofbericht zum Anlass nehmen möchte, Anträge in Bezug auf die aktuellen, neuen Fahrpläne einzubringen. Nämlich ersuche ich mit meinem Klubobmann Matthias Tschirf um die Rücknahme der Streichungen von Zügen in den neuen ÖBB-Fahrplänen. Das Land Wien ist Beauftragender bei den ÖBB für den Nahverkehr. 

Wir fordern Sie daher auf, dass Sie gemeinsam mit der Frau Bundesministerin für Verkehr, Doris Bures, die Ihnen ja nicht unbekannt und eine Liesinger Mandatarin ist, die getroffenen Fahrplanausdünnungen wieder zurücknehmen, damit Sie in Zukunft auch die Taten setzen können, die Sie per Presseaussendung verkünden, nämlich für den öffentlichen Nahverkehr zu sein und dem damit dann auch Beispiele folgen könnten.

Der zweite Antrag, den ich dazu einbringe, ist die zweite U-Bahn-Anbindung an den geplanten Hauptbahnhof. Sie haben jetzt noch die Möglichkeit, sich dazu zu entschließen. 

Wir fordern Sie, und zwar den zuständigen amtsführenden Stadtrat für Stadtentwicklung und Verkehr in Absprache mit der amtsführenden Stadträtin für Finanzen, auf, der regionalen und internationalen Bedeutung des Hauptbahnhofes sowie den wachsenden Passagierzahlen Rechnung zu tragen und für eine verkehrstechnische Erschließung durch eine zweite U-Bahn-Anbindung zu sorgen.

Damit komme ich zum dritten Antrag, der nun auch den provisorischen Ostbahnhof betrifft. Diejenigen, die dort schon tätig waren, haben dort sicherlich bemerken können, dass dieser Zugang zum provisorischen Ostbahnhof, der nun immerhin in etwa drei Jahre lang so sein wird, absolut nicht barrierefrei ist und den geh- und sehbehinderten Menschen enorme Schwierigkeiten auferlegt.

Wir stellen daher den Antrag: Die amtsführende Stadträtin für Finanzen und der amtsführende Stadtrat für Stadtentwicklung und Verkehr werden aufgefordert, mit den Wiener Linien und den ÖBB Gespräche dahin gehend aufzunehmen, dass als Sofortmaßnahme ein Begleitdienst für geh- und sehbehinderte Menschen von den Straßenbahn-, Bus- und S-Bahn-Stationen zum Ostbahnhof und in die Gegenrichtung eingerichtet wird und gleichzeitig ein Gipfel von Vertretern der Stadt Wien, Wiener Linien, der ÖBB und der Behindertenverbände einberufen wird, um gemeinsam mit den Betroffenen bauliche und verkehrstechnische Maßnahmen in diesem Bereich zu erarbeiten.

Somit komme ich in den letzten 15 Sekunden zum letzten Antrag, wo ich die Ehre habe, für meine Kolleginnen Karin Praniess-Kastner und Ingrid Korosec einen Antrag betreffend die Ausarbeitung eines Wiener Aktionsplanes zur Umsetzung der Bestimmungen der UN-Behindertenrechtskonvention einzubringen.

Wir ersuchen den Gemeinderat, sich für die Schaffung eines Wiener Aktionsplanes zur Umsetzung der Bestimmungen der UN-Konvention von Menschen mit Behinderungen durch die Wiener Landesregierung auszusprechen. Zu diesem Zweck möge unter Einbeziehung der Interessenvertretung der behinderten Menschen ein Wiener Aktionsplan zur Anpassung der landesgesetzlichen Vorschriften an die Bestimmungen der UN-Konvention über die Rechte von Menschen mit Behinderungen ausgearbeitet und bis längstens 26. Oktober 2010 dem Wiener Landtag vorgelegt werden. 

In formeller Hinsicht ersuchen wir um die Zuweisung dieses Antrages an den Herrn Bürgermeister und an die Geschäftsgruppe für Gesundheit und Soziales. - Ich bedanke mich. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster am Wort ist Herr GR Ing Meidlinger. Ich erteile es ihm. 

GR Ing Christian Meidlinger (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Frau Berichterstatterin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Präsident Dr Moser! 

Ich möchte mich beim Dank an den Rechnungshof meiner Vorrednerin und meinen Vorrednern anschließen.

Ich bin auch immer wieder überrascht, dass sich die ÖVP hier hinstellt und einfach vergisst und verdrängt, was in der Vergangenheit war, als die ÖVP in Regierungsverantwortung war und wie sie mit den Menschen in diesem Land umgegangen ist. Es war die ÖVP in ihrer schwarz-blau-bunten Zeit, die ein eigenes Sozialplangesetz beschlossen hat, damit sie Kolleginnen und Kollegen, wohlverdiente Beamtinnen und Beamte aus dem Dienst getrieben hat. Es war auch die ÖVP dafür mitverantwortlich, als die gesamten Maßnahmen im ASVG beschlossen wurden, wo es um den Murks geht, den wir bei der Schwerstarbeiterregelung haben, wo wir die Langzeitversichertenregelung haben, die mittlerweile zweimal repariert werden musste, die im kommenden Jahr wahrscheinlich ein drittes Mal repariert werden muss und damit auch die Berechnungen für die Zukunft, die in 50 Jahre gehen, im Rechnungshofbericht auch verzerrt dargestellt sind. Es war, wie gesagt, die ÖVP, die bei dem System der sozialen Kälte mitgetan hat. Das ist nicht der Weg, den Wien gegangen ist und das ist nicht der Weg, den die Wiener Sozialdemokratie hier gehen wird! (Beifall bei der SPÖ.)
Wien ist nicht vergleichbar mit dem Bund und mit anderen Bundesländern. Wir haben in Wien über 200 Berufsgruppen, die sich halt in der Kompaktheit und mit den Problemen nur in Wien wiederfinden. Ob das Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter beim Kanal, bei der Müllabfuhr oder Straßenbahnfahrer sind, die auch schon erwähnt wurden, sind das Tätigkeiten, die nicht mit den Ländern oder mit dem Bund vergleichbar sind, sondern mit Kommunen. Schon der für die Sozialdemokratie unverdächtige Präsident Mödlhammer hat gesagt: „Hören Sie auf mit Pauschalvorwürfen an Bedienstetengruppen, die nichts dafür können!" Auch in Wien ist die Pragmatisierungsquote, wie in allen Kommunen, rückläufig. Es findet kaum eine Neupragmatisierung statt.

Lassen Sie mich auch noch kurz auf die Arbeitsbedingungen eingehen. Die Stadt Wien hat sich natürlich weiterentwickelt und es sind heute Kolleginnen und Kollegen in einem pensionsfähigen Alter, wo die Arbeitsbedingungen am Beginn einfach ganz anders und viel schlechter waren, weil einfach Materialien anders waren, weil Dienstbekleidung, Schutzbekleidung anders war. Bleiben wir beim Beispiel der Müllabfuhr. Dort hat es halt vor 20, 25 Jahren noch viele Müllgefäße gegeben, die aus Metall waren. Damals wurde die Mülltrennung noch nicht so forciert, das heißt, der Müll war schwerer und die Arbeitsbedingungen waren schwieriger. Es war damals beim technischen Arbeitnehmerschutz, aber auch beim gesamten Arbeitnehmerschutz, nicht das State of the Art, was es heute ist. Hier gibt es viele Fortschritte, gibt es viel, wo die Stadt Wien viel für ihre Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter investiert. 

Es überrascht mich auch, wenn man sich hier hinstellt und immer wieder von der Gesundheitsförderung spricht und in Wirklichkeit dort, wo man die Möglichkeit hat, zum Beispiel bei der Frage eines Gesundheitsförderungszentrums in der Hera oder auch bei der Frage von längeren Regenerationszeiten, einige in diesem Haus permanent gegen die Möglichkeiten auftreten und dagegenstimmen. Das ist scheinheilig! Hören Sie damit auf! (Beifall bei der SPÖ.)
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich darf aus dem Rechnungshofbericht zitieren:

„Das Pensionsrecht der Beamten der Gemeinde Wien wies in Übereinstimmung mit dem Bund ein Pensionsantrittsalter von 65 Jahren, eine 40-jährige Durchrechnung und eine 45-jährige Gesamtdienstzeit aus. Die Methode der Ruhegenussberechnung war zweckmäßiger" – ich wiederhole: war zweckmäßiger – „als jene des Bundes." – Ich komme dann noch einmal darauf zurück.

Dann geht es weiter: „Auf Grund der längeren Übergangszeiträume" – auch darauf werde ich noch eingehen – „und des Verzichts auf eine Parallelrechnung mit einem Pensionskonto waren die Einsparungen geringer.“ – Zu dieser Parallelrechnung und dem, was im ASVG vor sich gegangen ist, ist festzuhalten, dass die Stadt Wien bei diesem Murks nicht mitgemacht hat. Wir haben bei diesem Murks nicht mitgemacht!

Im ASVG sind nämlich dank der Regelungen, die damals während Ihrer Regierungszeit geschaffen wurden, teilweise bis zu 16 Berechnungsmethoden notwendig, um zu einer Pension zu kommen, und daher ist es nur verständlich, dass die Stadt Wien und wir als SPÖ diese Art und Weise der Berechnung ablehnen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Viele andere Punkte gehen hingegen in der Diskussion immer wieder unter. Ich glaube daher, dass es immer wieder notwendig ist, darauf hinzuweisen, damit die Unterschiede verständlich werden. Es geht darum, dass alle Beamtinnen und Beamte höhere Beiträge zu leisten haben, sei es im Aktivleben oder aber auch während des Ruhestandes. Das sind Beiträge von teilweise bis zu und über 10 Prozent, die andere Systeme überhaupt nicht kennen. Das bleibt hier in der Diskussion unerwähnt.

Wir führen oft auch Diskussionen um die Lebensverdienstsumme, weil man das Einkommen eines Beamten und einer Beamtin nur in der Gesamtdimension, nämlich während der aktiven Zeit und während des Ruhestandes, vergleichen kann. Daher ist diese gemeinsame Betrachtung notwendig. 

Es gibt auch immer wieder Diskussionen darüber, dass es für Beamtinnen und Beamten keine Abfertigung gibt, wenn man aus dem Dienst ausscheidet. Außerdem geht hier auch immer unter, dass das Pensionsantrittsalter im Vergleich zum Bundesbeamtenrecht, vor allem aber auch zum ASVG höher ist. Wir haben zum Beispiel 2013 bei den Frauen ein um 6,5 Jahre höheres Pensionsantrittsalter als im ASVG. Ich glaube, auch das muss berücksichtigt werden!

Weiters gibt es natürlich Nebengebühren, die in diesen Pensionsberechnungsmodellen, die Sie hier immer wieder anführen, auch nicht erwähnt werden. Es gibt bereits heute – und das hat auch für die Vergangenheit gegolten – eine lebenslange Durchrechnung der kompletten Nebengebühren der Beamtinnen und Beamten der Stadt Wien, und das macht in einigen Bereichen oft ein Drittel aus. Im Hinblick darauf hätten wir doch erwartet, dass das irgendwann anerkennend erwähnt wird!

Der Rechnungshofbericht lässt aber auch noch mit einigen anderen Zahlen und mit einigen anderen Vergleichen aufhorchen, die sehr interessant sind.

Herr GR Ulm hat hier zum Thema Organisationsänderungen berichtet und gesagt, dass es in der Stadt sehr viele Organisationsänderungen gibt, die nicht notwendig seien. – Ich möchte hier noch einmal festhalten: Eine Organisationsänderung beziehungsweise Pensionierung oder Ruhestandsversetzung – wie es richtigerweise heißt – kann es nur dann geben, wenn der Dienstposten beziehungsweise die Funktion nicht mehr benötigt und aufgelassen wird.

Es gibt auch in anderen Bundesländern und auch im Bund nach wie vor Ruhestandsversetzungen aus sonstigen Gründen, und da sind die Organisationsänderungen ja mit enthalten. Sehen wir uns nur das Beispiel Tirol an: Tirol hat knapp über 1 000 Beamtinnen und Beamte und hat im Jahr 2007 16 davon aus sonstigen Gründen pensioniert. Im Vergleich dazu gibt es in der Stadt Wien in der engeren Verwaltung rund 6 000 Beamtinnen und Beamte, und es wurden nur 11 Pensionierungen aus Organisationsgründen oder sonstigen Gründen durchgeführt. (Zwischenruf von GR Dr Wolfgang Ulm.) Ich bin im Jahr 2007, denn dafür habe ich die Vergleichszahlen!

Wir haben im Jahr 2007 61 Pensionierungen aus sonstigen Gründen und Organisationsgründen hier durchgeführt, das aber bei 24 600 Beamtinnen und Beamten. Wenn wir mit dieser letzten Zahl einen direkten Vergleich anstellen, dann hätten wir 380 Pensionierungen aus sonstigen Gründen und Organisationsgründen durchführen müssen, das haben wir aber nicht getan. Es waren in Wien in diesem Vergleichszeitraum nur 61 und somit nicht so viele wie in Tirol. – Bleiben Sie also bitte auch in der Relation bei der Wahrheit, damit man sieht, wie Wien im Vergleich zu anderen Bundesländern tatsächlich vorgeht! Ich glaube, dass wir mit unseren 61 Pensionierungen aus sonstigen Gründen und Organisationsgründen im Jahr 2007 sehr gut gefahren und sehr sorgfältig mit der Sache umgegangen sind! 

Wenn man den Rechnungshofbericht weiter liest, findet man noch etwas sehr Interessantes: Der Rechnungshof hat auch den Zuschuss pro Kopf ausgerechnet, und ich glaube, auch diesen sollte man nicht unerwähnt lassen. Auch das ist eine gute Kenngröße. – Wir haben hier einen Vergleich zwischen Tirol, Vorarlberg und Wien. In Wien beträgt der Zuschuss pro Kopf 20 465 EUR. In Tirol beträgt der gleiche Zuschuss bereits 34 177 EUR und – man höre und staune! – in Vorarlberg gibt es einen Zuschuss von 46 443 EUR pro Kopf! – Ich denke, das zeigt, dass Wien mit dem Pensionssystem und dem Pensionsrecht und auch mit den Mitteln sehr sorgfältig umgeht und wirklich darauf beacht ist, dass die Mittel entsprechend verwendet werden. 

Wien hat im Gegensatz zur schwarz-blau-bunten Regierung ein Pensionssystem für die Beamtinnen und Beamten geschaffen, das nicht von sozialer Kälte geprägt war, sondern das ein klares Bekenntnis zu einer ersten staatlichen, öffentlichen Säule darstellt. Die Verantwortung wurde nicht auf den Kapitalmarkt abgeschoben.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wien hat vor allem auch ein System geschaffen, das Frauen nicht benachteiligt. Was haben nämlich der Bund und viele Länder getan? – Man hat im Hinblick auf die Durchrechnungszeiträume plötzlich begonnen, in die Vergangenheit einzugreifen. Frauen, die damals in Karenz gingen oder Teilzeit gearbeitet haben, haben diese Möglichkeiten in gutem Glauben hinsichtlich des geltenden Pensionsrechts in Anspruch genommen. Wien greift jetzt jedoch nicht rückwirkend ein, da viele Tausende beziehungsweise Abertausende von Frauen diese Zeiten jetzt ja nicht mehr gestalten können, weil sie in der Vergangenheit liegen. Damals haben sie in gutem Glauben anderes angenommen, und jetzt können sie nichts mehr verändern. Dabei hat Wien nicht mitgemacht! Ich glaube, im Hinblick darauf sind die längeren Übergangsfristen und die längeren Übergangszeiten in Wien gerechtfertigt!

Wenn wir uns anschauen, dass am Ende des Tages in Wien für einen Akademiker 55,5 Prozent des Letztbezugs herauskommen, im Bund auf Grund der schwarz-blauen Regelungen hingegen nur 38 Prozent, dann können wir feststellen, dass wir hier kein System haben, das Skandale produziert, sondern ein System, auf das wir als Wienerinnen und Wiener sehr stolz sein können. Und wir sind stolz darauf!

Wir werden hier an den Grundpfeilern des Systems auch weiterhin festhalten. (Zwischenruf von GRin Ingrid Korosec.) Natürlich gehört das bezahlt, aber die Kolleginnen und Kollegen leisten auch ihre entsprechenden Beiträge, vergessen Sie das nicht! Wenn man das mit dem Bund vergleicht, wo es plötzlich eine Höchstbeitragsgrundlage gibt und man zu Zusatzversicherungen auf dem privaten Kapitalmarkt übergeht, dann bin ich sehr froh darüber, dass wir das in der starken ersten Säule machen! (Beifall bei der SPÖ.)
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wir werden aber natürlich auch die Empfehlungen des Rechnungshofes ernst nehmen. Wir werden diese – wie berichtet – evaluieren und uns zum Beispiel die Einführung eines Pensionskontos ansehen. Das werden wir natürlich alles überprüfen, und ich möchte mich beim Rechnungshof noch einmal recht herzlich dafür bedanken. – Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist Herr Rechnungshofpräsident Dr Josef Moser. Ich bitte ihn zum Rednerpult.

Präsident des Rechnungshofes Dr Josef Moser: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Hoher Gemeinderat! 

Ich möchte mich zunächst dafür bedanken, dass auf der Tagesordnung wiederum eine Vielzahl von Berichten des Rechnungshofes stehen, nämlich neun an der Zahl. Sie beinhalten neun Prüfungsergebnisse, den EU-Finanzmittelbericht und Ergebnisse der Nachfrageverfahren. 

Eine Schwerpunktprüfung zu den Wiener Linien, fünf Querschnittsprüfungen, unter anderem betreffend die Beamtenpensionen und zwei Follow-up-Überprüfungen betreffend das Parkraummanagement beziehungsweise die Kunsthalle Wien, die in der Debatte auch angesprochen wurden. Außerdem haben wir auch eine Stichprobenprüfung auf der Tagesordnung, nämlich jene betreffend die Franziska-Papp-Stiftung. 

Dadurch kommen sehr eindeutig und klar das Prüfspektrum und gleichzeitig auch die Strategie des Rechnungshofes zum Ausdruck. 

In diesem Zusammenhang möchte ich erwähnen, dass das Prüfklima gerade in Wien sehr gut ist. Das kommt auch im Rahmen der Debatte zum Ausdruck, und ich möchte mich für die positiven Wortmeldungen bedanken, die Sie der Arbeit des Rechnungshofes entgegengebracht haben!

Ich komme zunächst zur Wortmeldung von Herrn GR Stürzenbecher. – Es ist richtig: Der Rechnungshof ist keine letzte Instanz. Der Rechnungshof hat nicht ex cathedra zu sprechen, sondern der Rechnungshof hat mit seiner Expertise zu überzeugen. Sie werden aber auch im Rahmen der Debatte sehen, dass wir keine Diskussion scheuen und dass wir auch Gutachten nicht scheuen! Ich werde versuchen, im Rahmen meiner Wortmeldung sehr wohl klarzulegen, dass die Expertise des Rechnungshofes immer auf Sachverhalten aufbaut und imstande ist, im Rahmen der Diskussion zu bestehen. Darum geht es, das ist die Qualität, welche die Arbeit des Rechnungshofes nach sich ziehen soll! (Beifall bei der ÖVP.)
Das gute Prüfklima zeigt sich aber nicht nur in der Debatte, sondern auch am Grad der Umsetzung der Empfehlungen des Rechnungshofes. Ich möchte erwähnen, dass im Jahr 2007 von den 82 Empfehlungen 61 Prozent umgesetzt wurden beziehungsweise sich in Umsetzung befinden. Ein Nachfrageverfahren, das wir im Jahr 2008 durchgeführt haben, hat ergeben, inwieweit die geprüften Stellen die Empfehlungen aus dem Jahr 2007 umgesetzt haben, und dass 61 Prozent umgesetzt wurden beziehungsweise sich in Umsetzung befinden, ist – wie gesagt – eine gute Bilanz. 

Das geht auch Hand in Hand mit den Follow-up-Prüfungen, in deren Rahmen wir geprüft haben, ob die geprüften Stellen das, was sie bekundet haben, auch wirklich in die Tat umgesetzt haben. Das zeigt etwa die Follow-up-Prüfung betreffend Parkraummanagement: Von sieben Empfehlungen wurden fünf vollständig umgesetzt, und zwei befinden sich in Umsetzung. Bei der Kunsthalle Wien wurden von fünf Empfehlungen zwei umgesetzt, und drei befinden sich in Umsetzung.

Diese Follow-up-Prüfungen bewirken im Interesse der Steuerzahler mehr Effizienz, eine Qualitätssteigerung und eine Optimierung der Prozesse, gleichzeitig aber auch eine effizientere und bürgernähere Aufgabenwahrnehmung. Sie zeigen aber auch auf, dass es zweckmäßig und notwendig wäre, dass auch die noch offenen Empfehlungen gut umgesetzt werden, weil dadurch vorhandene Potenziale besser ausgeschöpft werden und Gelder in anderen Bereichen sinnvoller eingesetzt werden können. 

Dass eine entsprechende Umsetzung erforderlich und Kontrolle wichtig ist, zeigt gerade die Prüfung bei den Wiener Linien, die heute schon angesprochen wurde. Ich möchte darauf hinweisen, dass diese Prüfung den Zweck hatte, die Organisation, den Projektaufbau und ‑ablauf und gleichzeitig auch die Wahrnehmung der Bauherrenfunktion zu überprüfen und bei drei von elf Bauabschnitten auch zu kontrollieren, ob noch Einsparungspotenziale vorhanden gewesen wären und wie in diesem Bereich die Bewirtschaftungsform ist.

Der Rechnungshof hat auch gewürdigt, dass die U-Bahn-Verlängerung positiverweise rechtzeitig vor der Europameisterschaft 2008 fertiggestellt werden konnte. Man darf aber auch bei zeitgerechter Fertigstellung eines Projekts nicht übersehen, welche Mängel jeweils aufgetreten sind. Solche Mängel müssen auf jeden Fall behoben werden. So hat die Prüfung etwa ergeben, dass das interne Kontrollsystem versagt hat, dass Fehler bei der Projektabwicklung zu erheblichen Mehrkosten und Fehlverrechnungen von 8,95 Millionen EUR geführt haben und dass die Stadt Wien und gleichzeitig der Bund 6,18 Millionen EUR für nicht im Vertrag inkludierte Leistungen für Betrieb und Erhaltung aufgewendet haben.

Es geht in diesem Zusammenhang immer um den Stand der Ausführungen. Bei 1,679 Milliarden EUR geht es um den Bereich des Roh‑ und Ausbaus, den der Rechnungshof geprüft hat. Die Gesamtkosten der Wiener Linien ohne Finanzierungsanteil Bund betragen 417,71 Millionen EUR. Und in diesem Bereich haben wir von elf Baulosen drei überprüft, und da gab es bereits ein Volumen von 8,95 Millionen EUR an Mehrkosten durch Fehlverrechnungen. Rechnet man diesen Betrag hoch, so sind es nicht 8,950 Millionen EUR, sondern 35,99 Millionen EUR, also sicherlich ein erklecklicher Betrag, den man näher betrachten sollte.

Auch beim zweiten angesprochenen Bereich der Rechnungen der Stadt Wien und des Bundes geht es nicht um Investitionen, sondern um Betriebsmittel. Wenn der Gemeinde Wien Wartung und gleichzeitig Ersatzteile in Rechnung gestellt wurden, das sind das keine Investitionen, sondern eindeutig Betriebsmittel, die zu Unrecht in Rechnung gestellt wurden. 

Betreffend den Bereich der Einrichtung der Geschäftslokale möchte ich darauf hinweisen, dass sehr wohl auch bestehende Geschäftslokale saniert wurden. Daher wäre klarzulegen, in welchem Ausmaß die Gemeinde Wien gegenüber den Wiener Linien kostenersatzpflichtig ist.

Betrachtet man die Bauherrenfunktion, dann ist positiv zu erwähnen, dass es in Wien Qualitätsmanagementdokumente gab. Es lagen Instrumente des IKS vor. Es wurde im Rahmen der Debatte aber schon erwähnt, dass hier eine zentrale Steuerung, ein systematisches Controlling und ein aussagekräftiges Berichtswesen gefehlt haben. Außerdem hat sich gezeigt, dass in diesem Bereich beispielsweise bei den Rohbau‑ und Baumeisterarbeiten überhöhte Einheitspreise verrechnet wurden sowie dass es unzweckmäßige Abrechnungsvereinbarungen und fehlerhafte Zuordnungen von Leistungspositionen gab. Zudem wurden Volumina für Baumaterial verrechnet, die unplausibel beziehungsweise physikalisch unnötig waren.

Herr Dr Stürzenbecher! Jetzt komme ich zu dem Gutachten, das Sie angesprochen haben. Ich möchte erwähnen, dass dieses Gutachten nicht darauf Bezug nimmt, dass eine physikalisch unrealistische Dichte des Rückflussmaterials vorgelegen ist. Der Sachverständige bestätigt sogar den Rechnungshof in seinen Ausführungen, indem er ausführt: „Die Sachverhaltsannahme im Gutachten I im Rahmen des Rechnungshofes besteht darin, dass eine Verschlechterung der Bodenqualität in Folge der Baumethode und der damit immanenten Erhöhung des löslichen Aluminiumanteils einhergeht.“

Das heißt, der Gutachter hat in seinem Gutachten den Rechnungshof in seiner Analyse bestätigt. Und dass unplausible Abrechnungen vorgenommen wurden, steht außer Zweifel. 

In diesem Fall sind also sehr wohl Maßnahmen zu setzen. Es wäre für die Zukunft, damit solche Bauprojekte ordnungsgemäß abgewickelt werden, daher zweckmäßig, diese 32 Empfehlungen, die in die Zukunft reichen, umzusetzen, und zwar in Blickrichtung einer erforderlichen zentralen Steuerung, in Blickrichtung eines systematischen Controllings und in Blickrichtung eines effizienten, zielgerichteten Mitteleinsatzes.

Es wurde auch die Prüfung betreffend Beamtenpensionen angesprochen. Das war eine Querschnittsprüfung, die dazu dient, im Rahmen eines Querschnitts Benchmark-Vergleiche anzustellen. Dadurch werden – und das ist meines Erachtens ein sehr föderalistischer Ansatz – den Gebietskörperschaften Handlungsanleitungen gegeben, wie sie in einem gewissen Bereich besser und allenfalls zielgerichteter vorgehen können, und es werden ihnen Hinweise gegeben, an welcher Stelle des Weges sie sich befinden.

Diese Prüfung hat im Zusammenhang mit dem Finanzausgleichspaktum aus dem Jahr 2008 – in dem man sich darauf verständigt hat, dass die Länder finanziell gleichwertige Maßnahmen wie der Bund ergreifen – ergeben, dass fünf Länder diese gleichwertigen Maßnahmen ergriffen haben und vier Länder hierbei noch Maßnahmen setzen sollten, um eine finanziell gleichwertige Pensionsreform erreichen zu können.

In Wien waren es – wie angesprochen – 130 Millionen EUR bei der Verwaltung im engeren Sinn, weil bei diesem Vergleich die Wiener Linien, die Feuerwehr, die Rettung, Wiener Wohnen und die Kindergärten nicht inkludiert waren. Wir haben also die Verwaltung im engeren Sinn verglichen und sind zum Ergebnis gekommen, dass 130 Millionen EUR in diesem Fall noch nicht finanziell gleichwertig umgesetzt wurden.

GR Meidlinger hat bereits angesprochen, dass wir positiv vermerkt haben, das gerade Wien die Eckpfeiler einer Pensionsreform umgesetzt hat, nämlich das Regelpensionsalter von 65 Jahren, die 40-jährige Durchrechnung und die 45-jährige Gesamtdienstzeit. Es ist richtig – auch das wurde im Rahmen der Debatte erwähnt –, dass die Methode der Ruhegenussberechnung in Wien zweckmäßiger ist als jene des Bundes. Und es ist richtig, dass es in diesem Bereich einen längeren Übergangszeitraum bis zum Jahr 2042 gibt. Im Bund ist dieser bis 2028 angesetzt. In Wien wird auf die Parallelrechnung und auf das Pensionskonto verzichtet, und es gibt einen unbefristeten Verlustdeckel von 10 Prozent.

Daraus ergibt sich die Beurteilung, dass keine finanziell gleichwertige Einsparung in Wien vorliegt und es daher zweckmäßig wäre, in diesem Bereich gewisse Finanzausgleichspakte und Reformvorschläge des Rechnungshofes sehr wohl umzusetzen. In dieser Hinsicht sind der Bund und die anderen Länder mit Wien vergleichbar. Ich möchte auch hier erwähnen, dass auch Wien das Dienstklassensystem hat, dass auch in Wien die Grundlagen des Gehaltssystems an und für sich vergleichbar sind, dass in Wien zwar in einigen Bereichen das Grundgehalt geringer ist als beim Bund, dass es aber in Wien einen 350 Seiten umfassenden Nebengebührenkatalog gibt, was dazu führt, dass auch die Bediensteten in niederen Dienstklassen eben durch die Nebengebühren und durch die Zulagen ein höheres Gehalt haben. Somit ist der Wiener Bereich mit dem Bund durchaus vergleichbar, und es liegt jetzt bei Ihnen, darüber zu entscheiden, inwieweit es tatsächlich zweckmäßig wäre, hier entsprechende Maßnahmen zu setzen, die im Rahmen der Stellungnahme bereits in Aussicht gestellt und heute im Rahmen der Debatte schon angesprochen wurden.

In Kopenhagen finden gerade jetzt die Verhandlungen über die Weiterentwicklung der Kyoto-Ziele statt, und hier steht heute der Bericht im Zusammenhang mit dem Energie- und Wohnbaubereich auf der Tagesordnung. Die österreichischen Zielvorgaben, die man verbindlich vereinbart hat, nämlich die CO2-Emissionen um 13 Prozent gegenüber dem Basisjahr 1990 zu reduzieren, treffen nicht die Länder allein, sondern auch den Bund. Es steht jetzt eindeutig fest, dass es mit dem derzeitigen Maßnahmenpaket nicht möglich sein wird, dieses Reduktionsziel zu erreichen. Es sind daher der Bund, aber natürlich auch die Länder gefordert, ihren Beitrag zu leisten. Dass etwa im Bereich Energie und Wohnbau noch sehr viele Maßnahmen erforderlich sind, zeigt dieser Bericht. Ich brauche darauf jetzt nicht gesondert einzugehen. 

Abschließend bedanke ich mich nochmals bei Ihnen für das positive Kontrollklima und für das durch Ihre anerkennenden Wortmeldungen zum Ausdruck gebrachte Vertrauen in die Arbeit des Rechnungshofes. Ich werde das sehr gerne an die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Rechnungshofes weiterleiten. Im Hinblick auf die zu erwartende Budgetentwicklung und die Entwicklungen auf dem Arbeitsmarkt möchte ich auch für die konstruktive Mitarbeit in der „Verwaltungsreformarbeitsgruppe neu“ danken, im Rahmen welcher gerade auch die Gemeinde Wien immer wieder auch die Reformvorschläge des Rechnungshofes unterstützt und Hand in Hand mit dem Rechnungshof hinsichtlich vieler Belange in die Richtung geht, den Mitteleinsatz in der Verwaltung im Sinne einer optimalen Versorgung der Bevölkerung weiterzuentwickeln und nachhaltig sicherzustellen. 

Ich möchte mich nochmals für die Zusammenarbeit bedanken und wünsche Ihnen Frohe Weihnachten und einen Guten Rutsch! – Ich danke Ihnen. (Allgemeiner Beifall.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr Präsident! Ich bitte, den Dank des Wiener Gemeinderats für Ihre wertvolle und korrekte Arbeit auch Ihren Mitarbeitern auszurichten! – Danke schön. 

Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Die Frau Berichterstatterin hat auf das Schlusswort verzichtet. Wir können nun zur Abstimmung kommen, die wir getrennt durchführen.

Wer von den Damen und Herren für die Postnummer 131 ist, gebe bitte ein Zeichen der Zustimmung. – Das ist einstimmig so beschlossen.

Wir kommen zur Postnummer 132. Wer ist für diese Postnummer 132? – Das ist ebenfalls einstimmig beschlossen.

Wir kommen zur Postnummer 133. Ich bitte um ein Zeichen der Zustimmung. – Das ist einstimmig so beschlossen.

Die nächste Post ist Postnummer 134. Wer kann dieser zustimmen? – Der Beschluss erfolgt ebenfalls einstimmig. 

Bei dieser Postnummer 134 gibt es einen Beschluss- und Resolutionsantrag der ÖVP betreffend Ausarbeitung eines Wiener Aktionsplanes zur Umsetzung der Bestimmungen der UN-Behindertenrechtskonvention. In formeller Hinsicht wird die Zuweisung des Antrags an den Herrn Bürgermeister und den Gemeinderatsausschuss der Geschäftsgruppe für Gesundheit und Soziales verlangt. - Wer dafür ist, gebe bitte ein Zeichen der Zustimmung. – Das ist einstimmig beschlossen.

Wir kommen zur Postnummer 135. Wer kann dieser Post zustimmen? – Das ist ebenfalls einstimmig beschlossen.

Bei der Postnummer 135 wurden drei Beschluss- und Resolutionsanträge eingebracht. Bei allen drei ist formell die sofortige Abstimmung beantragt. 

Der erste Antrag der ÖVP betrifft die Rücknahme der Streichung von Zügen in den neuen ÖBB-Fahrplänen. Wer ist dafür? – Die ÖVP, die Freiheitlichen und die Grünen. Der Antrag hat nicht die notwendige Mehrheit gefunden.

Der zweite Antrag, der ebenfalls von der ÖVP eingebracht wurde, betrifft eine zweite U-Bahn-Anbindung an den geplanten Hauptbahnhof. Wer ist für diesen Antrag? – Für diesen Antrag stimmt nur die ÖVP. Der Antrag hat somit ebenfalls nicht die notwendige Mehrheit gefunden.

Der dritte Antrag, ebenfalls von der ÖVP eingebracht, betrifft barrierefreie Zugänge zum provisorischen Ostbahnhof. Auch diesbezüglich wurde die sofortige Abstimmung beantragt. - Wer ist für diesen Antrag? – Die ÖVP, die Freiheitlichen und die Grünen. Dieser Antrag hat somit ebenfalls nicht die notwendige Mehrheit gefunden.

Wir kommen jetzt zur Postnummer 136. Wer dieser Post zustimmen kann, gebe bitte ein Zeichen der Zustimmung. – Postnummer 136 ist somit einstimmig beschlossen.

Die letzte Post in diesem Zusammenhang ist Postnummer 137. Wer kann hier seine Zustimmung geben? – Postnummer 137 ist ebenfalls einstimmig beschlossen. Danke schön, Frau Berichterstatterin.

Nunmehr gelangt Postnummer 105 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft Plandokument 7889 im 23. Bezirk. In diesem Zusammenhang ist keine Wortmeldung vorgesehen. Wir können daher gleich abstimmen. Wer ist für diese Postnummer? – Die ÖVP, die Grünen und die Sozialdemokraten. Mehrstimmig angenommen.

Jetzt gelangt Postnummer 106 zur Verhandlung. Sie betrifft Plandokument 7199E im 23. Bezirk. Es ist ebenfalls keine Wortmeldung vorgesehen, und wir können somit gleich abstimmen. Wer ist für dieses Plandokument? – Die ÖVP und die Sozialdemokraten. Der Beschluss erfolgt somit mehrstimmig.

Wir kommen nun zu Postnummer 108. Sie betrifft Plandokument 7892 im 23. Bezirk. Auch diesbezüglich liegt keine Wortmeldung vor. Wer ist für dieses Plandokument? – Das ist mehrstimmig beschlossen mit den Stimmen der Freiheitlichen. 

Postnummer 109 gelangt jetzt zur Verhandlung. Es geht diesfalls um das Plandokument 7853 im 23. Bezirk. Der Berichterstatter, Herr GR Hora, wird einleiten.

Berichterstatter GR Karlheinz Hora: Sehr geehrte Damen und Herren! Ich ersuche um Zustimmung.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist Frau Dipl-Ing Gretner. Ich erteile ihr das Wort.

GRin Dipl-Ing Sabine Gretner (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Vorsitzender! 

Ich möchte nur relativ kurz und bündig erklären, wieso wir diesem Flächenwidmungsplan nicht zustimmen werden: Es geht dabei um ein Gebiet, das Sie vielleicht kennen, nämlich um das ehemalige Zementwerk in Kaltenleutgeben, die Rodauner Waldmühle. Dieses Objekt ist in äußerst peripherer Lage, eigentlich wirklich mitten im Biosphärenpark, gelegen. Es handelt sich um ein aufgelassenes Werksgelände, und es ist sogar im Bericht zu diesem Flächenwidmungsplan festgehalten – und das verwundert nicht, wenn man den Ort kennt –, dass in unmittelbarer Umgebung weder soziale Infrastruktur noch Versorgungseinrichtungen oder Einrichtungen des täglichen Bedarfs vorhanden sind. – Wer den Südwesten Wiens kennt, weiß, dass es dort auch wegen der Topographie äußerst prekäre Verkehrsprobleme gibt. Man fährt dieses Tal entlang Richtung Breitenfurter Straße hinaus, und es gibt da massive Probleme.

Deswegen meinen wir, dass es nicht sehr vernünftig ist, hier 450 Wohneinheiten zu errichten. Wenn man davon ausgeht, dass laut Garagengesetz zumindest jede Wohneinheit mit einem PKW-Stellplatz versorgt wird und in dieser Lage Familien möglicherweise sogar zwei PKW haben, dann werden möglicherweise bis zu 900 Autofahrten täglich damit erzeugt, und das mitten im Biosphärenpark. 

Für mich wäre dieses Gebiet wirklich prädestiniert dafür gewesen, dass man dem Grundstückseigentümer vorschlägt, ob er nicht eine Art Grundstückstausch vornehmen will. Man hätte unter Umständen also auch seitens des Wohnfonds Angebote machen können. Es gibt momentan so viele tolle Stadtentwicklungsgebiete in wirklich guter innerstädtischer Lage. Obwohl ich diese, wie ich glaube, wirklich nicht zu wiederholen brauche, erwähne ich sie trotzdem: Nordbahnhof-Gelände, Nordwestbahnhof-Gelände, in Kürze das Zentralbahnhofprojekt, wo wir wirklich gute Projekte brauchen. Da muss man doch wirklich nicht mitten im Wald bauen! Ich verstehe natürlich, dass die Bauträger sich eines solchen Gustostückerls gerne annehmen, weil man die Wohnobjekte natürlich teuer vergeben kann und das für die paar Leute, die dort wohnen, eine schöne Wohnlage ist! Für die Allgemeinheit beinhaltet das aber doch zu viele Nachteile, und deshalb werden wir diesem Flächenwidmungsplan nicht zustimmen. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr GR Hoch hat sich gemeldet. Ich bitte ihn zum Rednerpult. 

GR Alfred Hoch (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Sehr geehrte Damen und Herren!

Kollegin Gretner hat das Gebiet ohnedies gerade beschrieben. Das Plangebiet liegt auf dem Areal einer ehemaligen Zementfabrik an der Kaltenleutgebner Straße. Dieses soll jetzt für ein Wohnprojekt genutzt werden. Es ist dies ein aus meiner Sicht durchaus sinnvolles Wohnprojekt.

Das Problem dabei ist, wie Kollegin Gretner schon ausgeführt hat, die stark befahrene Straße Kaltenleutgebner Straße, die vor allem auch von Einpendlern benutzt wird. Diese Problematik besteht, wir glauben aber, dass man da noch einiges tun könnte.

Wir bringen daher einen Beschlussantrag ein: Der zuständige Stadtrat für Stadtentwicklung und Verkehr wird aufgefordert, für das Bauprojekt Kaltenleutgebner Straße ein Verkehrskonzept in Abstimmung mit der Bezirksvertretung 23 und der Bürgerinitiative zu erstellen. – Ziel dieses Konzeptes ist eine optimale Verkehrsführung für das Kaltenleutgebner Tal und Rodaun, um die im Zuge des Bauprojektes zu erwartende Verkehrszunahme besser zu regulieren. Dieses Konzept muss vor beziehungsweise spätestens zeitgleich mit der Realisierung des Bauprojektes erfolgen. 

Ich glaube, dass das ein richtiger Schritt ist. Es ist nicht unser Zugang, die Flächenwidmung abzulehnen und damit ein sinnvolles Wohnprojekt zu gefährden. Daher bringen die GRe Hoch, Gerstl und Stiftner gemeinsam mit den Kollegen Al-Rawi und Hora den erwähnten Antrag ein. (Beifall bei der ÖVP.) 

Ich möchte meine Wortmeldung gleichsam in Fortsetzung der heutigen Fragestunde nützen und noch einmal einen Beschluss‑ und Resolutionsantrag zur Asperner Spange einbringen. Der Antrag betrifft den raschen Start des Baus einer hochrangigen Straßenanbindung des Asperner Flugfelds an die Nordostumfahrung Wiens: Der zuständige Stadtrat für Stadtentwicklung und Verkehr soll umgehend noch vor Ende des Jahres 2009 mit den Vertretern der ASFINAG in Verhandlungen eintreten, um in diesen Gesprächen die Finanzierung des Projektes sicherzustellen. Nötigenfalls muss die Stadt Wien einen Finanzierungsbeitrag für das Projekt vorsehen, um eine weitere Verzögerung des Projektes Seestadt Aspern zu verhindern. – Danke. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist Herr Dipl-Ing Al-Rawi. Ich kann ihm schon das Wort erteilen und bitte ihn zum Rednerpult.

GR Dipl-Ing Omar Al-Rawi (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Sehr geehrte Damen und Herren!

Wie auch Kollege Hoch eingangs schon erwähnt hat, handelt es sich bei diesem Plandokument um ein Gebiet mit Bausperre. Die ehemalige Zementfabrik ist seit 1995 stillgelegt. Die Aktivitäten in dieser Zementfabrik beschränken sich auf das Um‑ und Ausladen von aus Tschechien importiertem Zement. Die Industriebrache ist ungeschützt und ungenützt und verfällt. Ziel ist es, eine Industriebrache in ein hochwertiges und stark durchgrüntes Wohnquartier umzuwandeln. 

Natürlich werden, um die Identität des Ortbildes zu erhalten, die Umnutzung und der Erhalt von zwei Gebäuden angestrebt und auch durchgesetzt. Klarerweise ist auch das vorrangige Ziel der Sicherung des Grünraumes im Auge zu behalten. Sehr wichtig ist, was hier leider untergeht, dass das Schutzgebiet Wald- und Wiesengürtel damit vergrößert wird. 

Entwickler, Grundbesitzer, Architekten, Konsulenten und Vertreter der MA 21 haben eine städtebauliche Arbeitsgruppe gebildet. Was war das Ergebnis der öffentlichen Auflage? – Einhelliger Tenor ist die Sorge betreffend die vermutete Verkehrsbelastung, im Speziellen an der Kreuzung der Hochstraße mit der Kaltenleutgebner Straße und an der Kreuzung der Hochstraße mit der Ketzergasse. 

Der Bezirk hat auch eine Stellungnahme abgegeben. Die Forderungen betreffen im Wesentlichen eine Reduktion des Bauvolumens, die Errichtung einer Arbeitsgruppe im Rahmen der Agenda 21, die Verkehrslösungen für Rodaun erarbeiten soll, und zwar nicht nur für den Durchzugsverkehr, sondern auch betreffend freundliche Gestaltung, Fußgängerlösungen, Parkplätze, Sicherheitsfragen et cetera.

Mitte nächsten Jahres werden erste Ergebnisse mit Fachexperten diskutiert werden. Die Erkenntnisse des Verkehrsgutachters Rosinak und die entsprechenden Vorschläge werden in die Umsetzung einfließen. Auch die zwei Problemkreuzungen, nämlich Hochstraße mit Kaltenleutgebner Straße und Ketzergasse, die ich eingangs erwähnt habe, werden dabei Beachtung finden. Bezirksvorsteher Wurm hat auf Transparenz, Bürgerinformation und Einbindung bestanden und dies auch umgesetzt. Das Plandokument wurde nicht überhastet, sondern durchdacht erstellt. (GR Mag Wolfgang Jung: Ganz so war es nicht! Wurm ist im Endeffekt in die Knie gegangen!)

Herr Jung! Bei diesem Plandokument hat Bezirksvorsteher Wurm auch daran gedacht, dass es nicht schon im Sommer beschlossen wird, sondern erst, bis die Bürgerversammlung im September im Haus der Begegnung stattgefunden hat.

Dem Wunsch des Bezirkes wurde Rechnung getragen. Es hat eine Reduzierung des Bauvolumens gegeben. Das ökologische Konzept wie ökologische Bauweise und ökologische Energiegewinnung wurde eingearbeitet, sodass sich das Ganze harmonisch in die Landschaft einpasst.

Ein paar Worte noch zu den Aussagen von Kollegin Gretner: Den Plänen zur Schaffung einer sozialen Infrastruktur etwa durch die etwaige Errichtung von Läden für den öffentlichen Bedarf sowie durch die Errichtung eines Kindertagesheimes wird Rechnung getragen. Der Schulraumbedarf ist innerhalb Wiens abgedeckt.

Im Hinblick auf die Problematik des Verkehrs werden wir dem gemeinsamen Antrag, den Kollege Hoch nun eingebracht hat, zustimmen. Ich bitte Sie, diesem Akt zuzustimmen. Dem ersten Antrag werden wir zustimmen, und den zweite Antrag zur Asperner Spange werden wir ablehnen. – Danke vielmals. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist somit geschlossen.

Ich stelle fest, dass zwei Beschluss- und Resolutionsanträge eingebracht wurden. 

Wir können somit über das Poststück abstimmen. Wer für Postnummer 109 ist, gebe bitte ein Zeichen der Zustimmung. – Das ist mit den Stimmen von ÖVP und SPÖ somit mehrheitlich beschlossen.

Wir stimmen gleich auch über beide eingebrachten Beschluss- und Resolutionsanträge ab.

Der erste Antrag wurde von ÖVP und SPÖ betreffend das Flächenwidmungsdokument 7853 eingebracht. In formeller Hinsicht ist die sofortige Abstimmung beantragt. Wer ist bitte dafür? – Das ist einstimmig so beschlossen.

Der zweite Antrag der ÖVP betrifft den raschen Start des Baus einer hochrangigen Straßenanbindung des Asperner Flugfeldes an die Nordostumfahrung Wien. Es ist der zuständige Stadtrat für Stadtentwicklung und Verkehr angesprochen. Wer ist für diesen Antrag? – ÖVP und Freiheitlichen sind dafür. Der Antrag hat nicht die notwendige Mehrheit gefunden. 

Nunmehr gelangt Postnummer 112 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft das Plandokument 7558 im 10. Bezirk. Berichterstatter ist Herr GR Hora. Er leitet wiederum ein.

Berichterstatter GR Karlheinz Hora: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! Ich ersuche um Zustimmung zum vorliegenden Poststück.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist Frau GRin Frank. Ich erteile es ihr.

GRin Henriette Frank (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ihr Einverständnis vorausgesetzt, werde ich gleich ein paar Worte zum Eisring Süd verlieren, denn im Kern meiner Aussage ähneln sich die beiden Projekte sehr stark. Es geht hier wieder einmal um die heute so sehr strapazierte Bürgermitbestimmung.

Wenn mir Herr GR Deutsch sagt, dass der Bürger verstärkt an der Gestaltung teilhaben darf und dass das dann auch umgesetzt wird, dann sind das genau zwei Beispiele, bei denen man sich von SPÖ-Seite massiv widerspricht.

Bei der Heubergstättenstraße haben die Bewohner 600 Unterschriften gesammelt, weil sie nicht wollten, dass in ihrem relativ kleinen Areal ein Gebäude eines Zuwandererfonds errichtet wird. Jetzt stellt sich die Situation dort aber so dar, dass sowohl ein Zubau als auch ganzjähriges Wohnen, abhängig voneinander, möglich sein werden. – Wir im Bezirk haben schon versucht, das zu trennen, indem man dem ganzjährigen Wohnen zwar sehr wohl zustimmt, dem zweiten Teil mit diesem Zuwandererheim im Sinne der Bürger hingegen nicht. Das wurde jedoch im Bezirk nicht so gehandhabt, und auch mein Antrag, den ich dazu eingebracht habe, wurde in dieser Form nicht berücksichtigt.

Besonders unrühmlich ist Ihr Herr Bezirksvorsteher-Stellvertreter Kaindl bei der Versammlung der Bürgerinitiative aufgetreten: Als die Bewohner wissen wollten, ob jetzt das Zuwandererheim kommt oder nicht, hat er gemeint, dass er ja nicht weiß, wie seine Kollegen abstimmen. – Ich meine, das ist schon sehr grotesk! Wenn bei der SPÖ etwas so und so bestimmt ist, dann wird es offenbar auch so gemacht! Wir haben solche Fälle jetzt leider schon zur Genüge kennengelernt. Die Ausschreibung über die Änderung des Flächenwidmungsplanes wurde am gegenüberliegenden Gartenzaun angeschlagen, und ganz zufällig hat eine Bewohnerin gesehnen, dass das für sie nicht unwichtig ist, weil es dabei um die Änderung der Flächenwidmung in diesem Areal geht.

Wir haben schon sehr oft darüber diskutiert, ob es nicht eine andere Möglichkeit der Zustellung gibt. Ich glaube nämlich, dass gerade solche Dinge sehr wichtig sind und jeder ein Recht hat, sich diesbezüglich zu artikulieren. Das ist dort jedenfalls nicht geschehen. Jetzt hat der Bezirk die Stellungnahme abgegeben, dass dieses Zuwandererheim nicht errichtet werden soll. Auf Grund dieser Bürgerinitiative wurde besonders schlau vorgegangen. Zuerst sollte es in der Mitte stehen, dann hat man es einfach in den Süden verlegt. Aber das war nicht das Thema, sondern das Thema war, dass man das dort generell nicht haben wollte. Allerdings wissen wir, dass die SPÖ vieles vor der Wahl versprochen hat, was nach der Wahl ganz anders war, und daher trauen wir diesem Frieden jetzt nicht. Deshalb werden wir dieses Stück ablehnen.

Ich wollte noch ein Wort zu Herrn GR Kenesei sagen, der jetzt nicht da ist. Er hat sich da nämlich auch merkwürdig eingebracht, indem er vorher Stimmung gemacht hat, dass das Zuwandererheim auf jeden Fall kommen muss und wir es unter allen Umständen bauen. Als sich dann die Bürgerinitiative versammelt hat, hat er dort gesagt: Welches Interesse soll ich daran haben, dass das Haus dort gebaut wird? – Das war schon ein bisschen dubios! Aber Herr Hoch wird dann vielleicht erklären, worum es geht. 
Ich werde jetzt aus Zeitgründen gleich im Anschluss auch ein Wort zum Eisring Süd verlieren: Betreffend Eisring Süd hat man sich ursprünglich wirklich bemüht und Veranstaltungsabende und so weiter gemacht, damit die Bürger sich einbringen können. Tatsache ist, dass es dort auch eine Umfrage gab. Jetzt wird aber genau das getan, was die Bürger nicht wollen, es wird nämlich ein Einkaufszentrum gebaut. Dabei kommt es zur massiven Vernichtung der Grünflächen, die Sportflächen werden nicht in dem Ausmaß erhalten, wie es sich die BürgerInnen gewünscht haben, und es kommt zu einer äußerst dichten Verbauung des gesamten Gebietes. (Zwischenruf von GRin Kathrin Gaal)

Frau Kollegin Gaal! Ich schätze Sie wirklich sehr! Aber man darf im Hinblick auf 2 000 Unterschriften von Bürgern nicht einfach sagen, dass das nicht stimmt! Um 2 000 Unterschriften zu erhalten, muss man viel laufen, und es waren wirklich viele Menschen unterwegs, um diesen Willen klar zu artikulieren. Und das wollen Sie jetzt einfach nicht anerkennen! Ich verstehe das einfach nicht! Davon ist nur ein Grätzl betroffen, trotzdem haben 2 000 BürgerInnen das unterschrieben. Daher ist Ihr Verhalten einfach nicht in Ordnung! 

Man sollte auch betreffend den Eisring Süd mehr auf die Bürger eingehen! Wir haben schon oft darüber gesprochen! Die Wohnverbauung dürfte nicht so dicht sein, es müsste auch ein großes Freiraumareal geben. Wir haben schon darüber gesprochen, dass die Grünräume in dieser Stadt massiv schrumpfen, und ich glaube, dass das nicht überall notwendig ist! Der 10. Bezirk wird jetzt ohnehin betreffend Reduzierung der Grünräume sehr bedrängt, man denke an den Monte Laa oder an den Wienerberg, und jetzt nimmt man uns auch noch den Grünraum beim Eisring Süd! Ich meine, wir sollten daher die Sensibilität gegenüber den Bürgern, über die wir heute so viel gesprochen haben, auch diesfalls an den Tag legen!

Hinsichtlich der 2 000 Unterschriften gibt es noch eine kleine Groteske: Als man diese Herrn StR Schicker als zweifelsohne zuständigen Stadtrat übergeben wollte, hat er gemeint, dass er sie sicherlich nicht übernimmt. Darauf hat man sich an Herrn StR Oxonitsch gewandt hat, weil das Ganze ja auch mit Sport und Jugend zu tun hat. Auch dieser meinte, dass ihn das nichts angehe und dass er das nicht übernehme. Letztlich ging man zu Herrn StR Ludwig, aber auch dieser wollte nichts davon wissen, dass 2 000 BürgerInnen dagegen sind, obwohl es dabei auch zu einer massiven Wohnverbauung kommt. 

Man hat die Unterschriften jetzt bei einem Mitarbeiter abgegeben. Ob das jedoch die richtige Form ist, wenn man von Bürgerbefragungen spricht, wagen wir zu bezweifeln! – Wir lehnen beide Plandokumente ab. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr GR Hoch wünscht eine tatsächliche Berichtigung. Ich bitte ihn zum Rednerpult.

GR Alfred Hoch (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Frau Kollegin Frank!

Sie haben jetzt ein Paradebeispiel geliefert, wie die FPÖ in Favoriten Politik betreibt! Dort hat es kein Zuwandererheim gegeben! Das war nie geplant! Geplant war eine Wohnhausanlage, die vom Zuwandererfonds errichtet wird. Das hat mit einer Türkeninvasion, von der Ihr Bezirksvorsteher Zeißel geredet hat, als er monatelang in den Kleingärten herumgelaufen ist, gar nichts zu tun! Vielmehr hätten das Wohnungen für Pendler aus Niederösterreich und aus dem Burgenland werden sollen. 

Sie sind im Wohnbauausschuss und wissen daher, was der Zuwanderungsfonds ist. Das hat mit Zuwandererwohnungen und den Geschichten von einer Invasion durch Türken, Rumänien und Serben, die Kollege Zeißel im Bezirk erzählt, gar nichts zu tun! Ich bitte also wirklich, hier ein bisschen sachlich vorzugehen! – Danke. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Die nächsten beiden Wortmeldungen sind gestrichen. Zu Wort gelangt somit bereits Frau GRin Gaal. Ich bitte sie, ihren Debattenbeitrag zu leisten.

GRin Kathrin Gaal (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Die neue Flächenwidmung, die wir jetzt bezüglich Franz Hölbl‑Sportanlage beschließen, sichert und garantiert den Bestand dieser Sportanlage, denn damit ist eine Bebauung, die sowohl von den Anrainerinnen und Anrainern als auch von der Bezirksvorstehung abgelehnt wird, nicht mehr möglich. Das heißt, Frau Kollegin Frank, dass wir den Wünschen der Anrainerinnen und Anrainer voll entsprochen haben!

Frau Kollegin Frank! Ich schätze Sie auch sehr. Aber in einem Punkt muss ich Kollegen Hoch doch recht geben. Mit den Gerüchten, dass dort ein Zuwandererhaus entstehen soll, haben Sie die Leute nur nervös gemacht! Davon war nie die Rede! Erst wenn die Sportanlage ganz beziehungsweise zum Teil aufgelassen wird, kommt die Widmung, die wir jetzt beschließen, zum Tragen. Das heißt, die Sportanlage bleibt bestehen, die Kinder und Jugendlichen können sie nützen, und daher gibt es nicht wirklich einen plausiblen Grund, dieser Widmung nicht zuzustimmen. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Der Herr Berichterstatter hat auf ein Schlusswort verzichtet. Wir können daher über das Plandokument abstimmen. 

Wer von den Damen und Herren für diese Postnummer ist, gebe bitte ein Zeichen der Zustimmung. – Das ist mit den Stimmen der Sozialdemokraten beschlossen.

Nunmehr gelangt Post 113 der Tagesordnung über das Plandokument 7935 im 10. Bezirk zur Verhandlung. Frau GRin Gaal leitet bitte ein. (GR Dr Herbert Madejski: Heute ist es für Sie ja stressig!)
Berichterstatterin GRin Kathrin Gaal: Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren. Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist Frau Dipl-Ing Gretner. Ich erteile es ihr.

GRin Dipl-Ing Sabine Gretner (Grüner Klub im Rathaus): Bei dem Flächenwidmungsplan geht es um den Eisring Süd, der den meisten von Ihnen bekannt sein wird. Es ist dies ein relativ großes Areal, das viele von uns vom Eislaufen kennen. Es gibt hier im Haus schon jahrzehntelang Diskussionen über die Weiterführung dieser Sportstätte, weil einerseits Spitzensportler dort ganz tolle Voraussetzungen zum Trainieren vorfinden und weil das andererseits auch für die breite Öffentlichkeit ein Naherholungs‑ und Sportgebiet im Süden Wiens ist.

Man hat diese Anlage jedoch leider über die Jahre hinweg verfallen lassen. Es ist dies leider noch ein Erbe der früheren Vizebürgermeisterin Laska, die offensichtlich beschlossen hatte, dass dieses Sportareal im Süden Wiens nicht mehr vonnöten ist. – Wir sehen das anders. Wir hätten uns gewünscht, dass man diese Sportstätte so weit wie möglich erhält und eventuell modernisiert, ausbaut und jetzt auch renoviert, jedenfalls aber nicht das macht, was jetzt mit diesem Flächenwidmungsplan vorgeschlagen ist, nämlich eine ziemlich dichte Wohnbebauung und eine Mehrzwecksporthalle, die natürlich anders zu nutzen ist als eine relativ niederschwellige Einrichtung wie der Eisring Süd, sowie ein Einkaufszentrum. 

Es hat dazu im Jahr 2008 auch ein Bürgerbeteiligungsverfahren gegeben. Frau Frank hat es schon angesprochen. Die Mehrheit der Bevölkerung hat sich dafür ausgesprochen, dass man sich wünscht, dass vor allem die Sportstätten erhalten werden und auch die Begrünung der Räume weitgehend erhalten wird. Meines Wissens nach haben sich damals nicht alle ganz gegen das Wohnen ausgesprochen, aber man hätte vielleicht einen verträglicheren Kompromiss finden können!

Außerdem hat sich auch herausgestellt, dass es hier Feldhamster gibt. Deren Vorkommen treffen wir bei Flächenwidmungen im 10. Bezirk – Gott sei Dank! – immer wieder an. Durch diese relativ große Baumaßnahme ist die Population jedoch sehr stark gefährdet. Man kann sich schwer vorstellen, dass sie angesichts der Bautätigkeit irgendwie überleben können. Dazu wird es aber noch ein naturschutzrechtliches Verfahren geben.

Es hat auch 1 900 Unterschriften zu diesem Flächewidmungsverfahren gegeben. Aber auch hier verhalten Sie sich, wie schon angesprochen: Einerseits initiieren Sie eine Volksbefragung, andererseits werden die Anmerkungen der Bevölkerung relativ leichtfertig vom Tisch gewischt, und man bemüht sich eigentlich nicht, den Leuten vor Ort ein wenig entgegenzukommen.

Ich habe deshalb einen Abänderungsantrag vorbereitet, der die Erhaltung des Eisrings Süd zum Inhalt hat. Ebenso soll eine gleich große Fläche als Außenanlage erhalten werden, weil wir meinen, dass es gerade im Süden Wiens an Sporteinrichtungen fehlt und eine Mehrzweckhalle diese Anforderungen nur in einer anderen Form erfüllen kann. Wir hätten uns da die Widmung Esp gewünscht, und gemäß unserem Abänderungsantrag soll das so festgesetzt werden. Ebenso sollen die Grünflächen durch die Widmung EpkÖZ sowie auch Sww geschützt werden. Durch die genannten Punkte wird sichergestellt, dass die Wohnbebauung im Hinblick auf Sportsicherung und Grünflächen in Volumen und Höhe zu reduzieren ist.

Es ist dies ja eine stadteigene Fläche, das heißt, es besteht auch kein wahnsinniger Druck. Man versucht, die Sporthalle durch die Wohnbauten querzusubventionieren. Das ist aber natürlich auch nicht sehr sauber. Und außerdem wurde auch festgestellt, dass in unmittelbarer Umgebung die Schulen aus allen Nähten platzen und es daher sinnvoll wäre, hier einen Schulbauplatz mit der entsprechenden Widmung zumindest vorzusehen.

Insofern bringe ich diesen Abänderungsantrag ein und bitte um Zustimmung.

Zweitens ist mir bei der Akteneinsicht aufgefallen, dass es ja auch einen städtebaulichen Wettbewerb gab, den das Team Hermann & Valentiny and Partners gewonnen hat. Das wurde auch in dem Wettbewerbe Heft publiziert. Partner sei Architekt Podsedensek. 

Wir kennen diesen Architekten schon von einigen Projekten im Süden der Stadt. Bei der Stellungnahme zum Flächenwidmungsverfahren ist mir jetzt aber aufgefallen, dass dieser Architekt auch schon zur Mehrzweckhalle und zu dem Einkaufszentrum konkrete Wünsche äußert. Offensichtlich ist er Planer beider Bauvorhaben. Beim Einkaufszentrum habe ich nichts dagegen, weil es sich um einen privaten Investor handelt. 

Im Hinblick auf die Sporthalle muss ich Sie allerdings daran erinnern, dass es das Vergabegesetz gibt und solche Bauwerke auszuschreiben sind. Es muss ein Verfahren durchgeführt werden, wer die beste Lösung für diese Eissporthalle zu bieten hat, und kann das nicht so großzügig – wie man es auch beim Hauptbahnhof gemacht hat – über den städtebaulichen Wettbewerb mit vergeben werden. In diesem Fall müssten sich das Sportamt und Kollege Oxonitsch an den zuständigen Stadtrat Schicker wenden und in Kooperation ein Verfahren entwickeln, um die beste Lösung zu finden. – Ich habe den Verdacht, dass all das nicht stattgefunden hat und auch nicht stattfinden wird. Daher appelliere ich nochmals an Sie, das ordentlich durchzuführen, indem Sie einen Architekturwettbewerb ausschreiben! Um diesen Appell zu untermauern, habe ich einen Beschluss- und Resolutionsantrag vorbereitet, der da lautet: 

„Der Wiener Gemeinderat spricht sich dafür aus, dass beim Neubauprojekt der Sportmehrzweckhalle am Eisring Süd gemäß Wettbewerbsleitfaden der Stadt Wien vorgegangen wird und ein Architekturwettbewerb ausgelobt wird, um die Qualität des Baus sicherzustellen.“

Ich denke, dass Sie alle sich auch an das Vergabegesetz halten wollen und daher diesem Antrag zustimmen, damit wir die beste Halle bekommen, die man sich nur wünschen kann! 

Ich fasse zusammen: Wir meinen, dass man es nicht so weit kommen lassen dürfen hätte, dass dieses Areal verfällt. Jetzt hat man erkannt, dass das eine wertvolle Grundfläche ist, hat aber nicht den längerfristigen Wert erkannt, dass man für Sport‑ und Erholungsflächen für die Gesundheit und zum Wohl aller Mitbewohner in dieser Stadt zu sorgen hat. Wir werden diesem Flächewidmungsplan nicht zustimmen. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr GR Hoch steht nun in meiner Rednerliste. – Bitte schön.

GR Alfred Hoch (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Sehr geehrte Damen und Herren!

Wir sind mit dieser Flächenwidmung auch unzufrieden. Das wird Sie nicht überraschen!

Grundsätzlich muss man sagen, dass der Ansatz, dass man dieses Gebiet neu widmet, ein guter Ansatz ist, auch wenn es sehr lange gedauert hat. Wie es allerdings jetzt zu dieser Widmung gekommen ist, das ist hinterfragenswert! Und als Favoritner oder als einer, der in der Nähe wohnt, muss man auch sagen, dass die Entwicklungen, die dieser Flächenwidmung zugrunde liegen, Fehlentwicklungen sind.

Wir stellen unsere Forderung schon seit mehreren Monaten, dass auf diesem Gebiet eine Schulnutzung nötig ist. Herr StR Oxonitsch ist jetzt leider nicht da. Ich möchte aber trotzdem festhalten, dass vor zirka einem halben Jahr, als die Hertha Firnberg-Schule in der Wienerberg-City eröffnet wurde, bereits am Eröffnungstag von den Lehrerinnen und Lehrern vor Ort festgestellt wurde, dass die Schule aus allen Nähten platzt. Schon am Eröffnungstag wurde damals andiskutiert, die Schule aufzustocken!

Die Situation hat sich inzwischen verschärft. Wir wissen auf Grund des Schulentwicklungsplanes, dass wir in diesem Gebiet auch ein Oberstufenrealgymnasium brauchen würden. Die Wendstattgasse platzt aus allen Nähten. Man hätte also auch diesen Platz sinnvoll für eine Schulwidmung nutzen können.

Erschwerend kommt auch noch dazu, dass in unmittelbarer Nähe die KMS Knöllgasse am Schulversuch der Wiener Mittelschule teilnimmt, wodurch wiederum größerer Platzbedarf entstanden ist. Auch diese Schule ist übervoll. Das Argument seitens des Stadtrates, das damals von Kollegin Novak im Ausschuss vorgebracht wurde, war, dass wir in zehn oder zwölf Jahren, wenn das Areal des Eisrings neu besiedelt sein wird, die Probleme nicht haben werden. 

Ich hoffe, dass das so nicht der Fall sein wird und dass man auch in das Triesterviertel, wo die Häuser derzeit ein bisschen abgewohnt sind, wieder investiert und dafür sorgt, dass auch junge Familien dorthin ziehen, wodurch allerdings wiederum Platzbedarf in den Schulen entstehen wird! Jedenfalls ist der Ansatz, dass wir den Platz in zehn oder zwölf Jahren ohnedies nicht mehr brauchen werden, ein sehr defensiver Ansatz, und ich meine, dass man, wenn man die Bezirkspolitik ein bisschen ernst nimmt, nicht so vorgehen sollte!

Ein weiterer Punkt: Ich kann mich erinnern, dass es vor etwa zweieinhalb oder drei Jahren im Triesterviertel in dieser Schule eine Veranstaltung mit Kollegin Gaal gegeben hat, zu der Präsidenten und Vorstände von Sportverbänden eingeladen waren. Ich war zufälligerweise dort, und ich wusste nicht, was mich dort erwarten wird. Soweit ich das beurteilen konnte, bestand einhellig die Meinung, dass sich die Anrainer beziehungsweise diese Präsidenten oder Funktionäre der Sportverbände ein Sportzentrum wünschen würden, also auch eine Reaktivierung des Eisrings Süd.

Ich muss Ihnen auch recht geben: Sie haben das damals nicht zugesagt. Der Wunsch bestand jedoch eindeutig. Und ich meine, in Anbetracht der Anrainerunterschriften – Kollegin Frank hat von 2 000 gesprochen, ich habe von 1 800 gehört – hätte man schon ein bisschen mehr herausholen können! Es hat zwar dieses Bürgerbeteiligungsverfahren gegeben, dieses war aber von Beginn an eine Farce. Es hat ein Treffen gegeben, und bei diesem wurden zwei oder drei – wie es in einem anderen Stadtentwicklungsgebiet geheißen hat – „Experten vor Ort“ gewählt. Zufälligerweise waren von diesen gewählten Experten zwei sicherlich Mitglieder der SPÖ-Favoriten. Das war also in Wirklichkeit eine Farce! Man hat das dann aber Bürgerbeteiligungsverfahren genannt, und so ist es zu dieser Flächenwidmung gekommen.

Aus diesem Grund fordere ich jetzt seitens meiner Fraktion die Absetzung der Post 113 von der Tagesordnung. – Wörtlich: „Der ÖVP-Gemeinderat Hoch beantragt gemäß § 17 Abs 6 der Geschäftsordnung des Gemeinderates der Stadt Wien die Absetzung des Geschäftsstückes Post 113, Plandokument 7935, von der Tagesordnung der Sitzung des Gemeinderates."

Hintergrund ist, dass wir uns noch einmal überlegen sollten, wie man in diesem Gebiet wirklich verfahren sollte, und zwar in einer relativ kurzen Zeit von drei bis vier Monaten. Es muss darauf geachtet werden, dass wirklich alle Notwendigkeiten, die dort bestehen, mit einer Widmung erfüllt werden können. – Danke. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist Frau GRin Novak, denn es ist ja die Absetzung und nicht die Vertagung beantragt. – Bitte, Frau GRin Novak.

GRin Barbara Novak (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Vorsitzender!

Ich möchte die Kollegin Berichterstatterin bitten, dann noch etwas zur Frage der Bürgerbeteiligung zu sagen. Ich werde mich eher auf den Bereich der Schule und damit auf den Hauptinhalt des Absetzungsantrages der ÖVP konzentrieren.

Wie schon im Ausschuss erwähnt, ist die Frage eines Schulneubaus beziehungsweise der Planung und Festsetzung der Flächenwidmung eines Schulneubaus an einige Kriterien geknüpft und ist nicht nur Resultat von subjektiver Wahrnehmung oder Einzeldiskussionen mit den Betroffenen vor Ort. Diese sind sicherlich auch wichtig und in gewissem Maße eingebunden. Es gibt aber in dieser Stadt ein sehr verlässliches und gutes Gremium, das allen bekannt ist, nämlich die Infrastrukturkommission, die in diesen Bereichen schon sehr oft gute Dienste erwiesen hat und in all diesen größeren Flächenwidmungs‑ und Stadtentwicklungsgebieten zu Rate gezogen wird beziehungsweise zum Einsatz kommt.

Die Infrastrukturkommission hat sich natürlich auch mit diesem Gebiet intensiv auseinandergesetzt, hat ganz klar jene Berechnungen angestellt, die man in einem solchen Fall anstellt, nämlich wie viel Wohnbevölkerung in welcher Zusammensetzung sich dort befindet, wie sich das in den nächsten 10, 15 bis 20 Jahren entwickeln wird und welche Zusammensetzung an Wohnbevölkerung durch die neue Flächenwidmung und die dort geplanten Neubauten dazu kommen wird. Summa summarum ergibt sich dann eine Zahl, die als Grundlage für die jeweilige Fachabteilung und für die Infrastrukturkommission dient, eine Empfehlung auszusprechen oder nicht. – So weit zum Prozedere.

Die Infrastrukturkommission hat für dieses Areal keine Empfehlung ausgesprochen, einen Schulneubau zu tätigen oder diesen in die Flächenwidmung einzuplanen. – So weit zu den Fakten.

Zur Sorge, dass in diesem Gebiet in Zukunft nicht ausreichend Platz beziehungsweise Schulraum wäre, kann ich aus der Fachabteilung auch folgende Informationen weitergeben: Der Volksschulstandort Knöllgasse wurde um vier Klassen erweitert. Sie haben richtig erwähnt, dass das jener Standort ist, der auch für die neue Mittelschule gewählt wurde, woraus sich ein Erweiterungsbedarf ergab. Die Volksschule Hertha Firnberg‑Straße wurde auf zwölf Klassen erweitert, die Volksschule Bernhardstalgasse wird eine Erweiterung erfahren, weil dort die ASO abgesiedelt und damit an diesem Standort sehr viel Schulraum frei wird. Auch das ist diesem Grätzl zuzuordnen. Damit ist genügend Schulraum vorhanden, und man ist für die Zukunft gerüstet.

Ich möchte weiters darauf hinweisen, dass ich glaube, dass diese Informationen allen Mitgliedern dieses Hauses schon in der Vergangenheit zugänglich waren und dass die Überlegungen und Planungen für dieses Areal auch schon vor einem Jahr bekannt waren. Sonst würde dieses Haus keinen einstimmigen Beschluss fassen, ein in unmittelbarer Nähe zum jetzt zu behandelnden Plandokument liegendes, auf Schulbauten gewidmetes Grundstück auf Wohnbau umzuwidmen! Das hat dieser Gemeinderat vor einem Jahr getan, und zwar auch mit Ihrer Stimme, Herr Kollege Hoch! Und ich gehe davon aus, dass Sie diese Stimme abgegeben haben, weil auch Sie der Meinung waren, dass ein Schulneubau dort keinen Sinn macht und nicht notwendig ist.

Deshalb bitte ich Sie, sehr geehrte Damen und Herren, diesem Absetzungsantrag nicht zuzustimmen, der ExpertInnenmeinung zu folgen und diese Flächenwidmung heute zu beschließen. – Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist somit geschlossen. Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort.

Berichterstatterin GRin Kathrin Gaal: Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Der Eisring Süd ist in die Jahre gekommen, und deshalb ist es umso wichtiger, dass dort etwas geschieht. Geplant ist eine Verbindung von Wohnen, Freizeit, Sport und Einkauf.

Ein bisschen irritiert bin ich über die Wortmeldungen, dass wir dort die Anrainerinteressen nicht ernst nehmen. Im Juni 2008 fand eine Informationsveranstaltung in der Bezirksvorstehung statt, zu der rund 4 000 Anrainerinnen und Anrainer eingeladen wurden. Dort wurden drei Vertreter gewählt, die wirklich von Anfang an bei jeder Besprechung und Planung mit dabei waren, schließlich sogar in der Jury saßen und auch dort mit ihrer Stimme das Siegerprojekt gewählt haben.

Dass das Projekt nicht jedem gefällt, tut mir wirklich leid, und ich meine das in keinster Weise zynisch! Ich bin aber sicher, dass wir über den einen oder anderen Vorschlag der Bürgerinitiative noch im Detail reden können.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 40 Prozent des Areals des Eisrings Süd gehören in Zukunft dem Sport. Wir reden hier von einer Basketballhalle und von einer Volleyballhalle sowie von einer Sport- und Fun-Halle, und besonders wichtig ist, dass es adäquate Eislaufflächen gibt. Wir reden von 1 600 m² im Freien und 1 600 m² in der Halle, die für alle, für die gesamte Bevölkerung, für die SchülerInnen im Bezirk und im Süden Wiens, für die Kindergartenkinder und Jugendlichen zugänglich ist. 

Bei der geplanten neuen Verbauung auf dem Areal wird natürlich Rücksicht auf die bereits bestehende Bebauung genommen, und es wird eine Anpassung erfolgen. Wir sprechen hier von Bauklasse III und Bauklasse V, und diese weist – nicht wie behauptet – eine eher geringe Dichte auf.

Frau Kollegin Frank! Ich war wirklich auf mehreren Diskussionsveranstaltungen in dem Grätzl, und hinsichtlich des Supermarktes sage ich Ihnen ganz ehrlich: Sobald das Thema Einkaufsmöglichkeiten, Supermarkt, Trafik oder was auch immer, zur Sprache gekommen ist, waren die Leute begeistert! Sie fordern dort schon lange, dass es Möglichkeiten zum Einkaufen gibt. Dass da irgendjemand enttäuscht ist, kann ich mir wirklich nicht vorstellen!

Und ich möchte noch ein Missverständnis aufklären: Frau Kollegin Frank! Einen Termin der Bürgerinitiative mit StR Schicker hat es nie gegeben! Da dürfte wirklich ein Missverständnis vorliegen! In diesem Sinne kann man sagen, dass es jetzt wieder ein innovatives Projekt in Favoriten neben dem Hauptbahnhof, neben dem bereits eröffneten Fachhochschulcampus und neben der Therme Oberlaa geben wird, und in diesem Sinne bitte ich Sie noch einmal um Zustimmung. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wir kommen jetzt zum Abstimmungsvorgang. 

Zunächst gelangt der Antrag der ÖVP auf Absetzung nach § 17 Abs 6 zur Abstimmung. - Wer sich diesem Antrag anschließen kann, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Der Antrag erhält die Stimmen der ÖVP und der GRÜNEN und hat nicht die notwendige Mehrheit gefunden. Wir können weiter verfahren. 

Wir kommen zum Abänderungsantrag der Grünen betreffend Festsetzung des Flächenwidmungsplanes 7935, Eisring Süd. Dieser Antrag enthält vier Punkte, deren Verlesung ich mir erspare. - Wer für diesen Abänderungsantrag ist, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Dieser Antrag wird von den Stimmen der Oppositionsparteien unterstützt und hat nicht die notwendige Mehrheit gefunden. 

Wir können sogleich die Postnummer 113 abstimmen. - Ich bitte diejenigen, die diesem Antrag zustimmen, um ein Zeichen mit der Hand. – Diese Post ist mit den Stimmen der Sozialdemokraten beschlossen. 

Abschließend haben wir noch über einen Beschluss- und Resolutionsantrag der Grünen betreffend Architekturwettbewerb Mehrzwecksporthalle Eisring Süd abzustimmen. Hiefür wird die sofortige Abstimmung beantragt. - Wer für diesen Antrag ist, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Der Antrag wird von den Oppositionsparteien unterstützt und hat nicht die notwendige Mehrheit gefunden.

Es gelangt nun die Postnummer 138 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft die Neugestaltung der Fußgängerzone Kärntner Straße, Stock-im-Eisen-Platz, Graben. Herr Berichterstatter GR Holzmann leitet bitte ein.

Berichterstatter GR Ernst Holzmann: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Geschätzte Damen und Herren! Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist Herr GR Dr Madejski. Ich erteile es ihm.

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr Vizebürgermeister! Frau Vizebürgermeisterin! Herr Stadtrat! Frau Stadträtin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ganz kurz zum letzten Akt: Ich habe mich dazu nicht mehr gemeldet, aber ich möchte jetzt ganz kurz zu Kollegen Hoch etwas sagen, um die Glaubwürdigkeit der ÖVP in Favoriten darzustellen. Sie haben dort fünf Mandate, wir haben zwölf. Machen Sie sich daher keine Sorgen! Die Bürger dort sind auf unserer Seite und nicht auf Ihrer Seite! 

Wenn wir von Bürgerbeteiligungsverfahren sprechen: Betreffend Eisring Süd ist man im Hinblick auf ein Bürgerbeteiligungsverfahren für Aussetzung. Warum haben Sie das heute nicht bei der Marillenalm gemacht? Dort sind wesentlich mehr Leute betroffen! – Das ist jetzt nur eine Randbemerkung von mir an die ÖVP, zu Kollegen Hoch und zu Kollegen StR Norbert Walter. 

Meine Damen und Herren! Es ist erfreulich, dass vor über eineinhalb Jahren auch auf unsere Initiative gemeinsam mit der Sozialdemokratie ein Beschluss gefasst wurde, der für die großen Fußgängerzonen insbesondere im 1., 10. und 12. Bezirk eine wesentlich verbesserte Finanzierung und einen Beitrag der Stadt für die Bezirke gebracht hat. Nun beschäftigen wir uns mit der Kärntner Straße, dem Stock-im-Eisen-Platz und dem Graben. Nächstes Jahr kommt die Favoritenstraße an die Reihe, und Meidling wird folgen. Es ist erfreulich. Der Betrag von 11 467 000 EUR ist erfreulich. Es wird dies sicherlich eine sehr gelungene Umbauaktion! 

Nicht ganz gefallen mir die Leuchten, aber die SPÖ beziehungsweise die MA 33 hat hier offensichtlich eine kandelaberfreie Zone geschaffen wie auch am Naschmarkt. Man hat sie halt ein bisschen abgeschnitten. Aber das soll so sein! Man kann nicht mit allem zufrieden sein. 

Überhaupt nicht gefällt mir allerdings bei diesen Fußgeherzonen, dass es in den letzten Jahren leider Unsitte geworden ist, dass Randgruppen betreffend wirklich kleinste Probleme in Einkaufsstraßen am Samstag, insbesondere vor Feiertagen, vor Weihnachten oder vor Ostern mit 180, 150, 120 Leuten demonstrieren. Das hat auch am Stephansplatz und am Graben stattgefunden. Dort wurde das etwas unterbunden. Daraufhin sind die Gruppen in die Mariahilfer Straße und in andere Einkaufszentren ausgewichen.

Meine Damen und Herren! StR Herzog hat heute schon gesagt, dass es nicht angeht, dass man die Interessenlage nicht abwägt. Das Demonstrationsrecht lassen wir unangetastet, das ist vollkommen in Ordnung. Es müssen aber einerseits die Interessenlage und Ziele gewisser Gruppen, die durchaus legitim sind, und andererseits die Interessen von tausenden Geschäftsleuten und von tausenden Leuten, die einkaufen gehen, in Relation gesetzt werden. Es ist nicht möglich, dass man in der jetzigen wirtschaftlichen Lage gerade in einer Zeit, in der in wenigen Tagen und Wochen unter Umständen der Umsatz und vielleicht auch der Gewinn gehoben werden könnte, zulässt, dass die Einkaufsstraßen Spielwiese von irgendwelchen, teilweise obskuren Gruppen werden! Das kann in Wien nicht sein! Dagegen werden wir uns wirklich mit aller Kraft zur Wehr setzen! (Beifall bei der FPÖ.)
Diese Dauerdemonstrationen belasten das Geschäftsklima in allen Einkaufsstraßen. Wenn wir jetzt 11 467 000 EUR in die Hand nehmen, um den Bereich Stephansplatz, Graben, Kärntner Straße und Stock-im-Eisen-Platz zu sanieren, dann sanieren wir diesen Bereich nicht dafür, dass dort in Zukunft das Geschäftsleben gestört wird! Und das Gleiche wird auch für die Favoritenstraße und für die Meidlinger Hauptstraße zutreffen, und dort gilt natürlich die gleiche Argumentation. 

Meine Damen und Herren! Nur als Randbeispiel: Es kann aber auch nicht sein, dass wir die Linie 2 in der Reichsratsstraße um Millionen umleiten, damit am Ring Demonstrationsfreiheit herrscht, weil Leute, wenn sie arbeitende Menschen sind, auf Grund falscher Stadtplanung und falscher Verkehrspolitik genötigt sind, mit dem Auto in der Stadt zu fahren. Es kann doch nicht die Absicht sein, dass man diese Leute schädigt und jede Woche mit Umleitungen schikaniert, nur damit 200 Leute am Ring demonstrieren können! Wir bauen um Millionen eine Schleife, damit diese Leute demonstrieren und die Fahrgäste zumindest bis zur Reichsratsstraße kommen können. Das passt genau in dieses Bild, meine Damen und Herren! (Beifall bei der FPÖ.)
Daher bringen wir einen Beschlussantrag zur sofortigen Abstimmung ein, der genau zu diesem Thema Sanierung der Fußgeherzonen passt. Der Antrag wurde inhaltlich schon von StR Herzog präsentiert. Ich lese ihn jetzt vor:

„Der Gemeinderat fordert den Bürgermeister und die zuständigen Stellen der Stadt Wien auf, vom Innenministerium Maßnahmen einzufordern, damit die Dauerbelästigung durch Demonstrationen in Einkaufsstraßen Wiens zum Nachteil und Schaden der Anrainer, der Kunden und der Geschäftsleute beendet wird. Schließlich ist ein Verbot von Demonstrationen ins Auge zu fassen.“

Das ist keine Einschränkung des Demonstrationsrechts an sich, sondern das ist eine Maßnahme für jene Leute, die in Wien die Steuern zahlen, und zwar für die Konsumenten, die Umsatzsteuer zahlen, und für die Geschäftsleute, die Einkommenssteuer und Gewinnsteuer zahlen. Meine Damen und Herren! Nicht die obskuren Vereine, die dort tagtäglich und jedes Wochenende demonstrieren, bringen die Steuern, sondern unsere arbeitenden Wiener! Daher ist das kein Anschlag auf Demonstrationsrecht! Sie können dort demonstrieren, wo eine Demonstration hingehört, vor dem Bundeskanzleramt, vor Ministerien, vor dem Rathaus, vor der Universität oder sonst wo, aber nicht an den Wochenenden und Einkaufssamstagen in den Wiener Geschäftsstraßen!

Fragen Sie Ihre Wirtschaftstreibenden, Herr Kollege Strobl, fragen Sie Ihre Wirtschaftstreibenden, Herr Kollege Aichinger, ob es wirklich sinnvoll ist, dass man das dort genehmigt! Meine Damen und Herren! Ich bitte um Zustimmung zu diesem Antrag. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist Herr GR Hora. Ich erteile es ihm.

GR Karlheinz Hora (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren!

Bei der Freiheitlichen Partei – oder wie sich diese aktueller Weise momentan bezeichnet, was wir in letzter Zeit eher aus den Medien entnehmen können – hätte es mich nicht gewundert ... (Zwischenruf von StR Johann Herzog.) Herr Kollege! Lassen Sie mich einmal ausreden! Sie wissen ja noch gar nicht, was ich sagen will, haben aber schon jetzt Angst! 
Es wundert mich nicht, wenn die Modernisierung und Neugestaltung der Kärntner Straße gleich zum Anlass genommen wird, um einen Antrag einzubringen, der mit dem Geschäftsstück nichts zu tun hat, nämlich ein Demonstrationsverbot zu fordern! Ich verstehe schon, dass die Freiheitliche Partei das will. – Übrigens danke ich für die Aufklärung: In Wien heißt sie noch immer „Freiheitliche Partei“! Ich nehme das zur Kenntnis! (Zwischenrufe bei der FPÖ.) 

Herr Kollege! Ich habe auch in diesem Haus schon miterlebt, wie die Freiheitliche Partei plötzlich in zwei Teilen dagesessen ist, als BZÖ und Freiheitliche. (Lebhafte Zwischenrufe bei der FPÖ.)

Jetzt ist offenbar gerade eine Kärntner Rückholaktion im Gange. Ich habe aber auch über die Medien – denn ich bin ja kein Insider betreffend Ihre politische Gesinnung – zur Kenntnis genommen, dass eine Fusionierung des Wiener BZÖ und der Wiener FPÖ derzeit nicht aktuell ist. (GRin Henriette Frank: Das hat aber nichts mit diesem Geschäftsstück zu tun!)

Kollege Madejski hat auch nicht über das Geschäftsstück gesprochen, sondern er hat die ganze Zeit darüber gesprochen, dass wir zwar die Kärntner Straße – und das hat mit dem Geschäftsstück etwas zu tun – in einen dementsprechend modernen Zustand versetzen ... (Zwischenruf von GR Dr Herbert Madejski.) Ja! Er hat das gelobt! Kollege Madejski! Danke für das Lob! Danke, dass du unsere Arbeit schätzt! (Zwischenrufe bei der FPÖ.) Ich habe von „unserer Arbeit“ gesprochen! Ich nehme das gerne zur Kenntnis! Aber das demokratiepolitische Defizit des Kollegen Madejski kann ich nicht mittragen!

Wir haben in Österreich die Möglichkeit, das Demonstrationsrecht auszuüben, und es muss jeder Gruppe unbenommen sein, zu welchem Zeitpunkt und an welchem Ort sie nach den Rechtsregeln ihre Demonstration anmeldet und auch in Freiheit durchführt. (Beifall bei der SPÖ. – Zwischenrufe bei der FPÖ.) 

Meine Damen und Herren! Es wäre vielleicht leichter gewesen, in der Reichratsstraße eine Fußgängerzone zu machen, um dort dann vielleicht auch die Parkplätze für die neuen Kärntner FPÖ-Parlamentarier unterzubringen ... (Zwischenruf von GRin Henriette Frank.) Gerne! Das wäre wahrscheinlich leichter gewesen, als diese wichtige Verbindung zu ermöglichen, die Kollege Madejski bereits angesprochen hat, dass nämlich die Linie 2 in Zukunft die Möglichkeit bekommen soll, wenn der Ring – wegen welcher Veranstaltung auch immer – gesperrt sein sollte und nicht auf direktem Wege erreicht werden kann, über die Reichratsstraße zur Bellaria zu gelangen. 

Kollege Madejski! Hättest du ein bisschen nachgeschaut, dann wärst du draufgekommen ... (Zwischenruf von GR Dr Herbert Madejski.) Ich mache das gerne mit dir, du lädst mich auf einen Kaffee ein, und ich kläre dich auf! (StR Johann Herzog: Ein toller Vorschlag! – Zwischenrufe bei der FPÖ.) Ich gebe die Hoffnung eben nie auf! Wenn du geschaut hättest, dann wärst du draufgekommen, dass zum Beispiel eine Vielfalt von Veranstaltungen am Ring überhaupt nichts mit einer Demonstration zu tun hat! 

Die nächste Veranstaltung, die am Ring stattfinden wird, ist der Silvesterlauf. Diese Sportveranstaltung am 31. wird also ... (StR Johann Herzog: Das ist ja keine Einkaufsstraße! – Weitere Zwischenrufe bei der FPÖ.) Wenn es nach Kollegen Madejski ginge, sollte natürlich auch der Silvesterlauf, eine Sportveranstaltung, nicht durchgeführt werden, denn das stört ihn offenbar persönlich, wenn er oder seine Fraktion nicht beteiligt sind! 
Meine Damen und Herren! Ich gehe jetzt wirklich auf das Poststück ein. Sie alle können jetzt schon erkennen, wie die Kärntner Straße ausgebaut wird. Wir haben durch einen Antrag hier im Gemeinderat im letzten Jahr im Sinne der Kaufleute diese Möglichkeit geschaffen, damit die Bezirke, die für die Schaffung solcher Fußgängerzonen Geld aufwenden, die Kaufkraft auch dementsprechend lukrieren können.

Kollege Madejski! Wir können jeden Tag ungestört einkaufen gehen, du hingegen offenbar nicht, aber du fährst ja auch nicht mit dem Fahrrad! Es ist ohne Weiteres möglich, dass die Wienerinnen und Wiener und vor allem auch die Touristen diese neu gestaltete Fußgängerzone im Bereich Kärntner Straße, Graben und Stock-im-Eisen-Platz ungestört nutzen und, wie es sich für die Weltstadt Wien gehört, hier höchste Lebensqualität vorfinden.

In diesem Sinne kann ich Sie nur ersuchen, diesem Finanzierungsantrag zur Zuweisung von Mitteln für überregionale Maßnahmen der Neugestaltung von Fußgängerzonen im Sinne der Wienerinnen und Wiener, aber auch im Sinne der vielen Touristen zuzustimmen. 

Etwas kann ich Ihnen von dieser Stelle aus empfehlen: Lehnen Sie die Haltung der Freiheitlichen, für die Demonstrationsverbote in Wien aufzutreten, bitte ab! (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort ist niemand gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Der Berichterstatter hat auf das Schlusswort verzichtet. 

Wir können somit gleich die Postnummer 138 abstimmen. Wer von den Damen und Herren für dieses Poststück ist, gebe bitte ein Zeichen der Zustimmung. – Das ist einstimmig so beschlossen.

Zum Beschluss- und Resolutionsantrag der Freiheitlichen möchte ich sagen: Nach Informationen aus der Diskussion in der Präsidiale bezieht sich dieser auf die Einkaufsstraßen. Somit wurde in der Präsidiale vereinbart, dass dieser Antrag in Ordnung geht. Ich möchte somit diesen Beschlussantrag abstimmen. In formeller Hinsicht ist sofortige Abstimmung beantragt. - Wer von den Damen und Herren für diesen Beschlussantrag ist, gebe bitte ein Zeichen der Zustimmung. – Der Antrag wird von der ÖVP und den Freiheitlichen unterstützt und hat nicht die notwendige Mehrheit gefunden. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren des Gemeinderates! Somit haben wir das Kapitel Planung der Geschäftsgruppe Stadtentwicklung und Verkehr abgeschlossen.

Ich meine, jetzt ist ein recht guter Zeitpunkt, einige wenige persönliche Worte an Sie zu richten, und es ehrt mich, dass die Vizebürgermeister sowie die Landtagspräsidenten und Stadträte anwesend sind.

Es war dies heute meine letzte Vorsitzführung hier im Hohen Haus, dem ich fast 24 Jahre angehört habe. Somit bin ich einer der längstdienenden Gemeinderäte in diesem Haus. – Die Jahre vergehen so furchtbar schnell, das ist ein Wahnsinn!

Wie viele von Ihnen wissen – und das ist der eigentliche Grund für mein Ausscheiden, aus dem ich kein Geheimnis mache –, war das letzte Jahr gesundheitlich für mich sehr schwierig. Das wissen meine Freunde ganz genau. Die Auswirkungen des Adenokarzinoms und der entsprechenden Operationen sind leider noch immer existent. Daher habe ich nach reiflicher Überlegung – und ich habe es mir nicht leicht gemacht, weil ein ganz schwieriger Wahlkampf auf uns zukommt – letzten Endes beschlossen, dass ich auf Grund meiner persönlichen Befindlichkeit die Funktion und auch das Mandat zurücklegen möchte. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich hoffe wirklich, dass ich in der Vorsitzführung korrekt gehandelt habe. Sollte ich die eine oder den anderen in der Hitze des Gefechtes einmal beleidigt haben, dann tut es mir leid! Dafür möchte ich mich prophylaktisch entschuldigen.

Abschließend möchte ich aber – neben der Übermittlung der üblichen Weihnachtsgrüße, die wir immer so gerne hören – auch die Gelegenheit benutzen, Ihnen allen persönlich das zu wünschen, was wir im Trubel unserer politischen Tätigkeit, unseres Sendungsbewusstseins und unserer eifrigen Diskussion manchmal wirklich vergessen – auch mir ist es so ergangen –, nämlich Gesundheit. Diese wünsche ich Ihnen, meine Damen und Herren, liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich wünsche Ihnen und euch wirklich alles Gute für Ihren beziehungsweise euren weiteren Lebensweg! – Danke schön. (Allgemeiner, im Stehen gespendeter Beifall.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Sehr geschätzte Mitglieder dieses Gemeinderats! Sehr geschätzte Mitglieder der Landesregierung! Lieber Günther!

Was sagt man zu einer Persönlichkeit, die einem ein extrem guter Freund und fast zwei Jahrzehnte hindurch Wegbegleiter hier in diesem Haus ist, wenn er – wie er selbst gesagt hat – nach reiflicher Überlegung zu dem Schluss kommt, nach so vielen Jahren politischen Engagements aus der nunmehrigen Funktion auszuscheiden? – Noch dazu soll ich aus Zeitgründen nicht viele Worte verlieren, was eigentlich sehr schade ist!

Lieber Günther! Du hast 24 Jahre in diesem Hause verbracht. 1986 hast du die Funktion als Landtagsabgeordneter und Gemeinderat übernommen, und du hast auch deinen Bezirk Floridsdorf in diesen vielen Jahren sehr intensiv mit vielen Vorstellungen und Wünschen vertreten. Du hast im Umweltausschuss begonnen, was für mich im ersten Moment fast neu war, und bist in diesem Umweltausschuss nach einem Jahr Vorsitzender-Stellvertreter geworden.

Du hast selbst darauf hingewiesen: Es ist vielleicht ein Zufall, dass du heute hier gerade die letzten Stunden deines Vorsitzes während der Behandlung der Geschäftsgruppe Stadtentwicklung und Verkehr geführt hast, der du sage und schreibe seit 1988 angehörst und in diesem Ausschuss du viele Jahre Vorsitzender-Stellvertreter, aber auch Vorsitzender warst. Kein Einziger, der hier in diesem Hause sitzt, hat längere Zeit als du in diesem Ausschuss verbracht! Rudi Schicker war damals Mitglied dieses Ausschusses und ist nun Stadtrat. Ich kann mich aber gut erinnern, dass du auch in der Zeit, in der wir in Koalition mit der ÖVP waren und Vizebürgermeister Görg Stadtrat dieser Geschäftsgruppe war, zu seiner großen Zufriedenheit den Vorsitz geführt hast, weil du immer den Ausgleich gesucht hast.

Du hast dich auch sehr lange mit einem anderen Themenbereich beschäftigt, nämlich mit den Fragen des Gemeinderatsausschusses Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung, wie er damals hieß und heute noch immer heißt.

Ich darf dir namens des Herrn Bürgermeisters, namens des Gemeinderates, aber auch im Namen aller Vorsitzenden dieses Gemeinderats nicht nur für die herausragenden Leistungen, die du in den fast 24 Jahren im Gemeinderat erbracht hast, sehr, sehr herzlich danken! Rechne ich deine Tätigkeit in der Bezirksvertretung Floridsdorf dazu, hast du in den insgesamt 32 Jahren deines Lebens viel Zeit damit verbracht, damit Wien schöner, attraktiver und lebenswerter geworden ist. Und dafür, lieber Günther, gebührt dir wirklich der allerherzlichste Dank! (Allgemeiner Beifall.) 

Ich bin sicher, dass wir in nächster Zeit Gelegenheit haben werden, im Rahmen einer Feierlichkeit diese deine Leistung noch gebührender zu würdigen! Ich möchte dir aber auch jetzt von ganzem Herzen für den nächsten Lebensabschnitt alles erdenklich Gute wünschen. Und ich ersuche dich als Freund: Achte mehr als bisher auf deine eigene Gesundheit! Wir wünschen uns und insbesondere deine Familie wünscht sich, dass sich dein Gesundheitszustand sehr bald und sehr radikal verbessern soll! – Vielen Dank, lieber Freund. (Allgemeiner Beifall. – GR Siegi Lindenmayr überreicht einen Blumenstrauß.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu Wort gemeldet hat sich der Klubobmann der ÖVP, Dr Matthias Tschirf. Ich erteile es ihm. 

GR Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Lieber Günther Reiter!

Ich möchte die Gelegenheit nutzen, um mich bei dir namens der Österreichischen Volkspartei zu bedanken. Wenn Godwin Schuster davon gesprochen hat, dass Bernhard Görg deine Arbeit und die gemeinsame Arbeit im Planungsbereich immer sehr geschätzt hat, dann kann ich das nur bestätigen. Ich weiß das aus vielen Gesprächen. 

Ich habe dich aber auch in anderen Situationen erlebt, und du hast stets mit unheimlichem Stil bewiesen, dass es auch dann, wenn wir nicht einer Meinung waren, sehr wohl möglich ist, durchaus mit Demut als Mehrheitspartei gegenüber der Minderheit vorzugehen. Dafür gebührt Respekt, und dafür möchte ich dir ein ganz herzliches Dankeschön sagen!

Ich wünsche dir aber vor allem Gesundheit und hoffe, dass es dir bald wieder recht gut geht! Alles, alles Gute! (Allgemeiner Beifall.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Ich danke für diese Wortmeldung. Nun hat sich Kollege Herzog zu Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

StR Johann Herzog: Auch ich möchte Ihnen alles Gute wünschen und mich vor allem für die Fairness bedanken, die ich hier von Ihnen erfahren habe. 

Wir waren von Ihrer Vorsitzführung stets sehr beeindruckt. Und auch von den diversen Ausschüssen, in denen wir zusammen gesessen sind, kann ich nur sagen; Es war eine sehr angenehme, immer von einer Freude des Zusammenarbeitens geprägte Zeit. 

Ich bin ganz erschüttert zu hören, dass eine schwere Krankheit der Grund dafür ist, dass ein Rückzug notwendig geworden ist.

Ich möchte namens der Freiheitlichen Partei alles Gute für die Zukunft wünschen und mich für die Tätigkeit in der Vergangenheit bedanken. Alles Gute und viel Gesundheit für die nächsten Jahre! (Allgemeiner Beifall.) 
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Auch ich danke für diese Wortmeldung. Zu Wort gemeldet hat sich Frau GRin Smolik. Ich erteile es ihr.

GRin Claudia Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Herr Kollege Reiter! 

Auch von Seiten der grünen Fraktion möchte ich Ihnen unseren allerhöchsten Dank und Respekt für Ihre Vorsitzführung aussprechen.

Wir haben uns nicht angesprochen gefühlt, als Sie sich quasi prophylaktisch – wie Sie gesagt haben – für mögliche Beleidigungen entschuldigt haben. Wir haben Ihre Vorsitzführung als sehr korrekt und fair empfunden, und ich möchte Ihnen dafür sehr herzlich danken.

Ich schließe mich den Genesungswünschen und den Wünschen für die Zukunft herzlich an und hoffe, dass Sie die nächsten Tage in Ruhe verbringen und sich im nächsten Jahr mit voller Kraft Ihrer Genesung widmen können. Ich danke nochmals für die Zusammenarbeit. (Allgemeiner Beifall.) 
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Wir fahren jetzt in der Tagesordnung fort. 

Wir kommen zu Postnummer 139 der Tagesordnung: Zuführung von Barmitteln durch die Stadt Wien an den Wiener Wirtschaftsförderungsfonds. Berichterstatter ist Herr GR Strobl. Ich bitte ihn, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Friedrich Strobl: Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu Wort gemeldet ist Herr GR Dkfm Dr Aichinger. – Bitte sehr.

GR Dkfm Dr Fritz Aichinger (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Wir kommen jetzt wieder zu einem relativ sachlichen Thema, nämlich zur Bardotation der Stadt Wien in Höhe von 5 000 000 EUR an den Wiener Wirtschaftsförderungsfonds.

Ich kann gleich vorweg sagen: Wir werden diesem Geschäftsstück natürlich zustimmen, weil wir der Meinung sind, dass es gerade in einer wirtschaftlichen Situation wie der jetzigen notwendig ist, die Wiener Wirtschaft und die Klein- und Mittelbetriebe so gut wie möglich zu unterstützen, und für diese Arbeit braucht man selbstverständlich auch finanzielle Mittel. 

Meine Damen und Herren! Ich möchte mich kurz halten. Sie alle wissen, wie es derzeit um die wirtschaftliche Situation steht und wie schwierig es vor allem für die Klein- und Mittelbetriebe ist, jetzt sozusagen den Kampf gegen die große Krise aufzunehmen. Sie brauchen Unterstützung. Daher möchte ich jetzt die Gelegenheit nutzen, zwei Anträge einzubringen, weil wir glauben, dass Unterstützung notwendig und vielleicht auch möglich ist, wenn ich davon ausgehe, dass die Mittel des Konjunkturpaketes von 100 Millionen bis jetzt noch nicht ausgeschöpft sind und daher vermutlich noch die eine oder andere Möglichkeit der Unterstützung besteht, und zwar in zwei Richtungen.

Meine Damen und Herren! Der eine Antrag befasst sich damit, dass diese Betriebe jetzt selbstverständlich finanzielle Mittel brauchen, die Liquidität in diesen Betrieben aber sehr angespannt und daher eine entsprechende Unterstützung notwendig ist. In letzter Zeit wurde sehr viel von der Bundesregierung, vom AWS und auch von der Gemeinde getan, dass es Kredite gibt. Es fehlt aber sehr vielen Betrieben an Sicherstellungen und Haftungen. 

Meine Damen und Herren! Ich darf daher einen Beschluss- und Resolutionsantrag einbringen, der gerade diesen Punkt, nämlich die Zurverfügungstellung von Haftungen zum Inhalt hat. Wir haben in der Gemeinde Wien vor allem ein Instrument, das dafür besonders geeignet ist: Wir sind Dritteleigentümer bei der Wiener Kreditbürgschaftsgesellschaft, und hier sollte etwas mehr geschehen und den Betrieben Unterstützung gegeben werden. – Ich lese den Beschlussantrag vor:

„Der Gemeinderat spricht sich für die Realisierung nachstehender wirksamer Maßnahmen zur Erleichterung des Kreditzugangs für Klein- und Mittelbetriebe aus. Erstens: Intensivierung der Informationsoffensive zu Krediten und Haftungen für KMU durch den Wiener Wirtschaftsförderungsfonds, die Wiener Kreditbürgschaftsgesellschaft, die Wirtschaftskammer und die Kreditinstitute. Zweitens: Einrichtung geeigneter Haftungsinstrumente durch die Gemeinde Wien für die Wiener Unternehmenskredite, beispielsweise durch Landeshaftung, die durch eine Landesanleihe bedeckt werden, und speziell für Betriebsmittelkredite durch vermehrte Aktivitäten der Stadt Wien bei den Haftungen durch die Wiener Kreditbürgschaftsgesellschaft. Die zuständigen Stellen der Stadt Wien mögen sich betreffend die Forderungen bei den zuständigen Stellen des Bundes dafür einsetzen. 

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung verlangt.“ 

Meine Damen und Herren! Es gibt ein zweites Thema, das in diesem Haus zwar auch schon einige Male behandelt wurde, trotzdem möchte ich jetzt aber einen Teil davon hervorheben, nämlich die Förderung der Wiener Tourismus‑ und Freizeitwirtschaft. – Ich weiß, dass der Wiener Tourismus eine Top‑Position hat und trotz wirtschaftlicher Rezession auch jetzt nach wie vor sehr gute Ergebnisse erzielt. Es ist aber trotzdem an der Zeit, in die Qualität dieser Betriebe zu investieren, um nicht den Anschluss zu verlieren. 

Stillstand heißt in diesem Fall Rückschritt, daher ist es notwendig, dass vor allem zur Qualitätsverbesserung der Gastronomie einiges getan wird und Förderungen ausgesprochen werden. Dafür wäre es notwendig, dass die Gemeinde Wien wie alle anderen acht Bundesländer mit dem Bundesministerium für wirtschaftliche Angelegenheiten, Familie und Jugend einen Vertrag abschließt, um auch an die Fördertöpfe der Österreichischen Hotel‑ und Tourismusbank herauszukommen. – Ich darf daher den Beschlussantrag vorlesen:

„Der Wiener Gemeinderat spricht sich dafür aus, dass die zuständigen Stellen Wiens so rasch wie möglich zur fehlenden Vereinbarung gemäß den Richtlinien der TOP-Tourismusförderung 2007 bis 2013 zwischen dem Land Wien und dem Bundesministerium für Wirtschaft, Familie und Jugend in Verhandlung treten mögen. Ziel dieser Verhandlung soll der rasche Zugang zu einem Großteil des Förderprogramms der ÖHT für die teilweise ausgeschlossene Wiener Tourismus- und Freizeitwirtschaft sein. n formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung verlangt.“ 

Danke schön. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort.

Berichterstatter GR Friedrich Strobl: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich bitte Sie, dem Poststück Ihre Zustimmung zu erteilen.

Zu den Anträgen möchte ich noch Folgendes ausführen und beginne mit dem zweiten Antrag betreffend die Tourismusförderung: Ich führe jetzt nicht näher aus, was Herr Kollege Aichinger schon erwähnt hat, dass wir nämlich in Wien, gerade was das betrifft, auch weiterhin Spitze sind, auch wenn es hier natürlich auch zu Einbrüchen gekommen ist.

Erwähnen möchte ich aber – weil ich glaube, dass das eine sehr wichtige Information ist und ich den Eindruck habe, dass Sie sich das nicht dementsprechend genau angesehen haben –, wofür diese Förderung, die Sie angesprochen haben, letztlich vorgesehen ist: Sie ist einerseits in erster Linie für Tourismusbetriebe in den Bundesländern vorgesehen, und es geht dabei um die Nächtigungskosten von Personal. – Dieser Punkt trifft in Wien sicherlich nicht zu! Weiters geht es dabei auch um den Ausbau der Bettenkapazität, und auch das wollen wir eigentlich nicht unterstützen, denn auch das entspricht nicht dem Wunsch der Wiener Hotellerie.

Wenn ich jetzt auf die Gastronomie zu sprechen komme, dann ist, wie ich glaube, die Information ganz wichtig, dass es bei der ÖHT-Förderung immer Probleme für die Gastronomiebetriebe gibt. So werden beispielsweise österreichweit nur 4 Prozent der Betriebe eine Förderung zugesprochen, und in Wien sind es gar nur 2 Prozent, weil die Richtlinien so gefasst sind, dass Gastronomiebetriebe kaum zu Förderungen kommen. Aus diesem Grund gibt es im Rahmen der Nahversorgungsförderung genau für diese Investitionen, die du erwähnt hast, eine entsprechende Förderung der Stadt Wien, und ich meine, das ist eine sehr gute Unterstützung und auch ausreichend. 

Wir sollten uns gemeinsam dafür einsetzen, dass die ÖHT-Förderung so verändert wird, dass die Gastronomie auch in den Genuss dieser Förderungen kommt. Das können wir gern gemeinsam machen! Diesbezüglich hat es auch schon Anträge von uns im Wirtschaftsparlament der Wirtschaftskammer Österreich gegeben. Leider wurden diese Anträge nicht angenommen, und deswegen sage ich: Bevor nicht alle anderen Maßnahmen dementsprechend ausgeschöpft sind, brauchen wir diese Förderung, die du beantragt hast, nicht!
Zur Förderung gemäß dem ersten Antrag: Auch da ist ein gewisses System zu erkennen. Zunächst wird auf Grund der Wirtschaftskrise auf Seiten der Bundesregierung vom Herrn Finanzminister und vom Herrn Wirtschaftsminister ganz groß eine Förderung im Rahmen der Konjunkturpakete präsentiert und angekündigt, dass das AWS mit den Förderungen besser ausgestattet wird, dann sind die Richtlinien für diese Förderungen aber so verfasst, dass Klein‑ und Mittelbetriebe sowie Ein-Personen-Unternehmen nicht in den Genuss dieser Förderung kommen. 

Ganz besonders im Bereich der Haftungen, die du angesprochen hast, gibt es Änderungsbedarf, und daher sage ich auch hier ganz klar: Man möge zuerst dafür sorgen, dass das vorhandene Geld – und das sind 1,5 Milliarden EUR – auch tatsächlich bei den Klein- und Mittelbetrieben und den Ein-Personen-Unternehmen ankommt. Und wenn das der Fall war und es immer noch den Bedarf gibt, dann können wir darüber reden, ob weitere Maßnahmen notwendig sind, die zum Beispiel die Stadt Wien fördert.

Man kann aber nicht auf der einen Seite immer großartig Förderungen präsentieren, wobei die Richtlinien aber so verfasst sind, dass diese Förderungen nicht ausgenutzt werden können, und gleichzeitig sagen, dass die Stadt Wien einspringen und dafür sorgen soll, dass es andere Förderungen gibt. Deshalb wiederhole ich: Ich bitte, dem Poststück zuzustimmen, empfehle hingegen, die beiden Anträge abzulehnen. – Danke. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Wir kommen zur Abstimmung über den Antrag des Berichterstatters. Wer für dieses Geschäftsstück ist, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle die Zustimmung bei allen vier Fraktionen fest. Dieser Antrag ist einstimmig angenommen.

Ich komme zu den beiden Beschlussanträgen der ÖVP. 

Der erste Beschlussantrag betrifft die Herstellung der Liquiditätssicherheit für unsere Wiener Wirtschaft. Wer dafür ist, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Dafür gibt es die Zustimmung von ÖVP und FPÖ. Der Antrag hat nicht die erforderliche Mehrheit.

Der nächste Antrag der ÖVP betrifft die Stärkung der Wiener Tourismus‑ und Freizeitwirtschaft. Wer für diesen Antrag ist, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Hiefür gibt es die Zustimmung von ÖVP, FPÖ und den Grünen. Der Antrag hat nicht die erforderliche Mehrheit.

Wir kommen zur Postnummer 142 betreffend zusätzliche Kapitalzufuhr für das Projekt Sauberkeit und Sicherheit bei den Wiener Linien. Berichterstatter ist Herr GR Strobl.

Berichterstatter GR Friedrich Strobl: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich bitte auch diesbezüglich um Ihre Zustimmung.

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu Wort gemeldet ist Herr GR Dipl-Ing Margulies. – Bitte schön.

GR Dipl-Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Es geht um das Projekt Sauberkeit und Sicherheit bei den Wiener Linien für zwei Jahre. Die Wiener Linien hätten dafür gern 8,3 Millionen EUR. Da denkt man sich als jemand, der die Wiener Linien, insbesondere die U-Bahn, wirklich tagtäglich benützt: Das ist eine super Idee, dafür ist kein Euro zu schade, und zwar insbesondere in Zeiten der Wirtschaftskrise, wenn mit diesem Geld wirklich sinnvolle Tätigkeiten entfaltet werden, die Attraktivität der öffentlichen Verkehrsmittel erhöht wird und das Ganze auch noch in einem annehmbaren Preisleistungsverhältnis steht. 

Ich habe im Ausschuss nachgefragt, über welchen Zeitraum sich dieses Projekt erstrecken soll. Die Antwort lautete, dass es zwei Jahre dauern soll. – Das hat mich stutzig gemacht: Für zwei Jahre knapp 8,4 Millionen EUR für 120 Personen, angestellt im Reinigungsbereich und als Kontrollorgane mit niedrigstem Lohnniveau, durchschnittlich 40 000 EUR Personalkosten. – Sorry! Das kann nicht stimmen! 

Dann habe ich mir gedacht: Was geschieht da eigentlich? Ganz abgesehen davon, dass ich mir Sauberkeit und Sicherheit in der U-Bahn anders vorstelle, als ich es in den ersten beiden Wochen, aber Gott sei Dank danach nicht mehr, in der U-Bahn erlebt habe. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen von der SPÖ! Glaubt ihr nicht, dass es für die Beschäftigten erniedrigend ist, mit dem Besen zwischen den Füßen der Menschen herumzukrabbeln und sich zu bücken, um ein Stück Papier aufzuheben, während ein U- Bahn-Zug halbvoll ist? (GR Mag Wolfgang Jung: Da bin ich einmal mit Ihnen einer Meinung!) Es gibt einen guten Grund, warum Reinigungsarbeiten dieser Art im Regelfall nicht bei laufendem Betrieb durchgeführt werden! Ich glaube allerdings, dass trotz der Hofberichterstattung von vorgestern sowohl die SPÖ als auch die Wiener Linien selbst das erkannt haben, denn ich wie auch meine Kollegin Puller haben den Reinigungsdienst so tatsächlich nur in den ersten beiden Wochen gesehen und seither nicht mehr. Ich hoffe daher, dass die Reinigung zwischendurch im Zweifelsfall in den Endstellen geschieht, aber nicht dann, wenn ein U-Bahn-Zug halbvoll oder voll ist.

Zweiter Punkt – und jetzt komme ich zu den Kosten: Ich meine, wir hätten gerade in Zeiten einer Wirtschaftskrise Besseres zu tun, als uns damit auseinandersetzen zu müssen, dass der vorliegende Akt inklusive dessen, was im Finanzausschuss dazu gesagt wurde, nicht der Wahrheit entspricht.

Ich habe im Finanzausschuss dezidiert nachfragt, wie sich die Gesamtkosten zusammensetzen. Ich habe im Finanzausschuss gesagt, dass die Personalkosten maximal 5 Millionen EUR inklusive der AMS-Förderung darstellen können. Das wurde auch nicht bestritten. Es wurde nur gesagt, dass die restlichen Kosten auf Overhead-Kosten für Schulungen entfallen, also 4 Millionen EUR Schulungskosten für 120 MitarbeiterInnen. Andererseits wird aufmerksam beobachtet, wie das restliche Geld ausgegeben wird.

Das ist, liebe Kolleginnen und Kollegen von der SPÖ, meines Erachtens wirklich verwerflich! Unter dem Deckmäntelchen der Wirtschaftsförderung werden wieder Unmengen von finanziellen Mitteln in unerträgliche Werbekampagnen investiert, deren einziges Ziel es ist, Tages- und Wochenzeitungen anzufüttern, um sich für die Vorwahlzeit und die Wahlzeit eine positive Berichterstattung zu sichern! – Liebe Kolleginnen und Kollegen der SPÖ! Das ist zum Kotzen! Ich sage euch das in dieser Deutlichkeit! (Beifall bei den GRÜNEN und von Gemeinderäten der FPÖ.)

Damit es auch jeder von euch mitbekommt und darüber nachdenkt, was man mit dem Geld besser machen könnte, zeige ich euch das. Schaut einmal kurz her! Hier habe ich die „Kronen Zeitung“ vom 18.12., darin befindet sich ein ganzseitiges Inserat um 20 776 EUR, und im „Heute“ fand sich gestern ein ganzseitiges Inserat um 16 320 EUR, und zwar alles netto ohne Werbeabgabe und ohne Umsatzsteuer. Im „Heute“ fand sich auch am 16.12. ein ganzseitiges Inserat um 16 320 EUR. Dieses Geld wäre besser für ein Sozialprojekt gespendet worden! „Kronen Zeitung“ vom 15.12.: 20 352 EUR, die besser für ein Sozialprojekt gespendet worden wären. „Heute“ vom 15.12.: 16 320 EUR, die besser für ein Sozialprojekt gespendet worden wären. „Heute“ vom 14.12.: 16 820 EUR, die besser für ein Schulprojekt gespendet worden wären. „Kronen Zeitung“ vom 13.12.: 21 200 EUR, die besser für ein Schulprojekt oder für ein bildungspolitisches Projekt gespendet worden wären. „Kurier“ vom 12.12.: 15 795 EUR, die besser für ein Sozialprojekt gespendet worden wären. „Standard“ Samstag/Sonntag 12./13.12.: 16 629 EUR, die weitaus besser für ein Sozialprojekt gespendet worden wären. 

„WirtschaftsBlatt“: 8 156 EUR, die man etwa für ein Ökologieprojekt oder ein sinnvolles verkehrspolitisches Projekt aufwenden können hätte. „Heute“ vom 11.12.: 16 320 EUR, die besser für ein Frauenprojekt gespendet worden wären. „Kronen Zeitung" vom 10.12.: 20 776 EUR, die besser für ein weiteres Frauenprojekt gespendet worden wären. „Heute" vom 10.12.:16 320 EUR, die besser für ein entwicklungspolitisches Projekt gespendet worden wären. „Heute" vom 9.12.:16 320 EUR, die besser für ein kulturpolitisches Projekt gespendet worden wären. „Kronen Zeitung" vom 7.12.: 20 352 EUR, die besser für ein Sozialprojekt gespendet worden wären. „Österreich" vom 6.12.: 19 900 EUR, die besser für ein kulturpolitisches Projekt gespendet worden wären. „Kronen Zeitung" vom 6.12.2009: 20 776 EUR: Hätten Sie mehr auf Minister Hahn geschimpft, dann hätte er mehr für die Universitäten ausgegeben!

„News" 50/09: 15 790 EUR, die besser für ein kultur-, gesundheits-, frauen- oder entwicklungspolitisches Projekt gespendet worden wären. „profil" 51/09: 12 690 EUR, die besser gespendet worden wären, „Falter" 48/49/50/51: Jeweils 4 950 EUR, die besser gespendet worden wären. „Heute" vom 18.12.: 16 320 EUR.

Und das sind nicht alle! Das sind nicht alle! Damit füttern Sie die Medien an, damit kaufen Sie Berichterstattung, und das ist nur eine Kampagne von vielen, für welche in letzter Zeit missbräuchlich das Steuergeld der Wienerinnen und Wiener verwendet wird.

Nur damit Ihnen das jetzt noch einmal bewusst wird: Das, was ich jetzt vorgelesen habe, beläuft sich zusammen netto auf 364 000 EUR. Und da fehlt noch einiges, etwa der Agenturabschlag et cetera. Die Gesamtkosten für die Stadt Wien nur für diese Inserate belaufen sich in Summe auf eine Größenordnung von 500 000 EUR.

Und jetzt sagen Sie mir, dass man das nicht besser einsetzen könnte! – Danke sehr. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Als Nächster am Wort ist Herr GR Dr Aichinger. Ich erteile es ihm.

GR Dkfm Dr Fritz Aichinger (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Berichterstatter! Meine Damen und Herren! 

Mein Kollege Margulies hat schon vieles gebracht. – Ich habe gegen das Projekt „Sicherheit und Sauberkeit“ überhaupt nichts einzuwenden, und das wünschen wir uns alle: Das wünschen wir uns als Bewohner, als Unternehmer und als Konsumenten. Das muss auch jeder private Transportunternehmer tun, sonst verliert er seine Kunden. Jeder private Unternehmer muss schauen, dass das in Ordnung ist.

Wenn die Wiener Linien sagen, dass der Wunsch geäußert wurde, dass es mehr Sauberkeit geben soll, dann muss ganz einfach die Gemeinde Wien einspringen, und zwar aus einem Topf – und das ist auch sehr interessant! –, der für Konjunkturbelebung bestimmt ist. Aus dem Topf 9701 – über den ich in meiner Vorrede schon gesagt habe, dass voriges Jahr 100 Millionen EUR zur Verfügung gestellt wurden – haben jetzt bereits zum dritten Mal die Wiener Linien eine Subvention bekommen, um etwas zu erledigen, was zu ihren Agenden gehört, und darunter befinden sich sicherlich Sauberkeit und Sicherheit, meine Damen und Herren!

Ein kleiner Zusatz zu Kollegen Margulies: Im Prinzip kostet das Projekt nämlich 9,5 Millionen EUR. Davon in Abzug zu bringen ist natürlich die Subvention des AMS von zirka 1,3 Millionen. Auch das wurde schon gesagt. Auf Antrag im Ausschuss wurde das von 1. November 2009 bis 31. Oktober 2011 berechnet. Zyniker könnten sagen, dass dann auch die Wiener Wahlen auf jeden Fall vorbei sind. Wenn man also berechnet, dass eine Person im Jahr normalerweise zirka 20 000 bis 22 000 EUR kostet, und das auf 24 Monate hochrechnet, dann sind das, grob gerechnet, 5 Millionen EUR. Zur Verfügung gestellt werden aber 9,5 Millionen EUR.

Meine Damen und Herren! Das gab es – wie wir auf Nachfrage im Ausschuss erfuhren – auf einmal im Vorhinein, ohne dass die Wiener Linien das unter Umständen vielleicht noch verzinsen und der Gemeinde Wien dafür Zinsen zahlen müssen.

Das heißt, meine Damen und Herren: So geht die Sozialdemokratie mit Geld um! Das kann nicht wirtschaftlich funktionieren! Das ist nicht möglich. Und aus diesem Grund müssen wir diesen Akt ablehnen. – Danke schön. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Nun gelangt Herr GR Hora zu Wort. – Bitte.

GR Karlheinz Hora (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren!

Ich glaube, es ist unumstritten, dass die Wiener Linien ein Projekt in Arbeit haben, das sich mit dem Thema Sauberkeits‑ und Sicherheitsoffensive beschäftigt. 

Kollege Margulies! Sie haben gesagt, dass Sie ab und zu jemanden gesehen und dann wiederum niemanden gesehen haben. – Ich weiß nicht, wie oft Sie mit der U-Bahn oder auch mit anderen Verkehrsmitteln wie Autobus oder Straßenbahn unterwegs sind! Jedenfalls gibt es da jetzt zwei verschiedene Einrichtungen, die den Menschen gerade in den letzten Wochen aufgefallen sind. Sie haben hier die Reinigungstruppe definitiv angesprochen, die sehr zum Wohlwollen der Fahrgäste – ich glaube, das braucht man gar nicht besonders zu erwähnen – eingesetzt wurde. 

Das hat auch eine Thematik mit sich gebracht, die zum Diskussionspunkt wurde. Sie wissen, dass vor nicht allzu langer Zeit die Frage aufkam, wie man mit dem Essen beziehungsweise dem Essverbot in der U‑Bahn – die FPÖ wäre sicherlich für ein sofortiges Verbot gewesen! – umgeht. Dabei hat sich herausgestellt, dass die Mehrzahl der Fahrgäste nicht erfreut sind, dass Speisen und Getränke in den Fahrzeugen konsumiert werden. Andererseits besteht natürlich die Problematik, dass man nicht immer dann genau an der betreffenden Stelle ist, wenn ein Fahrgast etwas konsumiert und eine Verunreinigung hinterlässt. Daher war es meiner Meinung nach wirklich ein guter Schritt, zwei Punkte miteinander zu verbinden.

Erstens gibt es ein Projekt über zwei Jahre, wobei noch nicht feststeht, ob wir dieses Projekt nach den zwei Jahren in den Regelbetrieb übernehmen oder nicht oder ein weiteres Projekt starten. Dabei geht es darum, eine „fliegende Reinigung“ der Fahrzeuge einzusetzen. Warum? – Diese Fahrzeuge sind – selbstverständlich im Sinne der Wienerinnen und Wiener – tagtäglich viele Stunden unterwegs, und es besteht nicht immer die Möglichkeit, Fahrzeuge aus dem Verkehr zu nehmen, zu reinigen und dann wieder in Verkehr zu setzen. Daher ist diese fliegende Truppe ganz wichtig.

Meine Damen und Herren! Der zweite Teil dieses Projektes, das Thema Linienservice, ist auch ganz wichtig. Kollege Margulies! Ich habe nicht alle Inserate gesehen, die Sie aufgerufen haben! Aber gerade in den letzten Wochen war es ein ganz wichtiger Beitrag und eine Notwendigkeit, dass im Zuge der Umgestaltung des Wiener Hauptbahnhofes beziehungsweise der Verlegung des ehemaligen Südbahnhofes nach Meidling die Information auf direktem Weg zu den Fahrgästen kommt. Daher ist das Thema Linienservice ein wichtiger Teil dieser Initiative, um eben die Information an alle zu bringen. Und es hat sich gezeigt, dass sich diese Initiative gelohnt hat! 

Meine Damen und Herren! Zudem ist es wichtig, dass Informationen nicht nur in den U-Bahn-Stationen und im Bereich der Haltestellen gegeben werden, sondern dass auch die Möglichkeit besteht, dass die Fahrgäste Informationen auf direktem Weg von den MitarbeiterInnen der Wiener Linien bekommen. Und auch diese Initiative ist erfolgreich. Die Wiener Linien zeigen immer wieder auf – und das beweisen auch zahlreiche internationale Auszeichnungen und Vergleiche –, dass sie in ihrem dichten Netz jährlich 804 Millionen Fahrgäste nicht nur befördern, sondern auch dementsprechend betreuen, und es zeigt sich, dass gerade dieser Einsatz ganz wichtig ist. 

Im Zusammenhang mit dem Antrag möchte ich Ihnen zu bedenken geben, dass darin etwas über eine maximale Höhe steht: Das heißt, es ist auch notwendig, die entsprechenden Belege und Unterlagen für die Abrechnung vorzulegen. 

Meine Damen und Herren! Ich möchte jetzt zum Schluss kommen: Meiner Meinung nach ist es ganz wichtig, dieses Service aufrechtzuerhalten. Es zeigt sich, dass das Service der Wiener Linien nicht nur im Linienbetrieb auf internationalem Niveau ist, sondern dass durch diese Maßnahme viele Menschen, welche heute die Wiener Linien, also unsere U-Bahnen, Busse und Straßenbahnen, benutzen, auch ein gewisses Gefühl der Sicherheit haben, wenn verstärkt Mitarbeiter in ihren gelben Jacken unterwegs sind. Statt Kritik zu üben, sollten Sie den Mitarbeitern – wie ich persönlich es an dieser Stelle tue – dafür danken, dass sie bereit sind, diese Tätigkeit für uns Wienerinnen und Wiener durchzuführen! (Beifall bei der SPÖ.)
Ich kann Ihnen nur empfehlen: Stimmen Sie diesem Geschäftsstück zu! Ich weiß, dass es der Opposition immer schwer fällt mitzumachen, wenn die Stadt eine gute Idee hat und diese von der Bevölkerung gut aufgenommen wird. Ich kann Ihnen nur empfehlen: Schauen Sie sich in den Straßenbahnen, in den U-Bahnen und Autobussen um: Die WienerInnen werden Ihnen etwas anderes erzählen, als Sie uns hier vorhin erzählt haben! – Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu einer zweiten Wortmeldung hat sich Herr GR Dipl-Ing Margulies gemeldet.

GR Dipl-Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Es freut mich, dass jetzt all jene wieder zurückgekommen sind, die vorhin kurz draußen waren, weil jetzt die Abstimmung kommt!

Ich wiederhole für alle jene, die nicht da waren, meine Ausführungen in aller Kürze: Ich habe darüber gesprochen, wofür das Geld ausgegeben wird, nämlich für ein Inserat neben dem anderen. – In den ersten zwei Monaten sind an Personalkosten angefallen: 200 000 EUR. (Zwischenruf von GRin Anica Matzka‑Dojder.)
Nein! Liebe Kollegin Matzka! Ich zeige es dir: Die Rückseiten sind alle anders. Es ist immer fast dasselbe Inserat, wenn auch nicht ganz: Manchmal steht darauf: Ein Kaugummi, 100 festgeklebte Schuhe. Manchmal steht darauf: Ihre Zeitung braucht keinen eigenen Sitzplatz. Und hin und wieder möchte der Mist mit Ihnen aussteigen. Das ist durchaus möglich! (Zwischenrufe bei der SPÖ.)  

Nichtsdestoweniger haben Sie unter dem Deckmäntelchen der Konjunkturbelebung einzig die „Kronen Zeitung“, „Heute“, den „Kurier“, „News“, „profil“ und auch andere in Wien erhältliche Tages‑, Wochen‑ und Monatszeitungen finanziert. „Österreich“ bekommt momentan wenig. 
Das waren bislang ungefähr 500 000 EUR. Nur um das klarzustellen. Dazu kommt noch einmal – wie Kollege Hora gesagt hat – in etwa dieselbe Summe für die Hauptbahnhofinserate. Das hat Kollege Hora gesagt: Das gehört eigentlich dazu. Wahrscheinlich gehören auch die sonstigen Inserate der Wiener Stadtwerke dazu, die alle gegenwärtig geschaltet werden!

Nichtsdestoweniger haben Sie für „Sauber und sicher“ in den ersten zwei Monaten 200 000 EUR ausgegeben, für Werbung und Anfütterung der Medien hingegen 1 Million EUR! Genieren Sie sich! Wir würden sofort zustimmen, würden Sie den Antrag auf Kapitalzufuhr auf 5 Millionen EUR reduzieren! Das sind die Personalkosten. Sie sollten sich aber genieren, ständig das Geld der Stadt Wien zu nehmen und für sich selbst zu inserieren! Das ist wirklich dermaßen daneben! Das ist wie in Kärnten! Das ist das System Kärnten, das Sie in Wien durchziehen! (Beifall bei den GRÜNEN. – Lebhafte Zwischenrufe bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Eine weitere Wortmeldung liegt mir nicht vor. Der Herr Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort. Wir kommen sofort zur Abstimmung.

Wer für das Geschäftsstück ist, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle die Zustimmung von der SPÖ fest. Der Antrag ist mehrstimmig angenommen.

Wir kommen zur Postnummer 144: Bericht über die 1. Programmphase des Städtischen Energieeffizienzprogramms. Eine Wortmeldung liegt mir nicht vor. - Wir kommen sofort zur Abstimmung. Wer für den Antrag ist, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle die einstimmige Annahme fest. 

Wir kommen nun zur Postnummer 147: Fachhochschul-Förderrichtlinie 2010. Berichterstatter ist Herr GR Strobl. – Bitte schön.

Berichterstatter GR Friedrich Strobl: Ich bitte auch diesbezüglich um Ihre Zustimmung.

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu Wort gemeldet ist Frau GRin Smolik.

GRin Claudia Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! 

Wir werden der Fachhochschul‑Förderrichtlinie 2010 natürlich zustimmen. 

Ich möchte diesen Tagesordnungspunkt aber nützen, um auf zwei Problemfelder, die FachhochschülerInnen betreffen, zu sprechen kommen. Diese Problemfelder sind im Zuge der jetzt schon etwas länger andauernden Studierendenproteste zu Tage getreten. An diesen Protesten beteiligen sich natürlich auch FachhochschülerInnen, und ich möchte hier die Chance nützen, die Anliegen der FachhochschülerInnen mittels eines Antrags zu unterstützen.

In diesem Antrag geht es um die Studiengebühren beziehungsweise Studienbeiträge, die an den meisten Fachhochschulen nach wie vor zu entrichten sind. Es ist für die Studierenden der Fachhochschulen nicht ganz einzusehen, warum Studierende durch den Parlamentsbeschluss im September 2008 von den Studienbeiträgen befreit wurden, Studierenden an Fachhochschulen jedoch nach wie vor Studienbeiträge in der Höhe von 363,36 EUR je Semester zu bezahlen haben. Ich möchte daher folgenden Beschlussantrag einbringen: 

„Der Wiener Gemeinderat spricht sich für die generelle Abschaffung der Studiengebühren an allen Fachhochschulen aus und ersucht den Wiener Bürgermeister, mit den zuständigen Stellen der Bundesregierung mit diesem Ziel in Kontakt zu treten. 

Ich beantrage die sofortige Abstimmung dieses Antrages.“

Ein zweites Thema, das bei den Diskussionen zwischen FachhochschülerInnen und Studierenden zu Tage gekommen sind, ist das Thema der Freifahrt beziehungsweise der Semestertickets für Studierende. Auch diesbezüglich gibt es eine Ungleichbehandlung, und zwar diesfalls von Seiten der Stadt Wien beziehungsweise der Wiener Linien. Ordentliche HörerInnen an Universitäten haben den Anspruch auf ermäßigte Semestertickets für die Wiener Linien, für FachhochschülerInnen gibt es diese ermäßigten Tickets jedoch nicht. Es ist nicht einsichtig, warum das so ist, denn auch FachhochschülerInnen fahren regelmäßig zu ihren Universitäten beziehungsweise Fachhochschulen, besuchen Praktika, machen ihre Vorlesungen und haben, genauso wie Universitätsstudierende, auch in den Ferien Vorlesungen, legen Prüfungen ab und machen Praktika. Deswegen möchte ich hier den folgenden Beschlussantrag einbringen: 

„Die amtsführende Stadträtin für Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke wird ersucht, mit den Wiener Linien Verhandlungen aufzunehmen mit dem Ziel, dass die Ermäßigungen für HochschülerInnen, nämlich Semesterticket, Hochschüler-Monatskarte und Ferien-Monatskarte auch HochschülerInnen von Fachhochschulen zugänglich gemacht werden. 

Ich beantrage die Zuweisung dieses Antrages an den Gemeinderatsausschuss für Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke.“ – Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort. – Bitte.

Berichterstatter GR Friedrich Strobl: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 

Ich möchte kurz zu den zwei Anträgen etwas sagen: Beim ersten Antrag bezüglich Studiengebühren möchte ich darauf hinweisen, dass im Gegensatz zu anderen Bundesländern in Wien die diesbezügliche Verantwortung bei den Trägerorganisationen liegt.

Im Zusammenhang mit dem zweiten Antrag betreffend Ermäßigungen weise ich darauf hin, dass das Wirtschaftsministerium, in dessen Verantwortungsbereich das liegt, keinen Kostenersatz an die Wiener Linien zahlt, weil das nicht als bundesgesetzliche Schülerfreifahrt anerkannt wird. Allerdings sind die Fachhochschulen für die Wiener Linien mit den Universitäten gleichgestellt, und daher können Fachhochschulstudentinnen und –studenten sehr wohl ein ermäßigtes Semesterticket beantragen.

Daher empfehle ich bei beiden Anträgen die Ablehnung. (Beifall bei der SPÖ) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Ich bitte all jene, die für das Geschäftsstück und den Antrag des Berichterstatters sind, um ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle die Zustimmung von FPÖ, SPÖ und Grünen fest. Der Antrag ist mehrstimmig angenommen.

Ich komme nun zu den beiden Beschlussanträgen der Grünen.

Ich lasse zunächst über den Antrag betreffend Abschaffung von Studiengebühren an Fachhochschulen abstimmen. Wer ist für diesen Antrag? – Diesem Antrag stimmen die Grünen und die Freiheitlichen zu. Der Antrag hat nicht die erforderliche Mehrheit.

Ich komme zum nächsten Antrag der Grünen betreffend Semestertickets für Fachhochschulstudentinnen. Diesfalls wird die Zuweisung des Antrags begehrt. Wer für die Zuweisung des Antrags ist, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Für die Zuweisung sind ÖVP, FPÖ und Grüne. Der Antrag hat nicht die erforderliche Mehrheit gefunden.

Wir kommen zur Postnummer 148: 10. Gemeinderatssubventionsliste 2009. Eine Wortmeldung liegt mir nicht vor. - Wir kommen sofort zur Abstimmung. Wer für die Subventionsliste ist, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle die Zustimmung von ÖVP, SPÖ und Grünen fest. Der Antrag ist mehrstimmig angenommen.

Ich komme zu Postnummer 10: Subvention an die Community TV-GmbH. Eine Wortmeldung liegt mir nicht vor. Wir kommen sofort zur Abstimmung. Wer ist dafür? – Es erfolgt die Zustimmung von ÖVP, SPÖ und Grünen. Der Antrag ist mehrstimmig angenommen.

Wir kommen zu den Geschäftsstücken 12, 25, 26, 27, 28, 33, 36 und 37. Zu Wort ist niemand gemeldet. Wir kommen sofort zur Abstimmung, wobei ich getrennt abstimmen lasse.

Wer ist für die Postnummer 12? – Hier gibt es die Zustimmung von ÖVP, SPÖ und Grünen. Mehrstimmig angenommen.

Wer ist für Postnummer 25? – Es erfolgt Zustimmung von ÖVP, SPÖ und Grünen. Mehrstimmig angenommen.

Wer ist für Postnummer 26? – Es erfolgt die Zustimmung von ÖVP, SPÖ und Grünen. Mehrstimmig angenommen.

Wer ist für Postnummer 27? – Es erfolgt die Zustimmung von ÖVP, SPÖ und Grünen. Mehrstimmig angenommen.

Wer ist für Postnummer 28? – Es erfolgt die Zustimmung von ÖVP, SPÖ und Grünen. Mehrstimmig angenommen.

Wer ist für Postnummer 33? – Es erfolgt die Zustimmung von ÖVP, SPÖ und Grünen. Mehrstimmig angenommen.

Wer ist für Postnummer 36? – Es erfolgt die Zustimmung von ÖVP, SPÖ und Grünen. Mehrstimmig angenommen.

Wer ist für Postnummer 37? – Es erfolgt die Zustimmung von ÖVP, SPÖ und Grünen. Mehrstimmig angenommen.

Wir kommen nunmehr zur Postnummer 16: Subvention an den Verein Kulturzentrum Spittelberg. Es liegt keine Wortmeldung vor. Wir können sofort abstimmen. Wer ist dafür? – Hiezu gibt es die Zustimmung von SPÖ und Grünen. Das Geschäftsstück ist mehrstimmig angenommen.

Wir kommen zu Postnummer 17: Neufestsetzung der Gebühren für die Benützung von Räumen im Schloss Hetzendorf, der Modeschule der Stadt Wien. Wir kommen sofort zur Abstimmung. Wer ist dafür? – Es erfolgt die Zustimmung von SPÖ, FPÖ und Grünen. Der Antrag ist mehrstimmig angenommen. 

Nunmehr kommen wir zu Postnummer 18: Ausstellung und Ausstattung von diversen Mobilklassen in Wien im Jahre 2010 sowie Abbruch von bestehenden Mobilklassen. Berichterstatterin ist Frau Mag Straubinger.

Berichterstatterin GRin Mag Sybille Straubinger: Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu Wort gemeldet ist Frau GRin Jerusalem. – Bitte sehr.

GRin Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Meine sehr verehrten Damen und Herren!

Ich werde es so kurz wie möglich machen: Es werden erneut an vier Standorten Container aufgestellt. Es fällt uns zwar schwer, aber wir werden dieser Aufstellung deswegen zustimmen, weil sie jetzt an diesen vier Standorten benötigt wird. Diese Schulen brauchen die Container. 

Ich möchte aber ganz prinzipiell zu diesen Containern noch etwas sagen: Alle, die sich mit dem Schulwesen und mit Pädagogik befasst und in den letzten Jahren viel gelesen haben, wissen, dass es im Schulwesen mehrere Erzieher gibt: Als die ersten Erzieher bezeichnet man die Mitschülerinnen und Mitschüler, als die zweiten Erzieher bezeichnet man die Lehrerinnen und Lehrer, und als den dritten Erzieher bezeichnet man die Architektur, den Schulraum. 

In Wien werden in Zukunft vermehrt dritte Erzieher die Container sein, und ich kann Ihnen sagen: Das freut mich nicht, denn die Grünen sind der Meinung, dass man den Kindern Schulen bauen sollte, und zwar schöne und gemütliche Schulen, die den ganzen Tag benutzt werden können, weil auf diese Weise sowohl Räume fürs Lernen als auch Freiflächen fürs Spielen, aber auch Räume fürs Zurückziehen zur Verfügung stehen. All das kann eine Containerschule selbstverständlich nicht bieten!  

Es gibt mittlerweile in Wien nicht nur Container, die irgendwo bei Schulen dabei stehen, wenn eine Erweiterung durch einen Dachbodenausbau, einen Zubau oder einen Anbau nicht durchgeführt wurde, sondern es gibt mittlerweile auch sechs Schulen, die überhaupt zur Gänze aus Containern bestehen. Und das lehnen wir aus ganzem Herzen ab!

Ich habe einmal hochgerechnet, wie viele Kinder vermutlich in diesen Containern groß werden: Es sind rund 4 000 beziehungsweise eigentlich 4 500, aber ich gehe davon aus, dass nicht alle Container als Klassenräume Verwendung finden. 

Mir hat der Vorsitzende des Ausschusses, Heinz Vettermann, im Ausschuss gesagt, dass man früher gesagt hat, dass mit diesen Containern nur die Spitze des Bedarfs abgedeckt wird. Nunmehr hat aber ein Paradigmenwechsel stattgefunden, und es sollen offensichtlich vermehrt Container aufgestellt werden. Ich nehme an, es geht dann wahrscheinlich auch um den Ausbau des ganztägigen Schulwesens, der aller Wahrscheinlichkeit nach mit Hochdruck kommt. Nachdem der Wortlaut der Volksbefragung bekannt ist, und wenn man die vermutete Antwort der Eltern in Betracht zieht, dann wird das voraussichtlich kommen. Wenn ich mir allerdings vorstelle, dass wir diesen Ausbau beziehungsweise Umbau des Wiener Schulwesens mit Containern durchführen, dann muss ich sagen: Ich kann das nicht glauben!

Daher hätte ich gerne noch einmal eine Bestätigung von Seiten der SPÖ, denn ich möchte nicht, dass ich mich einmal auf einem Podium wiederfinde und das Containerunwesen in Wien kritisiere und mir dann jemand sagt: Das stimmt ja gar nicht, wir bauen eh lauter Schulen! Daher hätte ich gerne noch einmal eine Bestätigung, dass dieser Paradigmenwechsel stattfinden soll, denn dazu sagen die Grünen eindeutig: Nein danke, wir wollen keine Container, sondern wir wollen richtige gebaute Schulen! 

Ich bringe jetzt zwei Anträge ein. Der eine Antrag, den ich einbringe, ist ganz dringend: Er betrifft Leute, die keinen ganztägigen Schulplatz finden. Außerdem bringe ich noch einen zweiten Antrag ein. Im Wesentlichen haben diese Anträge den Hintergrund, dass es stellenweise gar nichts gibt, keine Schule, keinen Hort, keine Container, überhaupt nichts! Teilweise wissen die Leute überhaupt nicht, wo sie ihr Kind in ihrem Wohnumfeld in die Volksschule geben sollen. Es geht also nicht um größere Kinder, die auch schon ein bisschen weiter allein in der Gegend herumfahren können. 

Mein erster Antrag bezieht sich auf die Schul‑ und Hortsuche einer Familie im 13. Bezirk. Mittlerweile habe ich erfahren, dass es im 13. Bezirk noch andere gibt, die suchen: Sie finden in ihrem Bezirk oder in ihrem Wohnumfeld immer nur entweder eine Schule oder einen Hortplatz, aber nicht beides gemeinsam. Und es geht ja nur beides gemeinsam! 

In der einzigen ganztägigen Schule, die es im ganzen 13. Bezirk gibt, hat das Kind keinen Platz bekommen, und eine Kombination aus Schule und Hortplatz haben sie nie gefunden. Bis plötzlich der große Glücksfall eingetreten ist, dass eine Schule und gleich daneben ein Hort gefunden werden konnten. Und es hätte glücklicherweise auch einen Platz in diesem Hort gegeben. Es gibt jedoch niemanden, der die Kinder zu Mittag von der Schule in diesen Hort führt. 

Daher bringe ich jetzt meinen ersten Beschlussantrag ein, und ich hoffe sehr auf Zustimmung! Für den Fall, dass dieser Antrag auf Ablehnung stößt, sollte aber zumindest gesagt werden, was diese Familie machen soll! 

Der Beschlussantrag besagt, dass StR Oxonitsch aufgefordert wird, dafür zu sorgen, dass alle Kinder im Bedarfsfall von der Volksschule zum Hort begleitet werden. – Das ist ja ein Problem, das in Wien mehrfach auftritt. Daher muss man entweder dafür sorgen, dass die Kinder von der Schule aus zum Hort gebracht werden oder vom Hort jemand kommt und sie von der Schule abholt. Was nicht sein darf, ist, dass die Eltern ihre Berufstätigkeit zu Mittag unterbrechen, in die Schule fahren und die Begleitung in den Hort vornehmen müssen. 

Zweitens wird der Herr Stadtrat aufgefordert sicherzustellen, dass im Schuljahr 2010/11 alle Volksschulkinder, deren Eltern berufstätig sind, in ihrem Wohnumfeld einen ganztägigen Platz entweder an einer Schule oder in Kombination mit einem Hort erhalten.

Dazu möchte ich jetzt noch etwas sagen: Ich bin prinzipiell der Meinung, dass jede Familie und jedes Kind ein Recht auf einen ganztägigen Schulplatz haben sollen. Wenn ich das in diesem Antrag jetzt auf berufstätige Familien einschränke, dann nur deswegen, weil es hier um das Schuljahr 2010/11 geht und ich weiß, dass man nicht ruckartig für alle Kinder ganztägige Schulplätze haben wird.

Mir ist dieser Antrag sehr wichtig. Ich kann Ihnen sagen, dass es Leute gibt, die auf eine entsprechende Antwort warten und wissen wollen, wie sie das im kommenden Schuljahr tatsächlich machen sollen. Die genannte Familie sucht mittlerweile auch im 14. Bezirk und ist darauf eingestellt, das Kind ein Jahr lang mit dem Auto zur Schule zu führen. Mittlerweile müssen alle möglichen Unsinnigkeiten in Betracht gezogen werden, weil kein Schulplatz auffindbar ist. – Hinsichtlich dieses Antrags hätte ich in formeller Hinsicht gerne eine sofortige Abstimmung, weil die Zeit drängt. 

Der zweite Antrag betrifft den Ausbau des ganztägigen Schulangebotes. Er lautet dahin gehend, dass Wien das ganztägige Schulangebot rasch und der Nachfrage entsprechend ausweiten soll, und zwar, meine Damen und Herren von der SPÖ, auch dann, wenn das in der Volksbefragung vielleicht nicht rasend viele Menschen angekreuzt haben! Denn es sind ja die Eltern, die das brauchen, und ob diese dafür eine so große Mehrheit auf die Füße stellen können, weiß ich nicht. Jedenfalls brauchen die Wiener Eltern aber ganztägige Schulen. Alle! Und die Wiener Frauen ganz in Speziellen, weil es in der Regel an ihnen hängen bleibt, wenn Beruf und Familie nicht vereinbar sind. 

Zweitens fordere ich ein, dass man jetzt gleich alle Eltern von Kindergartenkindern befragen soll, ob sie einen ganztägigen Schulplatz haben wollen. Und mein dritter Punkt geht in Richtung Container. Darin fordere ich, dass die Nachfrage ... (GR Heinz Vettermann: Im Februar werden eh alle gefragt, ob sie einen ganztägigen Schulplatz wollen oder nicht!) 

Ja! Es werden aber alle Wienerinnen und Wiener gefragt, und ob auch jene diese Frage mit Ja beantworten, die keine Kinder oder Enkelkinder in der Schule haben, weiß ich nicht! Man weiß jetzt nicht, was da herauskommen wird. Und ich denke mir, dass das eine politische Entscheidung ist! (Beifall bei den GRÜNEN.)  

Es muss in jedem Fall die politische Entscheidung getroffen werden, dass es in Wien ein flächendeckendes, bedarfsorientiertes ganztägiges Schulsystem gibt, und nicht nur dann, wenn genug Leute das richtige Kreuzerl machen. 

Der dritte Punkt lautet: Die Nachfrage nach ganztägigen Schulen soll mittels Schulneubauten – das haben wir heute schon einmal beim Eisring Süd gehabt, wo eigentlich eine Schule gebaut werden sollte –, Zubauten und Dachbodenausbauten und nicht durch das Aufstellen von Containern erfüllt werden.

Viertens: Container sind ausschließlich als Übergangslösung aufzustellen, um eine Bedarfsspitze abzudecken oder eine Bauzeit zu überbrücken. Den Paradigmenwechsel akzeptieren wir nicht.

In formeller Hinsicht beantrage ich hier die Zuweisung des Antrags an den Gemeinderatsausschuss. Ich hoffe, wir werden dort weiter diskutieren. Und ich hoffe sehr, dass Sie, meine Damen und Herren von der SPÖ, meinem Antrag, der auf sofortige Abstimmung aus ist, auch Ihre Zustimmung geben werden. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu Wort gemeldet ist Frau GRin Mag Anger-Koch.

GRin Mag Ines Anger-Koch (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Wir werden dieses Geschäftsstück ablehnen, weil wieder, wie jedes Jahr, von Ihrer Fraktion Millionen für Containerklassen beschlossen werden. Wir lehnen Containerklassen ab, weil wir eigentlich wollen, dass das Geld in den Schulausbau oder in die Schulsanierung investiert wird, und wir schon seit Jahren dafür plädieren, dass ein wirklicher Schulentwicklungsplan für diese Stadt gemacht wird. Ich werde dann auch noch darauf eingehen, welche konkreten Punkte wir wirklich fordern. – Wir wollen für die Schüler und Jugend dieser Stadt eine nachhaltige Lösung und keine Lösung, gemäß welcher Kinder in Containerklassen untergebracht werden sollen, weil es dort keine Möglichkeit gibt, einen effizienten, guten Unterricht zu machen. 

Nun kurz die Punkte, die ich zu unserem Schulentwicklungsplan anbringen möchte. – Dieser beinhaltet Folgendes: Konkrete Zielzahlung für die Errichtung neuer Schulstandorte, genaue Anforderungsprofile für die infrastrukturelle Ausstattung aller Wiener Schulstandorte, das heißt, die Größe von Klassen, die Ausstattung mit Sporteinrichtungen et cetera, vorausschauende Planung für die Weiterverwendung baulich veralteter Schulgebäude, genaue Berechnungen hinsichtlich der erforderlichen finanziellen Mittel für die Errichtung neuer Schulstandorte.

Ich denke, dass wir, wenn Sie diese Punkte einmal erfüllen, keine Millionenbeträge mehr in Containerklassen investieren müssen. Ich meine, dass die Kinder auch ein Recht darauf haben, in normalen und ordentlichen Schulklassen unterrichtet zu werden! – Danke. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Das Wort hat Herr GR Vettermann. – Bitte schön.

GR Heinz Vettermann (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich möchte ein paar Bemerkungen zu den Vorrednerinnen machen.

Zu Kollegin Anger-Koch möchte ich sagen, dass das eine schöne Liste ist! Sie wissen aber natürlich auch, dass wir mit Hochdruck bauen! Es wurde beschlossen, wie gebaut wird und wie viel Geld hineinfließt. Es wird umgebaut, das Schulsanierungspaket gibt es. All das wurde in diesem Haus diskutiert und beschlossen, und Sie waren an der Debatte ja beteiligt! Daher ist es merkwürdig, wenn Sie fragen, warum das nicht geschieht! Wir beschließen nämlich so genannte Containerklassen hier natürlich nur additiv und in wesentlich geringerem Ausmaß.

Somit darf ich schon zu Kollegin Jerusalem überleiten: Diesen Paradigmenwechsel, so wie Sie ihn ansprechen, gibt es überhaupt nicht! Sie wissen, dass wir nicht nur dieses Schulsanierungspaket beschlossen haben und dementsprechend handeln, sondern dass wir auch neue Schulen bauen, die entsprechende Möglichkeiten haben. Die erste Campusschule gibt es schon jetzt, und es werden laufend neue gebaut. Es gibt also selbstverständlich Schulneubau, und zwar dort, wo es ganztägige Formen geben wird. – Ich finde die verschränkte Form der Ganztagesschulen richtig.

Einen Einschub zu einer Frage, denn die Frage ist nicht ganz allgemein: Wollen Sie ganztägige Schulformen oder Ganztagsschulen? Das ist im Inhalt eine klarere, präzisere Frage. Ich nehme aber an, dass wir da eh keine Differenz haben! Das ist durchaus eine begrüßenswerte Form! Daher rate ich allen, die dazu ein Ja wollen, dafür zu werben! Ich werde das auch tun. Das kann ich jetzt schon garantieren!

Beim heutigen Akt geht es nur darum, dass wir in vier Schulen jeweils vier Mobilklassen beziehungsweise Containerklassen aufstellen. 

Mir ist allerdings im Gegensatz zum Beginn der Diskussion auch folgender Effekt aufgefallen, der manchmal auftritt, ohne dass es jetzt einen Paradigmenwechsel gibt: Es kann temporär sinnvoller sein, zum Beispiel zwei Klassen in Containerbauweise aufzustellen, als an einer völlig anderen Stelle eine neue Schule, denn das hilft den Eltern und den Schülern nicht, das hilft eigentlich niemandem. Dann geschieht aber häufig Folgendes: Es wird umgebaut, es gibt eine Schulsanierung, und viele sagen, obwohl sie jetzt genug Klassenräume hätten: Gebt den Container nicht weg! Wir brauchen diesen als Bewegungsraum! Wir haben uns schon daran gewöhnt! Wir möchten den Raum nicht mehr missen! Das hört man immer wieder, obwohl es rein formal genug ummauertes Gebäude gibt. – Auch das nehme ich zur Kenntnis! 

Ich möchte hinzufügen, dass die neuen Container, die wir jetzt aufstellen, wirklich auf dem neuesten Stand sind und einen tollen Wärme‑, Schall‑ und Brandschutz haben. Daher wird man das eine oder andere Mal auch alte Container durch neue ersetzen, wenn die Schulen das wollen.

Das heißt: Im Prinzip gibt es natürlich Schulneubau, und es gibt auch eine entsprechende Schulsanierung. Die Erfahrung zeigt aber, dass nicht jeder will, dass die Container entfernt werden. Es gibt auch einen bekannten Fall in der Svetelskystraße in dieser Containerbauweise. Darauf ist ein totaler Run, viele wollen dort hin, obwohl jeder weiß, dass es sich um Container handelt. Und daneben ist eine Schule, die sozusagen noch Kinder vertragen könnte. Dort kann man sich anmelden. Sie ist schön gemauert, es ist alles da, es gibt auch schöne Bewegungsräume, die ummauert sind. Die Menschen strömen jedoch zur Containerschule und wollen die Kinder dort anmelden, sodass gar nicht alle dort untergebracht werden können! Ich will jetzt nicht sagen, dass wir das jetzt immer und ausschließlich machen werden, aber es soll das als Beispiel dienen, dass die Containerbauweise die Kinder nicht total verstört macht, die Eltern nicht ratlos zurücklässt und die Pädagogen nicht überfordert. Man kann das also auch einmal akzeptieren. 

Das heißt: Wir sind für die Schulsanierung. Dafür ist natürlich auch wesentlich mehr Geld unterwegs. Es gibt den klassischen Schulneubau. Wir fahren in der Campusschiene wirklich mit einem idealtypisch guten Programm, und additiv gibt es das eine oder andere Mal Containerklassen, wobei uns die Erfahrung gelehrt hat, dass diese nicht ganz so temporär sind, wie ich und wir alle ursprünglich angenommen haben, weil sie viele lieb gewonnen haben und dementsprechend verteidigen und weiter nutzen wollen. 

Wir hoffen jedoch nicht, den gesamten Ganztagsausbau über Containerbauweise abzuwickeln. Davon war nie die Rede! Mir wäre das gar nicht eingefallen! Ich kann also diese sozusagen aus Ihrem Inneren kommende Befürchtung heftig entkräften: Das wird sicherlich nicht so sein!

Das bedeutet aber nicht, dass man nicht trotzdem das eine oder andere Mal die Containerbauweise in Betracht ziehen muss, vor allem in den inneren Bezirken, wo der entsprechenden Platz oft vorerst nicht vorhanden ist. Das ist eine Herausforderung, aber es wird gelingen, und in diesen vier Schulen werden die Mobilklassen eine entsprechende Erleichterung bringen.

Daher bitte ich natürlich um Zustimmung zum Aktenstück. 

Dem Antrag auf Zuweisung betreffend Ganztagsschule empfehle ich zuzustimmen. 

Eine Sache verstehe ich nicht ganz. Das müsste man sich noch einmal anschauen. Ich habe das jetzt gelesen. Warum soll aber die Anmeldung im Februar erfolgen? Das ist mir nicht ganz klar! Das ist ja mitten im Schuljahr! – In der üblichen Praxis verhält es sich so, dass die Kinder ein, zwei, drei, vier Wochen begleitet werden und eine gewisse Eingewöhnungsphase haben und dann ohnedies Selbstständigkeit vorherrscht. Das ist keine neue Praxis. Das ist in allen Horten so, wo es einen Schulweg gibt und das Ganze nicht im Schulgebäude selbst untergebracht ist, und hinsichtlich dieser vorherrschenden Praxis gibt es normalerweise auch keine elterliche Besorgnis. Es hat sich übrigens auch gezeigt, dass die Kinder das gut schaffen. Die beiden Orte waren offenbar nie so weit auseinander, dass man ein schlechtes Gewissen haben müssen hätte! 

Es gibt also eine erfolgreiche Praxis in Wien, und den Einzelfall wird man hoffentlich auch lösen können! Daraus jetzt aber gleich einen Beschluss abzuleiten, halte ich für absolut überzogen. Daher würde ich diesbezüglich Ablehnung empfehlen. – Vielen Dank. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Eine weitere Wortmeldung liegt mir nicht vor. Die Frau Berichterstatterin verzichtet auf das Schlusswort. 

Somit kommen wir sofort zum Antrag der Berichterstatterin. Wer für das Geschäftsstück ist, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Es gibt die Zustimmung von FPÖ, SPÖ und Grünen. Das Geschäftsstück ist mehrstimmig angenommen. 

Ich komme nunmehr zu den beiden Beschlussanträgen der Grünen. 

Zunächst lasse ich über den Antrag betreffend Begleitung auf dem Weg von der Schule zum Hort abstimmen. Wer für diesen Antrag ist, gebe bitte ein Zeichen. – Dieser Antrag findet die Zustimmung von ÖVP, Freiheitlichen und den Grünen. Der Antrag hat nicht die erforderliche Mehrheit. 

Der nächste Antrag der Grünen betrifft den Ausbau des ganztägigen Schulangebotes. Diesbezüglich ist Zuweisung beantragt. Wer für die Zuweisung ist, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Die Zuweisung ist einstimmig beschlossen.

Wir kommen zur Postnummer 21: Subvention an den Verein „aon Fivers“. Eine Wortmeldung liegt mir nicht vor. Wir kommen sofort zur Abstimmung. Wer ist dafür? – Es gibt die Zustimmung von ÖVP, FPÖ und SPÖ. Mehrstimmig angenommen. 

Postnummer 29 betrifft die Subvention an den Verein Kultur- und Sportverein der Wiener Berufsschulen. Wir kommen sofort zur Abstimmung. Wer ist dafür? – Es gibt die Zustimmung von Freiheitlichen, SPÖ und Grünen. Mehrstimmig angenommen. 

Postnummer 30 betrifft die Subvention an den Verein wienXtra. Wir kommen sofort zur Abstimmung. Wer ist dafür? – Es gibt die Zustimmung von ÖVP, SPÖ und den Grünen. Mehrstimmig angenommen. 

Postnummer 31 betrifft die Subvention an den Verein Forum Wien Arena. Wer ist dafür? – Es gibt die Zustimmung von ÖVP, SPÖ und GRÜNEN. Mehrstimmig angenommen. 

Postnummer 34 betrifft die Subvention zur Förderung von Jugendgruppen, ‑vereinen und –initiativen. Wer ist dafür? – Es gibt die Zustimmung von ÖVP, SPÖ und Grünen. Mehrstimmig angenommen. 

Postnummer 2 betrifft die Förderung von Aktivitäten im Rahmen der Integrations- und Diversitätsangelegenheiten. Berichterstatter ist Herr GR Bacher-Lagler.

Berichterstatter GR Norbert Bacher-Lagler: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Ich ersuche um Zustimmung.

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Das Wort hat Frau GRin Matiasek.

GRin Veronika Matiasek (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich benütze diesen Tagesordnungspunkt, um einen Resolutionsantrag der GRe Matiasek, Ebinger, Dr Tschirf, Lindenmayr, Yilmaz sowie Smolik und Dipl-Ing Margulies einzubringen, der Folgendes zum Inhalt hat: Der Gemeinderat der Stadt Wien protestiert gegen das Verbot der DTP und spricht deren bis zu diesem Zeitpunkt amtierenden Mandatsträgerinnen und Mandatsträgern seine Solidarität aus.

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung dieses Antrages beantragt. 

Stellung zu diesem Antrag wird mein Kollege StR Herzog nehmen. 

Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Das Wort hat Herr StR Herzog.

StR Johann Herzog: Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Es freut mich sehr, dass hier ein von vier Parteien getragener Antrag vorliegt, der ein – wie ich glaube – wirklich bedauerliches Kapitel unserer Tage behandelt. Wir alle haben geglaubt, dass nunmehr Wege offen sind, die zu einer Neuordnung der Verhältnisse in der Türkischen Republik führen werden, und dass die berechtigten Forderungen der kurdischen Bevölkerung erfüllt werden. Es hat so ausgesehen, doch leider wurde dann ganz überraschend seitens des Höchstgerichtes der Türkei die kurdische Partei DTP verboten. 

Für mich als nicht Befassten ist das ziemlich überraschend. Es hat sicherlich gewisse Vorfälle gegeben, das weiß ich schon, aber dessen ungeachtet ist das ein bedauerlicher Vorgang, der auch sofort zu massiven Unruhen in der Türkei im kurdisch bewohnten Gebiet geführt hat.

Ich glaube, man muss feststellen – und das steht auch so in den Zeitungen, zum Beispiel in der „Presse“ –, dass das Verbot nicht notwendigerweise das Ende der kurdischen Politik in der Türkei sein wird. Von den 21 Abgeordneten sind 19 verblieben, und sie haben bisher ihren Rücktritt im Parlament noch nicht erklärt. An Parteienverbote gewöhnt, schließlich wird in der Türkei im Durchschnitt alle zwei Jahre eine Partei verboten, hat man schon eine Reservepartei gegründet, der die Abgeordneten der DTP beitreten können.

Es bedeutet für die Kurden nicht insofern so sehr einen Verlust, als es die Partei DTP nicht mehr gibt, denn das ist durch eine Neugründung wieder zu ändern, sondern das Heimtückische daran ist, dass erfahrene Politiker aus dem Verkehr gezogen wurden, indem diesen Funktionsverbote für fünf Jahre erteilt wurden, etwa dem Parteiobmann Ahmet Türk. Und es wiegt natürlich schwer, wenn die Köpfe einer politischen Bewegung sozusagen aus dem Verkehr gezogen werden und jahrelang aus der politischen Arena abtreten müssen.

Interessant ist, dass in diesem Verfassungsgerichtshof nicht nur die Richter, die Erdogan kritisch gegenüber stehen, mit ihren Stimmen das Urteil gefasst haben, sondern dass dieses einstimmig erfolgt ist. Somit sind auch die der Partei des Ministerpräsidenten Erdogan AKP eher wohlwollend Gesonnenen mitgegangen wie zum Beispiel auch der Vorsitzende Haşim Kiliç selbst, was nicht zuletzt zu erwähnen ist. 

Wie geht es jetzt für die Kurden weiter? – Es geht jetzt um eine moderate Politik. Dieser Türke dürfte ein vernünftiger Mann gewesen sein, der sich um Kontakte und um eine Lösung sehr bemüht hat. Die Kurden werden in den nächsten Tagen wahrscheinlich eine große Versammlung abhalten und entscheiden, ob man mit einer neuen Partei antreten wird, und selbstverständlich werden die bisherigen Funktionäre der DTP dieses Urteil vor dem Europäischen Gerichtshof in Straßburg anfechten.

Ministerpräsident Erdogan kritisierte zwar das Vorhaben der DTP, sich zurückzuziehen, hat aber ansonsten nicht allzu deutlich seinen Unmut – falls er diesen hat – hinsichtlich dieses Urteils bekannt gegeben. Somit werden wir sehen, wie die Dinge dort weitergehen.

Mit einem Wort: Das Ganze war ein gewaltiger Schnitt in der Politik. Es wurde ein ganz bedauerlicher Gewaltakt gesetzt, der ungefähr ein Viertel der türkischen Bevölkerung auf ihrem Weg in Richtung demokratische Rechte beschneidet. Darum bin ich froh, dass uns ein von vier Parteien getragener Resolutionsantrag vorliegt.

Wir haben ihn verfasst, und wir werden ihn auch verlesen, umso mehr als wir ja einen Satz gestrichen haben. – Er lautet: Am 11. Dezember 2009 verhängte das türkische Verfassungsgericht ein Verbot gegen die kurdische DTP. Die DTP war die einzige Vertreterin der Interessen der kurdischen Minderheit in der Türkei, weshalb sie den Charakter in einer Sammelpartei hatte. Das unterstrichen auch die jüngsten Urnengänge. Mit den letzten Parlamentswahlen am 22. Juli 2007 erlangte mit der DTP erstmal eine kurdische Partei den Fraktionsstatus in der großen Nationalversammlung der Türkei, und bei den Kommunalwahlen am 29. März 2009 erhöhte sich die Zahl der Bürgermeisterinnen und Bürgermeister von 56 auf 99. 

Die DTP bestand zwar erst seit dem 24. Oktober 2005, nachdem ihre Vorgängerpartei verboten worden war. – Ein Einschub: Ich habe gelesen, dass nunmehr seit 1990 bereits die vierte kurdische Partei gegründet wurde, weil bis jetzt drei aufgehoben wurden. 

Ich fahre fort: Das Verbot der DTP unter fadenscheinigen Gründen zeugt nicht nur von Mangel an demokratischen Mindeststandards im türkischen Staat, sondern stellt auch einen krassen Verstoß gegen die Menschenrechte dar. Der kurdischen Minderheit wird einmal mehr das Recht auf ihre Sprache und auf ihre kulturellen und politische Entfaltung abgesprochen. Die Repression gegen die DTP steht auch stellvertretend für viele individuelle Fälle von Menschenrechtsverletzungen gegen Angehörige der kurdischen Minderheit in der Türkei. Tausende Dörfer wurden in den 90er Jahren vom Militär zerstört, und es werden unablässig riesige Staudämme gebaut, die dem kurdischen Volk in seiner ostanatolischen Heimat die Lebensgrundlage entziehen. Die zunehmend erfolgreiche DTP wurde als Speerspitze der kurdischen Menschenrechtsbewegung gesehen, die es abzubrechen galt.

Die Resolution selbst ist kurz: 

„Der Gemeinderat der Stadt Wien protestiert gegen das Verbot der DTP und spricht deren bis zu diesem Zeitpunkt amtierenden Mandatsträgerinnen und Mandatsträgern seine Solidarität aus.“ 

Ich danke dafür, dass es gelungen ist, einen Vierparteienantrag daraus zu machen und damit eine einhellige Meinung im Gemeinderat zu erreichen. (Beifall bei der FPÖ und von Gemeinderäten und Gemeinderätinnen der SPÖ.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Der Herr Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort. Wir kommen sofort zur Abstimmung über das Geschäftsstück. 

Wer für das Geschäftsstück ist, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Es gibt die Zustimmung von ÖVP, FPÖ, SPÖ und Grünen. 

Ich lasse nun den All-Parteien-Resolutionsantrag abstimmen. Wer für diesen Antrag ist, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Dieser Antrag ist einstimmig angenommen.

Wir kommen zur Postnummer 3 der Tagesordnung: Subvention an die waff Management GmbH. Wir kommen sofort zur Abstimmung. Wer ist für das Geschäftsstück. – Es gibt die Zustimmung von ÖVP, SPÖ und den Grünen. Der Antrag ist mehrstimmig angenommen.

Postnummer 4 betrifft die Subvention zur Förderung des Spracherwerbes für neu nach Wien zugewanderte Personen. Wer dafür ist, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle die Zustimmung von SPÖ und Grünen fest. Der Antrag ist mehrstimmig angenommen.

Postnummer 5 betrifft Aktivitäten im Rahmen der Frauenförderung. Berichterstatterin ist Frau GRin Mag Nicole Krotsch.

Berichterstatterin GRin Mag Nicole Krotsch: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Das Wort hat Herr GR Mag Kowarik.

GR Mag Dietbert Kowarik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Ich werde um diese Uhrzeit in der gebotenen Kürze sprechen, möchte aber trotzdem die Gelegenheit nützen, um zu diesem Tagesordnungspunkt einen Antrag einzubringen, der sich mit dem Thema Prostitution und Straßenprostitution vor allem in den Bezirken 14 und 15 beschäftigt.

Sie kennen das Problem. Ich habe schon öfters darüber geredet. Wir haben das Problem mit der Straßenprostitution vor allem in der Mariahilfer Straße, in der Linzer Straße und in der Felberstraße. So lange es das Problem gibt, haben wir hier schon öfters versucht, Lösungsansätze zu finden. Die FPÖ hat schon mehrmals diesbezügliche Vorschläge gemacht. Jetzt gibt es einen fast gleichlautenden, aber hinsichtlich der Bezirksvertretungsnotwendigkeiten angepassten Antrag, der im 15. Bezirk eingebracht wurde, wo er von der Mehrheit der Bezirksräte als Ganzes angenommen wurde. Im 14. Bezirk wurde dieser Antrag ebenfalls eingebracht und dem Ausschuss zugewiesen.

Wir fordern, dass die Prostitution insofern gesellschaftsverträglich ausgeübt werden soll, als es notwendig ist, die Straßenprostitution aus dem dicht verbauten Wohngebieten auf Flächen zu verlagern, die zuvor definiert wurden und wo möglichst wenig Anrainer dadurch zu Schaden kommen, wenn man so sagen will.

Die gegenwärtige rechtliche Situation ist unzufriedenstellend, darüber besteht einhellige Meinung. Das hat zum Beispiel auch der Verein Sophie festgestellt.

Daher bringen wir diesen Antrag ein, und ich bitte um Zustimmung. In formeller Hinsicht sind wir dem Wunsch der SPÖ nahegetreten und beantragen nunmehr die Zuweisung zum Ausschuss

Ich bitte im Sinne der leidgeprüften Bürger um Zustimmung und um entsprechend seriöse Behandlung im Ausschuss, damit wir uns gemeinsam Gedanken darüber machen können, wie wir dieses Problem lösen. – Danke. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Das Wort hat die Frau Berichterstatterin. - Bitte. 

Berichterstatterin GRin Mag Nicole Krotsch: Sehr geehrte Damen und Herren!

Wir sind uns des Problems bewusst. Das ist ein vielschichtiges Problem. Ich kann eine seriöse Auseinandersetzung garantieren und auch sagen, dass wir mit allen Beteiligten schon in guten Gesprächen sind. Ich bitte um Zustimmung zum vorliegenden Akt.

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Wir kommen zur Abstimmung über den Akt. Wer für den Akt ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Hier gibt es Zustimmung von ÖVP, SPÖ und GRÜNEN, dies ist mehrstimmig angenommen.

Wir kommen nun zur Abstimmung über den Beschlussantrag der FPÖ. Es ist die Zuweisung beantragt. Wer für diesen Beschlussantrag ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Für die Zuweisung stimmen ÖVP, FPÖ und SPÖ, die Zuweisung ist mehrstimmig angenommen.

Wir gelangen zur Postnummer 127: Abschluss von Baurechts- und Dienstbarkeitsbestellungsverträgen mit den jeweiligen Baurechtsberechtigten. Berichterstatter ist Herr GR Niedermühlbichler. - Bitte.

Berichterstatter GR Georg Niedermühlbichler: Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Frank. Ich erteile es ihr.

GRin Henriette Frank (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich habe mich jetzt noch kurz zum Wort gemeldet, und zwar deshalb, weil ich glaube, dass man das, was man uns hier im Ausschuss über die Verlängerung von acht Garagenbaurechtsverträgen erklären wollte - welche Geschenke hier an die Stadt Wien fließen -, so nicht hinnehmen kann. 

Es geht darum, dass hier acht Baurechtsverträge für Garagen verlängert werden sollen, und zwar so, dass die bisherige Laufzeit, die zum Teil bis zum Jahr 2073 geht, jetzt bis zum Jahr 2100 verlängert werden soll. Jeder, der Stahlbetonbauten kennt, weiß, wie sie nach 30 Jahren ausschauen - und bei Garagen handelt es sich vorwiegend um solche -, und der weiß auch ganz genau, dass das eine Illusion ist. Bis 2100 hält im Leben überhaupt keine Garage!

Aber damit nicht genug, haben Sie uns erklärt, dass diese 800 000 EUR, die Sie für die Verlängerung bekommen - nämlich vom Jahr 2010 bis zum Jahr 2100, also für 90 Jahre -, ganz supertoll sind. Ich habe mir die Mühe gemacht und habe diese 1,16 EUR pro Standplatz pro Jahr mit der Zinseszinsrechnung, so wie sie im Vertrag war, hochgerechnet, auch bei den Quadratmetern und den sich daraus ergebenden Stellplätzen. Jetzt kann das um ein paar Euro differieren, aber heraus kommt Folgendes: Hätten wir das normal bis 2100 laufen lassen und den Vertrag nicht vorzeitig ablösen lassen, dann hätten wir 1,6 Millionen EUR bekommen und nicht 800 000 EUR!

Nach dem, was wir heute schon darüber gehört haben, wie die SPÖ das Geld verwendet, glaube ich, dass das keine gute Idee war. Wir werden es daher ablehnen. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Mag Maresch. (GR Mag Rüdiger Maresch: Habe mich streichen lassen!) Die Streichung ist nicht bis zu mir durchgedrungen. Zum Wort gemeldet ist Herr GR Dr Stürzenbecher. - Bitte.

GR Dr Kurt Stürzenbecher (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Damen und Herren! Lieber Herr Vorsitzender!

Bei aller Höflichkeit, Kollegin Frank, glaube ich, dass Sie den Akt nicht richtig durchschaut haben, und auch Ihre Rechnung zweifle ich an. Es ist einfach eine Tatsache, dass hier eine Ermächtigung zur Verlängerung von Baurechts- und Dienstbarkeitsbeteiligungsverträgen mit der jeweiligen Baurechtsberechtigung bis zum 31.12.2100 erfolgt. Das ist also schon einmal ein richtig zukunftsweisender Akt, im Sinn von weit in die Zukunft reichend. (Zwischenrufe bei der FPÖ.)
Unter normalen Umständen wäre es so gewesen, dass auf Grund der verschiedenen Baurechte bei diesem Akt (GR Mag Wolfgang Jung: ... geplant für die Raumschiffe! Eine unglaubliche Frechheit!) Garagen bis 2057 oder 2074 zu den schlechteren Bedingungen gelaufen wären, und jetzt verlängert man diese einheitlich auf 2100. Ich fürchte, es ist dann keiner von uns mehr unter den Lebenden, aber die Stadt Wien wird hoffentlich, wenn nicht eine Klimakatastrophe passiert, noch weiterexistieren. Im Jahr 2100 ist es so, dass - wie es im Akt so nett steht - seitens der Stadt Wien sodann eine wirtschaftliche Verwertung der Tiefgaragen als Gesamtpaket möglich ist. 

Real heißt das im Wesentlichen Folgendes: Wir bekommen 800 000 EUR pro Jahr mehr, wir haben aber beispielsweise ab 2074 nicht die Dispositionsfähigkeit (GRin Henriette Frank: Nicht pro Jahr!), dass das dann aufhört, sondern es rennt weiter bis ins Jahr 2100 (GR Mag Wolfgang Jung: Nicht pro Jahr! Insgesamt, Herr Kollege!), aber jedenfalls zu den besseren Bedingungen. Das heißt, wir haben jetzt über lange Zeit mehr Geld, als wir sonst hätten, wir sind allerdings ab 2057 oder 2074 weniger dispositionsfähig. Das ist etwas, was wir aushalten werden. 

Ich plädiere dafür, dass man dem Akt zustimmt. (Beifall bei der SPÖ. - GR Mag Wolfgang Jung: Sie kennen sich nicht aus! Oder wollen sich nicht auskennen!)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Für eine tatsächliche Berichtigung hat sich Frau GRin Frank zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihr.

GRin Henriette Frank (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Dr Stürzenbecher! 

Ich glaube, dass Sie sich nur versprochen haben. Wir bekommen nicht pro Jahr 800 000 EUR, sondern wir kriegen diese Summe einmalig bis zum Ende der Laufzeit 2100. (GR Mag Wolfgang Jung: Dann gibt es auch keine Autos mehr! Dann können wir uns beamen lassen!)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Der Herr Berichterstatter hat auf das Schlusswort verzichtet, wir kommen daher zur Abstimmung. 

Wer der Postnummer 127 zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies wird von ÖVP und SPÖ unterstützt und hat damit die ausreichende Mehrheit.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 129 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft den Abschluss eines Kaufvertrags für Grundstücke im 2. Bezirk, KatG Leopoldstadt. Zum Wort ist niemand gemeldet, daher komme ich zur Abstimmung. - Wer der Postnummer 129 die Zustimmung gibt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies wird von der SPÖ unterstützt und hat die Mehrheit.

Ich schlage vor, die Berichterstattung und die Verhandlungen über die Geschäftsstücke 48 und 85 der Tagesordnung - sie betreffen eine Subvention an die Planet Music & Media Veranstaltungs- und VerlagsGesmbH sowie eine Jahressubvention an die VÖM, Vereinigte Österreichische Musikförderer - zusammenzuziehen, die Abstimmungen jedoch getrennt durchzuführen. Wird dagegen ein Einwand erhoben? - Ich sehe diesen nicht. Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Dr Troch, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Dr Harald Troch: Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich eröffne die Debatte. Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Mag Ringler. Ich erteile es ihr.

GRin Mag Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren!

Lassen Sie es mich an dieser Stelle kurz machen. Sie kennen die Debatten, die wir in den letzten Jahren zum Thema Szene Wien und zur Übernahme der Szene Wien durch Freunde der Wiener SPÖ geführt haben. 

Wir sind weiterhin der Meinung, dass die frühere Szene ein spannendes Programm gehabt hat, und sind vor allem sehr enttäuscht darüber, dass die neue Szene, entgegen den Ankündigungen, nun mehr Geld braucht, mehr Geld nicht nur für den Betrieb der Szene, sondern auch für den Betrieb des Gasometers, einer weiteren Veranstaltungshalle, die früher auch keine öffentlichen Subventionen benötigt hat. Das macht uns traurig, weil wir ja alle wissen, dass wir das Geld an anderer Stelle gut brauchen könnten.

Wir werden daher diese Tagesordnungspunkte ablehnen. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Ing Mag Dworak. Ich erteile es ihm.

GR Ing Mag Bernhard Dworak (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Meine Damen und Herren!

Ich werde mich auch bemühen, etwas kürzer zu sein.

Wenn man zur Neigungsgruppe der Freunde des Herrn Bürgermeisters gehört, dann geht bekanntlich vieles in dieser Stadt viel einfacher. Wir haben auch schon im Vorjahr die Vergabe der Szene Wien an Muff Sopper besprochen. Er ist bestens vernetzt in der Wiener SPÖ, bestens unterstützt durch den Ersten Präsidenten des Wiener Landtages, Betreiber verschiedenster Bühnen am Donauinselfest, Konzertveranstalter bei den SPÖ-Feiern zum 1. Mai, Musikbereitsteller für zahllose U-Bahn-Eröffnungen et cetera. 

Das Thema ist, dass er natürlich auch bei der Kulturplakat GmbH noch 15 Prozent hat. Das ist ganz praktisch. Sie wissen, unsere Kritik richtet sich einfach an das Thema Ausgliederung des Planet Music beziehungsweise der Szene Wien an die Stadt Wien, wohl wissend, dass der Betreiber vorher die Stadthalle war. Wie objektiv die Vergabe der Stadthalle an Muff Sopper war, wird wahrscheinlich nie wirklich ergründbar sein. Wenn die Stadthalle damals bekannt gab, dass er einfach nur angefragt hat und daraufhin die Betriebe als Geschäftsführer einfach nur so erhalten hat, lässt das tief blicken. 

Die Auslagerung des Planet Music von der Stadthalle als Holdingbetrieb an Muff Sopper ist von unserer Seite aus nach wie vor zu hinterfragen. Bedenklich scheint nämlich zu sein, dass auch im Antrag von interner Kostenumlage die Rede ist. Auf Grund der Vielfalt und Menge der Veranstaltungen kann man das nicht so genau sagen, was Kostenwahrheit und Kostenklarheit betrifft: Auf Grund der vielfältigen Aktivitäten ist offenbar eine korrekte Abrechnung der Subvention nicht möglich.

Auch wenn als Erläuterung im Akt angeführt wird, dass die neue Finanzbuchhaltung eine eigene Kostenstelle für die Szene Wien hat, nämlich in Zukunft und ab 2009, lässt das ebenso tief blicken. Denn das heißt, im Vorjahr, im Jahr 2008, hat das nicht stattgefunden, und die Einnahmen und Ausgaben kann man offensichtlich nicht ordentlich zuordnen. 

Auf Grund der verschiedensten Aktivitäten und vor allem auf Grund der möglichen Vermischung der Aktivitäten, ohne die einzelnen Veranstaltungen, Catering-Tätigkeiten und Medienaktivitäten exakt zu trennen, erscheint es uns nicht opportun, diesem Akt, nämlich der Post 48, zuzustimmen. - Danke schön. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau GRin Schinner. Ich erteile es ihr.

GRin Katharina Schinner (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrter Vorsitzender!

Ich denke, es ist nicht wichtig, wer etwas macht und welche Freunde jemand vielleicht auch hat, sondern es kommt darauf an, wie er es macht und welche Qualität etwas hat. 

Ich denke, nachdem wir jetzt eineinhalb Jahre auf diese Ausgliederung zurückblicken können, sprechen die Fakten eine klare Sprache. Wenn man sich das Programm anschaut, wenn man sich anschaut, wie die Auslastung ist, wenn man betrachtet, wie dicht, wie florierend, wie breit die Programme aufgestellt sind, dann kommt man zu dem Schluss, dass es hier in jedem Fall ein Mehr gibt: ein Mehr an Veranstaltungen, ein Mehr an Publikum, ein Mehr an Vielseitigkeit.

Auch in Bezug auf Bedenken, die es zu Anfang gegeben hat und die man, wenn man sich in so einem Schritt befindet, auch nicht gleich ausräumen kann, sondern die sich nur über die Zeit ergeben, hat sich nach diesen eineinhalb Jahren einfach bewiesen, dass auch die World Music Szene erhalten blieb, dass es zu einem viel Mehr an Musikrichtungen und zu einem viel Mehr an Veranstaltungspreisen gekommen ist.

Ich glaube, auf diese Fakten kommt es an, und die sprechen eine klare Sprache. Auch wenn man sich das Geld anschaut, das aufgewendet wird: Es wird nicht mehr Geld aufgewendet, die Subvention an die VÖM ist seit Jahren gleich. Ich denke, hier sollte man genau auf die Fakten achten.

Somit können wir, glaube ich, auf die Szene Wien mit ihrer ganzen Vielfalt sehr stolz sein, und ich bitte Sie um Zustimmung zu dem Akt. - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort.

Berichterstatter GR Dr Harald Troch: Wir haben gerade gehört, dass Kollegin Ringler meint, sie sei traurig über die finanziellen Beschlüsse, die hier getroffen werden. 

Ich kann nur sagen, ich bin glücklich, dass hier mehr Geld für zeitgenössische Kultur in den Arbeiterbezirk Simmering fließt. Ich glaube, es ist eine sehr weise Entscheidung, zeitgenössische Kultur im Außen- und Vorstadtbezirk Simmering mehr zu unterstützen. Daher bitte ich um Zustimmung. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich danke für das Schlusswort. - Wir kommen zur Abstimmung.

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderates, die der Postnummer 48 die Zustimmung erteilen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Dies wird von FPÖ und SPÖ so unterstützt und hat damit die ausreichende Stimmenanzahl.

Wir kommen nun zur Abstimmung über die Postnummer 85. Wer diesem Geschäftsstück die Zustimmung gibt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies wird von ÖVP, FPÖ und SPÖ unterstützt und hat damit die ausreichende Mehrheit. 

Es gelangt nunmehr die Postnummer 52 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an den Verein Wiener Volksbildungswerk. Zum Wort ist niemand gemeldet, ich komme daher zur Abstimmung. Wer dieser Postnummer zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. -Diese Zustimmung ist einstimmig.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 54 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an die Jüdisches Museum der Stadt Wien GmbH. Zum Wort ist niemand gemeldet, ich komme daher zur Abstimmung. - Wer diesem Geschäftsstück die Zustimmung gibt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies wird von allen unterstützt, und ich danke für die Einstimmigkeit.

Wir gelangen zu den Postnummern 55 und 56 der Tagesordnung. Sie betreffen die Volkstheater Gesellschaft mbH. Zum Wort ist niemand gemeldet, ich komme daher zur Abstimmung. - Wer der Postnummer 55 die Zustimmung gibt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies wird von ÖVP, SPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat die ausreichende Mehrheit.

Wer der Postnummer 56 die Zustimmung gibt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies wird von ÖVP und SPÖ unterstützt und hat auch die ausreichende Mehrheit.

Ich schlage vor, die Berichterstattung und Verhandlung über die Geschäftsstücke 58 und 59 der Tagesordnung - sie betreffen Subventionen an den Verein Sammlung Rotes Wien - zusammenzuziehen, die Abstimmung jedoch getrennt durchzuführen.

Wird dagegen ein Einwand erhoben? - Ich sehe hier keinen Einspruch. Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GRin Bluma, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Susanne Bluma: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! Ich ersuche um Zustimmung.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich eröffne die Debatte. Zum Wort gemeldet hat sich Herr GR Schreuder. Ich erteile es ihm.

GR Marco Schreuder (Grüner Klub im Rathaus): Danke, Herr Vorsitzender, jetzt hätten mich meine Kolleginnen fast so abgelenkt, dass ich Sie überhört hätte.

Sehr geehrte Damen und Herren! 

Wir beschließen mit diesem Akt, also Sie beschließen mit diesem Akt 165 000 EUR für die Sammlungen Rotes Wien. Wir haben hier in diesem Gemeinderat schon sehr viele Debatten gehabt über Finanzierungen und Subventionen an parteinahe beziehungsweise sogar parteiliche Vereine, die allesamt sozialdemokratisch dominiert sind. Aber dieser Akt ist tatsächlich der unverschämteste Akt, der mir bislang in diesem Gemeinderat untergekommen ist, wenn es um Finanzierung von Parteiinteressen geht: Im Wahljahr 2010 macht die SPÖ ein Museum über sich selbst! (GRin Mag Waltraut Antonov: Zufall! - Weitere Zwischenrufe.)
So ist das: Im Waschsalon des Karl-Marx-Hofes wird den tatsächlich, keine Frage, historischen Errungenschaften des Roten Wiens gehuldigt. Ich glaube, wir sind alle in diesem Haus sicher der Meinung, dass das Rote Wien eine große, historische, spannende Phase für Wien ist und war. (GR Mag Wolfgang Jung: War! - Weitere Zwischenrufe.) Ja, war, vor allem. 
Historisch gesehen ist das noch immer eine spannende Zeit. Aber was uns da erwartet, ist ausschließlich Huldigung, beantragt ausschließlich von SPÖ-Politikerinnen und -Politikern, die in diesem Verein sitzen. (GRin Mag Waltraut Antonov: Zufall!) Da drin sitzt Herr Karl Lacina, ehemaliger Bezirksvorsteher, der ehemalige StR Sepp Rieder, Frau Kollegin Krotsch, es sitzt die SPÖ-Nationalratsabgeordnete Petra Bayr drin, ausschließlich Namen wie diese. Kein Historiker und keine Historikerin sitzt drin, kein Museum, keine Instanz, die eine wissenschaftliche, objektive Sichtweise über die SPÖ und die sozialdemokratischen Errungenschaften dieser Stadt darstellen würde, nein!

Aber wir können ja im Akt selber einmal schauen, was diese Sammlungen denn so planen. Es gibt Porträts zu den großen Männern - Frauen kommen nicht vor - der Sozialdemokratie. Es hat mich sehr geschmerzt, dass wir gerade heute erfahren haben, dass es keine fixe Installation am Morzinplatz für die homosexuellen Opfer der NS-Zeit geben wird. Man möge sich übrigens einmal vorstellen, es würde mit anderen Opfergruppen so umgegangen werden - man möge sich das bitte nur einmal kurz vorstellen! Bei den Homosexuellen kann man es ja machen.

Hier wird der sozialdemokratischen NS-Opfer gedacht. Das finde ich wieder richtig. Aber warum es nur sozialdemokratische NS-Opfer sind, ist mir auch ein Rätsel. 

Es ist eine ausschließliche SPÖ-Propaganda, es geht ausschließlich darum, im Wahljahr zu zeigen, wie wichtig doch die SPÖ für diese Stadt sei. Es geht hier eindeutig nur darum. Dieser Akt ist unverschämt, mit diesem Akt wird die SPÖ selbst museumsreif! - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN und von Gemeinderätinnen und Gemeinderäten der ÖVP und FPÖ.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr Ing Mag Dworak. Ich erteile es ihm.

GR Ing Mag Bernhard Dworak (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Meine Damen und Herren!

Marco Schreuder hat schon sehr viel über diesen Akt erzählt. Der Titel Rotes Wien, die Huldigung der SPÖ an sich selber, ist ein Inbegriff einer Selbstbedienungsmentalität, die wirklich jedem Bürger an die Hutschnur gehen muss. Es ist ein Inbegriff dessen, wie die SPÖ-Stadtregierung mit dem Steuergeld, nämlich dem der Wienerinnen und Wiener, umgeht. Es ist das die letztgültige Bestätigung der rot eingefärbten Kulturpolitik in dieser Stadt.

Meine Damen und Herren! Während eine große Zahl an Kulturschaffenden von der MA 7 regelmäßig mit „Es gibt kein Geld!" abgelehnt werden, bedient sich die SPÖ aus den Kassen der Stadt. Es ist ein unverschämter Griff in die Geldbörsen der Steuerzahler, der abzulehnen ist, meine Damen und Herren. Diese Ausstellung ist maximal aus den der SPÖ im Rahmen der Parteiensubventionen gewährten Mitteln zu finanzieren, aber sicher nicht aus öffentlichen Kulturmitteln dieser Stadt!

Diese Vorgehensweise, die Steuerleistungen des Volkes für propagandistische Zwecke zu verwenden, hat geradezu marxistische und spätkommunistische Züge. Sie bedienen sich in einer unverschämten Art und Weise an den Geldern dieser Stadt für Ihren Wahlkampf. Mit der Subvention für dieses Projekt betreiben Sie Missbrauch mit dem Geld der steuerzahlenden Bevölkerung lediglich zum Eigennutz der SPÖ. Alle Oppositionsparteien kritisieren diese Vorgangsweise und lehnen die beiden Anträge mit Entrüstung ab!

Es wird im Antrag in unverblümter Weise auf den Zweck der Propagandaausstellung hingewiesen, hier heißt es: „damit dieses für die jüngere Stadtgeschichte wichtige Vorhaben zu einem baldigen Abschluss gebracht werden kann". Sie ahnen nämlich, meine Damen und Herren von der SPÖ, offensichtlich bereits das vernichtende Wahlergebnis, das Ihnen die Wienerinnen und Wiener im nächsten Oktober bereiten werden! Sonst würden Sie ja nicht rechtzeitig dafür sorgen, dass man Ihre Hinterlassenschaften in einem eigenen Museum wiederfinden kann.

Im nächsten Jahr ist nämlich endgültig Schluss mit diesem Unfug, den Sie hier auf Kosten der Allgemeinheit veranstalten. Sie dürfen sich nicht wundern, wenn Ihnen die Wählerinnen und Wähler scharenweise davonlaufen. Die Menschen durchschauen nämlich diese perfide Art der Steuergeldvernichtung und werden Sie dafür bei der nächsten Wahl entsprechend abstrafen! (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächster zum Wort gemeldet ist GR Mag Ebinger. Ich erteile es ihm.

GR Mag Gerald Ebinger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Ich tue mir ein bisschen schwer mit dem Sprechen, weil ich so viel husten muss; ich bin leider schon krank geworden. 

Das Rote Wien - wir haben es heute schon gehört - hat sicher seine Berechtigung, speziell in der Zwischenkriegszeit. Ich habe selbst Vorträge über roten Wohnbau, der etwas Herausragendes war, gehalten, selbst Vorträge über diese Dinge.

Aber, um es kurz zu machen, ich kann mich natürlich den Worten meiner beiden Vorredner vollinhaltlich anschließen! Es ist eine eigentlich fast ungeschickte Parteienfinanzierung und ein Abgesang, wenn man das jetzt macht. Es gibt keine professionellen Kuratoren. Herr Rieder war sicher ein guter Finanzstadtrat, aber ob er ein Kurator für eine Ausstellung ist, weiß ich nicht. Wenn man das ein bisschen geschickter gemacht hätte, hätte man es ins Budget oder in ein Sonderbudget des Historischen Museums hineingegeben, und jeder hätte gesagt: Na ja, warum auch nicht!

Nein, so macht man eine kleine Parteiveranstaltung - machen Sie nur! Herr Kollege Dworak hat richtigerweise gesagt: Es wird sicher eine der letzten Sachen sein, die Sie auf diese Art und Weise in diesem Gemeinderat durchtragen.

Wir sind selbstverständlich dagegen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Zum Wort gemeldet hat sich Herr StR Dr Mailath-Pokorny. Ich erteile es ihm.

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Meine sehr geehrten Damen und Herren! Herr Vorsitzender!

Nur kurz der Versuch einer Richtigstellung: Ich meine, ich verstehe schon, es ist Wahlkampf, und wenn irgendwo Rot oder SPÖ draufsteht, dann müssen Sie draufhüpfen. Ich verweise nur ein bisschen auf die Ambivalenz: Alle sagen, das ist wichtig, das Rote Wien ist eine ganz wichtige Sache (GR Dr Herbert Madejski: In einem Museum! In ein Museum gehört es!), da muss man Vorträge halten, man muss darüber reden und alles das. (GR Dr Herbert Madejski: Wir haben dafür drei Museen in Wien! - Weitere Zwischenrufe.) 

Aber Sie haben hellseherische Fähigkeiten: Sie wissen genau, was dort passiert, nämlich eine Parteipropaganda der SPÖ. Woher Sie das haben, weiß ich nicht, weder steht das in dem Antrag drin noch sonst etwas. (GR Mag Wolfgang Jung: So patschert sind nicht einmal Sie! - Weitere Zwischenrufe.) Ich lade Sie ein, sich das anzuschauen, und Sie werden sehen, es wird sicher auch für die vielen, vielen, die tatsächlich ein Interesse am Roten Wien haben - offensichtlich auch Sie, weil Sie das sonst nicht meinen würden -, ein interessantes Thema sein, sich das anzuschauen.

Es hat natürlich mitnichten etwas mit einer Parteienfinanzierung zu tun! Das ist lächerlich; nur weil Rot oder SPÖ draufsteht, ist das auch keine Finanzierung. Ich sage da immer: „Honni soit qui mal y pense“, schlecht ist, wer Böses dabei denkt. Aber vielleicht wissen Sie ja über die Art und Weise der Parteienfinanzierung ein bisschen besser Bescheid als wir.

Meine Damen und Herren! Ich wollte eigentlich vor allem eines richtigstellen, weil auch GR Schreuder über den Rosa Platz so genau Bescheid weiß. Es ist weder - wie Sie in den Aussendungen behauptet haben - das Projekt abgesagt noch gehen wir mit den homosexuellen und Transgender-Opfern des Nationalsozialismus irgendwie um, wie Sie uns unterstellen, sondern selbstverständlich haben wir uns in den vergangenen eineinhalb Jahren sehr intensiv bemüht, ein, glaube ich, sehr komplexes Projekt, nämlich das Projekt des Rosa Platzes von einem Künstler namens Kupelwieser, auch umzusetzen. 

Sie können gerne in die Akten oder sonst wo Einsicht nehmen, dass es tatsächlich an den technischen Schwierigkeiten gescheitert ist. Das ist nachvollziehbar, das wurde auch mit dem Künstler besprochen. Wir haben ihn in einer zweiten Phase eingeladen, dass er das adaptiert und es so schafft, dass das an einem sehr heiklen Platz tatsächlich umsetzbar ist. Wir haben uns daraufhin entschlossen, um selbstverständlich diesem Gedanken und der Idee, dass es eine Auseinandersetzung beziehungsweise ein Erinnern an die homosexuellen und Transgender-Opfer des Nationalsozialismus geben muss, als nächsten Schritt dort an diesem Platz temporäre Projekte umzusetzen, und auch schon einen Kurator eingeladen. 

Ich sage das nur - ich meine, Sie werden es weiter behaupten - sozusagen auch fürs Protokoll und damit Sie nicht sagen können, Sie hätten es nicht gewusst. Sie wissen es ohnehin, ich habe Ihnen auch schon im Ausschuss zweimal darüber Auskunft gegeben. Ich möchte nur festhalten: Selbstverständlich ist das Projekt nicht gestorben, sondern nur dieses konkrete eine Projekt, die Idee und die Umsetzung wird selbstverständlich weiterhin erfolgen! (Beifall bei der SPÖ. - GR Marco Schreuder: Gibt es eine neue Ausschreibung?)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächster zum Wort gemeldet hat sich Herr GR Dr Troch. - Bitte.

GR Dr Harald Troch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Einer der wohl bedeutendsten österreichischen Wissenschafter des 20. Jahrhunderts hat sich ein einziges Mal klar politisch geäußert. Dieser Mann, der sich ein einziges Mal in seinem Leben klar politisch geäußert hat, war Sigmund Freud. Sigmund Freud hat im Jahr 1927, als wieder einmal die Wahl des Gemeinderates in Wien anstand, gemeinsam mit vielen anderen Wiener Intellektuellen, Künstlern und Künstlerinnen, Wissenschaftern, Universitätsprofessoren eine Stellungnahme abgegeben, und ich möchte ganz kurz ausschnittartig daraus zitieren. 

Zitat: „Angesichts des politischen Kampfes in dieser Stadt fühlen wir uns vor unserem Gewissen verpflichtet, folgende Erklärung abzugeben." Es heißt dann weiter an anderer Stelle: „Es wäre aber ein wahres Versäumnis, wenn man im Abwehrkampf gegen Steuerlasten die große soziale und kulturelle Leistung der Wiener Stadtverwaltung übersähe. Diese große und fruchtbare Leistung, welche die Bedürftigen leiblich betreut, die Jugend nach den besten Prinzipien erzieht und entwickelt, den Strom der Kultur in die Tiefe leitet, diese Taten wollen gerade wir anerkennen. Dieses überpolitische Werk möchten gerade wir erhalten und gefördert wissen. Geist und Humanität sind ein und dasselbe."

Neben Sigmund Freud haben diesen Wahlaufruf von damals, für den damaligen Bürgermeister, unter anderem unterzeichnet: Fritz Grünbaum, Hans Kelsen, Alma Mahler-Werfel, Robert Musil, Alfred Polgar, Oskar Strnad, Franz Werfel!

Ich habe nur die wohl bekanntesten Namen, die alle hier kennen und deren Leistungen wohl auch alle kennen, zitieren wollen. Diesen Aufruf haben viele weitere unterschrieben, und um diesen Aufruf zu verstehen, muss man einfach wissen, was damals in diesem Wien passiert ist. Ich möchte hier nur drei Stichworte erwähnen, drei Stichworte in Erinnerung rufen. 

Das erste Stichwort ist Tuberkulose. Die Tuberkulose ist in der Stadt nicht von der Medizin ausgerottet worden. Nein, die Architektur des so genannten Roten Wien, die von der Stadtverwaltung den Auftrag bekam, nach dem Prinzip „Licht, Luft, Sonne" zu bauen, trockene Wohnungen statt der feuchten Gelasse zu schaffen, das war ein wesentlicher Schritt, um sozusagen die sozialen Verhältnisse der Arbeiterschaft in Wien bedeutend zu verbessern. Das heißt, erst der soziale Wohnbau der Ersten Republik, der Zeit des Wien der Zwischenkriegszeit, hat die triste Mietzinskasernen-Geschichte Wiens beendet. 

Das zweite Stichwort ist „Wasser, Bäder, Sport, Erziehung und Bildung". Wien hat sich in der damaligen Zeit der Montessori-Pädagogik geöffnet, und Anna Freud hat begonnen, pädagogische Programme für die Kindergärten zu schaffen. Die Pädagogik, die bis zum Ersten Weltkrieg fest in der Hand von Männern war, ist auch für Frauen geöffnet worden, und hier haben Pädagogen und Pädagoginnen Phänomenales für die Wiener Jugend geleistet. Es war ein echter Quantensprung, ein völlig neues Herangehen unter dem Motto: Von der Drillschule zur so genannten Arbeitsschule. Arbeit steht für Anwendung und für praktisches Leben. (Ruf bei der ÖVP: Ist das ein Seminar?)
Das dritte Stichwort schließlich ist „Körperkultur und Sexualität". Das Wien der Jahrhundertwende war ein sehr borniertes Wien, auch in Fragen der Sexualmoral und der Körperkultur. (Ruf bei den GRÜNEN: Wir sind heute ...!) Erst die pädagogischen Maßnahmen des so genannten Roten Wien haben die Borniertheit des christlich-sozialen Wiens überwinden können, mit verschiedensten Maßnahmen wie Sexualunterricht für Jugendgruppen, Sexualaufklärung für junge Frauen, was in Wien überhaupt nicht selbstverständlich war. Das ist ebenfalls ein gesellschaftlicher Quantensprung der damaligen Zeit gewesen. 

Aus diesen Gründen war das Rote Wien verhasst bei den Heimwehrfaschisten, diese haben dem Roten Wien schließlich auch den Garaus bereitet. Daran sieht man ganz einfach, wer genau dieses Rote Wien auf der Abschussliste hatte, und das soll uns historisch ganz einfach zu denken geben. - Danke. (Beifall bei der SPÖ. - GR Mag Thomas Reindl: Haben Sie aufgepasst, Herr Schreuder? Jetzt haben Sie etwas gelernt!)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Die Frau Berichterstatterin hat auf das Schlusswort verzichtet, wir kommen daher zur Abstimmung. 

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderates, die der Postnummer 58 die Zustimmung erteilen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Dieses Poststück wird von der SPÖ unterstützt und hat die ausreichende Mehrheit. 

Wir kommen zur Abstimmung über die Postnummer 59. Ich bitte jene Damen und Herren, die der Postnummer 59 die Zustimmung geben, um ein Zeichen mit der Hand. - Dies wird von der SPÖ unterstützt und hat damit die ausreichende Mehrheit. 

Es gelangt nunmehr die Postnummer 63 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an die Vereinigte Bühnen Wien GesmbH. Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GRin Floigl, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Veronika Floigl: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! Ich bitte um Zustimmung zum vorliegenden Akt.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich eröffne die Debatte. Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Mag Ringler. Ich erteile es ihr.

GRin Mag Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren!

Noch eine Anmerkung zum letzten Akt: Bei den GRÜNEN wäre Frau Krotsch an dieser Stelle hinausgegangen. Sie hätte sich als befangen erklärt und hätte nicht für ihren eigenen Verein so viel Geld abgestimmt! (Beifall bei GRÜNEN und ÖVP.) 

Aber das ist das Verständnis der SPÖ von der Stadt und von dem, was man mit Steuergeld offensichtlich alles tun kann. Sie werden die Rechnung dafür bekommen! Dafür werden wir sorgen, und die Bürgerinnen und Bürger dieser Stadt ebenfalls. (Zwischenrufe bei der SPÖ.) 

Zu den Vereinigten Bühnen werde ich nur ein paar Worte sagen. Das ist auch ein großes schwarzes Loch der Wiener Kulturpolitik, allerdings zumindest nicht so eindeutig - um nicht zu sagen, gar nicht - SPÖ-dominiert, was die politische Zusammensetzung betrifft. Allerdings sind die Vereinigten Bühnen ein Sorgenkind der Wiener Kulturpolitik, und seit vielen Jahren bemühen wir uns darum, Licht ins Dunkel zu bringen. Deshalb werden wir nicht müde, auch heute wieder einen Antrag einzubringen, anlässlich dieser Subvention über 37 Millionen EUR:

„Der Herr amtsführende Stadtrat für Kultur und Wissenschaft wird aufgefordert zu veranlassen, dass die Vereinigten Bühnen Wien ab sofort hinsichtlich aller ihrer Geschäftsfälle dem Gemeinderatsausschuss für Kultur und Wissenschaft vierteljährlich einen schriftlichen Bericht zur wirtschaftlichen Lage, zur künstlerischen Arbeit und zur zukünftigen Planung vorzulegen und diesen mit den Mitgliedern des Ausschusses zu diskutieren hat. 

In formeller Hinsicht beantragen wir die sofortige Abstimmung dieses Antrages."

Sehr geehrte Damen und Herren! Ich mache es kurz: Die Vereinigten Bühnen brauchen dringend Reformen. Wir wollen gerne mithelfen. Transparenz wäre da sehr hilfreich. - Vielen Dank. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Dr Wolf. Ich erteile es ihm.

GR Dr Franz Ferdinand Wolf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich werde es auf Grund der fortgeschrittenen Zeit auch schnell machen. 

Interessant ist hier, dass im Bereich Kultur heute in der 13. Stunde der Debatte rund 94 Millionen EUR an Subvention vergeben werden, bei einem Kulturbudget von 236 Millionen EUR insgesamt! Offenbar ist Ihnen nicht sehr daran gelegen, dass in die Tiefe diskutiert wird, sondern sie wollen die Dinge durchgewinkt haben. Den Wunsch werden wir Ihnen nicht ganz erfüllen können, ein paar Worte müssen dazu gesagt werden. 

Es geht um eine Subvention in Höhe von 37,3 Millionen für die Vereinigten Bühnen Wien. Wir werden diesem Akt nicht zustimmen. Wir werden ihn ablehnen, aber nicht, weil wir nicht der Meinung wären, dass die Vereinigten Bühnen Wien subventioniert werden sollen. Wir sind nur der Meinung: So kann man es nicht machen! Lassen Sie mich das kurz begründen. 

Die Vereinigten Bühnen Wien haben schwere Strukturprobleme, sie haben Managementprobleme, sie haben künstlerische Probleme. Sie produzieren Flops und haben heuer mit hoher Wahrscheinlichkeit einen Zuschussbedarf von 50 Millionen EUR, der unter Auflösung von Rücklagen abgedeckt werden kann, zusätzlich zu den Subventionen von 37,3 Millionen EUR. 

Das wissend, bringen sie dennoch wieder einen Antrag auf Subvention von 37,3 Millionen EUR für das kommende Jahr ein. Sie wissen heute schon, dass sich das nicht ausgehen wird. Sie wissen heute schon, dass es entweder gravierende Änderungen bei den Vereinigten Bühnen Wien geben muss, oder sie, nämlich die Vereinigten Bühnen Wien, werden mit dieser Summe nicht auskommen. Dennoch tun sie so, als ob nichts gewesen wäre, und sagen: Gleiche Summe wie im vergangenen Jahr!

Ohne Strukturreform haben die Vereinigten Bühnen Wien keine Chance, mit dem Geld auszukommen. Hier wird verschleiert, hier wird getrickst, denn es gibt offenbar eine Abdeckungsgarantie der Stadt: Die Stadt zahlt auf Grund von Verträgen, egal, welcher Abgang von den Vereinigten Bühnen produziert wird. 

Dagegen sprechen wir uns aus. Wir sind der Meinung, dass öffentliche Gelder, die eingesetzt werden, effektiv verwendet werden sollen, dass es Transparenz und Sparsamkeit geben muss. Deshalb lehnen wir das ab, denn Sie verstoßen gegen all diese Regeln, wenn es um öffentliches Geld geht. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau GRin Bluma. Ich erteile es ihr.

GRin Susanne Bluma (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich möchte mich im Gegensatz zu meiner Vorrednerin und meinem Vorredner auf Fakten beschränkten. 

Fakt Nummer 1: Die Vereinigten Bühnen Wien sind ein privatwirtschaftlich organisiertes Kulturunternehmen. 

Fakt 2: Sie sind einer der größten und erfolgreichsten Musiktheaterkonzerne in Europa. Sie haben über Jahre hinweg erfolgreiche ... (Zwischenrufe bei GRÜNEN und FPÖ.) Entschuldigung, sie haben über die Jahre großartige Erfolge national und international zu verzeichnen. Aber natürlich gibt es, wie in der Kunst im Allgemeinen, durchaus auch Produktionen, die beim Publikum nicht so gut ankommen. 

Die Vereinigten Bühnen Wien sind selbstverständlich, so wie jede GesmbH, ihren Aufsichtsorganen gegenüber berichtspflichtig. Darüber hinaus werden die Vereinigten Bühnen Wien wie kaum ein anderes Kulturunternehmen vom Rechnungshof und vom Kontrollamt regelmäßig geprüft. Und schließlich ... (GR Dr Matthias Tschirf: Die Berichte kennen wir!) Und schließlich, Herr Kollege ... (GR Mag Wolfgang Jung: ... Berichte kennen wir, aber Sie noch nicht! - Weitere Zwischenrufe.) 

Anders als bei Kulturunternehmen des Bundes werden ihre Finanzen durch Beschlüsse des Ausschusses, des Stadtsenates und des Gemeinderates ebenfalls regelmäßig geprüft und transparent gemacht. Und schließlich steht die Geschäftsführung der Vereinigten Bühnen Wien dem Kulturausschuss, wie Sie alle sehr wohl wissen, regelmäßig Rede und Antwort. (GR Dipl-Ing Martin Margulies: ... sind die Fakten!)
Es gibt daher kein Kulturunternehmen in ganz Österreich, das seine Gebarung so transparent macht wie die Vereinigten Bühnen Wien. Deshalb ist es aus unserer Sicht nicht nur nicht notwendig, sondern würde es auch dem Gleichheitsgrundsatz widersprechen und wäre es völlig unpraktikabel, würden die Vereinigten Bühnen Wien darüber hinaus gesondert Berichte legen. - Ich danke Ihnen für die Aufmerksamkeit. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Mag Ebinger. Ich erteile es ihm.

GR Mag Gerald Ebinger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Vorsitzender!

Schön langsam wird das zur lieben Gewohnheit, nach Frau Kollegin Bluma zu reden. - Nein, ich möchte nur eine ganz kurze Rede halten. (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Nein!) 

Ich schließe mich der Meinung und den Redebeiträgen von Kollegen Wolf und von Frau Kollegin Ringler vollinhaltlich an. - Danke. (Beifall bei der FPÖ und von Gemeinderätinnen und Gemeinderäten der ÖVP.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Die Frau Berichterstatterin hat auf das Schlusswort verzichtet, und wir kommen nun zur Abstimmung. 

Wer der Postnummer 63 die Zustimmung gibt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dieses Geschäftsstück wird von der SPÖ unterstützt und hat die ausreichende Mehrheit. 

Es liegt auch ein Beschluss- und Resolutionsantrag der GRÜNEN vor. Er betrifft das Berichtswesen der Vereinigten Bühnen Wien, in formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung verlangt. Wer diesem Antrag die Zustimmung gibt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies wird von den drei Oppositionsparteien unterstützt und hat keine ausreichende Mehrheit. 

Es gelangt nunmehr die Postnummer 67 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft einen Rahmenvertrag für die Förderung von Aktivitäten auf dem Gebiet der Wissenschaft. Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GRin Mag Straubinger, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Mag Sybille Straubinger: Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich eröffne die Debatte. Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Smolik. Ich erteile es ihr.

GRin Claudia Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Vorsitzender! Meine Damen und Herren! Ich werde es auch kurz machen. 

Wir haben diesen Tagesordnungspunkt gewählt, weil uns der Titel „Förderung von Aktivitäten auf dem Gebiet der Wissenschaft" sehr passend dafür schien, über das, was gerade an den Universitäten in Wien, aber auch in Österreich und international passiert, zu sprechen. Wir werden dem Poststück zustimmen, und ich möchte kurz, wie ich es auch schon vorhin bei der Hochschulförderung angesprochen habe, auf die Studierendenproteste zu sprechen kommen. 

Seit mittlerweile sieben Wochen haben Studierende ihren Protest, ihren Unmut über die Situation an den Universitäten und den Fachhochschulen sehr lautstark und nachdrücklich den BürgerInnen und der breiten Bevölkerung zur Kenntnis gebracht. Die Studierenden haben - und das haben wir auch in einem gemeinsamen Antrag mit der SPÖ unterstützt (GR Mag Wolfgang Jung: ... mittlerweile mehr Sandler als Studierende!) - ihre Forderungen nach Demokratisierung der Universitäten, nach selbstbestimmtem Studieren und nach der Antidiskriminierung in allen Bildungseinrichtungen sehr deutlich gemacht und betonen dies auch immer wieder.

Nicht nur die Studierenden, sondern auch die Lehrenden haben sich der Kritik im Laufe der Zeit angeschlossen. Aber nicht nur Universitätsangehörige, sondern auch andere Partner und Partnerinnen in der Gesellschaft haben sich der Kritik der Studierenden angeschlossen und haben kürzlich das Projekt „Kritische und solidarische Universität" ins Leben gerufen.

Wer in diesem Diskurs dabei war - und der Herr Stadtrat war ja auch bei der Veranstaltung im Kabelwerk -, hat mitbekommen, dass in dieser kritischen und solidarischen Universität einiges gefordert wird, nämlich vor allem auch Räume, Räume für einen öffentlichen Diskurs zwischen Wissenschaft und Studierenden auf der einen Seite sowie der Gesellschaft auf der anderen Seite. Dass diese Räume nicht nur auf den Universitäten sein können, sondern auch im breiten Umfeld, und dass sie sichtbar sein sollten, ist für uns nachvollziehbar. Denn die Diskussion, die es an den Universitäten gibt und die notwendigerweise im Moment an den Universitäten angelaufen ist, muss die Gesellschaft erreichen, sonst wird es hier zu keiner Änderung kommen. 

Deswegen unterstützen wir auch diese kritische und solidarische Universität und ihr Anliegen, Räume für einen Diskurs zu schaffen. Es gibt von dieser Initiative, der sich auch Lehrende angeschlossen haben, mehrere Vorschläge, wie solche Räumlichkeiten ausschauen könnten und was es hier brauchen würde. Das können Sie dem Antrag, den ich jetzt einbringen werde, auch entnehmen. 

Ich glaube, dass wir als Gemeinderat diesen Diskurs unterstützten könnten, indem wir eben unseren Beitrag dazu leisten könnten, solche Räume zur Verfügung zu stellen. Einerseits ist die Stadt Wien natürlich aufgefordert, solche Räumlichkeiten anzubieten, aber es geht auch - und jetzt zum Antrag - um Folgendes:

„Der Wiener Gemeinderat begrüßt den Aufbau einer kritischen und solidarischen Universität und unterstützt die Forderung nach geeigneten Räumen für dieses Projekt. Der Wiener Gemeinderat fordert die Universität auf, Räume für alternative Projekte zur Verfügung zu stellen, und ersucht den amtsführenden Stadtrat für Kultur und Wissenschaft, die Aktivistinnen und Aktivisten der kritischen und solidarischen Universität bei der Raumsuche zu unterstützen und mit den zuständigen Stellen der Universität Wien dafür notwendige Gespräche zu führen. 

Ich beantrage die sofortige Abstimmung dieses Antrags.“

Es waren aber nicht nur Räume an den Universitäten in der Diskussion, sondern es gab auch viele Ideen, welche Räume es denn sonst noch gäbe. Ich glaube, dass wir hier als Stadt sehr wohl Räume anbieten könnten - es würden sich zum Beispiel Gürtelbögen oder auch Bögen der Schnellbahn anbieten -, nur bräuchte es dazu den Gesprächspartner. Unserer Meinung nach ist dieser Gesprächspartner der zuständige Stadtrat, nämlich der Stadtrat für Kultur und Wissenschaft, der sich ja auch dort im Kabelwerk als Ansprechpartner für die Studierenden präsentiert hat. 

Ich hoffe, dass zumindest die Stadt Wien den Diskurs mit den Studierenden nach wie vor pflegt und nicht verhindert oder boykottiert. Ich hoffe, dass die Studierenden hier in ihrem Anliegen breites Gehör in der Gesellschaft finden, dass sie ihre Anliegen auf Diskussion und Diskurs mit der Gesellschaft auch zu einem Ende bringen beziehungsweise anfangen können, und ich hoffe, dass unser Antrag unterstützt wird. - Danke sehr. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort.

Berichterstatterin GRin Mag Sybille Straubinger: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! Ich werde es auch kurz machen. 

Ich glaube, Wien hat schon sehr oft und immer wieder bewiesen, dass Wissenschaft uns ein ganz besonderes Anliegen ist. Wir sind eine Wissensstadt, wir können als Stadt sozusagen auch nur mit Wissen, mit Innovation, mit Technologie bestehen. Wir zeigen das auf ganz vielfältige Art und Weise, indem Projekte an den Universitäten unterstützt werden, außeruniversitäre Projekte unterstützt werden. 

Wir zeigen es auch mit diesem vorliegenden Akt, wo es um 1 Million EUR für Projektförderungen im Wissenschaftsbereich geht. Das ist eine ganz, ganz wesentliche Unterstützung für die Studenten beziehungsweise für Menschen, die schon ein Doktorat machen und daher Jungforscher sind. Das ist eine Förderung und eine Unterstützung, die im Rahmen unserer Kompetenzen als Stadt möglich sind. 

Ich glaube, es würde etwas zu weit führen, hier den Herrn Stadtrat aufzufordern, sich in inneruniversitäre Angelegenheiten einzumischen in dem Sinne, dass er jetzt sozusagen Räume in den Universitäten zur Verfügung stellen soll. Wir sind immer und gerne bereit, Gesprächspartner zu sein für alle Kompetenzen, die die Stadt betreffen, aber wir werden aus diesen Gründen den Antrag, den Kollegin Smolik eingebracht hat, ablehnen. - Danke. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Wir kommen zur Abstimmung. Wer der Postnummer 67 die Zustimmung gibt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ich danke für die Einstimmigkeit. 

Es wurde von den GRÜNEN ein Antrag betreffend Freiräume an den Universitäten eingebracht. Formell wird die sofortige Abstimmung verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies wird vom Antragsteller allein unterstützt und hat damit keine ausreichende Mehrheit.

Wir kommen zu den Postnummern 70 und 71 der Tagesordnung. Da keine Wortmeldung vorliegt, kommen wir sogleich zur Abstimmung.

Wer der Postnummer 70 die Zustimmung gibt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies wird von ÖVP, SPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat damit die ausreichende Mehrheit.

Wir kommen nun zur Abstimmung der Postnummer 71. Wer diesem Geschäftsstück die Zustimmung gibt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies wird von ÖVP, SPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat die ausreichende Mehrheit.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 76 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an den Verein „aktionsradius WIEN". Zum Wort ist niemand gemeldet. Wir kommen sogleich zur Abstimmung. - Wer diesem Geschäftsstück die Zustimmung gibt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies wird von FPÖ, SPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat die ausreichende Mehrheit.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 77 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft die Umwidmung von Subventionsmitteln des „Club of Vienna“. Zum Wort ist niemand gemeldet, wir kommen zur Abstimmung. - Wer diesem Geschäftsstück die Zustimmung gibt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies wird von ÖVP und SPÖ unterstützt und hat damit die ausreichende Mehrheit.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 80 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an das Demokratiezentrum Wien. Zum Wort ist niemand gemeldet, daher komme ich zur Abstimmung. - Wer diesem Geschäftsstück die Zustimmung gibt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies wird von SPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat die ausreichende Mehrheit.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 89 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft den Abschluss einer 3-Jahresvereinbarung mit den Wiener Symphonikern. Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GRin Dr Vitouch, die Verhandlung einzuleiten. 

Berichterstatterin GRin Dr Elisabeth Vitouch: Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich eröffne die Debatte. Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Mag Ringler. Ich erteile es ihr.

GRin Mag Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren!

Auch die Wiener Symphoniker bereiten uns Sorgen. (GR Dr Herbert Madejski: Aber nicht wegen dem Falschspielen!) Nicht wegen dem Falschspielen, da haben Sie völlig recht. 

Ein zutiefst verstörender Kontrollamtsbericht vor einigen Jahren hat den Stein ins Rollen gebracht. Damals haben die Symphoniker sich unter anderem dadurch ausgezeichnet, dass sie bei einem Ball goldene Tischtücher verwendet haben, was für ein ausschließlich von der öffentlichen Hand subventioniertes Orchester wirklich recht eindrucksvoll war. Diese Zeiten sind bei den Wiener Symphonikern vorbei, das ist auch gut so, und die Symphoniker haben in den letzten Jahren durchaus auch das eine oder andere auf den Weg gebracht, was an notwendigen Reformen in den letzten Jahren ausgestanden ist. 

Aber Kollege Wolf und ich waren letzthin bei einer Sitzung der Mitgliederversammlung der Wiener Symphoniker, wohin ja die Klubs des Rathauses jeweils nichtstimmberechtigte Mitglieder entsenden. Offen gestanden, ich glaube, es ist uns beiden ähnlich gegangen: Wir waren einigermaßen entsetzt über die Art und Weise, wie dort die tatsächliche, objektiv bestehende Finanzmisere der Wiener Symphoniker diskutiert - beziehungsweise nicht diskutiert - und kommentiert wurde. 

Ich kann Ihnen versichern, es waren dort auch einige der wichtigsten Manager von Konzerthäusern und Festivals in diesem Land anwesend, und sie haben unser Kopfschütteln geteilt. Denn das, was wir dort zu hören bekommen haben, war: Na ja, das ist nun einmal so, wir sind ein großes Orchester, wir brauchen viel Geld, wir können leider nicht mehr sparen, wir müssen jetzt darauf setzen und hoffen, dass auch 2010 die Stadt Wien unser recht üppiges Finanzloch stopfen wird!

Das war die Ansage des Herrn Präsidenten Streicher, der das dort gesagt hat, mehr oder weniger nach dem Motto: Wir haben schon alles getan, was wir tun konnten, wir können jetzt nichts mehr machen, jetzt muss der Steuerzahler zahlen!

Sehr geehrte Damen und Herren! So sollte das in dieser Stadt nicht funktionieren, wenn Sie mich fragen. Die Symphoniker sind unbestrittenermaßen eines der wichtigsten Orchester in dieser Stadt, sie haben einen Weltruf - an dem man aber auch noch arbeiten könnte -, sie sind ein wesentlicher Faktor des Wiener Musiklebens. Die hingerotzte Antwort auf die Frage: „Sagen Sie, wie werden Sie das nächstes Jahr machen?", ist: „Na ja, da muss eben die Stadt Wien einspringen!"

Ich halte das für keine sehr seriöse Vorgehensweise für ein Unternehmen mit immerhin doch ungefähr 14 Millionen EUR Umsatz. Wir würden alle Zeter und Mordio schreien, wenn ein Unternehmen, an dem wir persönlich beteiligt wären, in dieser Weise vorgehen würde. 

Ich behaupte auch nicht, dass ich die Lösung für alle Probleme der Wiener Symphoniker habe. Nein, aber es beunruhigt mich zutiefst, dass Herr Präsident Streicher mir auch nicht das Gefühl vermittelt, dass er erstens eine Lösung hat und zweitens sich darum bemüht. 

Deshalb bringen wir einen gemeinsamen Antrag ein, der den Herrn Stadtrat noch einmal freundlich auffordert, sich doch dieses Problems wieder einmal anzunehmen und auch vielleicht im Kulturausschuss darüber zu diskutieren. Wir werden dann gerne beitragen, was wir beitragen können. Die Wiener Symphoniker brauchen in nächster Zeit ein bisschen Aufmerksamkeit, ist mein Eindruck, und diese wollen wir ihnen gerne geben. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Ing Mag Dworak. - Bitte.

GR Ing Mag Bernhard Dworak (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Stadtrat! Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Kollegin Ringler hat ja den Zustandsbericht aus der Generalversammlung der Wiener Symphoniker gebracht. Wir hätten der Basissubvention von 12,7 Millionen EUR durchaus zugestimmt. 

Es gibt unter anderem auch Orchester, die das durchaus billiger machen. Aber trotzdem hätten wir zum Wohl der Wiener Symphoniker zugestimmt. Nur als wir gehört haben, dass diese 12,7 Millionen EUR nicht einmal für die Personalkosten reichen, da mussten alle Alarmglocken läuten, vor allem deshalb, weil im Vorjahr 2,5 Millionen Verlust erwirtschaftet worden sind. Es heißt, hier gibt es keine Reserven und in der Vereinsbilanz stehen mehr als 49 Millionen Schulden. Das macht uns sehr betroffen.

Trotz dem Kontrollamtsbericht und dem Gutachten der Infora Consulting Group hat die SPÖ und vor allem der Herr Stadtrat offenbar nichts unternommen, um die Verluste einzudämmen. Bis heute ist nämlich nicht bekannt, wie die Zukunft der Symphoniker wirklich ausschauen wird. Es ist zwar bekannt, dass immer mehr Geld benötigt wird, wenn der Herr Präsident Streicher das so salopp formuliert „die Stadt Wien wird einspringen müssen“, dann ist nicht bekannt, in welcher Höhe das sein wird. Und das ist vor allem der Grund, warum wir diesem Antrag, nämlich die Basissubvention zu unterstützen, nicht zustimmen werden.

Herr Kulturstadtrat, handeln Sie endlich! Es liegt in Ihrer Verantwortung, Sie wissen das ganz genau, dass die Symphoniker mit ausreichenden Mitteln ausgestattet werden müssen. Das Gutachten der Infora ist offensichtlich zu verwerfen. Ich habe darauf schon letztes Mal hingewiesen und es sind halt entsprechende Maßnahmen zu setzen.

Wir haben heute schon mit den GRÜNEN ein verbessertes Berichtswesen eingefordert. Sie haben uns das natürlich abgelehnt. Aber auch das ist sinnvoll und es wäre durchaus zur Informationspolitik notwendig. Leider stimmen wir heute der Basissubvention für 2010 bis 2012, jährlich 12,7 Millionen, nicht zu. Wir wollen zuerst ... (GR Dr Herbert Madejski: Leider?) Wir wollen zuerst die ... (StR Johann Herzog. Leider?) Leider, wirklich! (GR Dr Herbert Madejski: Wirklich leider?) Ich sage, von ganzem Herzen hätten wir gerne zugestimmt. Aber zuerst müssen die Konzepte auf dem Tisch liegen, bevor man etwas machen kann.

Und Kollegin Ringler hat es ja schon angekündigt, dass wir einen Beschlussantrag einbringen betreffend eine Konzepterstellung zur Lösung struktureller Probleme der Wiener Symphoniker. Der Antrag lautet:

„Der amtsführende Stadtrat für Kultur und Wissenschaft möge ein umfassendes Strukturkonzept für die Wiener Symphoniker entwickeln, das eine nachhaltige Sicherung dieses Orchesters gewährleistet und dieses den Mitgliedern des Ausschusses für Kultur und Wissenschaft zur Kenntnis bringt." (Beifall bei der ÖVP.)
Aber ich komme kurz abschließend noch zu einem anderen Thema, das uns schon längere Zeit beschäftigt: Die Neuaufstellung der Schausammlung des Wien Museums im Haupthaus am Karlsplatz. Schon 2010 soll damit begonnen werden, den Neubau des Wien Museums zu starten. Auch die ÖVP unterstützt diesen Wunsch, aber wir machen uns Sorgen, denn viele Parameter sind bis heute ungeklärt. Und hier stellen wir ebenso einen Antrag mit den GRÜNEN betreffend Neubau des Wien Museums und stellen somit den nachfolgenden Beschlussantrag:

„Der amtsführende Stadtrat für Kultur und Wissenschaft möge zum Neubau des Wien Museums folgende Maßnahmen setzen:

- Einrichtung einer Kommission bestehend aus Fachleuten, deren Ziel es ist, möglichst rasch einen geeigneten zentralen Standort für den Museumsneubau zu finden, 

- Beauftragung zur Erstellung eines neuen modernen Museumskonzeptes noch im Frühjahr 2010, 

- eine internationale Ausschreibung eines Architektenwettbewerbs zur Einsetzung einer ebenfalls internationalen Jury, 

- eine internationale Ausschreibung des Bauprojekts bis Ende 2010, 

- Errichtung des Neubaus in ökologisch nachhaltiger Bauweise und Erstellung eines Nachnutzungskonzepts des Oswald-Haerdtl-Pavillons am Karlsplatz, in dem sich das derzeitige Museum befindet.

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung verlangt." – Danke schön. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Dr Troch. 

GR Dr Harald Troch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Vorsitzender! 

Gleich einmal zu den spontan angesprochenen Museen. Ich würde der ÖVP empfehlen, sich nicht zu sehr zu sorgen. Bei zu viel Sorgen kann man auch sterben. Das tut nicht gut. Ich glaube, das Projekt Wien Museum neu ist im Stadtratbüro für Kultur beim Andi Mailath-Pokorny in sehr, sehr guten Händen. Von dort kommt erstens einmal die Initiative zu diesem Projekt. 

Wien als Stadt ist ja nicht unbedarft, was Museen betrifft. Da gibt es einfache Erfahrungen. Da gibt es einen engagierten Museumsdirektor, der da dahinter ist. Und genau an dem läuft diese Geschichte. Die läuft sehr gut. Es wird ein Konzept erarbeitet und es wird ein Konzept geben und es wird ein Museum entstehen als Neubau, als neue Institution, auf die wir in Wien sehr, sehr stolz sein werden können.

Und nun zum eigentlichen Thema, den Wiener Symphonikern. Es ist schade, wenn die Oppositionsparteien der Basissubventionierung für ein einmaliges Orchester nicht zustimmen. Für ein Orchester ... (GRin Mag Marie Ringler: Wir stimmen ja zu!) Ja, aber nicht alle, nicht alle. (GRin Mag Marie Ringler: Wir stimmen zu!) Aber eben nicht alle. Ich habe ja jetzt nicht von den GRÜNEN gesprochen. Frau Ringler, nehmen Sie sich nicht wichtiger als Sie sind. (Heiterkeit bei SPÖ und GR Mag Wolfgang Jung.) Sie sind nicht erwähnt gewesen. (Aufregung bei den GRÜNEN.) Aber ich kann das gerne ändern und gehe gerne auf Ihre Argumente auch ein wie zuerst.

Zu den Symphonikern. Auch hier ist ja einiges in Bewegung (Weitere Aufregung bei den GRÜNEN.) und es ist ja sehr erfreulich. Ein Problem, würde ich sagen, das im Gespräch ist und worüber man tatsächlich sprechen muss, das sind diverse Pensionsregelungen, Altlasten. Ich möchte aber gerade die Kollegen von der ÖVP daran erinnern, der derzeitige Pensionsvertrag von 1970, der ganz einfach Kosten verursacht - gegeben hat ihn Vizepräsident GR Bittner und der war aber nicht von der SPÖ! Wissen Sie, von welcher Partei der war? Diese ... (GR Mag Wolfgang Jung: Jetzt ist es nicht die blau-schwarze Koalition!) Der GR Bittner hat mit Ihnen auch nichts zu tun, Herr Jung. Aber der hat 1970 als Vertreter der ÖVP dieser Pensionsregelung auch zugestimmt. Das ist einfach die geschichtliche Wahrheit. (Heiterkeit bei ÖVP, FPÖ und GRÜNEN) Na, Sie stehlen sich ... Sie wollen sich ... Sie wollen sich davonstehlen, als ob Sie überhaupt nichts damit zu tun hätten! (Große Heiterkeit bei der ÖVP.) Aber ich sage auch, auch dieser Pensionsvertrag hat seine Geschichte (Weitere große Heiterkeit bei ÖVP, FPÖ und GRÜNEN.) und die ÖVP schweigt über die Geschichte ganz einfach.

Aber reden wir weiter davon, was jetzt geschieht. Es gibt tatsächlich eine Pensionsreform seit dem 30. Juni 2006. Alle neu eintretenden Musiker kriegen Pensionsverträge nach dem ASVG. Eine weitere Maßnahme war, dass die Mehrdienstleistungen in dem Orchester reduziert worden sind. Das ist nämlich auch eine Frage der Finanzen. Und die eigenen Einnahmen sind wesentlich gesteigert worden. Das hängt wahrscheinlich auch mit den positiven Reformen beim Marketingkonzept und den Aktivitäten diesbezüglich zusammen.

Wenn es allerdings so ist, dass 90 Prozent der Budgetausgaben in Personalausgaben fließen, dann ist es natürlich nicht so leicht, strukturelle Maßnahmen anzugehen, vor allem unter der Prämisse, dass wir die künstlerische Qualität dieses Botschafters Wiens erhalten wollen und keinen Personalabbau im künstlerischen Bereich betreiben wollen. Das ist mit uns nicht zu machen. 

Wir sagen Ja zur vorbildlichen Nachwuchsförderung der Wiener Symphoniker. Die Wiener Symphoniker machen Nachwuchsarbeit in Volksschulen auch in den Wiener Außen- und Vorstadtbezirken. Sie machen Kinder-Workshops auch mit blinden Kindern und stecken relativ viele Ressourcen in die musikalische Erziehung der Kinder und der Jugend Wiens und das kann man einfach nur begrüßen. Die Wiener Symphoniker zählen zu den besten Botschaftern der Musikstadt Wien und ihre Auftritte, sei es in München, in London, in Rom oder in Japan, sind auch Teil des touristischen Erfolgs unserer Stadt Wien. - Danke. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächster zum Wort gemeldet hat sich Herr GR Dr Wolf (Heiterkeit bei SPÖ und GRÜNEN.) und ich erteile es ihm.

GR Dr Franz Ferdinand Wolf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Ich mache es ganz kurz. Ich wollte mich nicht zum Wort melden, habe auch die Vorlesung über das Rote Wien (GR Heinz Hufnagl: Sie sollen sich nicht untreu werden!) vom Kollegen Troch widerspruchslos hingenommen, aber drei Sätze sind schon notwendig: 

Zu den peinlichen Scherzen des Herrn Dr Troch, von wegen, dass man, wenn man sich Sorgen macht, früh sterben muss, das finde ich peinlich. 

Zweite Bemerkung: Präpotenz im Urteil über Kolleginnen halte ich auch für verurteilenswert. 

Und drittens: Besser hätte man die Reformresistenz der SPÖ nicht ausdrücken können als Troch mit seinem Hinweis, dass vor 40 Jahren ein Pensionsvertrag (Heiterkeit bei den GRÜNEN.) abgeschlossen wurde, dem die ÖVP zugestimmt hat! - Danke schön. (Beifall bei ÖVP, GRÜNEN und von StR Johann Herzog. – Heiterkeit bei ÖVP, FPÖ und GRÜNEN.)

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Die Berichterstatterin hat auf das Schlusswort verzichtet. Wir kommen nun zur Abstimmung.

Wer der Postnummer 89 die Zustimmung gibt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Dies wird von SPÖ und GRÜNEN unterstützt und ist damit ausreichend.

Zu diesem Geschäftsstück liegen mir zwei Beschluss- und Resolutionsanträge vor. Beide eingebracht von ÖVP und GRÜNEN gemeinsam. 

Der erste Beschluss- und Resolutionsantrag betrifft die Konzepterstellung zur Lösung struktureller Probleme der Wiener Symphoniker. Es wird die sofortige Abstimmung verlangt. - Wer diesem Antrag die Zustimmung gibt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Wird von den Oppositionsparteien unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.
Der nächste Beschluss- und Resolutionsantrag betrifft den Neubau des Wien Museums. Auch hier wird die sofortige Abstimmung verlangt. - Wer diesem Antrag zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Wird von den Oppositionsparteien unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.
Es gelangt nunmehr die Postnummer 101 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft die Förderung von diversen Theatergruppen, Institutionen und Einzelpersonen in Form von Standortförderungen, Jahressubventionen, Projektzuschüssen und Beratungskosten. Zum Wort ist niemand gemeldet.

Wir kommen daher zur Abstimmung. Wer dieser Postnummer die Zustimmung gibt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Wird von ... ÖVP hat sich entschieden? (GR Dr Matthias Tschirf: Wir haben nicht! – Heiterkeit bei den GRÜNEN.) Aha. Wird von SPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat damit die ausreichende Mehrheit.

Geschätzte Kolleginnen und Kollegen, nachdem das nun das letzte Poststück im heurigen Jahr war, darf ich diese Gelegenheit zu zwei Dingen benutzen. 

Zum Ersten wurde mir eine Statistik vorgelegt, die ich nur kurz vortragen möchte, was in diesem Jahr in diesem 


Raume passiert ist. 

Wir haben als Gemeinderat 13 Sitzungen abgehalten. In diesen 13 Sitzungen wurden 669 öffentliche Tagesordnungspunkte behandelt, davon waren alleine 440 Tagesordnungspunkte einstimmig, der Rest mehrstimmig. 8 Wahlen wurden abgehalten und 20 nichtöffentliche Tagesordnungspunkte, wobei auch hier 19 einstimmig und 1 mehrstimmig war. Es gab 2 Mitteilungen, 10 Aktuelle Stunden, 7 Dringliche Anfragen, 

1 Dringlichen Antrag, 278 Anfragen, wovon eine zurückgezogen wurde, 104 Anträge, 309 Beschluss- und Resolutionsanträge, 15 Abänderungsanträge und 

1 Misstrauensantrag und zusätzlich gab es noch 3 Ersuchen an das Kontrollamt.

An mündlichen Anfragen wurden eingebracht 66 und an schriftlichen Anfragen 43. Die Gesamtredezeit betrug in diesem Jahr 152 Stunden und ganz genau 19 Minuten. (GR Mag Rüdiger Maresch: Und wie viele Anträge sind unerledigt?) Es gab diese Arbeit nur unter Zuhilfenahme von doch sehr vielen Persönlichkeiten in diesem Haus. Und daher möchte ich diese Sitzung nicht beenden, bevor wir auch Danke sagen allen Mitarbeitern in den Klubs, den Klubdirektoren, die wesentlich dazu beigetragen haben, dass die Sitzungen ständig in einer sehr, sehr ordentlichen Form vorbereitet werden konnten. Ich möchte mich auch bedanken bei den Mitarbeitern der Stadtratbüros und bei allen anderen Mitarbeitern des Magistrats. Aber im Besonderen möchte ich mich bedanken bei Frau Kriz und ihrem Team, die ganz, ganz vieles an Vorbereitungsarbeit für uns geleistet haben und ich glaube, dass wir all diesen Mitarbeitern gemeinsam wirklich einen Applaus schuldig sind. (Allgemeiner Applaus.)

Ich danke auch allen Mitarbeitern der Stadt Wien, die sich rund um die Uhr um das Wohl der Wienerinnen und Wiener kümmern, die auch in der Zeit, wo wir nicht in Sitzungen sind, trotzdem ständig allen Wienerinnen und Wienern zur Verfügung stehen. (Allgemeiner Applaus.)

Und nun darf ich Ihnen Frohe Weihnachten wünschen, besinnliche Tage, ein gutes neues Jahr und ich freue mich schon auf die nächste Sitzung!

Die Sitzung ist geschlossen. (Allgemeiner Applaus.)

(Schluss der Sitzung um 22.17 Uhr)

